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Gemeinde Büchen 
Der Vorsitzende des Bau-, Wege- und Umweltausschuss 

 
Gemeinde Büchen, 27.04.2017 

Einladung 

zur Sitzung des Bau-, Wege- und Umweltausschusses der Gemeinde Büchen am 
Montag, den 08.05.2017 um 19:00 Uhr im Sitzungssaal des Bürgerhauses, 
Amtsplatz 1, 21514 Büchen 

Tagesordnung 
1)  Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

  
2)  Verpflichtung von wählbaren Bürgern für den Bau-, Wege- und 

Umweltausschuss 
  

3)  Beschlussfassung über nichtöffentliche Sitzungsteile 
  

4)  Bekanntgabe des Beschlusses aus nichtöffentlicher Sitzung vom 
20.02.17 

  
5)  Niederschrift der letzten Sitzung vom 20.02.17 

  
6)  Bericht des Ausschussvorsitzenden 

  
7)  Einwohnerfragestunde 

  
8)  Bebauungsplan Nr. 51 für das Gebiet: "Zwischen Bürgerstraße, 

Lauenburger Str., Blumenweg und Grüner Weg", 
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. § 13a BauGB 

  
9)  23. Änd. des Flächennutzungsplanes für das Gebiet: "Großer 

Sandkamp, nördl. der Pötrauer Str., westl. Waldhallenweg und südl. 
Fuchsweg", hier: Erweiterung des Plangeltungsbereiches, Abwägung 
der eingegangenen Stellungnahmen, Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

  
10)  Bebauungsplan Nr. 55  für das Gebiet: "Großer Sandkamp, nördl. der 

Pötrauer Str., westl. Waldhallenweg und südl. Fuchsweg" 
hier: Erweiterung des Plangeltungsbereiches, Abwägung der 
eingegangenen Stellungnahmen, Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

  
11)  Windmung der Gemeindestraße "Am Park" und Festlegung eines 

Bauprogammes 
  

12)  Festlegung eines Bauprogrammes für die Verbindungsstraße 



   

"Nüssauer Weg" 
  

13)  Festlegung eines Bauprogrammes für die Ringstraße im 
Bebauungsplan Nr. 50 

  
14)  Straßenname für die Ringstraße im Bebauungsplan Nr. 50 : Nördlich 

Pötrauer Str., westl. Schulzentrum 
  

15)  Straßennamen für die Straßen im zuk. Bebauungsplan Nr. 55: Großer 
Sandkamp 

  
16)  Zukünftige verkehrsrechtliche Anordnungen im "Schulweg" und 

"Nüssauer Weg" nach Bau der Verbindungsstraße B-Plan 50 sowie 
Parksituation Schulzentrum Büchen 

  
17)  Beschluss über den Antrag auf Einrichtung eines zeitlich 

eingeschränkten Parkverbotes "Holstenstr." 
  

18)  Antragstellung für ein absolutes Halteverbot in der "Berliner Str." 
zwischen "Gudower Str." u. "An den Moorwiesen" 

  
19)  Antragstellung für ein absolutes Halteverbot in der "Möllner Str." 

Abschnitt "Möllner Str. 1" bis Ampelanlage Kindergarten 
  

20)  Nutzung der alten Zufahrt neben dem Zebrastreifen am Rodelberg im 
"Heideweg" als Parkplätze 

  
21)  Verkehrssicherungspflicht/Baumkontrolle von Waldrändern in der 

Gemeinde Büchen 
  

22)  Erste Entwurf des Netzentwicklungsplans 2030/380 kV-Netzausbau 
Lübeck - Krümmel 

  
23)  Verschiedenes 

  
24)  Grundstücksangelegenheiten 

  
 
 
 
Bitte prüfen Sie Ihre persönliche Befangenheit nach §22 der Gemeindeordnung. 
 
 
 
gez. Markus Räth  
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Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Linda Reinke 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
TOP 8: 
Bebauungsplan Nr. 51 für das Gebiet: "Zwischen Bürgerstraße, Lauenburger 
Str., Blumenweg und Grüner Weg", 
hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a 
BauGB 
 
Beratung: 
Am 01.12.2015 hat die Gemeindevertretung beschlossen für das Gebiet: „Zwischen 
Bürgerstraße, Lauenburger Str., Blumenweg und Grüner Weg“ den Bebauungsplan 
Nr. 51 als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren 
aufzustellen. Hierzu sollte eine städtebauliche Neuordnung zugunsten einer 
maßvollen Nachverdichtung des Gebietes verfolgt werden.  
 
Mit bestimmten Grundeigentümern der Flächen sind städtebauliche Verträge zur 
Übernahme der Kosten der Bauleitplanung geschlossen worden.  
 
Seitens des Planungsbüros wurden verschiedene Varianten für den 
Bebauungsplanentwurf  mit den Kostenträgern abgestimmt. Mit einem 
Grundeigentümer musste in der Zwischenzeit die zukünftige Gewerbenutzung für die 
weitere Bauleitplanung fest definiert werden, so dass der Entwurf des 
Bebauungsplanes nun entsprechende Festsetzungen zum Lärmschutz enthält.  
 
Da nicht alle Grundeigentümer im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bislang an 
der Aufstellung des nachfolgenden Entwurfes beteiligt waren, sollte der Ausschuss 
entscheiden, ob eine zusätzliche Beteiligung der Öffentlichkeit, über die 
vorgeschriebene amtliche Bekanntmachung in den Lübecker Nachrichten hinaus, 
erfolgen soll.  
 
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss beschließt:  
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 51 für das Gebiet: „Zwischen Bürgerstraße, 
Lauenburger Str., Blumenweg und Grüner Weg“  und die Begründung werden in der 
vorliegenden Fassung gebilligt.  
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Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB i. V. mit § 
13a BauGB öffentlich auszulegen und die berührten Behörden und Träger 
öffentlicher Belange sind von der Auslegung zu benachrichtigen.  
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1. Anlass und Aufgabenstellung 

Mit der der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51 beabsichtigt die Gemeinde Büchen für 

das Gelände südwestlich der Lauenburger Straße, südöstlich der Bürgerstraße und nord-

westlich der Straße Blumenweg die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Über-

planung des Gebietes und eine bessere Ausnutzbarkeit der Grundstücke zu schaffen. 

Die Gebietsausweisung ist im nordöstlichen Bereich als Mischgebiet und im südwestlichen 

Bereich als allgemeines Wohngebiet vorgesehen. 

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung ist für das Plangebiet die zu erwartende 

Lärmbelastung zu ermitteln und ggf. zu klären, ob Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der 

Teilgebiete erforderlich sind. 

Folgende Lärmkonflikte sind dabei zu beachten: 

• Schutz der Nachbarschaft vor Verkehrslärm auf öffentlichen Straßen durch den B-Plan-

induzierten Zusatzverkehr; 

• Schutz des Plangeltungsbereichs vor Verkehrslärm (Straße und Schiene); 

• Schutz des Plangeltungsbereichs vor Geräuschimmissionen aus Gewerbelärm. 

Die Ermittlung und Beurteilung erfolgen nach DIN 18005, Teil 1 einschließlich der im Beiblatt 1 

zur DIN 18005 genannten schalltechnischen Orientierungswerte für die städtebauliche Pla-

nung. Für die Beurteilung des Verkehrslärms werden ergänzend die Immissionsgrenzwerte 

der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) herangezogen.  

In den Bebauungsplan sind gegebenenfalls Festsetzungen aufzunehmen, die dem Schutz 

der innerhalb des Plangeltungsbereiches vorhandenen oder geplanten baulichen Nutzun-

gen vor Verkehrs- und Gewerbelärm dienen. Die vorliegende Untersuchung enthält die in 

diesem Zusammenhang erforderlichen Aussagen.  

Zur Beurteilung des Gewerbelärms verweist die DIN 18005, Teil 1 auf die TA Lärm, die im 

Rahmen der nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren maßgebend ist. 

2. Örtliche Situation 

Das Gebiet wird im Nordwesten durch die Bürgerstraße, im Nordosten durch die Lauenbur-

ger Straße, im Südosten durch die Straße Blumenweg und im Südwesten durch die Straße 

Grüner Weg begrenzt. Nordöstlich des Plangebiets befinden sich die DB-Strecken Ham-

burg-Berlin. 

Innerhalb des Plangeltungsbereichs befindet sich ein Brennstoffhandel. Nordwestlich und 

Südöstlich sind weitere gewerbliche Nutzungen vorhanden. 

Die örtlichen Gegebenheiten sind dem Lageplan der A 1 zu entnehmen. 
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3. Beurteilungsgrundlagen 

3.1. Schalltechnische Anforderungen in der Bauleitplanung 

3.1.1. Allgemeines 

Die Berücksichtigung der Belange des Schallschutzes erfolgt nach den Kriterien der DIN 

18005 Teil 1 [6] in Verbindung mit dem Beiblatt 1 [7] unter Beachtung folgender Gesichts-

punkte: 

• Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Bauleitplanung die Belange des Umweltschutzes 

zu berücksichtigen. 

• Nach § 50 BImSchG ist die Flächenzuordnung so vorzunehmen, dass schädliche Um-

welteinwirkungen unter anderem auf die ausschließlich oder überwiegend dem Woh-

nen dienenden Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Die Orientierungswerte nach [7] stellen aus der Sicht des Schallschutzes im Städtebau er-

wünschte Zielwerte dar. Sie dienen lediglich als Anhalt, so dass von ihnen sowohl nach 

oben (bei Überwiegen anderer Belange) als auch nach unten abgewichen werden kann. 

Konkreter wird im Beiblatt 1 zur DIN 18005/1 in diesem Zusammenhang ausgeführt: „In 

vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Ver-

kehrswegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oft nicht einhalten. 

Wo im Rahmen der Abwägung mit plausibler Begründung von den Orientierungswerten 

abgewichen werden soll, weil andere Belange überwiegen, sollte möglichst ein Ausgleich 

durch andere geeignete Maßnahmen (z.B. durch geeignete Gebäudeanordnung und 

Grundrissgestaltung, bauliche Schallschutzmaßnahmen (insbesondere für Schlafräume) 

vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert werden.“ 

Über den Abwägungsspielraum gibt es keine Regelungen. Zur Beurteilung des Verkehrs-

lärms kann man hilfsweise als Obergrenze die Immissionsgrenzwerte (IGW) der 16. BIm-

SchV [5] heranziehen, da davon ausgegangen werden kann, dass die 16. BImSchV recht-

lich insoweit nicht strittig ist. 

Aufgrund neuer Erkenntnisse im Rahmen eines Austausches mit dem Innenministerium 

Schleswig-Holstein bezüglich der Beurteilung der Schutzbedürftigkeit von Außenwohnbe-

reichen, wird die Ausdehnung des Lärmschutzbereichs, innerhalb derer bauliche Anlagen 

aufgrund der Überschreitung des Tages-Orientierungswertes geschlossen auszuführen 

sind, etwas weiter gefasst. Danach sollte angestrebt werden Überschreitung des jeweiligen 

Orientierungswertes bei Außenwohnbereichen auf maximal 3 dB(A) zu begrenzen. Im Ein-

zelfall kann jedoch geprüft und abgewogen werden, ob diese Forderung angemessen ist, 

insbesondere wenn für die betroffenen Wohnungen noch andere Außenwohnbereiche auf 

lärmabgewandten Seiten vorhanden bzw. möglich sind. 

Die Beurteilungspegel der Geräusche verschiedener Arten von Schallquellen (Verkehr, In-

dustrie und Gewerbe, Freizeitlärm) sollen gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1 wegen der 
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unterschiedlichen Einstellung der Betroffenen zu verschiedenen Arten von Geräuschquel-

len jeweils für sich allein mit den Orientierungswerten verglichen und nicht addiert werden. 

Für die im Rahmen dieser Untersuchung zu betrachtenden Nutzungsarten legt Beiblatt 1 

zur DIN 18005 Teil 1 die in der Tabelle 1 zusammengefassten Orientierungswerte für Be-

urteilungspegel aus Verkehrs- und Gewerbelärm fest. Beurteilungszeiträume sind die 16 

Stunden zwischen 6 und 22 Uhr tags sowie die 8 Stunden von 22 bis 6 Uhr nachts. 

Tabelle 1: Orientierungswerte nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 [7] 

Nutzungsart 

Orientierungswert nach [7] 

tags nachts 

 Verkehr a) Anlagen b) 

dB(A) 

reine Wohngebiete (WR), Wochenendhausgebiete und Ferien-
hausgebiete 

50 40 35 

allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsiedlungsgebiete (WS) und 
Campingplatzgebiete 

55 45 40 

Friedhöfe, Kleingartenanlagen und Parkanlagen 55 55 55 

Dorfgebiete (MD) und Mischgebiete (MI) 60 50 45 

Kerngebiete (MK) und Gewerbegebiete (GE) 65 55 50 

sonstige Sondergebiete, soweit sie schutzbedürftig sind,  
je nach Nutzungsart 

45 bis 65 35 bis 65 35 bis 65 

a) gilt für Verkehrslärm; 
b) gilt für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Anlagen 

Tabelle 2: Immissionsgrenzwerte nach § 2 Absatz 1 der 16. BImSchV – Verkehrslärm-

schutzverordnung [5] 

 
Nr. 

 
Gebietsnutzung 

Immissionsgrenzwerte 

tags nachts 

dB(A) 

1 Krankenhäuser, Schulen, Kurheime und Altenheime 57 47 

2 reine und allgemeine Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete 59 49 

3 Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete 64 54 

4 Gewerbegebiete 69 59 

 

Gewerbliche Anlagen sind gemäß Abschnitt 7.5 der DIN 18005, Teil 1 nach den Vorgaben 

der TA Lärm zu beurteilen.  

3.1.2. Möglichkeiten zur Vermeidung von Konflikten 

Um bereits in der Phase der Bauleitplanung sicherzustellen, dass auch bei enger Nachbar-

schaft von gewerblicher Nutzung, Verkehrswegen und Wohnen die Belange des Schall-

schutzes betreffende Konflikte vermieden werden, stehen verschiedene planerische Instru-

mente zur Verfügung.  
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Von besonderer Bedeutung sind: 

• die Gliederung von Baugebieten nach in unterschiedlichem Maße schutzbedürftigen 

Nutzungen, 

• aktive Schallschutzmaßnahmen wie Lärmschutzwände und -wälle; 

• Emissionsbeschränkungen für Gewerbeflächen durch Festsetzung maximal zulässiger 

flächenbezogener immissionswirksamer Schallleistungspegel als Emissionskontingen-

tierung „nach der Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnissen 

und Eigenschaften“ im Sinne von § 1, (4), Satz 1, Ziffer 2 BauNVO sowie eines ent-

sprechenden Nachweisverfahrens, 

• Maßnahmen der Grundrissgestaltung und der Anordnung von Baukörpern derart, dass 

dem ständigen Aufenthalt von Personen dienende Räume zu den lärmabgewandten 

Gebäudeseiten hin orientiert werden, 

• Vorzugsweise Anordnung der Außenwohnbereiche im Schutz der Gebäude, 

• ersatzweise passiver Schallschutz an den Gebäuden durch Festsetzung von Lärmpe-

gelbereichen nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau [9]. 

Nicht Gegenstand von Festsetzungen im Bebauungsplan sind – unter Beachtung des Ge-

botes der planerischen Zurückhaltung – Regelungen im Detail, wenn zum Schutz der Nach-

barschaft vor Lärmeinwirkungen erforderliche konkrete Maßnahmen in Form von Auflagen 

im Baugenehmigungsverfahren durchsetzbar sind. 

3.1.3. Passiver Schallschutz 

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz von Büro- und Wohnnutzun-

gen vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie Gewerbelärm ergeben sich gemäß DIN 

4109 (Juli 2016) [9]. Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt durch Fest-

setzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7. 

Der maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7, Spalte 2, ergibt 

sich 

• für den Tag aus dem zugehörigen Beurteilungspegel (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr), 

• für die Nacht aus dem zugehörigen Beurteilungspegel (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) plus 

Zuschlag zur Berücksichtigung der erhöhten nächtlichen Störwirkung (größeres 

Schutzbedürfnis in der Nacht). 

Maßgeblich ist die Lärmbelastung derjenigen Tageszeit, die die höhere Anforderung ergibt. 

Für die von der maßgeblichen Lärmquelle abgewandten Gebäudeseiten darf der maßgeb-

liche Außenlärmpegel ohne besonderen Nachweis 

• bei offener Bebauung um 5 dB(A), 

• bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen um 10 dB(A) gemindert werden. 
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Die maßgebenden Außenlärmpegel werden nach DIN 4109-2:2016-07 [9] Ziffer 4.4.5 wie 

Folgt ermittelt:  

Für den Straßen- und Schienenverkehrslärm können die Beurteilungspegel aus den Nomo-

grammen der DIN 18005-1:2002-07 entnommen werden. Bei detaillierten Berechnungen 

sind die Beurteilungspegel für den Tag (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) bzw. für die Nacht (22:00 

Uhr bis 6:00 Uhr) nach der 16. BImSchV zu bestimmen. Der maßgebliche Außenlärmpegel 

ergibt sich aus dem um 3 dB(A) erhöhten Beurteilungspegel. Beträgt die Differenz der Be-

urteilungspegel zwischen Tag minus Nacht weniger als 10 dB(A), so ergibt sich der maß-

gebliche Außenlärmpegel zum Schutz des Nachtschlafes aus einem um 3 dB(A) erhöhten 

Beurteilungspegel für die Nacht und einem Zuschlag von 10 dB(A). 

Tabelle 3:  Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen Außen und Räumen in 

Gebäuden gemäß DIN 4109 [9] 

Spalte 1 2 3 4 5 

Zeile 
Lärmpe-

gelbe-
reich 

„Maßgebli-

cher  
Außenlärm-

pegel“ 

Raumarten 

Bettenräume in 

Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 

Wohnungen, Über-
nachtungs-räume in 
Beherbergungsstät-

ten, Unterrichts-
räume  

und Ähnliches 

Büroräume a) 

und Ähnliches 

dB(A) R’w,ges des Außenbauteils in dB 

1 I bis 55 35 30 – 

2 II 55 bis 60 35 30 30 

3 III 61 bis 65 40 35 30 

4 IV 66 bis 70 45 40 35 

5 V 71 bis 75 50 45 40 

6 VI 76 bis 80 b) 50 45 

7 VII > 80 b) b) 50 

a) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten Tätig-
keiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt. 

b) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

 

Für Gewerbe- und Industrieanlagen wird im Regelfall als maßgeblicher Außenlärmpegel 

der nach der TA Lärm im Bebauungsplan für die jeweilige Gebietskategorie angegebene 

Tag-Immissionsrichtwert eingesetzt, wobei zu dem Immissionsrichtwert 3 dB(A) zu addie-

ren sind. Besteht im Einzelfall die Vermutung, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 

überschritten werden, dann sollte die tatsächliche Geräuschimmission als Beurteilungspe-

gel nach der TA Lärm ermittelt werden, wobei zur Bildung des maßgeblichen Außenlärm-

pegels zu den errechneten Mittelungspegeln 3 dB(A) zu addieren sind. Beträgt die Differenz 

der Beurteilungspegel zwischen Tag minus Nacht weniger als 15 dB(A), so ergibt sich der 

maßgebliche Außenlärmpegel zum Schutz des Nachtschlafes aus einem 3 dB(A) erhöhten 

Beurteilungspegel für die Nacht und einem Zuschlag von 15 dB(A). Weicht die tatsächliche 
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bauliche Nutzung im Einwirkungsbereich der Anlage erheblich von der im Bebauungsplan 

festgesetzten baulichen Nutzung ab, so ist von der tatsächlichen baulichen Nutzung unter 

Berücksichtigung der vorgesehenen baulichen Entwicklung des Gebietes auszugehen. 

Rührt die Geräuschbelastung von mehreren verschiedenartigen Quellen her, so ist grund-

sätzlich der maßgebliche Außenlärmpegel durch Überlagerung von im vorliegenden Fall 

Verkehrs- und Gewerbelärm zu bilden. Im Sinne einer Vereinfachung werden dabei unter-

schiedliche Definitionen der einzelnen maßgeblichen Außenlärmpegel in Kauf genommen. 

Die Addition von 3 dB(A) darf nur einmal erfolgen, d. h. auf den Summenpegel. 

3.2. Gewerbelärm 

Nach § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG [1] sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen so 

zu errichten und zu betreiben, dass 

• schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche verhindert werden, die nach dem 

Stand der Technik zur Lärmminderung vermeidbar sind, und 

• nach dem Stand der Technik zur Lärmminderung unvermeidbare schädliche Umwelt-

einwirkungen durch Geräusche auf ein Mindestmaß beschränkt werden. 

Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BIm-

SchG) ist nach TA Lärm „ ... sichergestellt, wenn die Gesamtbelastung1 am maßgeblichen 

Immissionsort die Immissionsrichtwerte nicht überschreitet.“ Die Immissionsrichtwerte sind 

in der Tabelle 4 aufgeführt.  

Die Art der in Nummer 6.1 bezeichneten Gebiete und Einrichtungen ergibt sich aus den 

Festlegungen in den Bebauungsplänen. Sonstige in Bebauungsplänen festgesetzte Flä-

chen für Gebiete und Einrichtungen sowie Gebiete und Einrichtungen, für die keine Fest-

setzungen bestehen, sind nach Nummer 6.1 entsprechend der Schutzbedürftigkeit zu be-

urteilen.  

Tabelle 4: Immissionsrichtwerte (IRW) nach Nummer 6 TA Lärm [2] 

Bauliche 
Nutzung 

Üblicher Betrieb Seltene Ereignisse (a) 

Beurteilungspe-

gel 

Kurzzeitige Ge-

räuschspitzen 

Beurteilungspe-

gel 

Kurzzeitige Ge-

räuschspitzen 

Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht 

dB(A) 

Gewerbegebiete  65 50 95 70 70 55 95 70 

Kern-, Dorf- und Mischgebiete 60 45 90 65 70 55 90 65 

Allgemeine Wohngebiete und 
Kleinsiedlungsgebiete 55 40 85 60 70 55 90 65 

Reine Wohngebiete 50 35 80 55 70 55 90 65 

Kurgebiete, bei Krankenhäu-
sern und Pflegeanstalten 45 35 75 55 70 55 90 65 

                                                
1 Die Gesamtbelastung wird gemäß TA Lärm als Summe aus Vor- und Zusatzbelastung definiert. Die Vorbelastung ist nach 

Nummer 2.4 TA Lärm „die Belastung eines Ortes mit Geräuschimmissionen von allen Anlagen, für die diese Technische 

Anleitung gilt, ohne den Immissionsbeitrag der zu beurteilenden Anlage.“ Letzterer stellt die Zusatzbelastung dar.“ 
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(a) im Sinne von Nummer 7.2, TA Lärm „ ... an nicht mehr als an zehn Tagen oder Nächten eines Kalenderjahres und nicht 
an mehr als an jeweils zwei aufeinander folgenden Wochenenden ...“ 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm beschreiben Außenwerte, die in 0,5 m Abstand vor 

der Mitte des geöffneten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzwür-

digen Raumes einzuhalten sind. 

Es gelten die in Tabelle 5 aufgeführten Beurteilungszeiten. Die erhöhte Störwirkung von 

Geräuschen in den Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit wird für Einwirkungsorte in 

allgemeinen und reinen Wohngebieten, in Kleinsiedlungsgebieten sowie in Kurgebieten und 

bei Krankenhäusern und Pflegeanstalten durch einen Zuschlag von 6 dB(A) zum Mitte-

lungspegel berücksichtigt, soweit dies zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist. 

Die Genehmigung für die zu beurteilende Anlage darf auch bei einer Überschreitung der 

Immissionsrichtwerte aufgrund der Vorbelastung aus Gründen des Lärmschutzes nicht ver-

sagt werden, wenn der von der Anlage verursachte Immissionsbeitrag im Hinblick auf den 

Gesetzeszweck als nicht relevant anzusehen ist. Das ist in der Regel der Fall, wenn die von 

der zu beurteilenden Anlage ausgehende Zusatzbelastung die Immissionsrichtwerte nach 

Nummer 6 am maßgeblichen Immissionsort um mindestens 6 dB(A) unterschreitet („Rele-

vanzkriterium“). 

Unbeschadet der Regelung im vorhergehenden Absatz soll für die zu beurteilende Anlage 

die Genehmigung wegen einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach Nummer 6 

aufgrund der Vorbelastung auch dann nicht versagt werden, wenn dauerhaft sichergestellt 

ist, dass diese Überschreitung nicht mehr als 1 dB(A) beträgt. 

Tabelle 5: Beurteilungszeiten nach Nummer 6, TA Lärm [2] 

Beurteilungszeitraum 

werktags sonn- und feiertags 

Tag Nacht (a) Tag Nacht (a) 

gesamt Ruhezeit  gesamt Ruhezeit  

 6 bis 7 Uhr 22 bis 6 Uhr  6 bis 9 Uhr 22 bis 6 Uhr 

6 bis 22 Uhr — (lauteste 6 bis 22 Uhr 13 bis 15 Uhr (lauteste 

 20 bis 22 Uhr Stunde)  20 bis 22 Uhr Stunde) 
(a) Nummer 6.4, TA Lärm führt dazu aus: „Die Nachtzeit kann bis zu einer Stunde hinausgeschoben oder vorverlegt wer-

den, soweit dies wegen der besonderen örtlichen oder wegen zwingender betrieblicher Verhältnisse unter Berücksich-
tigung des Schutzes vor schädlichen Umwelteinwirkungen erforderlich ist. Eine achtstündige Nachtruhe der Nachbar-
schaft im Einwirkungsbereich der Anlage ist sicherzustellen.“ 

 

Geräusche des An- und Abfahrtverkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen in einem Abstand 

bis zu 500 m von dem Betriebsgrundstück sollen entsprechend Nummer 7.4 der TA Lärm „ 

... durch Maßnahmen organisatorischer Art soweit wie möglich vermindert werden, sofern 

• sie den Beurteilungspegel der vorhandenen Verkehrsgeräusche für den Tag oder die 

Nacht um mindestens 3 dB(A) erhöhen, 

• keine Vermischung mit dem übrigen Verkehr erfolgt ist und 
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• die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung [5] erstmals oder wei-

tergehend überschritten werden.“ 

Die Beurteilung des anlagenbezogenen Verkehrs auf öffentlichen Straßen orientiert sich an 

der 16. BImSchV, in der die durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke (DTV) zugrunde ge-

legt wird. Die Beurteilungszeit nachts umfasst gemäß 16. BImSchV abweichend von der TA 

Lärm den vollen Nachtabschnitt von 8 Stunden (22 – 6 Uhr). 

4. Gewerbelärm 

4.1. Betriebsbeschreibung 

4.1.1. Gewerbeflächen 

Als Belastungen aus Gewerbelärm sind die Emissionen von den nordwestlich und südöst-

lich benachbarten gewerblich genutzten Flächen außerhalb des Plangeltungsbereichs zu 

berücksichtigen. 

Die Mischgebietsflächen nordwestlich und südöstlich des Plangebiets entlang der Lauen-

burger Straße werden über einen Ansatz von pauschalen flächenbezogenen Schallleis-

tungspegeln (vgl. Abschnitt 4.2.1) in den Berechnungen berücksichtigt.  

 

4.1.2. Brennstoffhandel  

Das den schalltechnischen Berechnungen zugrunde liegende Betriebsszenario beschreibt 

einen maßgeblichen mittleren Spitzentag (an mehr als 10 Tagen im Jahr erreicht) und stellt 

den nach der TA Lärm für die Beurteilung heranzuziehenden üblichen Betrieb dar. 

Die nachfolgend zusammengestellten Betriebsdaten für den Brennstoffhandel Heitmann 

wurden vom Betreiber zur Verfügung gestellt [28]. 

Auf dem Betriebsgrundstück finden derzeit im regulären Betrieb An- und Ablieferungen von 

Heizöl und Holzpellets statt. In den Sommermonaten werden vornehmlich Holzpellets her-

gestellt. Künftig (ab etwa 2020/21) ist es vorgesehen den Holzpelletbetrieb auszulagern. 

Dementsprechend werden im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung drei Lastfälle 

unterschieden: 

• Lastfall 1: Heizölbetrieb und Holzpelletverladung; 

• Lastfall 2: Holzpelletherstellung; 

• Lastfall 3: Heizölbetrieb. 

Im Nachtzeitraum findet in allen Lastfällen kein Betrieb auf dem Betriebsgelände statt. 
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4.1.2.1. Lastfall 1 Heizölbetrieb und Holzpelletverladung 

Folgender Betrieb des Brennstoffhandels wurde für den Lastfall 1 im Rahmen der schall-

technischen Untersuchung berücksichtigt: 

• Betriebszeit: 7:00 bis 18:00 Uhr, ggf. länger; 

• Stellplätze an der Bürgerstraße: 

o 6 Mitarbeiter-Pkw: 6 Zufahrten innerhalb der Ruhezeiten (zwischen 6:00  Uhr und 

7:00 Uhr), 6 Abfahrten tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr;  

o 6 Kunden-Pkw: jeweils 6 Zu - und Abfahrten tags zwischen 7:00  Uhr und 

20:00 Uhr ;  

• Bürodurchfahrt: 

o 1 Anlieferung (Lkw < 7,5 t) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr, Entladung mit-

tels Gabelstapler; 

o 3 Anlieferungen (Lkw ≥ 7,5 t) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr, davon 2 

Anlieferungen innerhalb der Ruhezeiten zwischen 20:00 Uhr und 22:00 Uhr; 

• Abfüllplatz (Heizöl): 

o 8 Lkw Zu- und Abfahrten (Lkw ≥ 7,5 t) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr; 

o davon 2 Tankwagen-Entladungen (Anlieferung); 

o davon 6 Tankwagen-Beladungen (Auslieferung); 

• Hof mit Holzpelletverladung: 

o 1 Auslieferung (Lkw Holzpellets) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr mittels 

Siebanlage mit Förderbändern,  

o 1 Anlieferung Silowagen-Entladung zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr; 

• Gesamtes Betriebsgelände: 

o Reparaturarbeiten an Maschinen und Fahrzeugen 1 h tags zwischen 7:00  Uhr und 

20:00 Uhr; 

o Betrieb Gabelstapler (Diesel) für Ladearbeiten 2 h tags zwischen 7:00  Uhr und 

20:00 Uhr ; 

o 3 Anlieferungen mit Kleintransportern tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr, 

o 3 Auslieferungen mit Kleintransportern tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr; 
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4.1.2.2. Lastfall 2 Holzpelletherstellung 

Folgender Betrieb des Brennstoffhandels wurde für den Lastfall 2 im Rahmen der schall-

technischen Untersuchung berücksichtigt: 

• Überdachung: 

o Betrieb Holzpelletpresse 11 h; 

o Betrieb Notstromaggregat 11 h für Holzpelletpresse; 

Es wird davon ausgegangen, dass während der Holzpelletherstellung kein weiterer beur-

teilungsrelevanter Betrieb stattfindet. 

4.1.2.3. Lastfall 3 Heizölbetrieb  

Folgender Betrieb des Brennstoffhandels wurde für den Lastfall 3 im Rahmen der schall-

technischen Untersuchung berücksichtigt: 

• Betriebszeit: 7:00 bis 18:00 Uhr, ggf. länger; 

• Stellplätze an der Bürgerstraße: 

o 6 Mitarbeiter-Pkw: 6 Zufahrten innerhalb der Ruhezeiten (zwischen 6:00  Uhr und 

7:00 Uhr), 6 Abfahrten tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr;  

o 6 Kunden-Pkw: jeweils 6 Zu - und Abfahrten tags zwischen 7:00  Uhr und 

20:00 Uhr ;  

• Bürodurchfahrt: 

o 1 Anlieferung (Lkw < 7,5 t) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr, 

o 3 Anlieferungen (Lkw ≥ 7,5 t) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr, davon 2 

Anlieferungen innerhalb der Ruhezeiten zwischen 20:00 Uhr und 22:00 Uhr; 

• Abfüllplatz (Heizöl): 

o 8 Lkw Zu- und Abfahrten (Lkw ≥ 7,5 t) tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr; 

o davon 2 Tankwagen-Entladungen (Anlieferung); 

o davon 6 Tankwagen-Beladungen (Auslieferung); 

• Gesamtes Betriebsgelände: 

o Reparaturarbeiten an Maschinen und Fahrzeugen 1 h tags zwischen 7:00  Uhr und 

20:00 Uhr; 

o 3 Anlieferungen mit Kleintransportern tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr, 

o 3 Auslieferungen mit Kleintransportern tags zwischen 7:00  Uhr und 20:00 Uhr; 
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4.2. Emissionen 

4.2.1. Gewerbeflächen 

Für die gewerblich genutzten Flächen nordwestlich und südöstlich des Plangeltungsbe-

reichs erfolgt die Berücksichtigung über einen Ansatz von flächenbezogenen Schallleis-

tungspegeln LW” (bezogen auf eine Grundfläche von 1 m², Quellhöhe 1,0 m über Gelände). 

Für die Berechnung von Mindestabständen oder zur Feststellung von Schutzmaßnahmen 

ist gemäß DIN 18005/1 [6] für Gewerbegebiete mit LW” = 60 dB(A) sowohl tags als auch 

nachts zu rechnen. Diese Werte sind demnach als Anhaltswerte für nicht eingeschränkte 

Gewerbegebiete anzusehen. 

Für die vorhandenen gewerblich genutzten Flächen nordwestlich und südöstlich des Plan-

geltungsbereichs sind keine Bebauungspläne vorhanden, in denen Emissionsbeschränkun-

gen festgesetzt sind. 

Die benachbarten Mischgebietsflächen sind schon im heutigen Zustand aufgrund der vor-

handenen Wohnnutzung in der Nachbarschaft außerhalb des Gewerbeflächen immissions-

schutzrechtlich beschränkt. Daher werden für die vorhandenen Gewerbeflächen für den 

Tages- und Nachtzeitraum Ansätze abgeleitet. Dabei wird davon ausgegangen, dass die 

vorhandenen Betriebe mit der umliegenden Wohnnutzung immissionsschutzrechtlich ver-

träglich sind. 

Eine Zusammenstellung der Emissionsansätze zeigt die Anlage A 2.2.4. Die Lage der Flä-

chen kann dem Plan der Anlage A 1.1 entnommen werden. 

4.3. Brennstoffhandel 

Die maßgeblichen Emissionsquellen auf dem Betriebsgrundstück sind gegeben durch: 

• Lkw-Fahrten auf dem Betriebsgrundstück; 

• Stellplatzgeräusche (Türenschlagen, Motorstarten, etc.); 

• Lkw-Rangieren; 

• Be-und Entladegeräusche der Silo bzw. Tankwagen; 

• Betrieb der Holzpelletpresse und des Notstromaggregat; 

• Gabelstaplerbetrieb; 

• Autoreparatur. 

Alle weiteren Quellen sind gegenüber den oben genannten nicht pegelbestimmend und 

werden daher vernachlässigt. 

Für die Lkw-Fahrten und die Rangiergeräusche auf dem Betriebsgelände wird ein aktueller 

Bericht der Hessischen Landesanstalt für Umwelt [14] herangezogen. Für einen Vorgang 
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pro Stunde und eine Wegstrecke von 1 Meter wird dementsprechend von einem Schallleis-

tungs-Beurteilungspegel von 63 dB(A) ausgegangen. Für Rangierfahrten wird gemäß [14] 

ein Schallleistungspegel angesetzt, der um 5 dB(A) oberhalb des Fahrgeräusches von Lkw 

auf Betriebsgeländen liegt. 

Die Ermittlung der Geräusche durch die Stellplatzanlage erfolgte gemäß der aktuellen Fas-

sung der Parkplatzlärmstudie [11]. Bei der Quellenmodellierung der Pkw und Kleintranspor-

ter-Stellplätze wurde das zusammengefasste Verfahren nach Abschnitt 8.2.2 der Parkplatz-

lärmstudie verwendet. Der Parkplatzsuchverkehr und der Durchfahranteil sind bereits in 

den Zuschlägen enthalten und daher nicht gesondert zu erfassen. Für die Lkw-Stellplätze 

wurde das getrennte Verfahren nach Abschnitt 8.2.2 der Parkplatzlärmstudie genutzt. 

Für das Entleeren des Fahrzeugsilos werden vom Hersteller Schallleistungspegel von 

102 dB(A) bis 110 dB(A) angegeben. Im vorliegen Fall wird davon ausgegangen, dass Si-

lofahrzeuge mit einem Schalleistungspegel von 102 dB(A) genutzt werden. 

Für die Holzpelletbeladung mittels einer Siebanlage mit Förderband wurde der Technische 

Bericht zur Untersuchung von Geräuschemissionen von Anlagen zur Abfallbehandlung des 

hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie [17] zugrunde gelegt. Für die Holzpel-

letbeladung ergibt ein Schallleistungspegel von 97 dB(A) zzgl. einer Berücksichtigung einer 

Impulshaltigkeit von 3 dB(A). 

Für den Einsatz des Gabelstaplers (Dieselbetrieb) wurde gemäß aktueller Fachliteratur ein 

Schallleistungspegel abgeschätzt [19]. Zusätzlich wird ein Zuschlag für die Impulshaltigkeit 

von 3 dB(A) vergeben. 

Für die Tankwagenentladungen wurde der Ansatz von 94,6 dB(A) für Benzinanlieferungen 

der Tankstellenlärmstudie [16] zugrunde gelegt.  

Die Ansätze für die Reparaturarbeiten wurden ebenfalls der Tankstellenlärmstudie [16] ent-

nommen. Es wurde demnach ein Schallleistungspegel von 88,3 dB(A) angesetzt. 

Für die Holzpelletpresse wurde ein Schallleistungspegel von 80 dB(A) und einer Impulshal-

tigkeit von 3 dB(A) abgeschätzt. Für das Notstromaggregat wurde gemäß Herstelleranga-

ben ein Schallleistungspegel von 96 dB(A) berücksichtigt. 

Die Schallleistungspegel sind in Anlage A 2.2 aufgeführt. Dort finden sich auch die verwen-

deten Basis-Oktavspektren. Die Lage der Quellen kann den Lageplänen in Anlage A 1.2 

entnommen werden. 

4.4. Immissionen 

4.4.1. Allgemeines zur Schallausbreitungsrechnung 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgt mit Hilfe des EDV-Programms Cadna/A [23] 

auf Grundlage des in der TA Lärm [1] beschriebenen Verfahrens. Die in die Modellrechnung 

eingehenden örtlichen Begebenheiten sowie die Lage der Lärmquellen und Immissionsorte 

sind aus der A 1 ersichtlich.  
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Im Ausbreitungsmodell werden berücksichtigt: 

• die Abschirmwirkung von vorhandenen Gebäuden sowie Reflexionen an den Gebäu-

deseiten (Höhen nach Ortsbesichtigung [29] geschätzt); 

• Quellenhöhen gemäß Abschnitt 4.4.2. 

Der Geländeverlauf wurde im digitalen Berechnungsmodell berücksichtigt. 

Die Berechnung der Dämpfungsterme erfolgte in Oktaven, die Bodendämpfung wurde ge-

mäß dem alternativen Verfahren aus Abschnitt 7.3.2 der DIN ISO 9613-2 [20] ermittelt.  

Die Formeln zur Berechnung der Schallausbreitung gelten für eine die Schallausbreitung 

begünstigende Wettersituation („Mitwindausbreitungssituation“). Zur Berechnung des Be-

urteilungspegels ist gemäß der TA Lärm in der Regel eine meteorologische Korrektur nach 

DIN 9613-2 [20] zu berücksichtigen. Diese Korrektur beinhaltet die Häufigkeit des Auftre-

tens von Mitwindsituationen, so dass der Beurteilungspegel einen Langzeitmittelungspegel 

darstellt. Bei der Berechnung der Beurteilungspegel wurde zur sicheren Seite auf die Be-

rücksichtigung der meteorologischen Korrektur verzichtet. 

4.4.2. Quellenmodellierung 

Die Parkvorgänge der Pkw, Kleintransporter und der Lkw sowie die Ladearbeiten und Re-

paraturarbeiten und der Gabelstaplerbetrieb werden als Flächenschallquellen berücksich-

tigt. Die Fahrgeräusche der Lkw-Fahrwege werden als Linienquellen modelliert. Die 

Holzpelletpresse und das Notstromaggregat werden als Punktquellen dargestellt. Die Lage 

der Quellen kann den Anlagen A 1.2 entnommen werden. 

Die Emissionshöhen betragen: 

• Pkw -Stellplatzanlage:    0,5 m über Gelände; 

• Lkw-Fahrwege:     1,0 m über Gelände; 

• Lkw-Parken:      1,0 m über Gelände; 

• Kleintransporter-Parken:    0,5 m über Gelände; 

• Ladegeräusche Heizöl Abfüllplatz:  1,0 m über Gelände; 

• Entladegeräusche Holzpellets:   1,0 m über Gelände; 

• Beladegeräusche Holzpellets:   2,0 m über Gelände; 

• Betriebsgrundstück:    1,0 m über Gelände; 

• Notstromaggregat:    1,5 m über Gelände; 

• Pelletpresse:     1,5 m über Gelände; 
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4.4.3. Beurteilungspegel 

4.4.3.1. Lastfall 1 Heizölbetrieb und Holzpelletverladung 

Zur Beurteilung der Geräuschbelastungen aus Gewerbelärm wurden die Beurteilungspegel 

innerhalb des Plangeltungsbereiches tags und nachts getrennt ermittelt. Die Ergebnisse für 

die freie Schallausbreitung sind in Form von Rasterkarten für das Erdgeschoss (Aufpunkt-

höhe 2,5 m), das 1. Obergeschoss (Aufpunkthöhe 5,3 m) sowie das 2. Obergeschoss (Auf-

punkthöhe 8,1 m) in Anlage A 3.1 dargestellt.  

Für den Bereich des Mischgebiets ist festzustellen, dass die Immissionsrichtwerte von 

60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts aus der Gesamtbelastung überall eingehalten werden. 

Für den Bereich des allgemeinen Wohngebiets wird der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) 

tags in einem Umkreis von etwa 42 m zum Betriebsgelände des Brennstoffhandels über-

schritten. 

Aufgrund der vorhandenen örtlichen Situation wird zur Sicherung des Bestandes für die 

benachbarten Grundstücke jedoch ein Schutzanspruch zugrunde gelegt, der 5 dB(A) über 

dem Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete liegt (Gemengelage bzw. Bestands-

sicherung), in Anlehnung an den Immissionsrichtwert für Mischgebiete von 60 dB(A) tags. 

Eine Gemengelage kann dann berücksichtigt werden, wenn durch bauliche Entwicklungen 

in der Vergangenheit Wohngebiete und Gewerbebetriebe eng zusammenliegen. In diesem 

Fall kann die Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme bestehen. Mit diesem Vorgehen 

wäre der Gewerbebetrieb mit dem Bestand verträglich und gesichert. 

Für den Tageszeitraum ist in dem in der Abbildung 1 dargestellten Bereich eine Überschrei-

tung des Immissionsrichtwertes für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) um 5 dB(A) auf 

60 dB(A) zulässig (vorbelasteter Bereich). 

In dem in der Abbildung 1 dargestellten Bereich, in dem der Immissionsrichtwert für allge-

meine Wohngebiete von 55 dB(A) tags um mehr als 5 dB(A) überschritten wird, sind schutz-

bedürftige Nutzungen auszuschließen. 

Im Nachtzeitraum wird der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete von 40 dB(A) 

im gesamten Bereich des allgemeinen Wohngebiets eingehalten.  
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Abbildung 1: Bereiche, in denen der Immissionsrichtwert tags für allgemeine Wohnge-

biete im Lastfall 1 überschritten wird, Maßstab 1:1.750 
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Alternativ besteht als aktive Lärmschutzmaßnahme die Möglichkeit auf dem Betriebsgrund-

stück des Brennstoffhandels Container mit einer Höhe von 3 m und einer Länge von min-

destens 16 m aufzustellen. Die Ergebnisse für die freie Schallausbreitung sind in Form von 

Rasterkarten für das Erdgeschoss (Aufpunkthöhe 2,5 m), das 1. Obergeschoss (Aufpunkt-

höhe 5,3 m) sowie das 2. Obergeschoss (Aufpunkthöhe 8,1 m) in Anlage A 3.2 dargestellt. 

Unter Berücksichtigung eines Containers kann der Bereich der Überschreitungen des Im-

missionsrichtwerts tags für allgemeine Wohngebiete insbesondere in südwestliche Rich-

tung eingeschränkt werden, es verbleiben jedoch weiterhin Bereiche mit Richtwertüber-

schreitungen. Diese Bereiche können der Abbildung 2 entnommen werden. 

Für den Lastfall 1 wurden zusätzlich zur freien Schallausbreitung Berechnungen unter Be-

rücksichtigung des Gebäudeeinfluss mit der Bestandbebauung und mit einem exemplari-

schen Bebauungskonzept durchgeführt. Die Ergebnisse unter Berücksichtigung des Ge-

bäudeeinfluss sind für das maßgebliche 2. Obergeschoss in der Anlage A 3.3 aufgeführt. 

In der Anlage A 3.4 sind die Ergebnisse unter Berücksichtigung der Aufstellung eines Con-

tainers auf dem Betriebsgrundstück des Brennstoffhandels dargestellt. 

Es zeigt sich, dass unter Berücksichtigung des Gebäudeeinflusses an der geplanten Be-

bauung der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) tags aus der Gesamtbelastung nicht über-

schritten wird. Geringfügige Überschreitungen liegen im Rahmen von Rechen- und Run-

dungsgenauigkeiten und sind daher nicht beurteilungsrelevant. 

Mit der Aufstellung eines Containers auf dem Betriebsgrundstück des Brennstoffhandels 

wird der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags an der geplan-

ten Bebauung sicher eingehalten. 
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Abbildung 2: Bereiche, in denen der Immissionsrichtwert tags für allgemeine Wohnge-

biete im Lastfall 1 unter Berücksichtigung eines Containers überschritten 

wird, Maßstab 1:1.750 
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4.4.3.2. Lastfall 2 Holzpelletherstellung 

Zur Beurteilung der Geräuschbelastungen aus Gewerbelärm wurden für den Lastfall 2 die 

Beurteilungspegel innerhalb des Plangeltungsbereiches tags und nachts getrennt ermittelt. 

Die Ergebnisse für die freie Schallausbreitung sind in Form von Rasterkarten für das Erd-

geschoss (Aufpunkthöhe 2,5 m), das 1. Obergeschoss (Aufpunkthöhe 5,3 m) sowie das 2. 

Obergeschoss (Aufpunkthöhe 8,1 m) in Anlage A 3.5 dargestellt.  

Für den Bereich des Mischgebiets ist festzustellen, dass die Immissionsrichtwerte von 

60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts aus der Gesamtbelastung überall eingehalten werden. 

Für den Bereich des allgemeinen Wohngebiets wird der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) 

tags im Südwesten und Nordosten jeweils in einem Abstand von etwa 40 m zur Mitte des 

Betriebsgeländes des Brennstoffhandels überschritten. 

Unter Berücksichtigung einer im vorliegenden Fall vorhandenen Gemengelage, ist eine 

Überschreitung des Immissionsrichtwertes tags von 55 dB(A) um bis zu 5 dB(A) auf den 

des Brennstoffhandels angrenzenden Grundstücken im Bestand zulässig. Der Bereich, in 

dem der Immissionsrichtwert tags um bis zu 5 dB(A) überschritten wird, ist in der Abbildung 

3 dargestellt. 

Auf den angrenzenden Grundstücken wird der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) tags für 

allgemeine in den überbaubaren Bereichen jedoch nicht mehr als 5 dB(A) überschritten. 

Im Nachtzeitraum wird der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete von 40 dB(A) 

im gesamten Bereich des allgemeinen Wohngebiets eingehalten.  
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Abbildung 3: Bereiche, in denen der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete 

tags im Lastfall 2 überschritten wird, Maßstab 1:1.750 
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4.4.3.3. Lastfall 3 Heizölbetrieb 

Zur Beurteilung der Geräuschbelastungen aus Gewerbelärm im Lastfall 3 nach Verlagerung 

des Holzpelletbetriebs wurden die Beurteilungspegel innerhalb des Plangeltungsbereiches 

tags und nachts getrennt ermittelt. Die Ergebnisse für die freie Schallausbreitung sind in 

Form von Rasterkarten für das Erdgeschoss (Aufpunkthöhe 2,5 m), das 1. Obergeschoss 

(Aufpunkthöhe 5,3 m) sowie das 2. Obergeschoss (Aufpunkthöhe 8,1 m) in Anlage A 3.6 

dargestellt.  

Für den Bereich des Mischgebiets ist festzustellen, dass die Immissionsrichtwerte von 

60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts aus der Gesamtbelastung überall eingehalten werden. 

Für den Bereich des allgemeinen Wohngebiets wird der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) 

tags auf den des Brennstoffhandels umliegenden Grundstücken nahezu überall eingehal-

ten. Lediglich auf den Grundstücken südwestlich des Brennstoffhandels wird der Immissi-

onsrichtwert geringfügig überschritten. In den Bereichen der umliegenden Grundstücke, in 

dem schutzbedürftige Nutzungen errichtet werden können, ist jedoch nicht mit Überschrei-

tungen des Immissionsrichtwertes zu rechnen. 

Im Nachtzeitraum wird der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete von 40 dB(A) 

nachts überall im Bereich des allgemeinen Wohngebiets eingehalten.  

4.4.4. Spitzenpegel 

Um die Einhaltung der Spitzenpegelkriterien gemäß TA Lärm [1] Gesetz zum Schutz vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterun-

gen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 30. November 2016 (BGBI. I S. 2749); 

[2] zu prüfen, wurden die erforderlichen Mindestabstände abgeschätzt, die zur Einhaltung 

der maximal zulässigen Spitzenpegel erforderlich sind. Abschirmungen wurden nicht be-

rücksichtigt. 

Bezüglich der Spitzenpegel sind eine beschleunigte Pkw- und Lkw-Abfahrt sowie kurzzei-

tige Geräuschspitzen bei der Entladung von Interesse. Die erforderlichen Mindestabstände 

zur Einhaltung des zulässigen Spitzenpegels tags und nachts sind in der Tabelle 7 zusam-

mengestellt.  
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Tabelle 6: Mindestabstand zur Einhaltung der maximal zulässigen Spitzenpegel tags 

und nachts 

Vorgang 

Schall-
leis-

tungspe-
gel  

[dB(A)] 

Mindestabstand [m] 

MI 1) WA 1) 

tags nachts  tags nachts 

Ladegeräusche 112 2) 5 654) 8 1034) 

Beschleunigte Lkw-Ab-
fahrt 

104,5 3) < 1 36 3 524) 

Türen-/ Kofferraum-
schließen 

99,5 3) < 1 21 < 1 364) 

Beschleunigte Pkw-Ab-
fahrt 

92,53) < 1 94) < 1 174) 

1) Zulässiger Spitzenpegel regulärer Betrieb (MI): 90 dB(A) tags, 65 dB(A) nachts 
2) Schätzung zur sicheren Seite; 
3) Gemäß Parkplatzlärmstudie [11]; 
4) keine Vorgänge nachts; 
 

Im vorliegenden Fall werden die Mindestabstände zwischen der vorhandenen gewerblichen 

Nutzung und dem allgemeinen Wohngebiet im Tageszeitraum überschritten.  

Im Nachtzeitraum finden keine gewerblichen Nutzungen statt. 

4.5. Qualität der Prognose 

Die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung verwendeten Ansätze liegen auf der siche-

ren Seite. Hinsichtlich der Betriebszeiten wurde ein konservativer Ansatz verwendet, so 

dass eine Überschreitung der im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ermittelten Be-

urteilungspegel mit einiger Sicherheit nicht zu erwarten ist. 

Angaben über die Standardabweichungen für die Quellgrößen finden sich in den Tabellen 

der Anlage A 2.2.6. Die Angabe einer Standardabweichung für die angesetzten Quellgrö-

ßen kann an dieser Stelle jedoch lediglich der Orientierung dienen und beschreibt die zu 

erwartende Streuung der Pegelwerte. 

An den maßgebenden Immissionsorten beträgt die zu erwartende Standardabweichung 

etwa 1 bis 3 dB(A). 

(Anmerkung: Die angeführten Standardabweichungen dienen nur als Anhaltswerte zur Ein-

schätzung der Qualität der Prognose. Belastbare Aussagen über die statistische Pegelver-

teilung sind nur dann möglich, wenn bei der Prognose für die Belastungen und die Schall-

leistungen von Mittelwerten ausgegangen wird. Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 

wurden jedoch die Ansätze zur sicheren Seite hin getroffen und liegen gegenüber den Mit-

telwerten deutlich höher.) 
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5. Verkehrslärm 

5.1. Verkehrsmengen 

Als maßgebende Quellen werden folgende öffentliche Verkehrswege berücksichtigt: 

• Zwischen den Brücken (L 205 /L 200) 

• Möllner Straße (L 200) 

• Pötrauer Straße (L 205) 

• DB-Strecke Hamburg - Berlin  

• DB-Strecke Büchen – Lübeck. 

Um die aktuellen Verkehrsbelastungen der Straßen Pötrauer Straße, Lauenburger Straße 

und Zwischen den Brücken zu ermitteln, wurde auf die Straßenverkehrszählung aus dem 

Jahr 2005 zurückgegriffen.  

Für die Pötrauer Straße wurde ein DTV (durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke) von 

2.460 Kfz/24h angegeben. Für den maßgeblichen Lkw-Anteil (Kfz mit mehr als 2,8 t zuläs-

sigem Gesamtgewicht, p) liegt ein Anteil von ca. 6% vor. 

Bei der Lauenburger Straße wurde ein DTV von 3.524 Kfz/24h und Lkw-Anteil von 9 % 

ausgewiesen. 

Der DTV von Zwischen den Brücken liegt bei 10.372 Kfz/24h und der Lkw-Anteil bei 8 % 

und wurde aus den Belastungen der angrenzenden Straße gemittelt.  

Die obigen Verkehrsbelastungen wurden auf den Prognosehorizont 2030/2035 hochge-

rechnet, wobei eine allgemeine Verkehrssteigerung von 15 % eingerechnet wurde, was 

etwa 0,5 Prozentpunkten pro Jahr entspricht (Hochrechnungsfaktor: 1,15). 

Für die Straßen Blumenweg und Bürgerstraße liegen keine aktuellen Verkehrsbelastungen 

vor.  

Die Verkehrserzeugung für den B-Plan-induzierten Zusatzverkehr wurde gemäß aktueller 

Fachliteratur abgeschätzt [12]. Das Plangebiet ist derzeit zwar bebaut, mit der Aufstellung 

des Bebauungsplans ist jedoch mit einer Erhöhung der Anzahl der Wohneinheiten zu rech-

nen. Für jedes Grundstück wurden zur sicheren Seite bis zu 8 Wohneinheiten angesetzt, 

so dass künftig mit bis zu etwa neuen 128 Wohneinheiten im Plangebiet zu rechnen ist. Für 

den B-Plan-induzierten Zusatzverkehr ergibt sich somit eine mögliche Verkehrserzeugung 

von bis zu etwa 570 Kfz/24h. Es wurde eine Verteilung von je 50 % auf die Straßen Blu-

menweg und Bürgerstraße berücksichtigt. Auf den weiteren umliegenden Straßen ist der 

B-Plan-induzierte Zusatzverkehr nicht beurteilungsrelevant, da aufgrund der bereits heute 

schon bestehenden hohen Verkehrsbelastungen eine sofortige Vermischung mit dem vor-

handenen Verkehr vorliegt. 



Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 Seite  25 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

Die Angaben für die DB-Strecke Hamburg – Berlin und Büchen - Lübeck wurden bei der 

DB AG [24] erfragt (Prognosehorizont 2025). Prognosedaten für spätere Prognosehori-

zonte liegen derzeit nicht vor. 

Eine Zusammenstellung der Verkehrsbelastungen findet sich in den Anlagen A 4.1 (Stra-

ßenverkehr) und A 4.2 (Schienenverkehr). 

5.2. Emissionen 

5.2.1. Straßenverkehrslärm 

Die Emissionspegel wurden entsprechend den Rechenregeln gemäß RLS-90 [10] berech-

net. Eine Zusammenstellung zeigt die Anlage A 4.1.4.  

5.2.2. Schienenverkehrslärm 

Die Emissionspegel für den Schienenverkehrslärm wurden gemäß dem Anhang 2 der 16. 

BImSchV [13] berechnet. Die Emissionen aus dem Schienenverkehr sind in der Anlage  

A 4.2.4 zusammengestellt 

6. Immissionen 

6.1. Allgemeines 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte mit Hilfe des EDV-Programms Cadna/A auf 

Grundlage der Rechenregeln der RLS-90 [10] für den Straßenverkehrslärm und der Anlage 

2 der 16. BImSchV [13] für den Schienenverkehrslärm. Es wurde mit einem Geländemodell 

gerechnet. Die Dammlage der Bahnstrecke wurde berücksichtigt. Insbesondere wurden die 

vorhandenen Lärmschutzwände an der Bahnstrecke als Abschirmung einbezogen. 

Für die Beurteilung werden im Ausbreitungsmodell zudem die Abschirmwirkung von vor-

handenen Gebäuden außerhalb des Plangeltungsbereiches sowie Reflexionen an den Ge-

bäudeseiten berücksichtigt.  

Die Berechnung der Geräuschbelastung innerhalb des Plangeltungsbereiches erfolgt in 

Form von Rasterlärmkarten.  

Die in die Modellrechnung eingehenden örtlichen Gegebenheiten sowie die Lage der Lärm-

quellen sind aus der Anlage A 1 ersichtlich. 

6.1.1. B-Plan-induzierter Zusatzverkehr 

Für die Grundbelastungen auf den Straßen Blumenweg und Bürgerstraße liegen keine ak-

tuellen Verkehrsbelastungen vor. Detaillierte Angaben zur Grundbelastung sind im vorlie-

genden Fall jedoch auch nicht erforderlich, da an den maßgebenden Immissionsorten an 
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dem Blumenweg und der Bürgerstraße die Immissionsgrenzwerte für allgemeine Wohnge-

biete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts durch den B-Plan-induzierten Zusatzverkehr 

um mindestens 9,9  dB(A) im Tages- und mindestens 7,2 dB(A) im Nachtabschnitt unter-

schritten werden (vgl. Tabelle 7). 

1. Sofern der Straßenverkehrslärm der Grundbelastung unterhalb der Beurteilungspe-

gel aus dem B-Plan-induzierten Zusatzverkehr läge, wäre zwar eine Pegelzunahme 

von 3 dB(A) und mehr vorhanden. Der Gesamtbeurteilungspegel würde bei den 

höchsten Beurteilungspegeln dann aber nur bis zu 52,1 dB(A) tags / 44,8 dB(A) 

nachts, so dass die Immissionsgrenzwerte von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts 

weiterhin sicher eingehalten werden. 

2. Für den anderen Fall, dass die Grundbelastung zu Beurteilungspegeln oberhalb der 

Pegel aus dem B-Plan-induzierte Zusatzverkehr führt (z.B. in der Größenordnung der 

Immissionsgrenzwerte), läge die Pegelzunahme durch den B-Plan-induzierten Zu-

satzverkehr unterhalb der Erheblichkeitsschwelle (z.B. < 0,1 dB(A) tags und 0,2 dB(A) 

nachts) von 3 dB(A) und wäre somit nicht weiter beurteilungsrelevant. 

Insgesamt ist somit festzustellen, dass der B-Plan-induzierte Zusatzverkehr als nicht beur-

teilungsrelevant anzusehen ist. 

Tabelle 7: Beurteilungspegel aus Verkehrslärm 

 

 

6.2. Schutz des Plangeltungsbereichs vor Verkehrslärm 

6.2.1. Straßenverkehrslärm 

Die Ergebnisse für den Straßenverkehrslärm in Form von Rasterlärmkarten können der 

Anlage A 4.3.1 entnommen werden. 

Sp 1 2 3 4 5 6 7

Ze Immissionsort

Nr. Gebiet
Immissions-

grenzwert
Prognose-Planfall 

tags nachts tags nachts

dB(A) dB(A)

1 IO V1 WA 59 49 EG 48,1 40,8
2 IO V1 WA 59 49 1.OG 48,8 41,5
3 IO V2 WA 59 49 EG 47,9 40,6
4 IO V2 WA 59 49 1.OG 48,4 41,1
5 IO V3 WA 59 49 EG 47,1 39,8
6 IO V3 WA 59 49 1.OG 47,6 40,3
7 IO V4 WA 59 49 EG 48,4 41,1
8 IO V4 WA 59 49 1.OG 48,1 40,8
9 IO V5 WA 59 49 EG 49,1 41,8

10 IO V5 WA 59 49 1.OG 49,0 41,7

Beurteilungspegel 
Straßenverkehrslärm

Ge-
schoss



Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 Seite  27 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

Als maßgebendes Geschoss wurde das 2. Obergeschoss (Staffelgeschoss) ermittelt.  

Für den Bereich des allgemeinen Wohngebiets zeigt sich, dass der Orientierungswert tags 

von 55 dB(A) wird bis zu einem Abstand von etwa 64 m zur Straßenmitte der Lauenburger 

Straße überschritten wird. Der Immissionsgrenzwert tags von 59 dB(A) wird im gesamten 

Bereich des allgemeinen Wohngebiets eingehalten. Der Orientierungswert nachts von 

45 dB(A) wird bis zu einem Abstand von 92 m zur Mitte der Lauenburger Straße überschrit-

ten. Der Immissionsgrenzwert nachts von 49 dB(A) für allgemeine Wohngebiete wird ab 

einem Abstand von 50 m zur Straßenmitte der Lauenburger Straße eingehalten. 

Für den Bereich des Mischgebiets zeigt sich, dass der Orientierungswert tags von 60 dB(A) 

wird bis zu einem Abstand von etwa 34 m zur Straßenmitte der Lauenburger Straße über-

schritten wird. Der Immissionsgrenzwert tags von 64 dB(A) für Mischgebiete wird bis zu 

einem Abstand von 14 m zur Straßenmitte der Lauenburger Straße überschritten. Der Ori-

entierungswert nachts von 50 dB(A) wird im gesamten Bereich des Mischgebiets über-

schritten. Der Immissionsgrenzwert nachts von 54 dB(A) für Mischgebiete wird ab einem 

Abstand von etwa 26 m zur Straßenmitte der Lauenburger Straße eingehalten. 

Die Anhaltswerte der Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts werden 

durch den Straßenverkehrslärm nicht erreicht. 

6.2.2. Schienenverkehrslärm 

Die Ergebnisse für den Schienenverkehrslärm in Form von Rasterlärmkarten können der 

Anlage A 4.3.2 entnommen werden. 

Als maßgebendes Geschoss wurde das 2. Obergeschoss (Staffelgeschoss) ermittelt.  

Im Bereich des allgemeinen Wohngebiets wird der Orientierungswert tags von 55 dB(A) für 

allgemeine Wohngebiete überwiegend überschritten. Der Immissionsgrenzwert für allge-

meine Wohngebiete von 59 dB(A) wird bis zu einem Abstand von etwa 150 m zur Bahn-

strecke überschritten. Im Nachtzeitraum wird sowohl der Orientierungswert von 45 dB(A) 

als auch der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) im gesamten Bereich des allgemeinen 

Wohngebiets überschritten. 

Der Orientierungswert tags von 60 dB(A) für Mischgebiete wird im gesamten Bereich des 

Mischgebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert tags von 64 dB(A) für Mischgebiete 

wird überwiegend überschritten. Im Nachtzeitraum werden der Orientierungswert von 

50 dB(A) nachts und der Immissionsgrenzwert von 54 dB(A) für Mischgebiete im gesamten 

Bereich des Mischgebiets überschritten. 

Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) tags wird im Bereich des Mischge-

biets bis zu einem Abstand von etwa 40 m zur Bahnstrecke überschritten. Im Bereich des 

allgemeinen Wohngebiets treten tags keine Überschreitungen des Anhaltswerts der Ge-

sundheitsgefahr auf. Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts wird im 

gesamten Bereich des Mischgebiets überschritten. Im Bereich des allgemeinen Wohnge-

biets wird der Anhaltswert für Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts bis zu einem Abstand 

von etwa 144 m zur Bahnstrecke überschritten. 
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6.2.3. Gesamtverkehrslärm 

Die Beurteilungspegel für den Gesamtverkehrslärm in Form von Rasterlärmkarten sind in 

der Anlage A 4.3.3 aufgeführt. 

Der Gesamtverkehrslärm wird überwiegend durch die Belastungen aus Schienenverkehrs-

lärm beeinflusst. 

Der Orientierungswert tags von 55 dB(A) für allgemeine Wohngebiete wird fast überall im 

Bereich des allgemeinen Wohngebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert für allge-

meine Wohngebiete von 59 dB(A) wird bis zu einem Abstand von etwa 170 m zur Bahn-

strecke überschritten. Im Nachtzeitraum wird sowohl der Orientierungswert von 45 dB(A) 

als auch der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) im gesamten Bereich des allgemeinen 

Wohngebiets überschritten. 

Der Orientierungswert tags von 60 dB(A) für Mischgebiete wird im gesamten Bereich des 

Mischgebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert tags von 64 dB(A) für Mischgebiete 

wird bis zu einem Abstand von 85 m zur Bahnstrecke überschritten. Im Nachtzeitraum wer-

den der Orientierungswert von 50 dB(A) nachts und der Immissionsgrenzwert von 54 dB(A) 

für Mischgebiete im gesamten Bereich des Mischgebiets überschritten. 

Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) tags wird im Bereich des Mischge-

biets bis zu einem Abstand von etwa 48 m zur Bahnstrecke überschritten. Im Bereich des 

allgemeinen Wohngebiets treten tags keine Überschreitungen des Anhaltswerts der Ge-

sundheitsgefahr auf. Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts wird im 

gesamten Bereich des Mischgebiets überschritten. Im Bereich des allgemeinen Wohnge-

biets wird der Anhaltswert für Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts bis zu einem Abstand 

von etwa 145 m zur Bahnstrecke überschritten. 

Die Umsetzung von aktivem Lärmschutz ist aufgrund der Dimensionierung der erforderli-

chen Lärmschutzwand  innerhalb des Plangebietes aus städtebaulicher Sicht nicht zu emp-

fehlen. Zudem befindet sich an der Lauenburger Straße vorhandene Bebauung. 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Erd- sowie den Obergeschossen können 

aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schützenswerten Nut-

zungen auf die lärmabgewandte Seite) oder passiven Schallschutz geschaffen werden.  

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz von Büro- und Wohnnutzun-

gen vor Verkehrslärm ergeben sich gemäß DIN 4109 [9]. Die Dimensionierung des passi-

ven Schallschutzes erfolgt durch Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109. 

Die Berechnung des maßgeblichen Außenlärmpegels erfolgt gemäß DIN 4109 [9]. Auf-

grund der Differenz von 10 dB(A) zwischen den Beurteilungspegeln im Tages- und Nacht-

zeitraum, wird der maßgebliche Außenlärmpegel aus dem Beurteilungspegel des Verkehrs-

lärms nachts ermittelt. Für Gewerbelärmbelastungen sind gemäß der DIN 4109 [8] die ge-

mäß TA Lärm geltenden Immissionsrichtwerte bzw. im Einzelfall die tatsächlich zu erwar-

tenden Geräuschemissionen als maßgeblicher Außenlärmpegel zu verwenden.  

Die Abgrenzungen der Lärmpegelbereiche aus Verkehrslärm sind in Anlage A 5 dargestellt.  
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Innerhalb des Plangeltungsbereichs ergeben sich die Lärmpegelbereiche IV bis VII. 

Für den Lärmpegelbereich VII sind die Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen 

Außen und Räumen in Gebäuden gemäß DIN 4109 aufgrund der örtlichen Gegebenheiten 

festzulegen. Als Möglichkeiten zur Umsetzung der Anforderungen bei Neubauten sind fol-

gende Maßnahmen denkbar: 

• vorrangig nicht schutzbedürftige Räume zur lärmzugewandten Seite (Grundrissgestal-

tung),  

• Minimierung des Fensterflächenanteils (Mindestanforderungen gemäß natürlicher Be-

lichtung); 

• Doppelfassade; 

• Laubengänge; 

• verglaste Loggien oder 

• transparente Vorhangfassade. 

Im vorliegenden Fall haben die Außenbauteile inkl. aller Vorbauten bei maßgeblichen Au-

ßenlärmpegeln von > 80 bis 85 dB(A) ein R’w,ges von mindestens 55 dB. Die Anforderungen 

an Wohnküchen und Wohndielen können um 10 dB gesenkt werden. 

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich aufgrund der Über-

schreitung des Orientierungswertes von 45 dB(A) nachts für Schlaf- und Kinderzimmer 

schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht 

auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt werden 

kann. 

Hinsichtlich ebenerdiger Außenwohnbereiche (2,0 m ü. Gelände) wird im Bereich des all-

gemeinen Wohngebiets der Orientierungswert tags von 55 dB(A) ab einem Abstand von 

etwa 108 m zur Bahnstrecke um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten. Im Bereich des 

Mischgebiets wir der Orientierungswert von 60 dB(A) ab einem Abstand von etwa 50 m zur 

Bahnstrecke um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten eingehalten.  

In den Obergeschossen wird der Orientierungswert im Bereich des allgemeinen Wohnge-

biets innerhalb möglicher Außenwohnbereiche bis zu einem Abstand von etwa 200 m Bahn-

strecke um mehr als 3 dB(A) überschritten. Der Orientierungswert für Mischgebiete von 

60 dB(A) ab einem Abstand von etwa 100 m zur Bahnstrecke um nicht mehr als 3 dB(A) 

überschritten. 

Außenwohnbereiche sollten in den Bereichen, in denen der Orientierungswert um mehr als 

3 dB(A) überschritten wird, geschlossen bzw. auf einer lärmabgewandten Seite ausgeführt 

werden. Die Ausführung von nicht beheizten Wintergärten oder verglasten Loggien ist ge-

nerell zulässig. 

Geplante Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Loggien) sind in den von Überschrei-

tungen des Orientierungswertes um mehr als 3 dB(A) betroffenen Fassadenbereichen dann 

zulässig, wenn der Nachweis mittels Immissionsprognose erbracht wird, dass der Beurtei-

lungspegel im Mittelpunkt des Außenwohnbereichs mittels Errichtung von Wänden oder 
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Teilverglasungen nicht mehr als 3 dB(A) im Bereich des allgemeinen Wohngebiets über 

dem Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete tags von 55 dB(A) bzw. im Bereich des 

Mischgebiets über dem Orientierungswert für Mischgebiete tags von 60  dB(A) liegt. Alter-

nativ können diese baulichen Anlagen vollständig baulich umschlossen werden. 

7. Vorschläge für Begründung und Festsetzungen 

7.1. Begründung 

a) Allgemeines 

Mit der der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51 beabsichtigt die Gemeinde Büchen für 

das Gelände südwestlich der Lauenburger Straße, südöstlich der Bürgerstraße und nord-

westlich der Straße Blumenweg die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Über-

planung des Gebietes und eine bessere Ausnutzbarkeit der Grundstücke zu schaffen. 

Die Gebietsausweisung ist im nordöstlichen Bereich als Mischgebiet und im südwestlichen 

Bereich als allgemeines Wohngebiet vorgesehen. 

Das Gelände wird im Nordwesten durch die Bürgerstraße, im Nordosten durch die Lauen-

burger Straße, im Südosten durch die Straße Blumenweg und im Südwesten durch die 

Straße Grüner Weg begrenzt. Nordöstlich des Plangebiets befinden sich die DB-Strecken 

Hamburg-Berlin.  

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Einwirkungen des Straßen- 

und Schienenverkehrslärms auf das Plangebiet und die Auswirkungen des B-Plan-induzier-

ten Zusatzverkehrs untersucht. 

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung an-

hand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1, „Schallschutz im Städ-

tebau“, wobei zwischen gewerblichem Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. Ande-

rerseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen an 

den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren.  

Die DIN 18005 Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf die 

TA Lärm, so dass die Immissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt 

werden. 

b) Gewerbelärm 

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung an-

hand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 „Schallschutz im Städ-

tebau“, wobei zwischen gewerblichem Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. Ande-

rerseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen an 

den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren. 

Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf die TA 

Lärm, so dass die Immissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt wer-

den. 
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Belastungen aus Gewerbelärm sind durch einen im Plangeltungsbereich vorhandenen 

Brennstoffhändler sowie weitere gewerbliche Nutzungen in der Umgebung des Plangebiets 

gegeben. 

Auf dem Betriebsgrundstück des Brennstoffhandels finden derzeit im regulären Betrieb An- 

und Ablieferungen von Heizöl und Holzpellets statt. In den Sommermonaten werden vor-

nehmlich Holzpellets hergestellt. Künftig (ab etwa 2020/21) ist es vorgesehen den Holzpel-

letbetrieb auszulagern. 

Dementsprechend werden im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung drei Lastfälle 

unterschieden. Im Lastfall 1 werden der Heizölbetrieb und die Holzpelletverladung berück-

sichtigt. Im Lastfall 2 wird ausschließlich die Holzpelletherstellung betrachtet. Lastfall 3 be-

rücksichtigt nach der künftig geplanten Auslagerung des Holzpelletbetrieb (Verladung und 

Herstellung) ausschließlich den Heizölbetrieb. 

Insgesamt ist festzustellen, dass in allen Lastfällen für den derzeit vorhandenen Betrieb und 

den künftig geplanten Betrieb im Bereich des Mischgebiets die Immissionsrichtwerte für 

Mischgebiete von 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts überall aus der Gesamtbelastung 

eingehalten werden. 

Im Bereich des allgemeinen Wohngebiets wird für den derzeit vorhandenen Betrieb des 

Brennstoffhandels (Lastfälle 1 und 2) der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) tags teilweise 

auf den umliegenden Grundstücken überschritten.  

Aufgrund der vorhandenen örtlichen Situation wird zur Sicherung des Bestandes für die 

benachbarten Grundstücke jedoch ein Schutzanspruch zugrunde gelegt, der 5 dB(A) über 

dem Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete liegt (Gemengelage bzw. Bestands-

sicherung), in Anlehnung an den Immissionsrichtwert für Mischgebiete von 60 dB(A) tags. 

Gemengelage kann dann berücksichtigt werden, wenn durch bauliche Entwicklungen in der 

Vergangenheit Wohngebiete und Gewerbebetriebe eng zusammenliegen. In diesem Fall 

kann die Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme bestehen. Mit diesem Vorgehen wäre 

der Gewerbebetrieb mit dem Bestand verträglich und gesichert.  

Für den Tageszeitraum ist in dem in der Abbildung 4 dargestellten Bereich eine Überschrei-

tung des Immissionsrichtwertes tags für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) um 5 dB(A) 

auf 60 dB(A) zulässig (vorbelasteter Bereich). 

In dem in der Abbildung 4 dargestellten Bereich, in dem der Immissionsrichtwert tags für 

allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags um mehr als 5 dB(A) überschritten wird, sind 

schutzbedürftige Nutzungen auszuschließen. 

Unter Einfluss der Bestandsbebauung und unter Berücksichtigung eines exemplarischen 

Gebäudekomplexes zeigt sich, dass der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete 

an der geplanten Bebauung im derzeitigen Betrieb nicht überschritten wird. Geringfügige 

Überschreitungen liegen im Rahmen vom Rechen- und Rundungsgenauigkeiten und sind 

daher nicht beurteilungsrelevant. 

Alternativ besteht als aktive Lärmschutzmaßnahme die Möglichkeit auf dem Betriebsgrund-

stück des Brennstoffhandels Container mit einer Höhe von 3 m und einer Länge von min-

destens 16 m aufzustellen. Unter Berücksichtigung eines Containers kann der Bereich der 
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Überschreitungen des Immissionsrichtwerts tags für allgemeine Wohngebiete insbeson-

dere in südwestliche Richtung eingeschränkt werden, es verbleiben jedoch weiterhin Berei-

che mit Richtwertüberschreitungen. Unter Berücksichtigung des Gebäudeeinfluss mit der 

Bestandbebauung und mit einem exemplarischen Bebauungskonzept wird mit der Aufstel-

lung eines Containers auf dem Betriebsgrundstück des Brennstoffhandels der Immissions-

richtwert für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags an der geplanten Bebauung sicher 

eingehalten. 

Im Nachtzeitraum wird der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete von 40 dB(A) 

im gesamten Bereich des allgemeinen Wohngebiets eingehalten. 

Für den künftig geplanten Betrieb des Brennstoffhandels nach Auslagerung des Holzpellet-

betriebes (Lastfall 3) ist insgesamt festzustellen, dass der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) 

tags für allgemeine Wohngebiete auf den des Brennstoffhandels umliegenden Grundstü-

cken nahezu überall eingehalten wird. Lediglich auf den Grundstücken südwestlich des 

Brennstoffhandels wird der Immissionsrichtwert geringfügig überschritten. In den Bereichen 

der umliegenden Grundstücke, in dem schutzbedürftige Nutzungen errichtet werden kön-

nen, ist jedoch nicht mit Überschreitungen des Immissionsrichtwertes zu rechnen. 

Somit ist der künftig vorgesehene Betrieb des Brennstoffhandels mit den vorhandenen und 

geplanten schutzbedürftigen Nutzungen aus immissionsschutzrechtlicher Sicht verträglich. 

Hinsichtlich der kurzzeitig auftretenden Spitzenpegel wird den Anforderungen der TA Lärm 

für den Tages- und Nachtzeitraum entsprochen.  
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Abbildung 4: Bereiche, in denen der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete 

tags im derzeitigen Betrieb überschritten wird, Maßstab 1:1.750 
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c) Verkehrslärm 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrs-

lärm berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm auf der Lauenburger Straße sowie 

die Schienenstrecke Hamburg - Berlin und die Bahnstrecke Büchen - Lübeck berücksich-

tigt.  

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte gemäß 16. BImSchV (2014) auf Grundlage 

der Rechenregeln der RLS-90 und der Anlage 2 der 16. BImSchV (2014) für den Schienen-

verkehrslärm. 

Der Plangeltungsbereich wird maßgeblich durch die Belastungen aus Schienenverkehrs-

lärm bestimmt. 

Es zeigt sich, dass durch den B-Plan-induzierte Zusatzverkehr keine beurteilungsrelevan-

ten Zunahmen zu erwarten sind. 

Der Orientierungswert tags von 55 dB(A) für allgemeine Wohngebiete wird fast überall im 

Bereich des allgemeinen Wohngebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert für allge-

meine Wohngebiete von 59 dB(A) wird bis zu einem Abstand von etwa 170 m zur Bahn-

strecke überschritten. Im Nachtzeitraum wird sowohl der Orientierungswert von 45 dB(A) 

als auch der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) im gesamten Bereich des allgemeinen 

Wohngebiets überschritten. 

Der Orientierungswert tags von 60 dB(A) für Mischgebiete wird im gesamten Bereich des 

Mischgebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert tags von 64 dB(A) für Mischgebiete 

wird bis zu einem Abstand von 85 m zur Bahnstrecke überschritten. Im Nachtzeitraum wird 

der Orientierungswert von 50 dB(A) nachts und der Immissionsgrenzwert von 54 dB(A) für 

Mischgebiete im gesamten Bereich des Mischgebiets überschritten. 

Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) tags wird im Bereich des Mischge-

biets bis zu einem Abstand von etwa 48 m zur Bahnstrecke überschritten. Im Bereich des 

allgemeinen Wohngebiets treten tags keine Überschreitungen des Anhaltswerts der Ge-

sundheitsgefahr auf. Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts wird im 

gesamten Bereich des Mischgebiets überschritten. Im Bereich des allgemeinen Wohnge-

biets wird der Anhaltswert für Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts bis zu einem Abstand 

von etwa 145 m zur Bahnstrecke überschritten. 

Die Umsetzung von aktivem Lärmschutz ist aufgrund der Dimensionierung der erforderli-

chen Lärmschutzwand aus städtebaulicher Sicht nicht zu empfehlen. Zudem befindet sich 

an der Lauenburger Straße vorhandene Bebauung. 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Erd- sowie den Obergeschossen können 

aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schützenswerten Nut-

zungen auf die lärmabgewandte Seite) oder passiven Schallschutz geschaffen werden.  

Gemäß DIN 4109 ergeben sich Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz 

der Wohn- und Büronutzungen vor von außen eindringende Geräusche (Verkehrslärm 

Straße/Schiene, Gewerbelärm). Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt 

durch Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7. 
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Für den Lärmpegelbereich VII sind die Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen 

Außen und Räumen in Gebäuden gemäß DIN 4109 aufgrund der örtlichen Gegebenheiten 

festzulegen. Im vorliegenden Fall haben die Außenbauteile bei Neubauten inkl. aller schall-

technisch mindernden Vorbauten (z. B. verglaste Loggien/ Balkone, Vorhangfassade etc.) 

bei maßgeblichen Außenlärmpegeln von > 80 bis 85 dB(A) ein R’
w,ges von mindestens 55 

dB(A). Die Anforderungen an den Schallschutz gegen Außenlärm an Wohnküchen und 

Wohndielen können aufgrund der ausschließlichen Tagesnutzung um 10 dB gesenkt wer-

den. 

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich aufgrund der Über-

schreitung des Orientierungswertes von 45 dB(A) nachts für Schlaf- und Kinderzimmer 

schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht 

auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt werden 

kann. 

Geplante Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Loggien) sind in den von Überschrei-

tungen des Orientierungswertes um mehr als 3 dB(A) betroffenen Fassadenbereichen dann 

zulässig, wenn der Nachweis mittels Immissionsprognose erbracht wird, dass der Beurtei-

lungspegel im Mittelpunkt des Außenwohnbereichs mittels Errichtung von Wänden oder 

Teilverglasungen nicht mehr als 3 dB(A) im Bereich des allgemeinen Wohngebiets über 

dem Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete tags von 55 dB(A) bzw. im Bereich des 

Mischgebiets über dem Orientierungswert für Mischgebiete tags von 60  dB(A) liegt. Alter-

nativ können diese baulichen Anlagen vollständig baulich umschlossen werden. 

7.2. Festsetzungen 

a) Verkehrslärm  

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie 

Gewerbelärm werden für Neu-, Um- und Ausbauten die in der Planzeichnung der Abbil-

dung 1 dargestellten Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7, Schall-

schutz im Hochbau festgesetzt.  

Im vorliegenden Fall werden die tatsächlich zu erwartenden Geräuschemissionen tags ver-

wendet 

(Hinweis 1 an den Planer: Abgrenzung der Lärmpegelbereiche aus der Planzeichnung der 

Abbildung 5 übernehmen.) 

(Hinweis 2 an die Verwaltung und den Planverfasser: Die DIN-Vorschrift 4109 ist im Rah-

men des Planaufstellungsverfahrens durch die Verwaltung zur Einsicht bereitzuhalten und 

hierauf in der Bebauungsplanurkunde hinweisen). 

In den mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen müssen bei Errichtung, Än-

derung oder Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur vorübergehend zum Auf-

enthalt von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende 

Schalldämm-Maß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach 

DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7 erfüllt werden. 



Seite  36 

Proj.Nr.: 15278 

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außen-

bauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Juli 

2016) nachzuweisen.  

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich bei Neu-, Um- und Aus-

bauten für Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der not-

wendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik ent-

sprechende Weise sichergestellt werden kann und die Anforderungen an das resultierende 

Schalldämmmaß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach 

DIN 4109 erfüllt werden. 

Befestigte Außenwohnbereiche wie Terrassen, Balkone und Loggien sind bei Neu-, Um 

und Ausbauten in den in Abbildung 6 dargestellten Bereichen nur in geschlossener Gebäu-

deform zulässig. Offene Außenwohnbereiche sind ausnahmsweise auch dann zulässig, 

wenn mit Hilfe einer Immissionsprognose nachgewiesen wird, dass in der Mitte des jewei-

ligen Außenwohnbereichs der Orientierungswert von 55 dB(A) tags für allgemeine Wohn-

gebiete und im Bereich des Mischgebiets der Orientierungswert von 60 dB(A) tags für 

Mischgebiete um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 

Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere An-

forderungen an den passiven Schallschutz resultieren. 
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Abbildung 5: Lage der Lärmpegelbereiche, Maßstab 1:1.750 
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Abbildung 6: Darstellung der geschlossen auszuführenden Außenwohnbereiche, Maßstab 

1:1.750 
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b) Schutz vor Gewerbelärm  

In dem in der Planzeichnung dargestellten Bereich ist zur Sicherung des Bestandes eine 

Überschreitung des Immissionsrichtwertes tags für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) 

um 5 dB(A) auf 60 dB(A) zulässig. 

In dem in der Planzeichnung dargestellten Bereich, in dem der Immissionsrichtwert für all-

gemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags um mehr als 5 dB(A) überschritten wird, sind 

schutzbedürftige Nutzungen auszuschließen. 

(Hinweis an den Planer: Der Bereich, in dem eine Überschreitung des Immissionsrichtwer-

tes für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags um 5 dB(A) zulässig ist und der Bereich, 

in dem schutzbedürftige Nutzungen auszuschließen sind, sind aus der Planzeichnung der 

Abbildung 7 zu übernehmen) 
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Abbildung 7: Bereiche, in denen der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete tags 

im derzeitigen Betrieb überschritten wird, Maßstab 1:1.750 
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Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 

Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung an den Gebäu-

defassaden die Anforderungen der TA Lärm durch den Gewerbelärm eingehalten werden.  

Bargteheide, den 9. Februar 2017 

erstellt durch:             geprüft durch: 

Dipl.-Ing. (FH) Annett Ignatowitz Dipl.-Ing. Björn Heichen  

Projektingenieurin Geschäftsführender Gesellschafter 
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A 1 Lagepläne 

A 1.1 Übersichtsplan, Maßstab 1:2.500 
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A 1.2 Lage der Quellen Lastfall 1, Maßstab 1:500 
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A 1.3 Lage der Quellen Lastfall 2, Maßstab 1:500 
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A 1.4 Lage der Quellen Lastfall 3, Maßstab 1:500 
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A 2 Gewerbelärm 

A 2.1 Belastungen 

Das Verkehrsaufkommen im Plangebiet ist in der folgenden Tabelle zusammengestellt: 

 

Anmerkungen und Erläuterungen: 

Spalte 2: ........Anzahl der Stellplätze; 

Spalte 3: ........Anteil an Gesamtzahl; 

Spalten 6-9: ...Beurteilungszeiträume wie folgt: 

Tr1: ... außerhalb der Ruhezeiten tags (7 bis 20 Uhr) 

Tr2 : .. in den Ruhezeiten tags (6 bis 7 Uhr und  20 bis 22 Uhr); 

Tr3: ... gesamte Nacht (22 bis 6 Uhr) (für die Beurteilung des Gewerbelärms 

gemäß TA Lärm nicht maßgebend); 

Tr4: ... lauteste Stunde nachts (zwischen 22 und 6 Uhr); 

Sp 2 3 4 5 6 7 8

Tr1 Tr2 Tr3 Tr4

1 pkzu zu 6 6
2 pkab ab 12
3 pk1zu zu 4 4
4 pk1ab ab 9
5 pk2zu zu 2 2
6 pk2ab ab 3

7 kt1zu zu 3
8 kt1ab ab 3
9 kt2zu zu 3

10 kt2ab ab 3

11 lk1zu zu 1
12 lk1ab ab 1
13 lk2zu zu 1 2
14 lk2ab ab 1 2
15 lk3zu zu 1
16 lk3ab ab 1
17 lk4zu zu 2
18 lk4ab ab 2

15 lk5zu zu 1
16 lk5ab ab 1
17 lk6zu zu 6
18 lk6ab ab 6

100%

Tankwagen Heizöl 100%

Silowagen 
Holzpellets

Lkw < 7,5 t 100%

Lkw ≥ 7,5 t 100%

Anlieferung (mittlerer Spitzentag)

1

KürzelTeilverkehr Anteil

Pkw-Verkehre (mittlerer Spitzentag)

tags
Rich-
tung

Kfz /
13 h

Anzahl Fahrzeuge

Kfz /
1 h

Ze

Brennstoffhandel Hubert Heitmann

nachts

Kfz /
8 h

Kfz /
3 h

Stellplatz gesamt 100%

Stellplatz 1 75%

Stellplatz 2 25%

Lkw-Verkehre (mittlerer Spitzentag)

Kleintransporter-Verkehre (mittlerer Spitzentag)

Kleintransporter  
Auslieferung

100%

Kleintransporter  
Anlieferung

100%

100%

Tankwagen Heizöl 100%

Auslieferung (mittlerer Spitzentag)

Lkw Holzpellets



VIII 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

 

Anmerkungen und Erläuterungen: 

Spalte 1: ........ Bezeichnung des Vorgangs; 

Spalten 4-7: ... Beurteilungszeiträume wie folgt: 

Tr1: ... außerhalb der Ruhezeiten tags (7 bis 20 Uhr) 

Tr2 : .. in den Ruhezeiten tags (6 bis 7 Uhr und  20 bis 22 Uhr); 

Tr3: ... gesamte Nacht (22 bis 6 Uhr) (für die Beurteilung des Gewerbelärms 

gemäß TA Lärm nicht maßgebend); 

Tr4: ... lauteste Stunde nachts (zwischen 22 und 6 Uhr); 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sp 2 3 4 5 6 7

Tr1 Tr2 Tr3 Tr4

13 h 3 h 1 h

1 gs 100% 2,0
2 autor 100% 1,0
3 nhpp 100% 11,0
4 nnsa 100% 11,0Nutzung Notstromaggregat

Nutzung Holzpelletpresse

Betriebsgrundstück

Autoreparatur
Betrieb Gabelstapler

1

Ze Vorgänge Kürzel Anteil

Anzahl der Vorgänge bzw. 
tags nachts
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A 2.2 Basisschallleistungen der einzelnen Quellen 

A 2.2.1 Lkw-Verkehre 

Für die Lkw-Fahrten auf Betriebsgeländen wird ein aktueller Bericht der Hessischen Lan-

desanstalt für Umwelt [15] herangezogen. Für einen Vorgang pro Stunde und eine Weg-

strecke von 1 Meter wird der Studie entsprechend von einem Schallleistungsbeurteilungs-

pegel von 63 dB(A) ausgegangen. 

 

Anmerkungen und Erläuterungen: 

Spalte 1 .........Bezeichnung der Lärmquellen; 

Spalte 2 .........siehe Lageplan in Anlage A 1.2 zur Anordnung der einzelnen Fahrstrecken 

auf dem Betriebsgelände; 

Spalte 3 .........Schallleistungspegel je Wegelement von 1 m;  

Spalte 4 .........Zuschläge für Rangierfahrten; 

Spalte 5 .........Längen der Fahrstrecke; 

Spalte 6 .........Höhendifferenzen im jeweiligen Abschnitt; 

Spalte 7 .........Längsneigung des Fahrweges (Steigungen und Gefälle gleich behandelt); 

Spalte 8 .........Korrekturen für Steigungen und Gefälle; 

Spalte 9 .........Zuschläge für unterschiedliche Straßenoberflächen (hier nicht erforderlich); 

Spalte 10 .......Schallleistungspegel für eine Fahrt pro Stunde; 

 

A 2.2.2 Parkvorgänge 

Neben den Fahrbewegungen sind im Bereich der Stellplatzanlagen zusätzlich die Geräu-

sche aus den Parkvorgängen (Ein- und Ausparken, Türenschlagen etc.), dem Parkplatz-

suchverkehr und dem Durchfahrtsanteil zu berücksichtigen. Es finden die Ansätze der Park-

platzlärmstudie [11] Verwendung. 

 

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

LW0 DRang. Länge ∆h g DStg DStrO LW,r,1

dB(A) dB(A) %
1 lk1 Lkw-Zufahrt  Abfüllplatz 63,0 5,0 45 0,0 0,0 0,0 0,0 84,5
2 lk2 Lkw-Abfahrt Abfüllplatz 63,0 0,0 45 0,0 0,0 0,0 0,0 79,5
3 lk3 Lkw-Zufahrt Anlieferung 63,0 5,0 26 0,0 0,0 0,0 0,0 82,1
4 lk4 Lkw-Abfahrt Anlieferung 63,0 0,0 26 0,0 0,0 0,0 0,0 77,1
5 lk5 Lkw-Zufahrt Auslieferung Holzpellets 63,0 5,0 65 0,0 0,0 0,0 0,0 86,1
6 lk6 Lkw-Abfahrt Auslieferung Holzpellets 63,0 0,0 60 0,0 0,0 0,0 0,0 80,8
7 lk7 Lkw-Zufahrt  Holzpelletentladung 63,0 5,0 45 0,0 0,0 0,0 0,0 84,5
8 lk8 Lkw-Abfahrt Holzpelletentladung 63,0 0,0 45 0,0 0,0 0,0 0,0 79,5

Ze Kürzel Fahrwegsbezeichnung
mittlere Schallleistungspegel (ein Vorgang pro Stunde)

m dB(A)

Sp 1 3 4 5 6 7 8

LW0 KPA KI KStrO KD LW,r,1

1 parkp 63,0 0 4 0,0 0,0 67,0
2 parkl 63,0 14 3 0,0 0,0 80,0

Ze

Lkw-Stellplätze
Stellplätze Pkw

Kürzel Quelle

dB(A)

mittlere Schallleistungspegel
(ein Vorgang pro Stunde)

2
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Anmerkungen und Erläuterungen: 

Spalte 3 ......... Ausgangsschallleistungen für eine Bewegung pro Stunde (siehe Abschnitt 

8.2 der Parkplatzlärmstudie); 

Spalte 4 ......... Zuschläge für unterschiedliche Parkplatztypen nach Tabelle 34 der Park-

platzlärmstudie; 

Spalte 5 ......... Zuschläge für die Impulshaltigkeit der Geräusche (Türenklappen), ebenfalls 

nach Tabelle 34 der Parkplatzlärmstudie; 

Spalte 6 ......... Zuschläge für unterschiedliche Straßenoberflächen gemäß Parkplatzlärm-

studie (bei getrenntem Verfahren gemäß Abschnitt 8.2.2 der Parkplatzlärm-

studie sowie bei Parkplätzen an Einkaufszentren nicht erforderlich); 

Spalte 7 ......... Zuschläge für den Schallanteil der durchfahrenden Fahrzeuge gemäß Park-

platzlärmstudie, bei getrenntem Verfahren gemäß Abschnitt 8.2.2 der Park-

platzlärmstudie nicht erforderlich; 

Spalte 8 ......... mittlerer Schallleistungspegel, ein Vorgang pro Stunde; 

 

A 2.2.3 Anlieferungen 

Die Schallleistungspegel, die Einwirkzeiten für einen Vorgang und der sich daraus erge-

bende Schallleistungs-Beurteilungspegel, beziehen sich auf einen Vorgang pro Stunde, 

und sind in der folgenden Tabelle zusammengestellt. 

 

Anmerkungen und Erläuterungen: 

Spalte 2 ......... Ausgangsschallleistungen für einen Vorgang pro Stunde; 

Spalte 3 ......... Zuschläge für die Impulshaltigkeit der Geräusche; 

Spalte 4 ......... Einwirkzeiten je Vorgang; 

Spalte 5 ......... mittlerer Schallleistungspegel, ein Vorgang pro Stunde; 

 

 

 

 

Sp 1 3 4 5 6

LW0 KI TE LW,r,1

1 entladhp Holzpelletentladung Silowagen 102,0 0 60 102,0
2 beladhp Holzpelletbeladung Siebanlage mit Förderband 97,0 3 60 100,0
3 gab Gabelstaplereinsatz 100,0 3 60 103,0
4 ar 88,3 0 60 88,3
5 tanke 94,6 0 60 94,6
6 hpr Holzpelletpresse 80,0 3 60 83,0
7 notst 96,0 0 60 96,0

2

Ze Kürzel
mittlere Schallleistungspegel

(ein Vorgang pro Stunde)Vorgang

Reparaturarbeiten
Tankwagen Entladen

Notstromaggragat
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A 2.2.4 Flächenbezogene Schallleistungspegel 

 

Anmerkungen und Erläuterungen: 

Spalten 1: ......Bezeichnung der einzelnen Lärmquellen; 

Spalten 2: ......Fläche in m²;  

Spalten 3-4 ....flächenbezogener Schallleistungspegel gemäß Festsetzungen in B- Plänen 

bzw. geeignete Ansätze; 

A 2.2.5 Oktavspektren Schallleistungspegel 

In der folgenden Übersicht sind die verwendeten Basis-Oktavspektren angegeben, die bei 

der Schallausbreitungsberechnung verwendet wurden. Grundlage bilden typische Oktav-

spektren aus aktuellen Regelwerken (DIN EN 717-1 [21], Tankstellenlärmstudie [16] und 

Herstellerangaben). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sp 3 4 5 6

tags nachts tags nachts

1 vb1 60 45 98,7 83,7

2 vb2 60 45 101,1 86,112.880

Gewerbeflächen 
Südost

Gewerbeflächen 
Nordwest

1

Kürzel

7.410

GewerbeflächeZe Fläche

mittlere Schallleistungspegel

2

m² dB(A) (pro m²) dB(A)

LW" LW,r,1

Sp 2 3 4 5 6 7 8 9 10

31,5 Hz 63 Hz 125 Hz 250 Hz 500 Hz 1 kHz 2 kHz 4 kHz 8 kHz

1 alltief
Quellen allgemein, eher 
tiefenlastig (DIN EN 717-1, 
Spektrum Nr. 2 )

-18 -14 -10 -7 -4 -6 -11

2 lkfahrt
Lkw-Fahrt, mittlere Drehzahl 
(1500 min-1)

-24,0 -14,0 -12,0 -7,0 -4,0 -5,0 -12,0 -17,0

3 parkfahr Pkw-Anfahrten -8,0 -6,0 -14,0 -9,0 -9,0 -9,0 -11,0 -18,0

4 parkpr
Parken an P+R-Anlagen, 
arithm. Mittel

-14,0 -12,0 -15,0 -9,0 -6,0 -6,0 -8,0 -14,0

1

Ze Vorgang
relativer Schallpegel (auf 0 dB(A) normiert)

dB(A)
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A 2.2.6 Abschätzung der Standardabweichungen 

Im Folgenden werden die Standardabweichungen σ der Quellen abgeschätzt. Für jede 

Quelle sind verschiedene Fehler wie z.B. in den Belastungsansätzen (Verkehrszahlen), den 

Schallleistungspegeln, der Quellenmodellierung, der angenommenen Fahrwegslängen und 

Geschwindigkeiten und damit der Einwirkzeiten etc. zu berücksichtigen. Sofern die Ein-

zelfehler statistisch voneinander unabhängig sind, kann der Gesamtfehler als Wurzel aus 

der Summe der Quadrate der Einzelstandardabweichungen berechnet werden. 

Folgende Annahmen werden für die Einzelfehler getroffen: 

 

Für die mittleren Gesamtstandardabweichungen ergibt sich damit: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

+ σ - σ σMittel

dB(A) dB(A) dB(A)
Basisschallleistung LW0, Pkw-Fahrt — 2,5 2,5 2,5
Basisschallleistung LW0, Lkw-Fahrt — 3,0 3,0 3,0

Basisschallleistung Ladearbeiten — 3,0 3,0 3,0
Pkw-Parkvorgang (inkl. Zuschläge) — 2,5 2,5 2,5
Lkw-Parkvorgang (inkl. Zuschläge) — 3,0 3,0 3,0
Fahrweglänge l⊥ ± 10 % 0,4 0,5 0,4

Geschwindigkeit v ± 33 % 1,2 1,7 1,5
Anzahl der Vorgänge ± 20 % 0,8 1,0 0,9
Anzahl der Lieferungen ± 20 % 0,8 1,0 0,9
Ladezeiten ± 33 % 1,2 1,7 1,5
Dauer der Vorgänge ± 20 % 0,8 1,0 0,9

Eingangsgröße
rel. 

Fehler

Sp 2 3 4 5 6 7 8

σLW0 σl⊥ σv σΤ σLW,r,1 σAnzahl σLWA

Fahrwege (bezogen auf eine Bewegung)
1 pf Pkw-Fahrt 2,5 0,4 1,5 — 2,9 0,9 3,1
2 lf Lkw-Fahrt 3,0 0,4 1,5 — 3,4 0,9 3,5

Stellplätze
3 pkp Pkw-Parken 2,5 — — — 2,5 0,9 2,7
4 lad Lkw-Laden 3,0 — — 1,5 3,4 0,9 3,5
5 lkp Lkw-Parken 3,0 — — — 3,0 0,9 3,1

Sonstiges
6 gs Gabelstaplerbetrieb 3,0 — — 0,9 3,1 0,9 3,3
7 ge Geräteeinsatz 3,0 — — 0,9 3,1 0,9 3,3

Gesamt

dB(A)

1

Ze Vorgang
Einzelstandardabweichung
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A 2.3 Schallleistungspegel für die Quellbereiche 

 

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

σLW,r

P LW,r,1

% Tr1 Tr2 Tr4 dB(A)

1 pk1zu 100 4 4 parkp 67,0 68,0 64,0
2 pk1ab 100 9 parkp 67,0 64,5 64,5
3 69,6 67,3 2,7
4 pk2zu 100 2 2 parkp 67,0 64,9 61,0
5 pk2ab 100 3 parkp 67,0 59,7 59,7
6 66,0 63,4 2,7

7 kt1zu 100 3 parkp 67,0 59,7 59,7
8 kt1ab 100 3 parkp 67,0 59,7 59,7
9 kt2zu 100 3 parkp 67,0 59,7 59,7

10 kt2ab 100 3 parkp 67,0 59,7 59,7
11 65,7 65,7 3,1

12 lk4zu 100 2 lk1 84,5 75,5 75,5
13 lk6zu 100 6 lk1 84,5 80,3 80,3
14 81,5 81,5 3,5
15 lk4ab 100 2 lk2 79,5 70,5 70,5
16 lk6ab 100 6 lk2 79,5 75,3 75,3
17 76,5 76,5 3,5
18 lk1zu 100 1 lk3 82,1 70,1 70,1
19 lk2zu 100 1 2 lk3 82,1 79,6 74,9
20 80,1 76,1 3,5
21 lk1ab 100 1 lk4 77,1 65,1 65,1
22 lk2ab 100 1 2 lk4 77,1 74,6 69,9
23 75,1 71,1 3,5
24 lk5zu 100 1 lk5 86,1 74,1 74,1
25 74,1 74,1 3,5
26 lk5ab 100 1 lk6 80,8 68,7 68,7
27 68,7 68,7 3,5
28 lk3zu 100 1 lk7 84,5 72,5 72,5
29 72,5 72,5 3,5
30 lk3ab 100 1 lk8 79,5 67,5 67,5
31 67,5 67,5 3,5

lf7

lf8
lf8

Fortsetzung folgende Seite

stpl2
stpl2

lf4
lf4

ktp

ktp

lf1
lf1

lf5
lf5

lf6

dB(A)

Anzahl LW,Basis t        
oRZ

Ze

stpl1
stpl1

t        
mRZ

Quelle

Pkw-Parken

Vorgänge Emissionen

t

LW,r

Kürzel
n

Kürzel

Brennstoffhandel

dB(A)

lf6

lf2
lf2

lf3
lf3

Kleintransporter-Parken

Lkw-Fahrten

lf7
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Anmerkungen zur Tabelle: 

Spalte 1 ......... Bezeichnung der einzelnen Lärmquellen; 

Spalte 2 ......... Bezeichnung des Einzelvorganges in Anlage A 2.1; 

Spalte 3 ......... Anteil der Einzelvorgänge, der im jeweiligen Bereich auftritt;  

Spalten 4 - 6 .. Siehe Erläuterungen zu Spalte 3 in Anlage A 2.1; der Beurteilungszeitraum 

nachts umfasst eine Stunde (Tr4). 

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

σLW,r

P LW,r,1

% Tr1 Tr2 Tr4 dB(A)

32 lk1zu 100 1 parkl 80,0 68,0 68,0
33 lk1ab 100 1 parkl 80,0 68,0 68,0
34 lk2zu 100 1 2 parkl 80,0 77,5 72,7
35 lk2zu 100 1 2 parkl 80,0 77,5 72,7
36 81,0 77,0 3,5

37 lk5zu 100 1 parkl 80,0 68,0 68,0
38 lk5ab 100 1 parkl 80,0 68,0 68,0
39 71,0 71,0 3,1

40 lk3zu 100 1 parkl 80,0 68,0 68,0
41 lk3ab 100 1 parkl 80,0 68,0 68,0
42 71,0 71,0 3,1

43 lk5zu 100 1 beladhp 100,0 88,0 88,0
44 88,0 88,0 3,5

45 lk3zu 100 1 entladhp 102,0 90,0 90,0
46 90,0 90,0 3,5

47 lk4zu 100 2 parkl 80,0 71,0 71,0
48 lk4ab 100 2 parkl 80,0 71,0 71,0
49 lk6zu 100 6 parkl 80,0 75,7 75,7
50 lk6ab 100 6 parkl 80,0 75,7 75,7
51 80,0 80,0 3,1

52 lk4zu 100 2 tanke 94,6 85,6 85,6
53 85,6 85,6 3,1

54 gs 100 2,0 h gab 103,0 94,0 94,0
55 94,0 94,0 3,3

56 autor 100 1,0 h ar 88,3 76,3 76,3
57 76,3 76,3 3,3

Holzpelletherstellung
58 nhpp 100 11 h 0 h 0 h hpr 83,0 81,4 81,4
59 81,4 81,4 3,3
60 nnsa 100 11 h 0 h 0 h notst 96,0 94,4 94,4
61 94,4 94,4 3,3

Fortsetzung vorhergehende Seite

Ze Quelle

Vorgänge Emissionen LW,r

Kürzel

Anzahl LW,Basis t        
mRZ

t        
oRZ

n
dB(A)t

Kürzel
dB(A)

Holzpelletentladung Parken

hpep
hpep

Entladen Holzpellets Silowagen

ladsilo
ladsilo

Abfüllplatz Parken

Beladen Holzpellets Siebmaschine mit Förderband

ladsaf
ladsaf

hpp
hpp

Gabelstaplerbetrieb

gs
gs

Reparaturarbeiten

ra
ra

nsa
nsa

Abfüllplatz Laden

ladabf
ladabf

Holzpelletbeladung Parken

hpbp
hpbp

Bürodurchfahrt Parken

bd

bd

abfp

abfp
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Anmerkung: Alle Werte in den Spalten 4 bis 6 wurden auf eine ganze Zahl 

von Vorgängen mathematisch gerundet. Dadurch bedingt sind geringfügige 

Abweichungen von der Gesamtsumme nach Anlage A 2.1 möglich, die je-

doch keinen Einfluss auf die Genauigkeit der schalltechnischen Berechnun-

gen haben. 

Spalten 7 - 8 ..Basisschallleistungen für einen Vorgang pro Stunde, nach Anlage A 2.2.1 

bis A 2.2.4; 

Spalten 9 - 11 Schallleistungs-Beurteilungspegel tags (t) und nachts (n) inklusive der Zeit-

beurteilung und mit allen nach TA Lärm gegebenenfalls erforderlichen Zu-

schlägen (mit/ohne Ruhezeitenzuschlag (mRZ/oRZ)); 

Spalte 12 .......Standardabweichung des Schallleistungspegels (Anmerkung: Die Angabe 

einer Standardabweichung für die angesetzten Schallleistungspegel soll der 

Orientierung dienen und beschreibt die zu erwartende Streuung der Pegel-

werte.) 

 

A 2.4 Zusammenfassung der Schallleistungs-Beurteilungspe-
gel 

Zum Abschluss der Beschreibung des Emissionsmodells fasst die Tabelle die Schallleis-

tungs-Beurteilungspegel für alle Einzelquellen zusammen. 

 

 

Sp 1 3 4 5 6 7

Gruppe Kürzel Kürzel
1 Lkw-Zufahrt  Abfüllplatz lf1 lkfahrt 81,5 81,5
2 Lkw-Abfahrt Abfüllplatz lf2 lkfahrt 76,5 76,5
3 Lkw-Zufahrt Anlieferung lf3 lkfahrt 80,1 76,1
4 Lkw-Abfahrt Anlieferung lf4 lkfahrt 75,1 71,1
5 Lkw-Zufahrt Auslieferung Holzpellets lf5 lkfahrt 74,1 74,1
6 Lkw-Abfahrt Auslieferung Holzpellets lf6 lkfahrt 68,7 68,7
7 Lkw-Zufahrt  Holzpelletentladung lf7 lkfahrt 72,5 72,5
8 Lkw-Abfahrt Holzpelletentladung lf8 lkfahrt 67,5 67,5
9 Pkw-Stellplatz stpl1 parkpr 69,6 67,3

10 Pkw-Stellplatz stpl2 parkpr 66,0 63,4
11 Abfüllplatz ladabf parkpr 85,6 85,6
12 Abfüllplatz-Parken abfp parkpr 80,0 80,0
13 Kleintransporter Parken ktp parkpr 65,7 65,7
14 Reparaturarbeiten ra parkpr 76,3 76,3
15 Bürodurchfahrt bd parkpr 81,0 77,0
16 Entladevorgänge Holzpellets ladsilo alltief 90,0 90,0
17 Holzpelletentladung Parken hpep parkpr 71,0 71,0
18 Holzpelletbeladung Parken hpbp parkpr 71,0 71,0
19 Gabelstapler gs alltief 94,0 94,0
20 Holzpelletpresse hpp alltief 81,4 81,4
21 Notstromaggregat nsa alltief 94,4 94,4
22 Holzpelletsiebanlage mit Förderband ladsaf alltief 88,0 88,0

 Brennstoff-
händler

betriebs-
hof

Ze

Bezeichnung

Lärmquelle
Basis- 
Oktav- 

Spektrum
tags 
mRZ

tags 
oRZ

2

dB(A)

nachts

Schallleistungs-
Beurteilungspegel
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A 3 Beurteilungspegel aus Gewerbelärm 

A 3.1 Lastfall 1 Heizölbetrieb und Holzpelletverladung 

A 3.1.1 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 
2,5 m, Maßstab 1:1.750 

 

  

Lauenburger Straße
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 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 XVII 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 3.1.2 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
5,3 m, Maßstab 1:1.750 
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 >  70.0 dB



XVIII 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 3.1.3 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.2 Lastfall 1 Heizölbetrieb und Holzpelletverladung mit Con-
tainer 

A 3.2.1 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 
2,5 m, Maßstab 1:1.750 

 

  

Lauenburger Straße
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 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB
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A 3.2.2 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
5,3 m, Maßstab 1:1.750 

  

 

Lauenburger Straße
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 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB
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A 3.2.3 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.3 Lastfall 1 Heizölbetrieb und Holzpelletverladung mit Ge-
bäudeeinfluss 

A 3.3.1 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750, maßgebliches Geschoss 
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A 3.4 Lastfall 1 Heizölbetrieb und Holzpelletverladung mit Con-
tainer mit Gebäudeeinfluss 

A 3.4.1 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750, maßgebliches Geschoss 
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A 3.5 Lastfall 2 Holzpelletherstellung 

A 3.5.1 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 
2,5 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.5.2 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
5,3 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.5.3 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.6 Lastfall 3 Heizölbetrieb 

A 3.6.1 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 
2,5 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.6.2 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
5,3 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.6.3 Tageszeitraum 6:00 bis 22:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.7 Beurteilungspegel im Nachtzeitraum 

A 3.7.1 Nachtzeitraum 22:00 bis 6:00 Uhr, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 
2,5 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.7.2 Nachtzeitraum 22:00 bis 6:00 Uhr, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
5,3 m, Maßstab 1:1.750 
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A 3.7.3 Nachtzeitraum 22:00 bis 6:00 Uhr, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 
8,1 m, Maßstab 1:1.750 
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A 4 Verkehrslärm 

A 4.1 Straßenverkehrslärm 

A 4.1.1 Verkehrserzeugung Plangebiet 

A 4.1.1.1 Abschätzung Bewohnerzahl 

 

A 4.1.1.2 Abschätzung Verkehrsaufkommen 

 

A 4.1.1.3 Besucherverkehr 

 

A 4.1.1.4 Wirtschaftsverkehr 

 

A 4.1.1.5 Gesamtverkehrsaufkommen 

 

Sp 1 2 3 4

Ze geplante Nutzung
Anzahl der geplanten 

Wohneinheiten
Haushaltsgröße Anzahl der Bewohner

Min Max Min Max Min Max

1 Wohnnutzung 128 128 2 2,5 256 320

Sp 1 2 3 4 5 6 7

Ze geplante Nutzung Anzahl der Einwohner Wege pro EW

Anteil der 
Einwohnerwe
ge außerhalb 
des Gebietes

MIV Anteil

Pkw-Fahrten 

pro Tag pro 

EW

Verkehrerzeugung pro Tag

in % in %

Min Max Min Max Min Max Min Max

1 Wohnnutzung 256 320 3,5 4 20 30,0 70,0 1,5 143 478

Sp 1 2 3 4 5 6 7

Ze geplante Nutzung Anzahl der Einwohner Wege pro Besucher
Anteil des 

Besucherverk
ehrs

MIV Anteil

Pkw-Fahrten 

pro Tag pro 

EW

Verkehrerzeugung pro Tag

in % in %

Min Max Min Max Min Max Min Max

1 Wohnnutzung 256 320 3,5 4 15 50,0 60,0 1,5 45 77

Sp 1 2 3 4

Ze geplante Nutzung Anzahl der Bewohner
Wirtschaftsverkehr 

pro Einwohner
Wirtschaftsverkehr im 

Plangebiet
in %

Min Max Min Max

1 Wohnnutzung 256 320 0,05 12,8 16

Sp 1 2

Ze
Verkehrsaufkommen 

pro Tag

Min Max

1 Einwohnerverkehr 143 478

2 Besucherverkehr 45 77

3 Wirtschaftsverkehr 13 16

4 Summe 201 571
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A 4.1.2 Verkehrsbelastung 

 

A 4.1.3 Basis-Emissionspegel 

 

A 4.1.4 Emissionspegel 

 

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8 9
Ze Kürzel Straßenabschnitt

DTV pt pn DTV pt pn

Kfz/
24 h

% %
Kfz/
24 h

% %

Pötrauerstraße

1 str1 nördlich Lauenburger Straße 2.460 6,2 6,2 2.829 6,2 6,2 0
Lauenburger Straße

2 str2 südlich Pötrauer Straße 5.143 8,1 8,1 5.914 8,1 8,1 0
Zwischen den Brücken

3 str3 östlich Lauenburger Straße 10.372 7,9 7,9 11.927 7,9 7,9 0
Blumenweg

4 str4 südwestlich Lauenburger Straße 285 2,8 0,0 285
Bürgerstraße

5 str5 südwestlich Lauenburger Straße 285 2,8 0,0 285

Analyse 2005
Prognose-Planfall 

2030/35

Neuver-
kehre aus 

B-Plan

Sp 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Ze Straßentyp
Steigung/    

Gefälle
Straßen-

oberfläche
Geschwindig-

keiten
Emissions-

pegel

g DStg StrO DStrO vPKW vLKW Lm,E

Pkw Lkw
Kürzel Beschreibung % dB(A) dB(A) km/h dB(A)

1 asph030 < 5 0,0 asphalt 0,0 30 30 28,5 41,5

2 asph050 < 5 0,0 asphalt 0,0 50 50 30,7 44,3

nicht geriffelte 
Gussasphalte, 

Asphaltbetone und 
Splitmastix-       

asphalt

Sp 1 2 9 10 11 12 13 14
Ze Straßen- Basis- Prognose-Planfall 2030/35

Mt Mn pt pn tags nachts

Kfz/h % dB(A)
Pötrauerstraße

1 str1 asph050 170 31 6,2 6,2 56,7 49,3
Lauenburger Straße

2 str2 asph050 355 65 8,1 8,1 60,6 53,3
Zwischen den Brücken

3 str3 asph050 716 131 7,9 7,9 63,6 56,2
Blumenweg

4 str4 asph030 17 3 2,8 0,0 42,7 33,5
Bürgerstraße

5 str5 asph030 17 3 2,8 0,0 42,7 33,5

maßgebliche
Verkehrs-
stärken

maßgebl.
Lkw-

Anteile

Emissions-
pegel Lm,E
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A 4.2 Schienenverkehrslärm 

A 4.2.1 Strecke 6100 Abschnitt Büchen bis Bahnsteig Ostkopf 

 

  

Prognose 2025 Daten nach Schall03-2012

Zugart- v_max

Tag Nacht Traktion km/h
Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

65 54 GZ-E 100 7-Z5_A4 1 10-Z5 25 10-Z2 5 10-Z18 5 10-Z15 2

18 12 GZ-E 120 7-Z5_A4 1 10-Z5 25 10-Z2 5 10-Z18 5 10-Z15 2

30 4 RV-E 160 7-Z5_A4 1 9-Z5 5

31 1 ICE 230 3-Z9 2

14 2 ICE 230 1-V1 2 2-V1 12

15 1 IC-E 200 7-Z5_A4 1 9-Z5 12

0 2 NZ/D-E 200 7-Z5_A4 1 9-Z5 12

173 76 Summe beider Richtungen

*) Anteil Verbundstoff-Klotzbremsen = 80% gem. EBA-Anordnung vom 11.01.2015

Bemerkung zu Schall 03-2012:

Die Bezeichnung der Fahrzeugkategorie setzt sich wie folgt zusammen:

Nr. der Fz-Kategorie  -  Variante bzw.  - Zeilennummer in Tabelle Beiblatt 1 _ Achszahl (bei Tfz, E- und V-Triebzügen-außer bei HGV)

Für Brücken, schienengleiche BÜ und enge Gleisradien sind ggf. die entsprechenden 

Zuschläge zu berücksichtigen.

Legende

Traktionsarten:  - E = Bespannung mit E-Lok

 - V = Bespannung mit Diesellok

 - ET, - VT = Elektro- / Dieseltriebzug

Zugarten: GZ = Güterzug

RV = Regionalzug

ICE = Elektrotriebzug des HGV

IC = Intercityzug

NZ/D = Nacht- oder sonstiger Fernreisezug

Anzahl Fahrzeugkategorien gem Schall03-2012 im Zugverband



XXXVI 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.2.2 Strecke 6100 Abschnitt Büchen ab Bahnsteig 

 

A 4.2.3 Strecke 1121 Abschnitt Büchen ab Bahnsteig nach Norden 

 

  

Prognose 2025 Daten nach Schall03-2012

Zugart- v_max

Tag Nacht Traktion km/h
Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

69 50 GZ-E 100 7-Z5_A4 1 10-Z5 25 10-Z2 5 10-Z18 5 10-Z15 2

18 12 GZ-E 120 7-Z5_A4 1 10-Z5 25 10-Z2 5 10-Z18 5 10-Z15 2

8 4 RV-ET 120 5-Z5_A10 1

30 4 RV-E 160 7-Z5_A4 1 9-Z5 5

31 1 ICE 230 3-Z9 2

14 2 ICE 230 1-V1 2 2-V1 12

15 1 IC-E 200 7-Z5_A4 1 9-Z5 12

0 2 NZ/D-E 200 7-Z5_A4 1 9-Z5 12

185 76 Summe beider Richtungen

*) Anteil Verbundstoff-Klotzbremsen = 80% gem. EBA-Anordnung vom 11.01.2015

Bemerkung zu Schall 03-2012:

Die Bezeichnung der Fahrzeugkategorie setzt sich wie folgt zusammen:

Nr. der Fz-Kategorie  -  Variante bzw.  - Zeilennummer in Tabelle Beiblatt 1 _ Achszahl (bei Tfz, E- und V-Triebzügen-außer bei HGV)

Für Brücken, schienengleiche BÜ und enge Gleisradien sind ggf. die entsprechenden 

Zuschläge zu berücksichtigen.

Legende

Traktionsarten:  - E = Bespannung mit E-Lok

 - V = Bespannung mit Diesellok

 - ET, - VT = Elektro- / Dieseltriebzug

Zugarten: GZ = Güterzug

RV = Regionalzug

ICE = Elektrotriebzug des HGV

IC = Intercityzug

NZ/D = Nacht- oder sonstiger Fernreisezug

Anzahl Fahrzeugkategorien gem Schall03-2012 im Zugverband

Prognose 2025 Daten nach Schall03-2012

Zugart- v-max

Tag Nacht Traktion km/h
Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

Fahrzeug
kategorie Anzahl

3 2 GZ-V 100 8_A6 1 10-Z5 25 10-Z2 5 10-Z18 5 10-Z15 2

32 6 RV-VT 100 6_A8 2

35 8 Summe beider Richtungen 

*) Anteil Verbundstoff-Klotzbremsen = 80% gem. EBA-Anordnung vom 11.01.2015

Bemerkung zu Schall 03-2012:

Die Bezeichnung der Fahrzeugkategorie setzt sich wie folgt zusammen:

Nr. der Fz-Kategorie  -  Variante bzw.  - Zeilennummer in Tabelle Beiblatt 1 _ Achszahl (bei Tfz, E- und V-Triebzügen-außer bei HGV)

Für Brücken, schienengleiche BÜ und enge Gleisradien sind ggf. die entsprechenden 

Zuschläge zu berücksichtigen.

Legende

Traktionsarten:  - E = Bespannung mit E-Lok

 - V = Bespannung mit Diesellok

 - ET, - VT = Elektro- / Dieseltriebzug

Zugarten: GZ = Güterzug

RV = Regionalzug

Anzahl Fahrzeugkategorien gem Schall03-2012 im Zugverband
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A 4.2.4 Emissionspegel 

 

  

Sp 1 2 3 4 5 6 7

tags nachts

1 str1 südlich Brücke 173 76 91,0 91,1
2 str2 Brücke 173 76 x 93,9 94,1
3 str3 nördlich Brücke 173 76 91,0 91,1

4 str4 südlich Brücke 185 76 91,1 91,3
5 str5 Brücke 185 76 x 94,0 94,3
6 str6 nördlich Brücke 185 76 91,1 91,3

7 str7 südlich Brücke 35 8 80,4 80,0
8 str8 Brücke 35 8 x 83,3 82,9
9 str9 nördlich Brücke 35 8 80,4 80,0

Strecke 6100 Abschnitt Büchen bis Bahnsteig Ostkopf

Strecke 6100 Abschnitt Büchen ab Bahnsteig

 Strecke 1121 Abschnitt Büchen ab Bahnsteig nach Norden

Prognose-Nullfall und Prognose Planfall

Anzahl
Emissionspegel

Lw'

tags nachts
dB(A)

Brücke
StreckenabschnittZe
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A 4.3 Rasterlärmkarten Verkehrslärm 

A 4.3.1 Straßenverkehrslärm 

A 4.3.1.1 Beurteilungspegel tags, ebenerdige Außenwohnbereiche, Aufpunkthöhe 

2,0 m Maßstab 1:1.750 
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A 4.3.1.2 Beurteilungspegel tags, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 2,8 m Maßstab 

1:1.750 
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A 4.3.1.3 Beurteilungspegel tags, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 5,6 m Maßstab     

1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 XLI 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.1.4 Beurteilungspegel tags, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 8,4 m Maßstab     

1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



XLII 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.1.5 Beurteilungspegel nachts, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 2,8 m, Maßstab  

1: 1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 XLIII 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.1.6 Beurteilungspegel nachts, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 5,6 m, Maß-

stab 1: 1.750 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



XLIV 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.1.7 Beurteilungspegel nachts, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 8,4 m, Maß-

stab 1: 1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 XLV 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2 Schienenverkehrslärm  

A 4.3.2.1 Beurteilungspegel tags, ebenerdige Außenwohnbereiche, Aufpunkthöhe 

2,0 m Maßstab 1:1.750 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



XLVI 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2.2 Beurteilungspegel tags, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 2,8 m Maßstab 

1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 XLVII 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2.3 Beurteilungspegel tags, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 5,6 m Maßstab     

1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



XLVIII 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2.4 Beurteilungspegel tags, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 8,4 m Maßstab     

1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 XLIX 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2.5 Beurteilungspegel nachts, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 2,8 m, Maßstab  

1: 1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



L 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2.6 Beurteilungspegel nachts, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 5,6 m, Maß-

stab 1: 1.750 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 LI 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.2.7 Beurteilungspegel nachts, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 8,4 m, Maß-

stab 1: 1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

M
I

W
A

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



LII 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3 Gesamtverkehrslärm  

A 4.3.3.1 Beurteilungspegel tags, ebenerdige Außenwohnbereiche, Aufpunkthöhe 

2,0 m Maßstab 1:1.750 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 LIII 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3.2 Beurteilungspegel tags, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 2,8 m Maßstab 

1:1.750 

  

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



LIV 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3.3 Beurteilungspegel tags, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 5,6 m Maßstab 

1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 LV 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3.4 Beurteilungspegel tags, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 8,4 m Maßstab 

 1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



LVI 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3.5 Beurteilungspegel nachts, Erdgeschoss, Aufpunkthöhe 2,8 m, Maßstab  

1: 1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 LVII 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3.6 Beurteilungspegel nachts, 1. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 5,6 m,  

Maßstab 1:1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



LVIII 

Proj.Nr.: 15278 

Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungplan Nr. 51 der 

Gemeinde Büchen 

 

15278_bericht.docx 9. Februar 2017 LAIRM CONSULT GmbH  
   gedruckt: 9. Februar 2017 

A 4.3.3.7 Beurteilungspegel nachts, 2. Obergeschoss, Aufpunkthöhe 8,4 m,  

Maßstab 1: 1.750 

 

 

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

 <  35.0 dB
 >  35.0 dB
 >  40.0 dB
 >  45.0 dB
 >  50.0 dB
 >  55.0 dB
 >  60.0 dB
 >  65.0 dB
 >  70.0 dB



Anlage: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 51  

der Gemeinde Büchen  

 LIX 

Proj.Nr.: 15278 

 

LAIRM CONSULT GmbH 9. Februar 2017 15278_bericht.docx  
 gedruckt: 9. Februar 2017 

A 5 Lärmpegelbereiche (LPB) gemäß DIN 4109, Auf-
punkthöhe 8,4 m, Maßstab 1: 1.750 

  

 

Lauenburger Straße

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

W
A

M
I

P
la

n
g

e
ltu

n
g
sb

e
re

ic
h

B
lu

m
e

n
w

e
g

B
ü
rg

e
rs

tr
a

ß
e

      LPB IV
      LPB V
      LPB VI
      LPB VII



 
 
 

GEMEINDE  BÜCHEN  
BEBAUUNGSPLAN  NR. 51 
 

FÜR DAS GEBIET: 
 

„Zwischen Bürgerstraße, Lauenburger Straße,  
Blumenweg und Grüner Weg" 
 

im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB 
 

BEGRÜNDUNG 
 

   

 
 
Luftbild mit überlagerter Flurkarte als Übersicht                          Quelle: Gemeinde Büchen 
 
         

 

VORLAGE  FÜR  DEN  ENTWURFSBESCHLUSS 
 
 

 

TOP 8TOP 8



 

  

Begründung zum Bebauungsplan Nr. 51 der Gemeinde Büchen 
 
 
 
 
Inhaltsübersicht                                                                                                Seite 
 
 

1.   Grundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51  1 
1.1 Gesetzliche Grundlagen  1 
1.2 Plangrundlage  1 
1.3 Planvorgaben   2 
1.4 Wahl des Verfahrens    2 
1.5 Altlasten/ Altablagerungen   2 
 

2.  Lage und Abgrenzung des Plangeltungsbereiches  3 
2.1 Beschreibung des Geltungsbereiches /Vorhandene Nutzungen  3  
2.2 Schutzgutbetrachtung  5 
2.21 Schutzgut Mensch und Landschaftsbild  5 
2.2.2 Schutzgut Boden und Wasser  5 
2.2.3 Schutzgut Pflanzen (Biotope)  6 
2.2.4 Schutzgut Tiere (Artenschutz)  6 
 
3. Planungsanlass und Planungserfordernis  7 
3.1 Ziel und Zweck der Planung  7 
 
4.  Inhalt des Bebauungsplanes  8 
4.1 Art der baulichen Nutzung  8 
4.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen und 

Bauweise  8 
4.2.1 Maß der baulichen Nutzung  8 
4.2.2 Gebäudehöhe  9 
4.2.3 Überbaubare Grundstücksflächen  9 
4.2.4 Bauweise  9 
4.3 Erschließung  10 
4.3.1 Verkehrliche Erschließung  10 
4.3.2 Ver- und Entsorgung 10 
4.4 Grünordnerische Festsetzungen 10 
 
5. Auswirkungen der Planung 10 
5.1 Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes, der  10 
 Landschaftspflege und des Artenschutzes  
5.1.1 Schutzgut Pflanzen - Eingriffsregelung 10 
5.1.2  Schutzgut Tiere - Artenschutz 11 
5.2 Immissionsschutz 12 
 
6. Beschluss über die Begründung  15 
 
 
 
Anlage Schalltechnische Untersuchung 
 



Gemeinde Büchen - Begründung zum Entwurf des  Bebauungsplanes Nr. 51                                  Seite  1 
 

1. Grundlagen für den Bebauungsplan Nr. 51 
 

1.1 Rechtliche Grundlagen 
 

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 
 (BGBl. I S. 1722)  

• Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 11.06.2013  (BGBl. I, S. 1548) 

• Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 06.02.2012 (BGBl. I S. 148) 

• Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 24.02.2010 (GVOBl. S. 301), letz-
te berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Art. 1 Ges. v. 27.05.2016, 
GVOBl. S. 162) 

• Die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 
2009, letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Art. 1 Ges. v. 
14.06.2016, GVOBl. S. 369)  

• Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. I 1991, S 58), geändert durch Art. 2 G zur Förderung des Klimaschutzes 
bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.7.2011 (BGBl. I S. 
1509) 

 
1.2 Plangrundlage 
 

Der Lageplan als Plangrundlage im Maßstab 1: 1.000 wurde vom Vermessungsbüro 
Agnar Boysen aus  Schwarzenbek erstellt und beglaubigt. 
 
1.3 Planvorgaben 
 

• Flächennutzungsplan 
 

Im geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde Büchen ist der überwiegende Teil 
der hier überplanten Fläche als Wohnbaufläche W ausgewiesen. Lediglich ein Teilbe-
reich in einer Tiefe von ca. 75 m an der Lauenburger Straße ist als gemischte Bauflä-
che M dargestellt. 
Ein Auszug des aktuellen Flächennutzungsplanes kann der Abbildung 1 auf der fol-
genden Seite entnommen werden. 
 
• Bebauungsplan 
 

Für das zu überplanende Gebiet besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan, so dass 
hier bei der Zulassung von Bauvorhaben der § 34 BauGB anzuwenden ist. 
 
1.4 Gewähltes Verfahren 
 

Die Gemeinde wird dieses Bebauungsplanverfahren auf der Grundlage von § 13a 
BauGB im beschleunigten Verfahren durchführen.  
 
Dies wird wie folgt begründet:  
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• Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung, der u.a. städ-
tebaulich verträgliche Nachverdichtungen ermöglichen soll. 

• Die zulässige festgesetzte überbaubare Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO ist kleiner als 20.000 m². 

• Durch diesen Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begrün-
det, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach dem 
Landesrecht unterliegen. 

• Es gibt keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter – der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes. 

 
Im Verfahren nach § 13 a Abs. 2 BauGB sind eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB und die Ausarbeitung eines Umweltberichtes nach § 2a BauGB nicht erforder-
lich. Auch die Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (vgl. § 1a Abs. 3 
BauGB) gem. § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB findet keine Anwendung. Aus diesem 
Grund sind Ausgleichsmaßnahmen im Regelfall nicht erforderlich. Dies gilt auch für 
den vorliegenden B-Plan.  
 

 
 

Abbildung 1: Auszug aus dem geltenden Flächennutzungsplan. Die Lage  
des Plangebietes ist mit einem blauen Pfeil gekennzeichnet. 

 
1.5 Altlasten / Altablagerungen 
 

Der Gemeinde sind im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes keine Altlasten bzw. 
Bodenverunreinigungen bekannt.  
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Abbildung 3: Luftbild                                                              Quelle: arcGIS Viewer 
 
 
2. Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches 
  

Der Plangeltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt im Zentrum von Büchen in 
unmittelbarer Nähe des Bahnhofes. 
 
Der Plangeltungsbereich wird wie folgt abgegrenzt : 
 
Im Nordwesten durch die Bürgerstraße 
im Nordosten  durch die Lauenburger Straße 
im Südosten  durch den Blumenweg und im 
Südwesten   durch den Grünen Weg 
 
Der Plangeltungsbereich hat eine Größe von ca. 2,23 ha 
 
2.1 Beschreibung des Geltungsbereiches / Vorhandene Nutzungen 
 

Das Plangebiet wird überwiegend geprägt durch eingeschossige eher kleinteilige 
Wohnhäuser mit geneigten Dächern. An der Lauenburger Straße sind auch etwas 
höhere Gebäude vorhanden. Neben der Wohnnutzung gibt es im Plangebiet auch 
folgende Nutzungen: 
 
Bürgerstraße 9  Heizölhandel 
Bürgerstraße 7  Bestattungsunternehmen 
Lauenburger Straße 19 Textilhaus (zurzeit Leerstand) 
Lauenburger Straße 20 Steuerberater 
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Lauenburger Straße21 Tanzschule 
Lauenburger Straße 22 Einzelhandel 
Blumenstraße 4  Steuerberater / Anwalt / Notar 
 

  
 
Abbildung 4 und 5:  vorhandene gewerbliche Nutzung an der Lauenburger Straße 
 
 

  
 
Abbildung 6 und 7: vorhandene gewerbliche Nutzung in der Bürgerstraße (Bestat-
tungsunternehmen und Heizölhandel) 
 
 

  
 
Abbildung 8 und 9: vorhandene Wohnbebauung am Blumenweg Ecke Grüner Weg 
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2.2 Schutzgutbetrachtung 
 

2.2.1  Schutzgut Mensch und Landschaftsbild 
 
Aufgrund der zentralen Lage von Büchen und der guten infrastrukturellen Anbindung 
(Nähe Bahnhof) sowie der guten Nahversorgung hat der Plangeltungsbereich eine 
hohe Bedeutung als innerörtliches Wohngebiet. Als besonderer Belastungsfaktor hin-
sichtlich Lärm ist die direkt nordöstlich verlaufende Bahnstrecke (Strecke Hamburg-
Berlin) und die Lauenburger Straße zu nennen. Ansonsten liegt der Geltungsbereich 
innerhalb eines überwiegend durch Einfamilienhausbebauung geprägten Wohnge-
bietes. Lediglich in der Bürgerstraße befindet sich ein Heizölhandel als nicht wohnge-
bietestypischer Betrieb, auf den unter Kapitel 5.2 "Immissionsschutz" näher eingegan-
gen wird.  
 
Für das Orts- und Landschaftsbild sind der zum Teil prägende Gehölzbestand im süd-
westlichen Bereich des Plangebietes sowie die Laubhecken am Grünen Weg be-
deutsam als gliedernde Elemente und als erlebbarer Naturanteil in der Ortschaft. 
Besonders zu nennen ist hier die alte Eiche auf dem unbebauten Grundstück Blu-
menweg 14 (Flurstück 323/6) im Geltungsbereich. 
 
2.2.2  Schutzgut Boden und Wasser 
 
Der Plangeltungsbereich ist durch die bestehenden Gebäude vollständig überprägt 
und in großen Teilen versiegelt. Im Bereich eines bereits abgerissenen Hauses am 
Blumenweg ist derzeit eine Brachfläche vorhanden. Die übrigen Häuser verfügen 
teilweise über große Gärten. Hier überwiegt die Ziergartennutzung. Im Bereich der 
Lauenburger Straße sowie in Teilen der Bürgerstraße sind Gewerbebetriebe vorhan-
den. Parkplätze und Lagerflächen sind hier voll versiegelt. 
Das Schutzgut Boden unterliegt somit deutlichen Vorbelastungen durch Versiegelun-
gen und gärtnerische Nutzung. Naturnahe Böden oder Böden, die der Bodensukzes-
sion unterliegen sind im Geltungsbereich allenfalls sehr kleinflächig vorhanden. Bo-
den besonderer Bedeutung ist nicht vorhanden. 
Obwohl der Gemeinde keine Kenntnisse über Altlasten im Gebiet vorliegen, sind Bo-
denbeeinträchtigungen im Bereich des Heizölbetriebes (ehemaliger Kohlevertrieb) 
nicht vollständig auszuschließen. 
 
Naturräumlich gesehen bildet der Geltungsbereich den Übergang zwischen den 
sandigen, teilweise auch aufgeschütteten Böden, von Büchen Mitte (Büchener San-
der) und der Steinauniederung. Südwestlich des Grünen Weges fällt das Gelände 
deutlich ab. Hier sind ausgedehnte Grünlandflächen an der Steinauniederung vor-
handen. 
Da der Geltungsbereich selbst aber deutlich oberhalb der Steinau liegt, sind hier 
Hochwassergefahren oder hohe Grundwasserstände nicht zu erwarten. Aufgrund 
der im Geltungsbereich vorkommenden eher sandigen Böden ist mit einer guten 
Versickerungsleistung und Ableitung von Niederschlagswasser Richtung Steinau zu 
rechnen. 
 
Die Schutzgüter Boden und Wasser haben im Geltungsbereich allgemeine Bedeu-
tung. 
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2.2.3 Schutzgut Pflanzen (Biotope) 
 
Der Geltungsbereich ist im Bereich der Freifläche überwiegend geprägt durch eine 
Grünlandbrache im Übergang zur ruderalen Grasflur (GMgb-gr/RHg). Als kennzeich-
nende Pflanzenarten, die sowohl einen trockenen als auch deutlich ruderalisierten 
Standort kennzeichnen, kommen u.a. vor: Hirtentäschel, Spitzwegerich, Löwenzahn. 
Stellenweise sind Zierstauden als Rest des ursprünglich vorhandenen Gartens zu fin-
den. Das unbebaute Grundstück Blumenweg 14 (Flurstück 323/6) ist an drei Seiten 
durch Hecken (Hainbuchen, Spireen) eingefasst. Im hinteren Bereich steht eine mar-
kante Eiche mit einem Stammdurchmesser  von 1,40 m. 
 
Die übrigen Grundstücke sind durch eine gärtnerische Nutzung geprägt. Es finden 
sich neben Rasenflächen, Zierstaudenbeeten, Ziergehölzen auch einzelne Bäume. 
Alte Obstgehölze oder größerer Baumbestand sind nur ganz vereinzelt vorhanden. 
Neben der oben beschriebenen Eiche sind nur 4 Buchen (Stammdurchmesser 60-80 
cm) im Bereich der Grundstücke am Blumenweg als wertgebende Grünstrukturen zu 
nennen. Ansonsten finden sich kaum bedeutsame Grünstrukturen. 
Die beiden Grundstücke am Grünen Weg sind durch Bäume und Hecken land-
schaftlich gut eingefasst und leiten über in die unbebauten Flächen südwestlich des 
Grünen Weges. 
Im Bereich der Gewerbebetriebe sind die unbebauten Flächen weitgehend versie-
gelt oder mit Rasen begrünt und haben ökologisch gesehen nur eine sehr geringe 
Bedeutung. 
Das Schutzgut Pflanzen hat im Geltungsbereich überwiegend allgemeine Bedeu-
tung. Eine höhere Bedeutung kommt nur den größeren Bäumen zu sowie der land-
schaftlichen Eingrünung (Hecke) entlang des Grünen Weges. Geschützte Biotope 
nach §30 BNatSchG/§21 LNatSchG sind nicht vorhanden. 
 
 
2.2.4 Schutzgut Tiere (Artenschutz) 
 
Die Gehölze/Bäume des Geltungsbereiches dienen Gehölzbrütern der Siedlungsbe-
reiche, die an Störungen durch Fußgänger und Straßenverkehr gewöhnt sind, als 
Bruthabitate. Für Brutvögel des Offenlandes ist die unbebaute Teilflächen zu klein 
und zu störungsreich. Alle Vögel unterliegen dem Schutz nach § 44 BNatSchG.  
Für Fledermäuse weisen die große Eiche und einige größere Buchen vermutlich ge-
eignete Höhlungen auf. Die unbebauten Flächen dienen als Flug- und Nahrungsge-
biete und leiten über zu den größeren Jagdgebieten in der Steinauniederung. Die 
Strukturen des Geltungsbereiches lassen ein Vorkommen von Zauneidechsen und 
Haselmäusen nicht erwarten. 
Als typische, besonders geschützte Arten der Siedlungsgebiete sind Igel und Maul-
wurf sowie diverse Mäusearten und die Weinbergschnecke, insbesondere im süd-
westlichen Bereich zu erwarten. Ggf. ist das Vorkommen von Waldeidechse und 
Blindschleiche aufgrund der Nähe zu naturnahen Strukturen möglich. 
 
Insgesamt hat die Fläche eine geringe Bedeutung als Lebensraum für Arten der Sied-
lungsbereiche. Die großen Bäume dienen als Lebensraum. Aufgrund der Nähe zur 
Steinauniederung können zeitweise anspruchsvollere Nahrungsgäste vorkommen. 
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3. Planungsanlass und Planerfordernis 
 
Die Gemeinde Büchen als Unterzentrum ist durch die hervorragende Bahnanbin-
dung nach Hamburg, Lüneburg, Lübeck und Berlin sowie durch die vorhandene Inf-
rastruktur ein begehrter Wohnstandort.  
 
Mit Ausnahme des seit Anfang des Jahres vollerschlossenen Baugebietes an der 
"Hans-Heinrich-Lünstedt-Straße" im Ortszentrum, einem geplanten Baugebiet an der 
"Pötrauer Straße" sowie einiger kleinerer privater Flächen, auf die die Gemeinde kei-
nen Zugriff hat, gibt es in der Gemeinde kurz- bis mittelfristig kaum Flächen, die z.B. für 
die Entwicklung des Geschosswohnungsbaus oder zur Nachverdichtung zur Verfü-
gung stehen.  
Darüber hinaus ist der demografische Wandel zu berücksichtigen, so dass auch klei-
ne Wohnungen für Singlehaushalte und barrierefreie Wohnungen für ältere Men-
schen vorzuhalten sind. 
 
Bei dem Plangeltungsbereich handelt es sich überwiegend um bereits bebaute 
Grundstücke. Wie schon auf dem Luftbild gut erkennbar, gibt es im Gebiet allerdings 
auch noch zahlreiche Flächen, die sich für eine Nachverdichtung eignen. Dies gilt 
insbesondere für die rückwärtigen Bereiche der Grundstücke an de Lauenburger 
Straße und für einen Teil der Grundstücke am Blumenweg. Dies gilt insbesondere 
nachdem in diesem Jahr auf dem Flurstück 457/6 , Blumenweg 12 ein größerer Alt-
bau abgebrochen wurde. Für eben dieses Grundstücks und dem benachbarten Flur-
stück 323/6, Blumenweg 14 wurde Anfang des Jahres eine Bauvoranfrage zugunsten 
der Errichtung von zwei Mehrfamilienhäusern mit insgesamt 21 Wohnungen einge-
reicht.  Die Gemeine Büchen hat hierfür ihr Einvernehmen erteilt. Die Bauaufsichtsab-
teilung des Kreises hat jedoch die Bauvoranfrage negativ beschieden, da die ge-
planten Bauvorhaben auf der Grundlage der Kriterien des § 34 BauGB insbesondere 
wegen der Höhe der geplanten Gebäude und der geplanten Zahl der Wohnungen 
nicht genehmigungsfähig ist. 
 
Die Gemeinde möchte jedoch das Baubegehren am Blumenweg unterstützen und 
hat deshalb auch aufgrund der großen Nachfrage nach Wohnraum in der Gemein-
de einen Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan gefasst. Hiermit soll nicht nur 
für die genanten Grundstücke sondern für den gesamten Blockbereich zwischen 
Blumenweg, Grüner Weg, Bürgerstraße und Lauenburger Straße eine bauliche 
Nachverdichtung der Grundstücke zugelassen werden. 
 
Gemäß § 47 f der Gemeindeordnung (GO) sind Kinder und Jugendliche an allen sie 
betreffenden Fragen kommunaler Planungen in angemessener Form zu beteiligen. 
Entgegen der formalisierten Struktur anderer Vorschriften der Einwohnerbeteiligung 
wird hierin auf formale Vorschriften bewusst verzichtet. So wird die Art und Weise der 
Beteiligung der Kinder und Jugendlichen nicht vorgeschrieben. 
In Büchen besteht ein Kinder- und Jugendbeirat, der auch über den vorliegenden 
Bebauungsplan informiert wird und Gelegenheit erhält, seine Vorstellungen zur Pla-
nung einzubringen. 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung 
 

Ziel und Zweck der Planung für den Bebauungsplan Nr. 51  ist die Schaffung der  pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erschließung von zusätzlichen Wohnbau-
flächen zugunsten einer städtebaulich vertretbaren Nachverdichtung. 
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4. Inhalt des Bebauungsplanes 
 

4.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Der überwiegende Teil des Plangeltungsbereiches wird als allgemeines Wohngebiet 
(WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Lediglich ein Teilbereich an der Lauenburger 
Straße und am Blumenweg wird als Mischgebiet festgesetzt. 
 
Die Gemeinde Büchen will neben der zeichnerischen Festsetzung auch durch textli-
che Regelungen eine geordnete städtebauliche Entwicklung sicherstellen. 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Die Festsetzungen dieser Bebauungsplanänderung zur Art der baulichen 
Nutzung weichen aufgrund der Verkleinerung der Tiefe des Mischgebietes an der 
Lauenburger Straße von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Büchen ab. Diese Abweichung ist im vorliegenden Fall allerdings aus folgen-
den Gründen nicht problematisch: 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um einen Bebauungsplan zur Innen-
entwicklung gemäß § 13 a Abs. 1 Nr.1 BauGB. Der Gesetzgeber hat in § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB bestimmt, dass ein Bebauungsplan zur Innenentwicklung auch aufge-
stellt werden kann, wenn er von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes ab-
weicht. Die Voraussetzungen dafür, nämlich dass die städtebauliche Entwicklung 
des Gemeindegebietes durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt wird, 
liegen vor. Hierbei ist besonders zu berücksichtigen, dass es sich bei der vorgesehe-
nen Verkleinerung des Mischgebietes an der Lauenburger Straße lediglich um eine 
untergeordneten Fläche handelt, die nicht zu einer Beeinträchtigung der städtebau-
lichen Entwicklung der Gemeinde führt, sondern eher zu einer Stärkung des Woh-
nungsbaus beitragen kann. Letztlich bedeutet diese Berichtigung lediglich eine re-
daktionelle Korrektur des Flächennutzungsplanes. Die Entwicklung der Festsetzungen 
dieser Bebauungsplanänderung aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
ist damit gewährleistet. 
 
Diese F-Planberichtigung, die dieser Begründung als Anlage beigefügt ist, wird zeit-
gleich mit der Bekanntmachung der Satzung über diesen B-Plan wirksam. Ein geson-
dertes Verfahren und auch eine Genehmigung sind hierfür nicht erforderlich. 

 
 
4.2 Maß der baulichen Nutzung, Gebäudehöhen, überbaubare Grundstücksflä-

chen und Bauweise  
 

4.2.1 Maß der baulichen Nutzung 
 

Für das festgesetzte allgemeine Wohngebiet (WA) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,3 festgesetzt. Dies ermöglicht aufgrund der vorhandenen Grundstücksgrößen 
großzügige bauliche Entwicklungsmöglichkeiten, die von der Gemeinde ausdrück-
lich befürwortet werden. Im Rahmen der Bestandserfassung wurde ermittelt, dass die 
durchschnittliche Grundstücksgröße im Blumenweg und in der Bürgerstraße knapp 
1.100 m² beträgt. 
Die vorhandene durchschnittliche Ausnutzung 1 der Baugrundstücke in den einzel-
nen Straßen liegt z.Zt. bei einer GRZ von: 
 

                                            
1 Stand 12.11.2014 ohne Einbeziehung der Nebenanlagen, Garagen und deren Zufahrten 
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• im "Blumenweg" ca. 0,10 
• in der "Bürgerstraße" ca. 0,19 
• in der "Lauenburger Straße" ca. 0,32 
 
Für die Grundstücke an der Lauenburgerstraße, Mischgebiet (MI) wird mit 0,8 eine 
deutlich höhere Grundflächenzahl zugelassen, die sogar den Höchstwert gemäß § 
17 BauNVO von 0,6 überschreitet. Die Gemeinde hält diese Überschreitung gemäß § 
17 Abs. 2 BauNVO jedoch städtebaulich für vertretbar, um hier mit einer deutlich  
höheren Baudichte auch eine bessere Abschirmung der Lärmbelastungen durch 
den Straßen- und Bahnverkehr zu ermöglichen. 
 
4.2.2 Gebäudehöhen 
 
Die vorhandenen Gebäudehöhen im Plangeltungsbereich liegen im Blumenweg 
und in der Bürgerstraße überwiegend zwischen 8 und 9 m, teilweise auch deutlich 
darunter. Das im Jahr 2016 abgerissene Gebäude auf dem Grundstück Blumenweg 
12 hatte eine Höhe von ca. 10,50 m. Das Eckhaus Blumenweg 16 ist mit etwa 9 m 
ebenfalls etwas höher als die meisten übrigen Bestandsgebäude. Das Gebäude 
Lauenburgerstraße 19 ist ca. 10,20 m und die Gebäude Nr. 20 und 21 knapp 10 m 
hoch. 
Die Gemeinde will mit diesem B-Plan im festgesetzten allgemeinen Wohngebiet Ge-
bäudehöhen bis zu 10,50 m zulassen. Als Höhenbezugspunkt gilt jeweils die Oberkan-
te der Straße im Bereich der jeweiligen Grundstückszufahrt. 
An der Lauenburger Straße können Gebäude auch bis zu einer Höhe von 11 m er-
richtet werden. Damit sind auch hier zweigeschossige Gebäude zuzüglich ausge-
bauten Dachgeschossen oder Staffelgeschossen zulässig. Entsprechende Gebäude 
gibt es im Plangebiet bis jetzt nicht. 
 
4.2.3 Überbaubare Grundstücksflächen  
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden so festgesetzt, dass zum einen eine 
maßvolle bauliche Verdichtung möglich ist und zum anderen noch ausreichende 
Freiflächen auf den Grundstücken verbleiben. Hierbei werden jeweils großzügige 
Baufenster vorgegeben, die so bemessen sind, dass den Bauherren ein ausreichen-
der Spielraum für bauliche Erweiterungen oder auch für eine Neubebauung ver-
bleibt. Auch eine grenzüberschreitende Bebauung ist hierdurch möglich sofern die 
Bestimmungen zur Bauweise (siehe Kapitel 4.2.4) eingehalten werden.  
 
Die unmittelbaren Vorgartenbereiche zwischen der vorderen Baugrenze und der 
öffentlichen Verkehrsfläche sollen aus ortsgestalterischen Gründen frei bleiben von 
jeglicher Bebauung. Deshalb wird durch die textliche Festsetzung Nr. 4 bestimmt, 
dass hier Nebenanlagen, Garagen und Carports, die ansonsten grundsätzlich auch 
außerhalb der überbaubaren Flächen zugelassen werden können, nicht erlaubt sind. 
Die auf einigen Grundstücken schon vorhandenen Anlagen unterliegen dem Be-
standsschutz. 
 
4.2.4 Bauweise 

 
Für diesen Bebauungsplan gilt im Mischgebiet die offene Bauweise (o). Dies bedeu-
tet, dass Gebäudelängen über 50 m nicht zulässig sind. Durch die festgesetzte ab-
weichende Bauweise (a) sollen im Zusammenhang mit der textlichen Festsetzung Nr. 
3 zu große zusammenhängende Gebäude ausgeschlossen werden. Diese Regelung 
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soll auch zu einer besseren Verträglichkeit mit dem vorhandenen Gebäudebestand 
beitragen. 
 
4.3 Erschließung 
 

4.3.1 Verkehrliche Erschließung 
 

Das Plangebiet wird durch die vorhandenen Straßen verkehrlich erschlossen. Der 
Blumenweg und auch die Bürgerstraße sind sehr schmale Anliegerstraße mit jeweils 
nur einen sehr schmalen einseitigen Gehweg. Im Blumenweg besteht einseitig ein 
absolutes Halteverbot. Aufgrund des sehr engen Fahrbahnquerschnitts ist ein Abstel-
len von Fahrzeugen in der Straße ohnehin nur sehr eingeschränkt möglich. Deshalb ist 
es unerlässlich bei Neubaumaßnahmen den ruhenden Verkehr unbedingt auf den 
Privatgrundstücken unterzubringen. 
 
4.3.2 Ver- und Entsorgung 
 

Die Ver- und Entsorgung der neuen Wohnbebauung ist gesichert, sie kann durch An-
schluss an die vorhandene Schmutzwasser- bzw. Regenwasserkanalisation in den 
angrenzenden Straßen gewährleistet werden. Das unbelastete Niederschlagswasser 
ist jedoch vorrangig auf dem Grundstück zu versickern.  
 
Die Abfallentsorgung erfolgt durch die Abfallwirtschaft Südholstein GmbH aus El-
menhorst. 
 
 
4.4 Grünordnerische Festsetzungen 
 
Die prägenden Hecken und Gehölzpflanzungen am Grünen Weg bilden einen 
Übergang zum Außenbereich und werden zusammen mit der vorhandenen Laub-
hecke im Blumenweg zur Erhaltung festgesetzt. Sie sind bei Abgang zu ersetzen (text-
liche Festsetzung Nr. 5.2). 
Auch die mächtige Eiche auf dem derzeit unbebauten Grundstück wird gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 25b BauGB geschützt. Diese Eiche ist aufgrund ihrer Größe von besonderer 
landschaftliche Bedeutung und hat eine hohe Bedeutung für den Arten- und Biotop-
schutz . (Siehe hierzu auch die textliche Festsetzung Nr. 5.3). 
Zur Durchgrünung größerer Stellplatzanlagen ist gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 
5.1 pro angefangene 6 Stellplätze ein Laubbaum zu pflanzen, zu pflegen und dauer-
haft zu erhalten. 
 
 
5. Auswirkungen der Planung 
 

5.1 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes, der Land-
schaftspflege und des Artenschutzes 

5.1.1 Schutzgut Pflanzen - Eingriffsregelung 
 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen grundsätzlich 
die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes, der Landschafts-
pflege und des Artenschutzes  zu berücksichtigen. Dies gilt auch für Bebauungspläne 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB. Ein Umweltbericht ist hierfür aller-
dings nicht erforderlich. Auch ist die Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB nicht 
anzuwenden. Denn gemäß § 13 a, Absatz 2 Nr. 4 BauGB „gelten …..  Eingriffe, die 



Gemeinde Büchen - Begründung zum Entwurf des  Bebauungsplanes Nr. 51                                  Seite  11 
 

auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 
a Absatz 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.“ 
Aus diesem Grund sind Ausgleichsmaßnahmen im Regelfall nicht erforderlich. Dies 
gilt jedoch nicht bei einer Überplanung bestehender Ausgleichsflächen oder vor-
handener geschützter Biotope oder Erfordernis artenschutzrechtlichen Ausgleichs.  
 
Da Ausgleichsflächen im vorliegenden Fall nicht überplant werden, geschützte Bio-
tope  im Plangebiet nicht vorhanden sind und zudem einzelne Festsetzungen dem 
Erhalt von Lebensräumen der Fauna dienen, sind Ausgleichsmaßnahmen für die vor-
liegende Planung nicht erforderlich. Die festgesetzten Grundflächenzahlen orientie-
ren sich an den nach den in der BauNVO vorgegebenen Richtwerten. Für das 
Mischgebiet hat die Gemeinde den Höchstwert gemäß § 17 BauNVO2 mit einer GRZ 
von 0,8 sogar überschritten, hält aber diese Überschreitung aus städtebaulichen 
Gründen für vertretbar. Dies gilt letztlich auch aufgrund des teilweise bereits vorhan-
denen Versiegelungsgrades, so dass kein erheblicher Biotopverlust zu erwarten ist. 
Im Bereich des Wohngebietes ist langfristig gesehen mit einer Nachverdichtung und 
somit auch mit einem Verlust von Biotopen/Grünflächen zu rechnen. Dies ist jedoch 
gegenüber der Zersiedelung der Landschaft und der Ausweisung von Neubaugebie-
ten am Siedlungsrand eindeutig die verträglichere Option. Gleichzeitig trägt die Ver-
dichtung der Innenbereiche dem Wunsch nach kurzen Wegen Rechnung und ist 
daher auch aus Gründen des Klimaschutzes und der Verkehrsentwicklung als positiv 
zu bewerten. Der Siedlungscharakter am Blumenweg und in der Bürgerstraße ist 
überwiegend als eher kleinteiliges Wohngebiet mit einzelnen gewerblich genutzten 
Flächen, insbesondere im Blumenweg und an der Lauenburger Straße zu beschrei-
ben.  
Aufgrund der unmittelbaren Nähe zum Bahnhof ist das Gebiet prädestiniert für eine 
bauliche Nachverdichtung, insbesondere zugunsten des Wohnungsbaus. 
Die Gemeinde Büchen hält die Siedlungsstruktur in der vorhandenen Form nicht für 
ausdrücklich erhaltenswert, so dass auf weitergehende einschränkende Festsetzun-
gen zur baulichen Entwicklung und zur Grünordnung verzichtet wird. Hiermit soll ein 
Wandel und eine Weiterentwicklung zu einem stärker verdichteten Wohngebiet im 
Zusammenhang mit verträglichen gewerblichen Nutzungen ausdrücklich zugelassen 
werden. 
Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter auch unter Berücksichtigung von 
Landschafts- und Ortsbild (Ortsbildcharakter) sind dennoch nicht zu erwarten, so 
dass Ausgleichs- und Minimierungsmaßnahmen nicht erforderlich werden. 
 
5.1.2 Schutzgut Tiere (Artenschutz) 
 
Auch ohne Aufstellung dieses Bebauungsplanes wäre eine bauliche Nachverdich-
tung, wenn auch nur in geringern Ausmaß, möglich. Die Berücksichtigung des Arten-
schutzes ist deshalb ohnehin jeweils im Einzelfall bei Bauanträgen zu prüfen. Hier kön-
nen ggf. Fledermäuse in Bäumen und Gebäuden sowie in Gebäuden und Gehölzen 
brütende Vogelarten betroffen sein. Verbotstatbestände lassen sich durch Bauzei-
tenregelungen und Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) vermeiden. 
 
Für die derzeit unbebauten und bereits heute bebaubaren Grundstücke am Blu-
menweg sind keine artenschutzrechtlichen Betroffenheiten zu erwarten. Entspre-

                                            
2 Der Höchstwert für die Grundflächenzahl in Mischgebieten beträgt gemäß § 17 BauNVO 0,6, kann 
jedoch nach Maßgabe von § 17 Abs. 2 BauNVO überschritten werden. 
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chend der Festsetzungen im Bebauungsplan ist jedoch der Schutz der großen Eiche 
auch aus Gründen des Artenschutzes erforderlich.  
 
Für die Rodung kleinerer Gehölzbestände sowie die geplanten Baumaßnahmen im 
Bereich der Baulücken gelten folgende artenschutzrechtiche Betrachtungen. So sind 
hier nach § 44 BNatSchG die Belange von Vögeln und Fledermäusen zu prüfen. 
 
Fledermäuse mit Quartieren in Bäumen 
Hierzu gehören u.a. Breitflügelfledermaus, Großer Abendsegler und die Rauhhautfle-
dermaus. 
Gehölze mit Höhlen, die potenzielle Fledermausquartiere sein könnten, sind durch die 
Baumaßnahme nicht unmittelbar betroffen. Tötungen von Fledermäusen sind nicht 
zu erwarten, da keine Höhlenbäume betroffen sind. 
Der Nahrungsraum wird etwas eingeschränkt, in den umliegenden Gärten bleibt 
aber ausreichend Jagdfläche erhalten.  
Mit erheblichen Störungen für Fledermäuse ist nicht zu rechnen. Aufgrund der nacht-
aktiven Lebensweise ist eine Störung der Fledermäuse, z. B. durch Baulärm, nicht zu 
erwarten. In der Betriebsphase unterscheidet sich die geplante Nutzung nicht von 
der umliegenden Nutzung (Wohngebiet), erhebliche zusätzliche Störfaktoren werden 
nicht erzeugt. 
� Ein Verstoß gegen die Verbote des § 44 BNatSchG liegt nicht vor. 
 
Brutvögel der Gehölze (z. B. Amsel, Dorngrasmücke etc.):  
Die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten in Gehölzen bleibt ins-
gesamt erhalten und wird nicht beeinträchtigt. 
Tötungen von Vögeln sind nicht zu erwarten, sofern Rodungsmaßnahmen im Bereich  
und Gehölzrückschnitt außerhalb der Brutzeiten stattfinden. Aus Gründen des Arten-
schutzes nach § 39 BNatSchG sind alle Rodungsmaßnahmen vom 1. Oktober bis ein-
schließlich des letzten Tages im Februar durchzuführen. 
Störungen von Gehölzbrütern in den Gehölzbeständen sind durch die Baumaßnah-
men nicht zu erwarten, da Tiere in umliegende Gehölze ausweichen können. Ohne-
hin sind die hier vorkommenden Arten an Störungen gewöhnt. Besondere zusätzliche 
Störungen während der Wohnnutzung sind ebenfalls nicht zu erwarten, diese sind 
vergleichbar mit den jetzt schon vorhandenen Störungen durch die angrenzenden 
Wohngebiete, Spaziergänger und Hunde. 
� Ein Verstoß gegen die Verbote des § 44 BNatSchG liegt nicht vor. 
 
Durch die o.g. Minimierungsmaßnahmen werden artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände vermieden, Ausgleichs- und/oder CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
 
5.2 Immissionsschutz  
 
Das Plangebiet ist insbesondere durch den Bahnverkehr der unmittelbar angrenzen-
den Trasse Hamburg-Berlin, durch den Verkehr der Lauenburger Straße und durch 
den  vorhandenen Heizölhandel in der Bürgerstraße vorbelastet. 
 
Um die Auswirkungen des Straßen- und Schienenverkehrslärms auf das Plangebiet  
und die Auswirkungen des Heizölhandels sowie  des B-Plan-induzierten Zusatzverkehrs 
auf das Plangebiet beurteilen zu können, hat die Gemeinde Büchen eine schall-
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technische Untersuchung3 in Auftrag gegeben. Der folgende Text wurde aus den 
Vorschlägen des Gutachten für die Begründung (siehe Kapitel 7.1 des Gutachtens 
auf Seite 30) übernommen. Lediglich die nicht kursiv gedruckten Abschnitte wurden 
von dem Planverfasser aufgrund aktueller Entwicklungen des hier untersuchen Ge-
werbebetriebes angepasst. 
 

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beur-
teilung anhand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1, 
„Schallschutz im Städtebau“, wobei zwischen gewerblichem Lärm und Verkehrs-
lärm unterschieden wird. Andererseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms 
auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärm-
schutzverordnung“) orientieren.  
Die DIN 18005 Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf 
die TA Lärm, so dass die Immissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA 
Lärm beurteilt werden. 
 
 
Zum Gewerbelärm 
 
Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beur-
teilung anhand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 
„Schallschutz im Städtebau“, wobei zwischen gewerblichem Lärm und Verkehrs-
lärm unterschieden wird. Andererseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms 
auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärm-
schutzverordnung“) orientieren. 
Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf 
die TA Lärm, so dass die Immissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA 
Lärm beurteilt werden. 
Belastungen aus Gewerbelärm sind durch einen im Plangeltungsbereich vorhan-
denen Brennstoffhändler sowie weitere gewerbliche Nutzungen in der Umge-
bung des Plangebiets gegeben. 
Auf dem Betriebsgrundstück des Brennstoffhandels wurden bisher im regulären 
Betrieb An- und Ablieferungen von Heizöl und Holzpellets abgewickelt. In den 
Sommermonaten wurden vornehmlich Holzpellets hergestellt. Der hier ansässige 
Gewerbetreibende hat allerdings zwischenzeitlich gegenüber der Gemeinde 
verbindlich erklärt, die Holzpelletproduktion am Standort nicht mehr fortzuführen. 
Dementsprechend ist aktuell nur noch der Lastfall 1, ohne die Holzpelletherstel-
lung (Lastfall 2) zu beachten, der ausschließlich den Heizölbetrieb und den Holz-
pellethandel berücksichtigt. 
Insgesamt ist festzustellen, dass in allen angenommenen Lastfällen für den bisher 
vorhandenen Betrieb und den künftig geplanten Betrieb im Bereich des Misch-
gebiets die Immissionsrichtwerte für Mischgebiete von 60 dB(A) tags und 45 dB(A) 
nachts überall aus der Gesamtbelastung eingehalten werden. 
 
Für den Betrieb des Brennstoffhandels ohne die Holzpelletherstellung (Lastfall 1) ist 
insgesamt festzustellen, dass der Immissionsrichtwert von 55 dB(A) tags für allge-
meine Wohngebiete auf den des Brennstoffhandels umliegenden Grundstücken 
teilweise überschritten wird. Aus diesem Grunde ist in der Planzeichnung ein Be-
reich gekennzeichnet, in dem schutzbedürtige Nutzungen unzulässig sind.  

 

                                            
3 LAIRM Consult GmbH, Bargteheide, 09.02.2017 "Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan 
Nr. 51" 
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Somit ist der Betrieb des Brennstoffhandels mit den vorhandenen und geplanten 
schutzbedürftigen Nutzungen aus immissionsschutzrechtlicher Sicht im Zusam-
menhang mit den textlichen Festsetzungen verträglich. 
Hinsichtlich der kurzzeitig auftretenden Spitzenpegel wird den Anforderungen der 
TA Lärm für den Tages- und Nachtzeitraum entsprochen.  

 
 

Zum Verkehrslärm 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus 
Verkehrslärm berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm auf der Lauen-
burger Straße sowie die Schienenstrecke Hamburg - Berlin und die Bahnstrecke 
Büchen - Lübeck berücksichtigt.  
Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte gemäß 16. BImSchV (2014) auf 
Grundlage der Rechenregeln der RLS-90 und der Anlage 2 der 16. BImSchV 
(2014) für den Schienenverkehrslärm. 
Der Plangeltungsbereich wird maßgeblich durch die Belastungen aus Schienen-
verkehrslärm bestimmt. 
Es zeigt sich, dass durch den B-Plan-induzierte Zusatzverkehr keine beurteilungsre-
levanten Zunahmen zu erwarten sind. 
Der Orientierungswert tags von 55 dB(A) für allgemeine Wohngebiete wird fast 
überall im Bereich des allgemeinen Wohngebiets überschritten. Der Immissions-
grenzwert für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) wird bis zu einem Abstand 
von etwa 170 m zur Bahnstrecke überschritten. Im Nachtzeitraum wird sowohl der 
Orientierungswert von 45 dB(A) als auch der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) im 
gesamten Bereich des allgemeinen Wohngebiets überschritten. 
Der Orientierungswert tags von 60 dB(A) für Mischgebiete wird im gesamten Be-
reich des Mischgebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert tags von 64 dB(A) 
für Mischgebiete wird bis zu einem Abstand von 85 m zur Bahnstrecke überschrit-
ten. Im Nachtzeitraum wird der Orientierungswert von 50 dB(A) nachts und der 
Immissionsgrenzwert von 54 dB(A) für Mischgebiete im gesamten Bereich des 
Mischgebiets überschritten. 
Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) tags wird im Bereich des 
Mischgebiets bis zu einem Abstand von etwa 48 m zur Bahnstrecke überschritten. 
Im Bereich des allgemeinen Wohngebiets treten tags keine Überschreitungen des 
Anhaltswerts der Gesundheitsgefahr auf. Der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr 
von 60 dB(A) nachts wird im gesamten Bereich des Mischgebiets überschritten. Im 
Bereich des allgemeinen Wohngebiets wird der Anhaltswert für Gesundheitsge-
fahr von 60 dB(A) nachts bis zu einem Abstand von etwa 145 m zur Bahnstrecke 
überschritten. 
Die Umsetzung von aktivem Lärmschutz ist aufgrund der Dimensionierung der er-
forderlichen Lärmschutzwand aus städtebaulicher Sicht nicht zu empfehlen. Zu-
dem befindet sich an der Lauenburger Straße vorhandene Bebauung. 
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Erd- sowie den Obergeschossen 
können aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schüt-
zenswerten Nutzungen auf die lärmabgewandte Seite) oder passiven Schall-
schutz geschaffen werden.  
Gemäß DIN 4109 ergeben sich Anforderungen an den passiven Schallschutz zum 
Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor von außen eindringende Geräusche 
(Verkehrslärm Straße/Schiene, Gewerbelärm). Die Dimensionierung des passiven 
Schallschutzes erfolgt durch Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 
4109-1:2016-07, Tabelle 7. 
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Für den Lärmpegelbereich VII sind die Anforderungen an die Luftschalldämmung 
zwischen Außen und Räumen in Gebäuden gemäß DIN 4109 aufgrund der örtli-
chen Gegebenheiten festzulegen. Im vorliegenden Fall haben die Außenbauteile 
bei Neubauten inkl. aller schalltechnisch mindernden Vorbauten (z. B. verglaste 
Loggien/ Balkone, Vorhangfassade etc.) bei maßgeblichen Außenlärmpegeln 
von > 80 bis 85 dB(A) ein R’w,ges von mindestens 55 dB(A). Die Anforderungen an 
den Schallschutz gegen Außenlärm an Wohnküchen und Wohndielen können 
aufgrund der ausschließlichen Tagesnutzung um 10 dB gesenkt werden. 
Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich aufgrund der 
Überschreitung des Orientierungswertes von 45 dB(A) nachts für Schlaf- und Kin-
derzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygieni-
sche Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entspre-
chende Weise sichergestellt werden kann. 
 
Geplante Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Loggien) sind in den von 
Überschreitungen des Orientierungswertes um mehr als 3 dB(A) betroffenen Fas-
sadenbereichen dann zulässig, wenn der Nachweis mittels Immissionsprognose 
erbracht wird, dass der Beurteilungspegel im Mittelpunkt des Außenwohnbereichs 
mittels Errichtung von Wänden oder Teilverglasungen nicht mehr als 3 dB(A) im 
Bereich des allgemeinen Wohngebiets über dem Orientierungswert für allgemei-
ne Wohngebiete tags von 55 dB(A) bzw. im Bereich des Mischgebiets über dem 
Orientierungswert für Mischgebiete tags von 60  dB(A) liegt. Alternativ können 
diese baulichen Anlagen vollständig baulich umschlossen werden. 
 

 
Aufgrund der Empfehlungen der schalltechnischen Untersuchung wurden die textli-
chen Festsetzungen Nr. 6.1 bis 6.6 korrespondierend mit den zeichnerischen Festset-
zungen übernommen. 
 
 
6. Beschluss über die Begründung 
 
Die Begründung wurde von der Gemeindevertretung Büchen in der Sitzung am 
......................... gebilligt. 
 
Büchen, den ............................ 
 
 
                                                           (S) 
Hartmut Werner 
(1. stellvertretender Bürgermeister)   
 
Die Begründung wurde ausgearbeitet von der   
Planwerkstatt Nord - Büro für Stadtplanung & Planungsrecht  
Dipl.-Ing. Hermann S. Feenders - Stadtplaner 
Am Moorweg 13, 21514 Güster, Tel. 04158-890 277 Fax 890 276 
E-Mail: info@planwerkstatt-nord.de, www.planwerkstatt-nord.de 
 
In Abstimmung mit dem Büro: 
BBS Büro Greuner-Pönicke 
Russeer Weg 54, 24111 Kiel 
www.BBS-Umwelt.de 
Tel.: 0431 698845 Fax: 698533 
 
Güster, den 04.05.2017 (Stand: Vorlage für den Entwurfs- und Auslegungsbeschluss) 
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PLANZEICHNUNG         TEIL  A
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom

23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt  durch Gesetz vom 22.4.1993  (BGBl. I,

S. 466), in Verbindung mit der Verordnung  die Ausarbeitung der  und die

Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990

(BGBl. I 1991, S 58),  durch Art. 2 G zur  des Klimaschutzes bei der
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GEMEINDE BÜCHEN BEBAUUNGSPLAN NR. 51  TEXT – TEIL B 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. mit §§ 1 und 4 BauNVO) 
1.1 Innerhalb des festgesetzten Mischgebietes (MI) sind allgemein zulässig: 

• Wohngebäude, 
• Geschäfts- und Bürogebäude, 
• sonstige das Wohnen nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe, 
• Einzelhandelsbetriebe sowie 
• Betriebe des Beherbergungsgewerbes: 

 
Alle übrigen nach § 6 BauNVO zulässigen bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind ausgeschlossen. 

 
1.2 Innerhalb des festgesetzten allgemeinen Wohngebietes sind zulässig: 

• Wohngebäude, 
• nicht störende Handwerksbetriebe, 
• Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke. 

 
 In den allgemeinen Wohngebieten sind ausnahmsweise zulässig: 

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
• Anlagen für kirchliche und kulturelle Zwecke. 

 
Alle übrigen nach § 4 BauNVO zulässigen bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind ausgeschlossen. 

 
2. Maß der baulichen Nutzug / Gebäudehöhen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 3 BauGB)  
2.1 Als Bezugshöhe für die festgesetzten Gebäudehöhen gilt jeweils die vorhandene OK der Straße in dem Be-

reich der Grundstückszufahrt des jeweiligen erschlossenen Grundstücks. 
2.2 Eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhen zugunsten untergeordneter baulicher Anlagen wie 
 z.B. Schornsteine oder Anlagen zur Nutzung der Solarenergie ist bis zu 0,5 m zulässig. 
2.3 Eine Überschreitung der überbaubaren Flächen zugunsten von Dachüberständen Balkonen, Loggien sowie 

verglasten Anbauten (wie z.B. Windfang oder Wintergarten) ist bis zu einer Tiefe von 2 m und einer Breite von 
max. je 4,5 m ausnahmsweise zulässig. 

2.4 Eine Überschreitung der festgesetzten GRZ zugunsten der Flächen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO (Garagen, 
Carports, Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO) ist im Mischgebiet 
(MI) bis zu einer GRZ von 0,9 und im allgemeinen Wohngebiet bis zu einer GRZ von 0,6 zulässig. 

 
3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
 In den festgesetzten WA-Gebieten gilt die abweichende Bauweise (a). Dies bedeutet, dass in einer Tiefe bis 

zu 20 m ab der festgesetzten Straßenbegrenzungslinie parallel zur Straße nur Gebäude mit einer Breite bis zu 
max. 16 m zulässig sind. Hierbei ist eine Überschreitung der Gebäudebreiten zugunsten von Dachüberstän-
den, Balkonen, Loggien sowie verglasten Anbauten (wie z.B. Windfang oder Wintergarten) bis zu einer Tiefe 
von 4 m zulässig. D.h., dass einschließlich dieser Überschreitungen in einer Tiefe bis zu 20 m ab der festge-
setzten Straßenbegrenzungslinie parallel zur Straße Gebäudebreiten bis zu max. 20 m zulässig sind. Ansons-
ten gilt die offene Bauweise. 

 
4. Flächen für Stellplätze mit Garagen und ihren Einfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Überdachte Stellplätze (Carports), Garagen und Nebenanlagen mit Ausnahme von Müllbehälterboxen müssen 
einen Mindestabstand von 5 m zur Straßenbegrenzungslinie einhalten. 

 
5. Flächen zur Anpflanzung und zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Anpflanzungen (§ 
 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB)  
5.1 Pro angefangene 6 Stellplätze auf dem Grundstück ist mind. ein einheimischer Laubbaum mit einem Stamm-

umfang von mind. 14 - 16 cm oder ein hochstämmiger Obstbaum mit einer Stammhöhe von 160 - 180 cm und 
einem Stammumfang ab 7 cm auf dem Grundstück anzupflanzen. 

5.2 Die zur Erhaltung festgesetzten Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang in 
gleicher Art zu ersetzen. Eine Unterbrechung zugunsten einer Grundstückszufahrt bis zu einer Breite von 
max. 5,0 m ist zulässig. 
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5.3 Im Kronentraufbereich der zur erhaltenden Eiche auf dem Flurstück 323/6 sind Versiegelungen und bauliche 
 Anlagen sowie Bodenabgrabungen und -aufschüttungen nicht zulässig. 
 
6. Festsetzungen zum Immissionsschutz - Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
6.1 Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie Gewerbelärm wer-

den für Neu-, Um- und Ausbauten die in der Planzeichnung dargestellten Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-
1:2016-07, Tabelle 7, Schallschutz im Hochbau festgesetzt.  

 Den genannten Lärmpegelbereichen entsprechen folgende Anforderungen an den passiven Schallschutz: 
   

 

 

1) Resultierendes Schalldämmmaß des gesamten Außenbauteils (Wände, Fenster und Lüftung zusammen). Die genannten Anforderungen verstehen 
sich in Abhängigkeit der Raumgrößen zuzüglich der Korrekturwerte nach DIN 4109-2:2016, Gleichung (33). 
2) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen unter-
geordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt. 
 

Die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Fenster Lüftung) müssen den Anforde-
rungen des jeweiligen Lärmpegelbereiches genügen. 
Im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außenbauteile der Gebäude gewähl-
ten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Juli 2016) nachzuweisen. 

 
6.2 Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich bei Neu-, Um- und Ausbauten für Schlaf- 

und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht 
auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt werden kann und die An-
forderungen an das resultierende Schalldämmmaß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen Lärmpegelbe-
reichen nach DIN 4109 erfüllt werden. 

 
6.3 Befestigte Außenwohnbereiche wie Terrassen, Balkone und Loggien sind bei Neu-, Um und Ausbauten in den 

in der Planzeichnung dargestellten Bereichen nur in geschlossener Gebäudeform zulässig. Offene Außen-
wohnbereiche sind ausnahmsweise nur dann zulässig, wenn mit Hilfe einer Immissionsprognose nachgewie-
sen wird, dass in der Mitte des jeweiligen Außenwohnbereichs der Orientierungswert von 55 dB(A) tags für 
allgemeine Wohngebiete und im Bereich des Mischgebiets der Orientierungswert von 60 dB(A) tags für 
Mischgebiete um nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird. 

 
6.4 Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises 

ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an den passiven Schall-
schutz resultieren. 

 
6.5 In dem in der Planzeichnung dargestellten Bereich, in dem der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebie-

te von 55 dB(A) tags um mehr als 5 dB(A) überschritten wird, sind schutzbedürftige Nutzungen nicht zulässig. 
 
6.6 Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises 
 ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung an den Gebäudefassaden die Anforderungen der TA 
 Lärm durch den Gewerbelärm eingehalten werden. 
 
 
 
 
 

Lärmpegel-
bereich 

nach DIN 4109 

Maßgeblicher 
Außenlärmpegel La 

[dB(A)] 

erforderliches resultierendes  
Schalldämm-Maß1 der Außenbau-

teile von Wohnräumen  
R’´w,res 

dB 

erforderliches resultierendes  
Schalldämm-Maß1 der Außenbauteile 

von Büroräumen2  
R’´w,res 

dB 

IV 66 - 70 40 35 

V 71 - 75 45 40 

VI 76 - 80 50 45 

VII 81 - 85 55 50 



ÖRTLICHE  BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 84 Abs. 3 LBO) 
 
1. Fassaden 
 
 Die Außenwände der Gebäude sind nur mit Verblendmauerwerk oder mit hell verputzten Fassaden herzustel-

len. 
 
2. Dächer 
2.1 Dachform und Dachneigung 
 Innerhalb der festgesetzten allgemeinen Wohngebiete sind eingeschossige Gebäude nur mit geneigten Dä-

chern zulässig. Die Dachneigung muss mindestens 30° und darf maximal 50° betragen.  
Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowie Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) dürfen auch mit 
flacher geneigten Dächern bzw. mit Flachdächern hergestellt werden. 

 Zweigeschossige Gebäude sind nur mit Satteldächern, Walmdächern oder Pultdächern zulässig. Hierbei sind 
auch geringere Dachneigungen wie unter Satz 1 benannt zulässig. 

 
2.2. Art der Bedachung 

Als Dacheindeckung für geneigte Dächer sind bei eingeschossigen Gebäuden nur Dachpfannen bzw. Dach-
ziegel in den Farben rot bis rotbraun oder anthrazit zulässig. Dies gilt auch für Garagen und Carports mit 
Flachdächern, die eine Blende aus Dachpfannen als Randabschluss haben. Für Carports und Garagen sind 
auch begrünte Dächer zulässig. 
Die Festsetzungen zur Art der Bedachung gelten nicht für Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie. 

 
3. Einfriedungen 
 

Als Grundstückseinfriedungen sind entlang der Straßen im allgemeinen Wohngebiet (WA) nur Laubhecken 
(ggf. in Verbindung mit einem Maschendraht- oder Stabgitterzaun, wenn dieser auf der zum Grundstück ge-
richteten Seite der Hecke errichtet wird und die Hecke auf Dauer nicht überragt) zulässig.  
 
Für sonstige Einfriedungen sind geschlossene Mauern und Metallzäune mit Ausnahme von Maschendraht- 
oder Stabgitterzäunen unzulässig. 

 
 
 
Stand: 04.05.2017 
(Vorlage für den Entwurfsbeschluss) 
 
Planwerkstatt Nord Güster 



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
Bearbeiter/in: 
Petra Rempf 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
Gemeindevertretung Büchen 23.05.2017 
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23. Änd. des Flächennutzungsplanes für das Gebiet: "Großer Sandkamp, nördl. 
der Pötrauer Str., westl. Waldhallenweg und südl. Fuchsweg", hier: 
Erweiterung des Plangeltungsbereiches, Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen, Entwurfs- und Auslegungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Beratung: 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form 
einer öffentlichen Auslegung in der Zeit vom 06.03.2017 bis zum 20.03.2017 in der 
Gemeindeverwaltung Büchen statt. 
Hierzu sind keine Anregungen und Bedenken vorgetragen worden.  
 
In der Zeit vom 24.02.2017 bis zum 29.03.2017 erfolgte die Beteiligung der 
Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gem. § 4 
Abs. 1 BauGB. Im Rahmen der Beteiligung sind Hinweise und Anregungen 
entsprechend der vorliegenden Abwägungstabelle vorgebracht worden. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird für eine verkehrssichere Gestaltung 
des geplanten Knotenpunktes im Bereich der Pötrauer Straße entsprechend des 
angefügten Geltungsbereiches erweitert. 
 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung 
folgenden Beschluss zu fassen:  
 
Beschlussempfehlung: 
 

1. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen zur 23. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Büchen für das Gebiet: „Großer 
Sandkamp, nördlich der Pötrauer Straße, westlich Waldhallenweg und südlich 
Fuchsweg“ hat die Gemeindevertretung geprüft. Die Stellungnahmen und das 
Ergebnis der Prüfung ergeben sich aus der beigefügten Anlage. Aus der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen 
eingegangen.  
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2. Diejenigen, die Anregungen und Bedenken vorgebracht haben, werden von 

diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis gesetzt. 
 

3. Der Entwurf der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes „Nördlich Pötrauer 
Straße“ für das nachstehend näher bezeichnete Gebiet und die Begründung 
werden in den vorliegenden Fassungen gebilligt/mit folgenden Änderungen 
gebilligt:  
 
Das Gebiet wird wie folgt umgrenzt (siehe Anlage) 
- im Norden durch die Flurstücke 70/1, 74 sowie 59, im Westen durch das 
Flurstück 65/4, 
- im Westen durch das Flurstück 65/4, 
- im Süden durch die Flurstücke 87/2, 88/2, 88/3, 92/3 sowie 61/4, 
- im Osten durch die Flurstücke 71/7, 71/8, 71/9 sowie 71/5. 

 
4. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB 

öffentlich auszulegen und die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sind über die Auslegung zu benachrichtigen. 
 

5. Gleichzeitig werden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange aufgefordert, eine Stellungnahme 
abzugeben. 

 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Gesetzliche 
Mitgliederzahl  
der 
Ausschuss-
mitglieder 

Davon 
anwesend 

Dafür Dagegen Stimmenthaltung 

     

 
Abwesenheit: 
Aufgrund des § 22 GO waren keine / folgende Ausschussmitglieder von der Beratung 
und Abstimmung ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der 
Abstimmung anwesend: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
Standortalternativen auf Grundlage des 

Ortsentwicklungskonzeptes 
 

 
zur 

 
 

23. Änderung des Flächennutzungsplanes  
 

der Gemeinde Büchen 
 
 

Kreis Herzogtum Lauenburg 
 

TOP 9TOP 9



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Standortalternativen auf 
Grundlage des 
Ortsentwicklungskonzeptes 
 
zur 
 
23. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Büchen 

 
Stand: 03.05.2017 
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Zur Deckung des bestehenden wohnbaulichen Bedarfs hat sich die Gemeinde Büchen ausführlich mit den potenziellen Entwicklungsflächen im 
Innenbereich der Gemeinde auseinandergesetzt. Größere Flächen, die zu einer Entlastung hinsichtlich der Wohnraum- und Gewerbeflächennachfrage 
führen könnten, wurden nicht ermittelt. Die auf Ebene des Flächennutzungsplanes vorgesehenen künftigen Siedlungsflächen sind bereits vollständig 
umgesetzt. Somit ist es seitens der Gemeinde Büchen erforderliche neue Flächen am Siedlungsrand der Gemeinde für eine weitere 
Siedlungsentwicklung zu erschließen. 
Um der raumordnerisch zugewiesenen Funktion eines Unterzentrums mit der Zusatzaufgabe eines Entwicklungs- und Entlastungsortes nachzukommen, 
ist die Gemeinde gefordert sich langfristig mit ihrer künftigen Siedlungsentwicklung auseinander zu setzen und entsprechende Flächen vorzuhalten. 
 
 
Grundsätzliche Standortkriterien für die Lage künftiger Wohnbauflächen 

 Gute Anbindung an den zentralen Bereich der Gemeinde, 

 Keine dezentrale Entwicklung, 

 Ausreichende Größe, um einem Teil des gegenwärtigen Bedarfs gerecht zu werden, 

 Gemeindeeigene Fläche um eine kurzfristige Umsetzung zu gewährleisten, 

 Keine direkte empfindliche Nutzung angrenzend,  

 Naturschutzfachliche Situation 
 
Im Folgenden werden die im Rahmen des Ortsentwicklungsplanes ermittelten langfristigen Entwicklungsflächen gegenüber gestellt, um die gegenwärtig 
geeignetste Fläche für eine großräumige Siedlungsentwicklung zu ermitteln. 
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Standortwahl 

Standort 1a 

 
 
Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 55, nördlich 
der Pötrauer Straße 
 

 grenzt an 1000 m Radius um 
den ZOB der Gemeinde 

 
 
 südwestlich des zentralen 
Bereiches der Gemeinde, westlich 
bestehender Wohnbebauung 
 
 
 
++ 

Standort 1 b 

 
 
 
 
 
 

Büchen Dorf, nördlich 
Schmiedestraße 
 
 

 Außerhalb des zentralen 
Bereiches, östlich des 
Elbe-Lübeck Kanals 

 
 östlich des Elbe-Lübeck-
Kanals, separierte Lage vom 
Siedlungskörper der 
Gemeinde 
 
 
--- 

Standort 2 

 
Südlich Pötrauer Straße, 
westlich Frachtweg 
 
 
 

 Außerhalb des 
zentralen Bereichs 

 
 
 südwestlich des 
zentralen Bereiches der 
Gemeinde, südwestlich 
bestehender 
Wohnbebauung 
 
+ 

Standort 3 

 
Südlich Pötrauer Straße, 
östlich Frachtweg 
 
 
 

 grenzt an 1000 m 
Radius um den ZOB 
der Gemeinde 
 

 südwestlich des 
zentralen Bereiches der 
Gemeinde, südlich 
bestehender 
Wohnbebauung 
 
++ 

Standort 4 

 
Südlich Pötrauer Straße, 
westlich Blasebusch 
 
 
 

 Innerhalb des 1000 m 
Radius um den ZOB der 
Gemeinde 

 
 
 südwestlich des zentralen 
Bereiches der Gemeinde, 
südlich bestehender 
Wohnbebauung 
 
 
++ 

 
Mögliche Erschließungssituation 

 Unmittelbare Erschließung über 
die Pötrauer Straße (L 205) 

 Genehmigung eines zentralen 

 Anbindung über die 
Fitzener Straße  

 

 Unmittelbare 
Erschließung über die 
Pötrauer Straße (L 

 Unmittelbare 
Erschließung über die 
Pötrauer Straße (L 

 Anbindung über die 
vorangegangenen 
Siedlungsflächen 
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Kreisverkehrsplatzes für die 
Anbindung der weiteren 
Siedlungsentwicklung 
 
 
 
 
+++ 

 
 
 
 
 
 
 
++ 

205) 

 Genehmigung eines 
zentralen 
Kreisverkehrsplatzes 
für die Anbindung der 
weiteren 
Siedlungsentwicklung 

 Ausbau des 
Frachteweg 
erforderlich 
 

 isolierte Lage bei 
erstem Schritt der 
Siedlungsentwicklung 
 
++ 
 
 

205) 

 Genehmigung eines 
zentralen 
Kreisverkehrsplatzes 
für die Anbindung der 
weiteren 
Siedlungsentwicklung 

 Ausbau des 
Frachteweg 
erforderlich 

 
++ 

 Ausbau der Straße 
Blasebusch als 
Haupterschließung 
nicht möglich 

 
 
-- 

 
 
Darstellung im derzeit wirksamen Flächennutzungsplan 

Landwirtschaftliche Fläche 
 Darstellung als Wohnbaulfläche 
durch die 23. Änderung des 
Flächennutzungsplanes im 
Parallelverfahren zum 
Bebauungsplan Nr. 55 
 
- - 

Landwirtschaftliche Fläche 
 
 
 
 
 
 
- - 

Landwirtschaftliche 
Fläche 
 
 
 
 
 
- - 

Landwirtschaftliche 
Fläche 
 
 
 
 
 
- - 

Landwirtschaftliche Fläche 
 
 
 
 
 
 
- -  

 
 
Eigentümer 

Gemeinde Büchen 
 
+++ 

Privater Eigentümer 
 
- - -  

Privater Eigentümer 
 
- - -  

Privateigentümer 
 
- - - 

Privater Eigentümer 
 
- - - 
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Zur Verfügung stehende Grundstücksgröße 

Ca. 70.000 m² im Bereich 
der geplanten 
Wohnbaufläche  
 
(800 m²/ Grundstück inkl. 
Erschließungsfläche) 
 
 entspricht ca. 88 
Einfamilienhäusern 
 
 
 
+++ 

Ca. 10.000 m² 
 
 
 
(800 m²/ Grundstück inkl. 
Erschließungsfläche) 
 
 entspricht ca. 13 
Einfamilienhäusern 
 
 
 
+  

Ca. 90.000 m²  
 
 
(800 m²/ Grundstück inkl. 
Erschließungsfläche) 
 
 entspricht ca. 113 
Einfamilienhäusern 
 
 
 
 
+++   

Ca. 11.400 m² 
 
 
(800 m²/ Grundstück inkl. 
Erschließungsfläche) 
 
 entspricht ca. 14 
Einfamilienhäusern 
 
 
 
 
+ 

Ca. 45.000m² 
 
 
(800 m²/ Grundstück inkl. 
Erschließungsfläche) 
 
 entspricht ca. 56 
Einfamilienhäusern 
 
 
 
 
++ 

 
 
Realnutzung 

Landwirtschaftliche Fläche 
 
+ 

Landwirtschaftliche Fläche 
 
+ 

Landwirtschaftliche Fläche 
 
+ 

Landwirtschaftliche Nutzung 
 
+  

Landwirtschaftliche Nutzung 
 
+  

 
 
Mögliche einwirkende Emissionen 

Verkehrslärm durch die 
Landesstraße 205 (L 205) 
 
- landwirtschaftliche 
Betriebe im näheren 
Umfeld, 
Staub etc. in der Erntezeit  
 
- - 
 

- landwirtschaftliche 
Betriebe im näheren 
Umfeld, 
Staub etc. in der Erntezeit  
 
 
 
 
- 

Verkehrslärm der 
Landesstraße 205 (L 205) 
nur gering, durch weiteren 
Abstand 
- Staub etc. in der Erntezeit 
 
 
 
- - 

Verkehrslärm der 
Landesstraße 205 (L 205) 
nur gering, durch weiteren 
Abstand 
Staub etc. in der Erntezeit 
 
 
 
- - 

- landwirtschaftliche 
Betriebe im näheren 
Umfeld, 
Staub etc. in der Erntezeit 
 
 
 
 
- 
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Darstellung Landschaftsplan 2003 

Keine Flächenhafte 
Darstellung (Landwirtschaft) 
/ Optimierung der weniger 
gut ausgeprägten Knicks 
 
+ 
 

Extensivierung der 
Ackernutzung  
 
 
 
 
- 

Keine flächenhafte 
Darstellung / Eingrünung 
des Ortsrandes  
 
 
 
+ 

Keine flächenhafte 
Darstellung / Eingrünung 
des Ortsrandes  
 
 
 
+ 

Keine flächenhafte 
Darstellung / Eingrünung 
des Ortsrandes  
 
 
 
+ 

 
 
Voraussichtlicher Eingriff in die Natur 

Versiegelung von Boden 
und Biotopen allgemeiner 
Bedeutung (Acker) 
 
 
 
- 
 

Versiegelung von Boden 
und Biotopen allgemeiner 
Bedeutung (Acker) 
 
 
 
- 
 

Versiegelung von Boden 
und Biotopen allgemeiner 
Bedeutung (Acker) 
 
 
 
- 
 

Versiegelung von Boden 
und Biotopen allgemeiner 
Bedeutung (Acker) 
 
 
 
- 
 

Versiegelung von Boden 
und Biotopen allgemeiner 
bis mittlerer Bedeutung 
(Acker und Grünland, 
Aufforstung) 
 
- - 
 

 
Voraussichtlicher Eingriff in geschützte Biotope 

Eingriff in Knicks 
 
- 
 

Vor. Eingriff in Knicks 
 
- 
 

Vor. Eingriff in Knicks 
 
- 
 

Vor. Eingriff in Knicks 
 
- 
 

Vor. Eingriff in Knicks, 
Wertgrünland prüfen 
 
- -  
 

 
 
Wertung 

 13 + 
  6 - 

 4 + 
 12 - 

 8 + 
 9 - 

 7 + 
 9 - 

 6 + 
 12 - 
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+++ sehr gut 
++ gut 
+   mäßig gut 
 
-    ungünstig 
--   schlecht 
---  sehr schlecht 
 
 
Fazit 
Nach Abschluss der Variantenbewertung auf Grundlage des Ortsentwicklungskonzeptes (Flächen für eine mögliche Siedlungserweiterung am Ortsrand) 
stellt die Fläche 1a, welche auch durch den vorliegenden B-Plan Nr. 55 überplant werden soll, die geeignetste Fläche dar. Auch unter Nicht-
Berücksichtigung der Eigentumsverhältnisse, die jedoch Grundlage für eine tragfähige Planung sein müssen, liegt hier eine deutliche Positivbewertung 
vor. 
 
Insbesondere die Flächen 1b und 4 weisen eine deutliche Negativ-Bewertung auf, die nicht zuletzt durch die Lage am Ortsrand (Fläche 1b), die fehlende 
Erschließung (Fläche 4) sowie bei beiden Flächen durch Naturschutzgesichtspunkte begründet ist. Vorerst sind diese beiden Flächen daher für eine 
Siedlungserweiterung nur bedingt geeignet. 
Die Flächen 1c und 1d weisen eine ausgeglichene Positiv-Negativ-Bilanz auf, welche sich bei Klärung der Eigentumsverhältnisse ins Positive bewegt. 
Eine zukünftig vorgesehene Siedlungsentwicklung auf diese Flächen ist daher städtebaulich und naturschutzfachlich sinnvoll. 
Die Flächen 1a/1c/1d überplanen Ackerflächen mit insgesamt einer geringen Biotopbewertung. In den Randstrukturen sind vergleichbar überall Knicks 
vorhanden, die durch Zufahrten etc. zumindest teilweise überplant werden müssten. Dieses stellt Eingriffe in den Naturhaushalt sowie in geschützte 
Biotope dar, ist aber bei allen drei Flächen in vergleichbarem Umfang erforderlich, sofern hier Siedlungsentwicklung stattfinden soll. Im Rahmen der 
Detailplanung/Bauleitplanung können Eingriffe gemindert und ggf. teilweise vermieden werden. Die Ausgleichsfähigkeit für nicht vermeidbare Eingriffe 
ist nach naturschutzfachlicher Einschätzung für die Flächen 1a gegeben und erscheint auch für die Flächen 1c und 1d umsetzbar.  
Nicht zuletzt durch die Flächenverfügbarkeit der Fläche 1a (Eigentum der Gemeinde Büchen) wird aber zunächst diese Fläche in die Bauleitplanung 
eingestellt. 
 

 

Aufgestellt durch: 
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1. Planungsgrundlagen 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen hat in ihrer Sitzung am 03.05.2016 den 

Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 55  sowie der 23. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes für das Gebiet „nördlich Pötrauer Straße“ beschlossen. Diese wurden orts-

üblich bekannt gemacht. 

 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Büchen stellt die Fläche des Plan-

gebietes als Fläche für die Landwirtschaft sowie als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 

Friedhof dar. Um das Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 55 umsetzen zu können, ist eine 

Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes erforderlich. 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes dem Entwick-

lungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB. Die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes wird im 

Parallelverfahren mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen 

gemäß § 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt. 

 

Die Aufstellung erfolgt nach dem Baugesetzbuch in der aktuellen Fassung, zuletzt geändert 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015, i.V.m. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

i.d.F.v. 23.01.1990, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 11.06.2013, dem Bundes-

naturschutzgesetz in der Fassung vom 29.07.2009, zuletzt geändert durch Art. 19 vom 

13.10.2016 dem Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein und der aktuellen Fassung 

der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO S-H). 

 

Stand des Verfahrens 

Durch das Verfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB wird die Öffentlichkeit frühzeitig über die 

Inhalte der Planung informiert und kann sich hinsichtlich vorhandener Anmerkungen und 

Bedenken zu dem vorgestellten Vorhaben äußern. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB für den Bebauungs-

plan Nr. 55 wurde durch öffentliche Auslegung in der Zeit vom 06.03.2017 bis 20.03.2017 

durchgeführt. 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs. 1 BauGB für die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde in der Zeit vom 

…. bis …. durchgeführt. 

Das Verfahren nach § 4 Abs. 1 dient der Sondierung (sog. Scoping), in dem Behörden und 

sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit gegeben wird, sich u.a. zum erforder-

lichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Die eingegangenen 

planungsrelevanten Stellungnahmen und Hinweise werden geprüft und gegebenenfalls im 

weiteren Planungsprozess berücksichtigt. 

Am …. wurde durch den Bau-, Wege- und Umweltausschuss der Gemeinde Büchen der 

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird am … ortsüblich bekannt 

gemacht. Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange werden mit Schreiben vom 

… aufgefordert, ihre Stellungnahme abzugeben. Die Öffentlichkeit und die Behörden und 

Träger öffentlicher Belange haben gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

Gelegenheit ihre Anregungen und Hinweise zur Planung im Zeitraum vom … bis …. abzu-

geben. 
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2. Gebietsbeschreibung: 

Größe und Standort in der Gemeinde sowie vorhandene Nutzung 

 

Die Gemeinde Büchen liegt am südöstlichen Randbereich des Kreises Herzogtum Lauen-

burg an der Landesgrenze zu Mecklenburg-Vorpommern am Elbe-Lübeck-Kanal zwischen 

den Bundesbahnstrecken Hamburg-Berlin und Lübeck-Lüneburg und gehört somit zum Amt 

Büchen. Innerhalb des Gemeindegebietes leben auf einer Fläche von 16,85 km² 5.698 Ein-

wohner (Stand 31.12.2014, Quelle: Statistikamt Nord). Neben dem durch Neubaugebiete 

und ausgewiesenen Gewerbe- und Industrieflächen in Teilbereichen städtisch anmutenden 

Büchen gehören die dörflich-ländlich geprägten Ortsteile Büchen-Dorf, Pötrau und Nüssau 

sowie die Siedlungen Steinkrug und Neu-Nüssau zur Gemeinde. 

 

Die Lage des Plangebietes kann dem dieser Begründung vorausgehenden Lageplan ent-

nommen werden. 

Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 11,0 ha von denen ca. 0,7 ha auf die Straßen-

verkehrsfläche der bestehenden „Pötrauer Straße“ entfallen. 

Das Gebiet wird wie folgt umgrenzt: 

 

- im Norden durch die Flurstücke 70/1, 74 sowie 59, 

- im Westen durch das Flurstück 65/4, 

- im Süden durch die Flurstücke 87/2, 88/2, 88/3, 89, 86/2, 86/3 sowie 61/4, 

- im Osten durch die Flurstücke 71/7, 71/8, 71/9 sowie 71/5. 

 

Die Fläche des Plangebietes umfasst eine landwirtschaftliche Fläche sowie einen Teil der 

Straßenverkehrsfläche der Pötrauer Straße (L 2015), um einen Zufahrtsbereich in das künf-

tige Quartier planungsrechtlich vorzubereiten. 

Die Fläche des geplanten Wohngebietes wird umlaufend von Grünstrukturen eingefasst. 

Südlich und westlich grenzen weitere landwirtschaftliche Flächen und im Osten die beste-

hende Wohnbebauung entlang des „Waldhallenwegs“ und des Marderwegs“ an das Vorha-

bengebiet an. Nördlich besteht der Schießstand des Schützenvereins Büchen und Umge-

bung e.V. sowie nordwestlich der  Friedhof Büchen-Pötrau.  

Die Fläche des künftigen Regenrückhaltebeckens im nordwestlichen Teil des Plangebietes 

wird bislang ebenfalls als landwirtschaftliche Fläche genutzt. Sie grenzt im Westen und Nor-

den an bestehende Waldflächen sowie im Osten an den gemeindlichen Friedhof.  

Die zwei Bereiche des Geltungsbereiches werden durch den bestehenden Fuchsweg mitei-

nander verbunden. 

 

3. Anlass der Planung 

Die Gemeinde Büchen liegt verkehrsgünstig an der A 24. Durch die gut ausgebaute Infra-

struktur besteht eine zeitnahe Anbindung nach Hamburg (ca. 45 min) sowie nach Berlin (ca. 

70 min) für den motorisierten Individualverkehr. Die zentrale Lage im Raum macht die Ge-

meinde Büchen zu einem wichtigen Verkehrsknotenpunkt im ländlichen Raum. 

Das in diesem Bereich sehr gut ausgebaute öffentliche Verkehrsnetz macht die Gemeinde 

Büchen zusätzlich zu einem sehr interessanten Wohnort. Besonders für Pendler besteht die 

Möglichkeit deren Arbeitsplatz in den umliegenden Städten innerhalb von kürzester Zeit zu 

erreichen. Die regelmäßigen Abfahrtszeiten in die umliegenden Städte binden die Gemeinde 

optimal an die überregionalen Standorte an. 
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Auch für Familien mit Kindern stellt die Gemeinde einen ansprechenden Wohnstandort dar. 

Die stark entwickelte soziale Infrastruktur bietet ein weites Feld an medizinischer Versorgung 

(Ärzte, Apotheken, Vorwerker-Diakonie/Tagesklinik), schulischer Ausbildungsmöglichkeiten 

(1.-13. Klasse, DAZ-Zentrum), die auch durch die umliegenden Gemeinden durch die gute 

Anbindung in Anspruch genommen werden kann. Das breite Freizeitangebot vom moderni-

sierten Waldschwimmbad, über die Vielzahl an verschiedenen Sportangeboten und Vereinen 

vervollständigen das bestehende Angebot in der Gemeinde Büchen. 

Die gute überregionale Anbindung als auch die starke Gewichtung als Wohnstandort für viele 

Familien macht den Standort ebenso für Gewerbebetriebe als auch Dienstleistungsunter-

nehmen zu einem Ansiedlungsort von hoher Bedeutung.  

Im Hinblick auf den gut angebundenen Pendlerwohnstandort, die bestehende soziale Infra-

struktur für Familien mit Kindern und die zentrale Lage im Raum, ist eine stetige siedlungs-

strukturelle Erweiterung der Gemeinde Büchen erforderlich, um kurz-, mittel- als auch lang-

fristige die hohe Nachfrage nach Wohnflächen decken zu können. 

 

Weiterführende Erläuterungen zum Bedarf an Wohneinheiten in der Gemeinde Büchen sind 

dem Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen zu entnehmen, auf das an dieser Stel-

le verwiesen wird. Die Gemeindevertretung hat die entsprechenden Unterlagen am 

29.11.2016 beschlossen. 

 

4. Allgemeines Planungsziel 

Ziel der Planung ist es, die landwirtschaftlich genutzte Fläche entlang der Straße „Pötrauer 

Weg“ auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung für eine zeitgemäße Wohnbaulandent-

wicklung baurechtlich vorzubereiten. 

Die östliche Fläche des Geltungsbereiches wird als Wohnbaufläche gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt, um durch die neu zu entwickelnden Be-

bauungsmöglichkeiten Wohnraum zu schaffen. Auf nachgeordneter Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung wird innerhalb des Geltungsbereiches die Möglichkeit der Errichtung von ca. 

88 Einzel- bzw. Doppelhäusern [E/D] und 9 Geschosswohnungsbauten mit entsprechenden 

Nebenanlagen unter Berücksichtigung der bestehenden Gegebenheiten geschaffen. 

Die nordwestliche Fläche des Plangebietes dient der Entsorgung von anfallendem Oberflä-

chenwasser innerhalb des Gebietes und wird entsprechend gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB 

als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Regenrückhaltebecken sowie 

nördlich als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft dargestellt. 

 

5. Rechtliche Rahmenbedingungen, übergeordnete planerische Vorgaben 

Die Gemeinden/Städte haben Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städte-

bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitpläne „Flächennutzungspläne“ 

(vorbereitende Bauleitplanung) und die „Bebauungspläne“ (verbindliche Bauleitplanung) sind 

die Steuerungsinstrumente der Gemeinde/Stadt für eine geplante städtebauliche Entwick-

lung des Gemeindegebietes. Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupas-

sen (§ 1 Abs. 3,4 BauGB). 
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Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Region ergeben sich aus dem Lan-

desentwicklungsplan (LEP) 2010 und aus dem Regionalplan für den Planungsraum I (Fort-

schreibung 1998). 

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Bauleitplanung aus den bestehenden Fachplä-

nen zu berücksichtigen. 

 

5.1 Landesentwicklungsplan – LEP (2010) 

Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Büchen die nachfolgenden Darstel-

lungen: 

 

 

Abbildung 1 Ausschnitt LEP 2010, Quelle: 

www.schleswig-holstein.de 

 

 

- Unterzentrum im ländlichen Raum 

- westlich einer Biotopverbundachse –  

Landesebene 

- westlich eines Naturparks  

- (nachrichtliche Übernahme) 

- Lage innerhalb eines Entwicklungsraumes 

für Tourismus und Erholung 

- Kreuzungsbereich zweier Bahnstrecken 

 

Die Zentralen Orte und Stadtrandkerne sind Schwerpunkte für Infrastruktur- und Versor-

gungseinrichtungen sowie für die wohnbauliche und gewerbliche Entwicklung und sind als 

solche zu sichern und zu stärken. Das zentralörtliche System soll sicherstellen, dass für alle 

Menschen im Land in zumutbarer Entfernung überörtliche Einrichtungen der Daseinsvorsor-

ge erreichbar sind (2.2, 3Z/G, LEP 2010). 

 

Art und Umfang der zentralörtlichen Einrichtungen sollen die erwartete Bevölkerungsentwick-

lung und die wirtschaftliche Tragfähigkeit berücksichtigen. Bei Bedarf sollen Kooperationen 

mit anderen zentralen Orten oder Gemeinden des eigenen oder anderer Verflechtungsberei-

che angestrebt werden (2.2, 5G, LEP 2010).  

 

Unterzentren stellen für die Bevölkerung ihres Verflechtungsbereichs die Versorgung mit Gü-

tern und Dienstleistungen des qualifizierten Grundbedarfs sicher. In dieser Funktion sind sie 

zu stärken und ihr Angebot ist bedarfsgerecht weiterzuentwickeln (2.2.3, 1Z, LEP 2010). 

 

Gemäß LEP können grundsätzlich in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut 

werden. (…) Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich 

von den Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab (2.5.2, 1G, LEP). 

Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Neue Wohnungen sind vor-

rangig auf bereits erschlossenen Flächen zu bauen. Bevor die Kommunen neue, nicht er-
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schlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie noch vor-

handene Flächenpotenziale ausschöpfen können (2.5.2, 6Z, LEP). 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der Aufstellung der 23. Änderung des Flächennutzungspla-

nes den Vorgaben des Landesentwicklungsplanes indem sie ihrer Entwicklungsaufgabe als 

Unterzentrum nachkommt und zusätzlichen Wohnraum innerhalb des Gemeindegebietes auf 

Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung darstellt. 

 

5.2 Regionalplan für den Planungsraum I (RP I) Fortschreibung 1998 

Die Regionalpläne beinhalten den langfristigen Entwicklungs- und Orientierungsrahmen für 

die räumliche Entwicklung des Planungsraumes aus überörtlicher Sicht. 

Der Regionalplan für den Planungsraum I (RP I) Schleswig-Holstein für die Kreise Herzog-

tum Lauenburg, Pinneberg, Segeberg und Stormarn enthält für die Gemeinde Büchen die 

nachfolgenden Darstellungen: 

 

 

Abbildung 2 Ausschnitt RP 1,  

Quelle: www.schleswig-holstein.de 

 

 

 Unterzentrum 

 Entwicklungs- und Entlastungsort 

 Büchen ist das baulich zusammenhängen-

de Siedlungsgebiet des zentralen Ortes Bü-

chen 

 Das Plangebiet liegt innerhalb des baulich 

zusammenhängenden Siedlungsgebietes 

des zentralen Ortes Büchen 

 Büchen Dorf liegt im ländlichen Raum ohne 

zentralörtliche Einstufung 

 Zwischen Büchen und Büchen-Dorf verläuft 

ein Gebiet mit besonderer Bedeutung für 

Natur und Landschaft (Gebiet mit besonde-

rer Bedeutung zum Aufbau eines Schutz-

gebiets- und Biotopverbundsystems) sowie 

das Naturschutzgebiet Stecknitz-Delvenau-

Niederung 

 Büchen-Dorf liegt innerhalb des Naturparks 

„Lauenburgische See“ 

 Büchen liegt innerhalb eines Gebietes mit 

besonderer Bedeutung für Tourismus und 

Erholung 

 Zwei Bahnstrecken (Nord/Süd und 

West/Ost) kreuzen sich in Büchen 

 Kreuzungspunkt zweier Landesstraßen     

(L 200/ L 205) 

 Büchen-Bahnhof grenzt im Norden an ein 

Sondergebiet Bund (besteht zwischenzeit-

lich nicht mehr, jetzt FFH-Gebiet) 
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Die Gemeinde Büchen ist Unterzentrum im strukturschwachen ehemaligen Zonenrandgebiet. 

Aufgrund ihrer guten Entwicklungsvoraussetzungen nach der Grenzöffnung und ihrer günsti-

gen Lage im Kreuzungspunkt der Bahnlinien Hamburg – Berlin und Lübeck – Lüneburg soll 

sie künftig die Funktion eines Entwicklungs- und Entlastungsortes für den Verdichtungsraum 

Hamburg wahrnehmen. 

Dazu wird eine kontinuierliche wohnbauliche und industriell-gewerbliche Weiterentwicklung 

auch unter Ausnutzung der durch die A 24 Hamburg – Berlin und den Elbe-Lübeck-Kanal 

gegebenen Standortvorteile angestrebt. Zugleich soll der abschnittsweise Ausbau des neuen 

Ortszentrums mit Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen dazu beitragen, die zent-

ralörtliche Funktion der Gemeinde zu stärken (RP I, 5.6.4). 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der Aufstellung der 23. Änderung des Flächennutzungspla-

nes den Vorgaben des Regionalplanes für den Planungsraum I indem sie auf vorbereitender 

Ebene der Bauleitplanung zusätzlichen Wohnraum in der Gemeinde planungsrechtlich vor-

bereitet und somit ihre Funktion als Entwicklungs- und Entlastungsort für den Verdichtungs-

raum Hamburg wahrnimmt. 

 

6. Darstellungen des derzeit wirksamen Flächennutzungsplanes (1999) 

Die Gemeinden/Städte sind verpflichtet eine Bauleitplanung aufzustellen, sobald und soweit 

es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). 

 

 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan 

der Gemeinde Büchen aus dem Jahr 1992 

stellt das Plangebiet des Bebauungsplanes 

Nr. 55 als Fläche für die Landwirtschaft, als 

öffentliche Grünfläche Friedhof sowie als 

Landschaftsschutzgebiet dar.  

Alle Landschaftsschutzgebiete im Kreisge-

biet wurden zwischenzeitlich aus formalen 

Gründen außer Kraft gesetzt. Entsprechend 

existiert kein Schutzstatus für diese Fläche. 

 

Um das Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 

55 der Gemeinde Büchen umsetzen zu kön-

nen, ist eine Änderung des derzeit wirksa-

men Flächennutzungsplanes erforderlich. 

 

 

7. 23. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Büchen 

Um das Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 55 der Stadt Büchen umsetzen zu können, ist 

eine Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Gemeinde Büchen erforderlich.  

Die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst den Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen 

 

Die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Büchen stellt den nordwestli-

chen Teil des Plangebietes als Fläche für Versorgungsanlagen (hier: Regenrückhaltebecken) 

gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB sowie als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB dar. 
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Aufgrund der örtlichen Topografie bietet sich die v.g. Fläche, gegenüber anderen Bereich für 

eine entsprechende Entsorgung des Plangebietes an. 

Die bestehende Pötrauer Straße wird entsprechend ihres Bestandes mit den für den geplan-

ten Kreisverkehrsplatz erforderlichen Ergänzungsflächen als Fläche für den überörtlichen 

Verkehr und für die örtlichen Hauptverkehrszüge gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 4 BauGB 

dargestellt. Der so entstehende zentrale Knotenpunkt im Bereich der L 205 ermöglicht die 

Erschließung weiterer Siedlungsflächen in südliche Richtung. 

Die Nördlich der Pötrauer Straße gelegene Fläche wird gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 1 Abs. 

1 Nr. 1 BauNVO als Wohnbaufläche dargestellt, um dem nachweislich hohen Bedarf an 

Wohneinheiten in der Gemeinde Büchen nachzukommen. 

Auf eine nachrichtliche Übernahme der innerhalb des Plangebietes bestehenden Knickstruk-

turen wird entsprechend der Darstellung des derzeit wirksamen Flächennutzungsplanes der 

Gemeinde Büchen verzichtet. Auf Maßstabsebene des Flächennutzungsplanes besteht kei-

ne städtebauliche Notwendigkeit der Übernahme aufgrund der bestehenden Lageungenau-

igkeit. Die bestehenden Knickstrukturen innerhalb des Plangebietes werden auf nachgeord-

neter Ebene der verbindlichen Bauleitplanung des Bebauungsplanes Nr. 55 als nachrichtli-

che Übernahme gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG i.V.m. § 30 BNatSchG dargestellt und gesi-

chert. 

 

8. Nachrichtliche Übernahmen 

Das Plangebiet der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Büchen liegt 

im Nahbereich der Landesstraße 205 (L 205). Die Lage der Ortsdurchfahrtsgrenze ist in der 

Planzeichnung (Teil A) dargestellt. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) sowie § 29 Abs. 1a Straßen- und We-

gegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) gelten folgende Anbauverbote- bzw.         

–beschränkungen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten 

Teile der Ortsdurchfahrten: 

 

8.1 Anbauverbotszone 

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-

durchfahrt dürfen Hochbauten jeder Art an Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 20 m 

nicht errichtet werden. 

 

Die Anbauverbotszonen sind in der Planzeichnung (Teil A) dargestellt. 

 

8.2 Anbaubeschränkungen 

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-

durchfahrt dürfen Genehmigungen für bauliche Anlagen in einer Entfernung bis zu 40 m bei 

Landesstraßen und bis zu 30 m bei Kreisstraßen, jeweils gemessen vom äußeren Rand der 

befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, von der Baugenehmi-

gungsbehörde oder der Behörde, die nach anderen Vorschriften für eine Genehmigung zu-

ständig ist, nur nach Zustimmung des Trägers der Straßenbaulast erteilt werden. Die Zu-

stimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Ersu-

chens unter Angabe von Gründen verweigert wird. 
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9. Standortwahl und Umfang der baulichen Entwicklung  

Die Gemeinde Büchen hat für ihr Gemeindegebiet ein Ortsentwicklungskonzept erarbeitet, 

welches eine Voruntersuchung für die künftige wohnbauliche und gewerbliche Entwicklung 

der Gemeinde darstellt. Das Ortsentwicklungskonzept wurde am 29.11.2016  durch die Ge-

meindevertretung der Gemeinde Büchen beschlossen. 

 

Das Ortsentwicklungskonzept trifft für die Gemeinde Büchen folgende grundlegende Aussa-

gen mit Blick auf die weitere erforderliche Siedlungsentwicklung. 

 

 

 
Abbildung 3 Übersichtskarte Gemeinde Büchen, Quelle: 
Gemeinde Büchen, 2016 
 

 Ortsentwicklungskonzept stellt die 

Grundlagenermittlung für zukünftige 

Planungen wie Zentraler Ort – Umland-

konzepte, Flächennutzungs- und Be-

bauungspläne, 

 Prüfung anhand von Luftbildauswertun-
gen, einem Vor-Ort-Abgleich sowie der 
Auswertung der bestehenden Bauleit-
planungen und des Landschaftsplanes 

 

 Sehr gut ausgebautes Verkehrsnetz ( Mobilitätsdrehscheibe Büchen) 

 Stark entwickelte soziale Infrastruktur, weites Feld an medizinischer Versorgung (Ärzte, 
Apotheken, Vorwerker- Diakonie/Tagesklinik), vielfältige schulische Ausbildungsmög-
lichkeiten (1.-13. Klasse, DAZ- Zentrum) 

 Singualisierung und demographische Entwicklung im Wohnungsbau   
    Zuzug älterer Menschen aus dem dörflichen Umfeld 
 

Auszug Ortsentwicklungskonzept zur wohnbaulichen Entwicklung 

Die Gegenüberstellung des tatsächlichen Bestandes mit den hinsichtlich der Bevölkerungs-

entwicklung erforderlichen Wohneinheiten zeigt das starke Ungleichgewicht auf, das sich in 

den vergangenen Jahren auf dem Wohnungsmarkt der Gemeinde Büchen entwickelt hat. 

Bei einer gleichbleibenden Bevölkerungsentwicklung hätten bereits bis zum Jahr 2014 ca. 5 

ha zusätzliches Wohnbauland in der Gemeinde Büchen entwickelt werden müssen, um dem 

Wohneinheitenbedarf gerecht zu werden. Die Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwick-

lung mit einer bedarfsgerechten Entwicklung belegt die bislang getroffenen Aussage zum 

bestehenden Defizit auf dem Wohnungsmarkt. Unter dem Gesichtspunkt der voranschrei-

tenden Singualisierung sowie der damit verbundenen weiter ansteigenden Zahl von benötig-

ten Wohnraum, liegt der Bedarf in der Gemeinde Büchen voraussichtlich noch deutlich über 

dem ermittelten Bedarf von 5 ha Wohnbauland.  

 

Die Gemeinde Büchen entspricht mit der Aufstellung der 23. Änderung des Flächennut-

zungsplanes den erarbeiteten Untersuchungen des gemeindlichen Ortsentwicklungskonzep-

tes, in dem sie dem nachweislich hohen Bedarf an Wohnraum nachkommt.  
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9.1 Plangebiet „Nördlich Pötrauer Straße“ – Potenzialfläche 1a 
 

 
Abbildung 4 Ausschnitt Ortsentwicklungskonzept,  

Quelle: Gemeinde Büchen, 2016 

 

Die Fläche des Plangebietes zum Be-

bauungsplan Nr. 55 wird als Fläche 1a im 

Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde 

Büchen dargestellt. Die v.g. Fläche am 

südwestlichen Siedlungsrand der Ge-

meinde Büchen, nördlich der Pötrauer 

Straße, stellt derzeit die bestgeeignetste 

Fläche für eine wohnbauliche Entwicklung 

innerhalb des Gemeindegebietes dar. 

Der Innenbereich der Gemeinde Büchen 

weist keine größeren Freiflächen auf, die 

für eine wohnbauliche Entwicklung in dem 

derzeit erforderlichen Rahmen zur Ver-

fügung stehen. 

Einfamilien- sowie Mehrfamilienhäuser konnten in den vergangenen Jahren nicht im ausrei-

chenden Umfang entwickelt werden, da der Zugriff auf die Potenzialflächen im Innenbereich 

der Gemeinde aufgrund bestehender Eigentumsverhältnisse nicht gegeben war. Eine Ent-

wicklung an den Siedlungsrändern der Gemeinde Büchen wurde bis zu einer „baulichen 

Ausschöpfung“ des Innenbereichs mit Verweis auf den Grundsatz Innenentwicklung vor Au-

ßenentwicklung seitens des Kreises Herzogtum Lauenburgs gebremst. Die Gemeinde Bü-

chen sah sich somit in den vergangenen Jahren handlungsunfähig eine Entwicklung des 

Wohnungsmarktes in der Gemeinde vornehmen zu können. Um dieses sich stark entwickelte 

Defizit ausgleichen zu können, ist eine aktive Wohnbauflächenentwicklung seitens der Ge-

meinde Büchen gefordert. 

Somit ist eine Erweiterung des bestehenden Siedlungskörpers für die Gemeinde Büchen die 

einzig mögliche Vorgehensweise, um zusätzlichen Wohnraum zu schaffen.  

 

Hinsichtlich der Anbindung an die bestehende Infrastruktur der Gemeinde weist das Plange-

biet des Bebauungsplanes Nr. 55 geringe Entfernungen zum zentralen Bereich von Büchen 

auf. Durch die relativ geringe Entfernung zum Bahnhof der Gemeinde Büchen als Mobilitäts-

drehscheibe zur überregionalen Infrastruktur, wird das Plangebiet als Wohnstandort für 

Pendler gestärkt. 

 

Auf die ausführlichen Erläuterungen zur wohnbaulichen Entwicklung im Rahmen des Orts-

entwicklungskonzeptes wird verwiesen. 
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Abbildung 5 Auszug Ortentwicklungskonzept Büchen 2016, Quelle: Gemeinde Büchen 

 

 

 

 

9.2 Alternativstandorte auf Grundlage des Ortsentwicklungskonzeptes 

Die im Innenbereich der Gemeinde Büchen bestehenden Potenzialflächen für eine großräu-
mige Siedlungsentwicklung wurden zwischenzeitlich vollständig umgesetzt. Der derzeit wirk-
same Flächennutzungsplan der Gemeinde weist keine entsprechenden Flächen mehr auf, 
die zur Deckung der starken Nachfrage nach Wohnraum herangezogen werden könnten. Für 
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die weitere wohnbauliche Entwicklung der Gemeinde ist somit die Inanspruchnahme von 
Flächen am bestehenden Siedlungsrand der Gemeinde erforderlich. 
Auf Grundlage des beschlossenen Ortsentwicklungskonzeptes der Gemeinde Büchen wur-
den die ermittelten Potenzialflächen für eine großräumige Siedlungsentwicklung gegenüber-
gestellt, um die derzeit am besten geeignete Fläche zur Deckung des wohnbaulichen Bedar-
fes zu ermitteln (Anlage). 
 
Die Gegenüberstellung zeigt deutlich auf, dass der Geltungsbereich der 23. Änderung des 
Flächennutzungsplanes hinsichtlich der gegenwärtigen Situation die am besten geeignetste 
Fläche für eine weitere Siedlungsfläche ist. In Verbindung mit den südlich der Pötrauer Stra-
ße vorgesehenen Potenzialflächen über einen zentralen Knotenpunkt auf der L 205 kann 
dem wohnbaulichen Bedarf der Gemeinde Büchen somit in den kommenden Jahren nach-
gekommen werden. 
 
Eine dezidierte Auseinandersetzung mit den örtlichen Gegebenheiten sowie städtebauliche 
Überplanung der weiteren Potenzialflächen erfolgt im Rahmen der entsprechenden erforder-
lichen Bauleitplanungen der Gemeinde Büchen. 
 

10. Landwirtschaftliche Emissionen 

Der Geltungsbereich der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes „Nördlich Pötrauer Stra-

ße“ grenzt westlich sowie südlich an aktiv landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Zudem ist 

südlich der Pötrauer Straße (Nr. 21) ein landwirtschaftlicher Betrieb ohne Tierhaltung gele-

gen. Die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung resultierenden Emissio-

nen (Lärm, Staub und Gerüche) können in der Ernte- und Bestellzeit zeitlich begrenzt auf 

das Plangebiet einwirken. 

Aufgrund der zeitlich begrenzt auftretenden landwirtschaftlichen Emissionen und der grund-

sätzlichen ländlichen Lage des Plangebietes am Siedlungsrand der Gemeinde Büchen sind 

die möglichen landwirtschaftlichen Einflüsse auf die künftige Wohnbebauung keine unzu-

mutbare Belastung. 

 
 

11. Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgungsanlagen sind im Bereich des Plangebietes zum Teil vorhanden. 

Fehlende oder unzureichende Ver- und Entsorgungsanlagen werden neu hergestellt oder 

gemäß den Anforderungen ausgebaut.  

 

Wasserversorgung 

Die Trink- und Brauchwasserversorgung erfolgt aus dem Netz des Wasserwerks der Ge-

meinde Büchen. 

 

Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung wird durch eine ausreichende Anzahl an Unterflurhydranten – 

im Rahmen der jeweiligen Kapazitäten des Trinkwasserversorgungsnetzes – sichergestellt. 

Ein Nachweis erfolgt im Rahmen der Erschließungsplanung auf Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung. 

 

Energieversorgung 

Die Versorgung mit Elektroenergie erfolgt durch Anschluss an das Netz der EON. 
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Fernmeldeversorgung 

Anschlüsse an das Ortsnetz werden von der Telekom hergestellt. 

 

Schmutzwasser / Regenwasserentsorgung 

Es ist vorgesehen, das anfallende Schmutzwasser in das vorhandene Kanalisationsnetz der 

Gemeinde Büchen zu leiten.  

Im Rahmen der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes wird der nordwestliche Teil des 

Plangebietes als Fläche für Versorgungsanlagen dargestellt, um die Errichtung eines Regen-

rückhaltebeckens zur Oberflächenentwässerung des Plangebietes planungsrechtlich vorzu-

bereiten. 

Eine Detaillierung der Erschließungsplanung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-

nung des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen. 

 

 

Müllentsorgung 

Die Müllentsorgung des Plangebietes wird durch die AWSH (Abfallwirtschaft Südholstein) 

sichergestellt. Sie erfolgt über die Pötrauer Straße. Die an das Plangebiet anschließenden 

Straßenverkehrsflächen weisen ausreichende Breiten für ein 3-achsiges Müllfahrzeug auf, 

um das Plangebiet ungehindert zu entsorgen. 

 

12. Archäologie, Altlasten 

In der überplanten Fläche wurden nach dem 01.03.2017 diverse Siedlungsfunde entdeckt, 

u.a. eine römische Münze des 2. Jahrhunderts n. Chr.. Daher werden zurzeit die Archäologi-

sche Landesaufnahme und auch die archäologischen Interessensgebietes dieses Bereichs 

aktualisiert. Bei der überplanten Fläche handelt es sich nunmehr gem. § 12 (2) 6 DSchG um 

Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort 

Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmi-

gung des Archäologischen Landesamtes. 

Denkmale sind gem. § 8 (1) DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst 

sind, gesetzt geschützt. Seitens des archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein wird 

zugestimmt. Da jetzt jedoch zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf der 

weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird, sind gem. § 14 DSchG archäolo-

gische Untersuchungen erforderlich. Der Verursacher des Eingriffs in eine Denkmal hat gem. 

§ 14 DSchG  die Kosten, die für die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandset-

zung, Bergung, Dokumen¬tation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersu-

chungsergebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

 

Desweiteren wird auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat 

dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde 

mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und 

die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks und des Gewässers, auf oder in dem der 

Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur  Entdeckung oder zu 

dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übri-

gen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unver-

ändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 

Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wo-

chen seit der Mitteilung. 
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In der Gemeinde Büchen sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Tiefbau-

maßnahmen wie z.B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die 

Fläche gemäß Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel un-

tersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt Sach-

gebiet 323, Mühlenweg 166, 24116 Kiel durchgeführt. 

 

13. Natur und Landschaft 

Nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist über die Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege im Bauleitplan unter entsprechender Anwendung der §§ 14 und 

15 BNatSchG nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden, wenn aufgrund einer Auf-

stellung, Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplanes Eingriffe in Natur und Landschaft zu 

erwarten sind. 

Das Plangebiet umfasst landwirtschaftliche Flächen, die im derzeit wirksamen Flächennut-

zungsplan entsprechend dargestellt sind.  

Mit der vorliegenden 23. Änderung des Flächennutzungsplanes werden die Darstellungen 

dem aktuellen Bedarf an Wohnbauflächen angepasst. 

Der mit der Planänderung einhergehende Eingriff in den Naturhaushalt und das Land-

schaftsbild sowie die artenschutzfachlichen Belange werden im Umweltbericht detailliert er-

fasst und bewertet. 

 

 

 

 

Teil I aufgestellt durch:  
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Planzeichen Erläuterungen Rechtsgrundlagen
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Natur und Landschaft § 5 (2) Nr. 10 BauGB
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Träger öffentlicher Belange/Bürger 
Inhalt der Stellungnahme 

Abwägungsvorschlag 

Der Ministerpräsident – Staatskanzlei 
20.05.2016 
 

 
  

Die Gemeinde Büchen beabsichtigt, das ca. 7 ha große Gebiet „Großer Sandkamp, 
nördlich der Pötrauer Straße, westlich und südlich Fuchsweg als Wohnbaufläche aus-
zuweisen. Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu den o.g. Bauleitplanungen wie 
folgt Stellung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 
vom 13.07.2010 (LEP 2010; Amtsbl. Schl.-H, S. 719) und dem Regionalplan für den 
Planungsraum I (alt) (Fortschreibung 1998). 
 

Die Vorgaben des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein sowie des Regional-
planes für den Planungsraum I wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 55 sowie der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt. Eine ent-
sprechende Erläuterung ist in die Begründung aufgenommen worden. 

Büchen ist ein Unterzentrum und damit Schwerpunkt für die Wohnungsbauentwick-
lung. Das Plangebiet war Gegenstand eines Planungsgesprächs vor Ort am 22.05.2015 
zum künftigen Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen. Im Ergebnis des 
Ortstermins war die Fläche grundsätzlich für eine wohnbauliche Entwicklung als ge-
eignet angesehen worden. Es bestehen daher gegen die Planungen grundsätzlich 
keine Bedenken. 
 

Durch die geplante wohnbauliche Entwicklung im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 55 
sowie der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes beabsichtigt die Gemeinde Büchen 
ihrer raumordnerischen Funktion als Unterzentrum und der damit verbundenen Schwer-
punktaufgabe für die Wohnungsbauentwicklung nachzukommen. 

Die Innentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Neue Wohnungen sind 
vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen zu bauen. Bevor die Kommunen neue, 
nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie 
noch vorhandenen Flächenpotenziale ausschöpfen können (Ziff. 2.5.2 Abs. 2 und 6 LEP 
2010). Darüber hinaus ist der Bedarf an dem Umfang der Wohnbauflächen dar-
zulegen. Anlässlich des Ortstermins war die Einbettung der Planung in ein städte-
bauliches Gesamtkonzept empfohlen worden. 
 

Die Gemeinde Büchen hat sich im Rahmen ihres Ortsentwicklungskonzeptes ausführlich 
mit den innerhalb der Gemeinde bestehenden Flächenpotenzialen sowie dem Umfang 
der Wohnbauflächen auseinandergesetzt und diese dargelegt. 
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Zwischenzeitlich wurde durch die GSP Ingenieurgesellschaft mbH der Entwurf eines 
Ortsentwicklungskonzeptes übersandt, in dem Bedarfe und Flächenpotenziale darge-
legt werden. Das Plangebiet der o.g. Bauleitplanungen ist als „mittelfristige Potential-
fläche“ mit der Priorität 1a enthalten. Eine Umsetzung ist gemäß dem Konzeptentwurf 
frühestens für das Jahr 2018 geplant. 
Zu dem Entwurf des Ortsentwicklungskonzeptes steht eine Stellungnahme des Kreises 
Herzogtum Lauenburg noch aus. Hinsichtlich der aktuell vorliegenden Planungen 
verweise ich auf den Begleitbericht des Kreises vom 08.03.2016. 
Eine abschließende Stellungnahme zu den o.g. Bauleitplanungen erfolgt bei erneuter 
Beteiligung im weiteren Planverfahren. 
 

Die Unterlagen des Ortsentwicklungskonzeptes wurden zwischenzeitlich hinsichtlich der 
Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg sowie der Landesplanung über-
arbeitet. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen hat das Ortsentwicklungskonzept am 
29.11.2016 beschlossen. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und 
greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aus-
sage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplane-
rischen Stellungnahme nicht verbunden. 
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Bundesagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
Vom 01.03.2017 
 

 

Vielen Dank für Ihre Information über den o.g. Betreff. Im Zusammenhang mit einer 
evtl. Beeinträchtigung von Richtfunkstrecken möchte ich im Rahmen dieses Beteili-
gungsverfahrens auf Folgendes hinweisen: 

Der Anregung wird gefolgt. 
 

Beeinflussungen von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 
m sind nicht sehr wahrscheinlich. Entsprechende Untersuchungen zu Planverfahren 
mit geringer Bauhöhe sind daher nicht erforderlich. Dies trifft auch auf Planungen zu, 
die noch keine Aussagen zur Bauhöhe treffen bzw. bei denen sich die vorhandene 
Bauhöhe nicht ändert. Die o.g. Planungen sehen keine Bauhöhen von über 20 m vor. 
Störungen des Richtfunks sind somit durch die vorgesehenen Baumaßnahmen nicht zu 
erwarten. Da die Belange des Richtfunks durch die o.g. Planungen nicht berührt 
werden, erfolgt meinerseits keine weitere Bewertung. 

Der aktuelle Entwurf des Bebauungsplanes sieht eine wohnbauliche Entwicklung von 
Einzel- und Doppelhäusern mit einer geplanten Höhe von ca. 10, 50 m über Gelände vor. 
Bauhöhen von über 20,0 m werden durch das geplante Vorhaben nicht umgesetzt 
werden. 

Ich bitte Sie, bei zukünftigen Planverfahren von einer Beteiligung der Bundes-
netzagentur im Kontext des Richtfunks Abstand zu nehmen, wenn die Bauhöhen 20 m 
nicht überschreiten. Wird dies nicht berücksichtigt, erfolgt zu entsprechenden An-
fragen in der Regel keine Stellungnahme. Eine Ausnahme bilden Photovoltaikanlagen, 
da diese evtl. die Funkmessstationen der Bundesnetzagentur auch bei geringeren Bau-
höhen stören können. 

Die Gemeinde Büchen wird die Bitte der Bundesagentur für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation, Post und Eisenbahn berücksichtigen und diese im Rahmen von 
weiteren Bauleitplanungen im Kontext des Richtfunks bei einer geplanten Bauhöhe 
unter 20,0 m über Gelände nicht weiter beteiligen. 

Grundlegende Informationen zur Bauleitplanung im Zusammenhang mit Richtfunk-
strecken sowie ergänzende Hinweise stehen Ihnen auch auf der  Internetzseite der 
Bundesnetzagentur zur Verfügung. 
www.bundesnetzagentur.de{bauleitplanung<http://www.bundesnetzagentur.de/baul
eitplanung> 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen die Bundesnetzagentur, 
Referat 226 (Richtfunk), unter der u.a. Telefonnummer zur Verfügung. 
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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen  
der Bundeswehr vom 06.03.2017 
 

 

Anbei erhalten Sie die Stellungnahme zum im Betreff genannten Vorhaben. Durch die 
in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden Belange der Bundeswehr nicht 
berührt und nicht beeinträchtigt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage bestehen daher zu der Planung seitens der Bundeswehr als Träger 
öffentlicher Belange keine Einwände. 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine abwägungsrelevanten Anregungen vorgebracht. 
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Freiwillige Feuerwehr Büchen 
Vom 10.03.2017 
 

 

Zunächst danke ich Ihnen, dass Sie die Feuerwehr in die Liste der Träger der 
öffentlichen Belange eingefügt haben und mir somit die Chance gegeben haben aus 
der Sicht der Feuerwehr Empfehlungen auszusprechen. 
Erlauben Sie mir bitte, dass ich aus Vereinfachungsgründen Ihre Schreiben mit einem 
Schreiben beantworte. 
 

 

B-Plan 54 / 22. Änderung des F-Planes der Gemeinde Büchen 
Gestatten Sie mir bitten den Hinweis auf einen Druckfehler in der Beschriftung der 
Übersichtskarte zu der 22. Änderung des F-Planes. Es soll „Jugend- und 
Begegnungszentrum am Schulweg“ heißen, hier ist das Wort Jugend zu berichtigen. 
 

Die vorgebrachte Stellungnahme wird im Rahmen der Bauleitplanung des Bebauungs-
planes Nr. 54 sowie der 22. Änderung in die Abwägungstabelle eingestellt. 

Empfehlung der Feuerwehr zum B-Plan 54 
Einbau eines Hydranten zur Löschwasserversorgung unmittelbar an der Straße an/auf 
der Zuwegung/Zufahrt zum Gebäude. 
 

 

B-Plan 55 / 23. Änderung des F-Planes der Gemeinde Büchen 
Hier entsteht am Rande des Ortsteiles Pötrau ein neues arrondiertes Wohngebiet. Aus 
unserer Sicht bietet sich hier die Chance die Löschwasserversorgung und die Trink-
wasserversorgung zu trennen. 
Von Herrn Bürgermeister Möller habe ich erfahren, dass dort in der geplanten Grün-
fläche eine Rigole angelegt werden soll. An dieser Stelle könnte eine von der Trink-
wasserversorgung unabhängige Löschwasserversorgung entstehen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Ebene des Bebauungsplanes Nr. 55 
geprüft. 
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Empfehlung der Feuerwehr zum B-Plan 55 
Statt des Einbaus von Hydranten in das Trinkwassernetz, könnte dort eine größere 
Zisterne oder ein Saugbrunnen eingebaut werden, so dass die Löschwasserversorgung 
unabhängig vom Trinkwassernetz erfolgt. Dieses hat aus unserer Sicht 3 Vorteile 
 
a. das Trinkwasser wird geschützt (diverse Verunreinigungen des Trinkwassers bei 

Löscheinsätzen in den letzten 5 Jahren, zuletzt siehe Verunreinigung des 
Trinkwassers der Stadt Nordhorn Ende Oktober 2016 anl. Eines Löscheinsatzes), 

b. das Leitungsnetz wird vor Druckschwankungen anl. Eines Feuerwehreinsatzes 
geschont und 

c. die Löschwasserversorgung erfolgt unabhängig vom Wasserwerk und dessen 
Auslastung. 

 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Erschließungsplanung des Bebauungsplanes Nr. 55 sieht die Errichtung einer unter-
irdischen Zisterne im Bereich der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage im zentralen Bereich vor. Diese Zisterne kann die erforderliche Wasser-
menge von 96 m³/2h für die Löschwasserversorgung vorhalten. Die Lage des Entnahme-
stutzens erfolgt in enger Abstimmung mit der örtlichen Feuerwehr im Rahmen der 
weiteren Erschließungsplanung. 
Ein entsprechender Hinweis wird redaktionell in die Begründung aufgenommen. 

Der Einbau könnte am Rand der Grünfläche erfolgen,  dort wo die Planstraße C auf die 
Grünfläche führt. Der Ersteinsatz der Feuerwehr würde über das in den 
Feuerwehrfahrzeugen mitgeführte Löschwasser erfolgen (4 m³ auf 2 Löschfahrzeugen 
der Gemeinde Büchen) und parallel würde die Löschwasserversorgung von der 
Zisterne oder dem Saugbrunnen aufgebaut werden und erfolgen. Die aus der 
Zeichnung ermittelte max. Entfernung auf den Straßen zu der Wasserentnahmestelle 
beträgt 290 m und liegt knapp unterhalb der geforderten 300 m. Das DVGW 
Arbeitsblatt W 405 ist zu beachten (u.a. 48 m³ Wasser/h → 96 m³ Wasser in 2 h). Die 
Anforderungen an den Trinkwasserschutz sind in den letzten 10 Jahren merklich 
gestiegen. Bei kompakten Neubaugebieten bieten sich Alternativen zur Nutzung der 
Trinkwasserleitungen für die Bereitstellung von Löschwasser. 
 

Die Lage der geplanten Zisterne wird auf Ebene des Bebauungsplanes Nr. 55 abgestimmt 
und entsprechend dargestellt. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH 
08.03.2017 
 

 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wege-
sicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o.g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es not-
wendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplan-
gebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 3 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. Für weitere Fragen stehen wir 
gerne zur Verfügung. 
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Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
Vom 15.03.2017 
 

 

Wir weisen darauf hin, dass teilweise landwirtschaftliche Flächen an das Plangebiet 
grenzen. Zudem ist südlich der Pötrauer Straße (Nr. 21) ein landwirtschaftlicher Be-
trieb ohne Tierhaltung gelegen. Die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen 
Nutzung resultierenden Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) können in der Ernte- 
und Bestellzeit zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken. Wir empfehlen, diesen 
Sachverhalt textlich mit in die Begründung der o.a. Bauleitplanung aufzunehmen. 
Ansonsten bestehen aus agrarstruktureller Sicht zu der o.a. Bauleitplanung keine Be-
denken bzw. Änderungswünsche. 
 

Der Anregung wird gefolgt. 
Ein entsprechender Hinweis auf die aus der landwirtschaftlichen Nutzung resultierenden 
Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) wird in die Begründung aufgenommen. 
Da sich derartige Beeinträchtigungen auf begrenzte Zeiträume beschränken, sind die 
möglichen Einflüsse in einer ländlichen Wohngegend vertretbar. 
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Handwerkskammer Lübeck 
Vom 15.03.2017 
 

 

Nach Durchsicht der uns übersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in obiger 
Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Lübeck Bedenken bestehen, 
wenn bei der Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) auch nicht störende 
Handwerks- und Gebewerbebetriebe ausgeschlossen werden. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 
Das geplante Vorhaben sieht eine wohnbauliche Entwicklung am bestehenden Sied-
lungsrand der Gemeinde vor. Die genannten Nutzungen werden innerhalb des Plange-
bietes ausgeschlossen, um die künftige Wohnbebauung vor Beeinträchtigungen zu 
schützen. 
 

Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt werden, 
wird sachgerechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung betroffener Be-
triebe erwartet. 
 

Handwerksbetriebe werden durch die Flächenfestsetzungen nicht beeinträchtigt. 
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Landessportverband Schleswig-Holstein e.V. 
Vom 28.03.2017 

 

Grundlage der Stellungnahme des Landessportverbandes Schleswig-Holstein (LSV SH) 
ist die Stellungnahme des Kreissportverbandes Hzgt. Lauenburg (KSV Lau), die wir 
hiermit zum Gegenstand unserer Stellungnahme machen. 
Die den LSV SH erreichenden Planungsunterlagen werden aufgrund der besseren Vor-
Ort-Kenntnisse und der Kenntnis ggf. vorliegender Betroffenheiten durch unsere 
Kreissportverbände bearbeitet. Die dafür zuständigen Personen der Kreissportver-
bände sind i.d.R. ehrenamtlich tätige Mitarbeiter. In jedem Fall trifft dies für die 
Vertreter der ansässigen Sportvereine zu, die durch den KSV zu Rate gezogen werden. 
Insofern ist die eingeräumte Frist von einem Monat für die Stellungnahme ein nicht 
ausreichender Zeitraum. Es besteht mit den zuständigen Behörden die Absprache, 
dem Landessportverband eine Stellungnahmefrist von mindestens acht Wochen ein-
zuräumen. Dieser Zeitraum wird benötigt, um die betroffenen Sportverbände und –
vereine angemessen einbinden zu können. Wir bitten, diesen Sachverhalt bei auch 
zukünftigen Vorhaben zu berücksichtigen. Nach Durchsicht der Unterlagen zu den 
vorbezeichneten Planentwürfen haben wir keine Bedenken und Anregungen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 
 
Durch das geplante Vorhaben werden keine Sportflächen überplant oder anderweitig 
beeinträchtigt. Die Notwendigkeit einer Fristverlängerung wird seitens der Gemeinde 
Büchen nicht gesehen. Aufgrund bestehender Sitzungstermine wird die beantragte 
Fristverlängerung nicht gewährt. 
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Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Vom 28.03.2017 
 

 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 23.02.2017. Wir teilen Ihnen mit, dass die 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme 
keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine 
Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von 
Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 
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Kreis Herzogtum Lauenburg 
FD Regionalentwicklung und Verkehrsinfrastruktur 
Vom 29.03.2017 
 

 

Mit Bericht vom 23.02.2017 übersandten Sie mir im Auftrag der Gemeinde Büchen 
den Entwurf zu o.a. Bauleitplan mit der Bitte um Stellungnahme. Aus Sicht des Kreises 
Herzogtum Lauenburg bitte ich um Berücksichtigung folgender Anregungen und 
Hinweise: 

Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt. 

Eigenbetrieb Kreisforsten Herzogtum Lauenburg (Herr Niemann, Tel. 04541/861516) 
Unter folgenden Bedingungen bestehen gegen die Errichtung des Rückhaltebeckens 
keine Einwände. 
 

Zum Eigenbetrieb Kreisforsten Herzogtum Lauenburg 
 
 

Durch Bau und Betrieb des Beckens darf für den bestehenden Waldtrauf keine 
Beeinträchtigung in seiner Erhaltung und Bewirtschaftung entstehen. Insbesondere ist 
sicher zu stellen, dass ggf. notwendige Baumfällarbeiten, wie sie sich aus forstlichen, 
landschaftspflegerischen, nachbarrechtlichen, naturschutzrechtlichen etc. Gründen 
ergeben können, nach wie vor auch aus der Waldfläche heraus ohne Einschränkungen 
(wie derzeit durch die angrenzende Grünlandfläche gegeben) vorgenommen werden 
können. Von daher ist ein mit land- bzw. forstwirtschaftlichen Maschinen befahrbarer 
Streifen zwischen Waldrand und Rückhaltedamm von ca. 10 Metern vorzuhalten. 
Ein Einspruchsrecht des „Rückhaltebeckenbetreibers“ jedweder Art hinsichtlich Art 
und Umfang der Bewirtschaftung des angrenzenden Waldes – insbesondere der 
Traufzone – ist auszuschließen. 

Die Darstellungen der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes werden auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung weiter definiert. 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 55 im nordwestlichen Teil des Plan-
gebietes ergeben sich keine Beeinträchtigungen für die Erhaltung und Bewirtschaftung 
des westlichen bestehenden Waldes. 
Die künftig als Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt Fläche umfasst keine Grün, 
sondern eine aktiv durch Sommergerste bewirtschaftete Ackerfläche. 
Der Anregung wird gefolgt. 
Auf Eben des Bebauungsplanes Nr. 55 wird am nordwestlichen Rand des Plangebietes 
eine 10,0 m breite öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Unterhaltungsweg 
festgesetzt. 
Die Eigentums- und Nutzungsrecht des Waldes werden durch den Bau der Fläche für 
Versorgungsanlagen und durch die Ausgleichsfläche nicht beschränkt. 

Ferner ist eine Haftungsverzichtserklärung zu fertigen, die den Waldbewirtschafter 
von jeglichen Schäden, die dem Bauobjekt durch Waldbewirtschaftungsmaßnahmen 
oder sonstigen Maßnahmen entstehen können, freistellt. 
Darüber hinaus, sind die natürlichen Einwirkungen eines angrenzenden Waldes, wie 
zum Beispiel durch Beschattung, Laubeintrag etc. hinzunehmen. 

Die Gemeinde Büchen sieht zwischen dem westlich angrenzenden Wald sowie der 
Flächen für Versorgungsanlagen einen Pufferbereich von 10,0 m vor. 
Die Gemeinde Büchen sieht für die Ausstellung einer Haftungsverzichtserklärung gegen-
über dem Waldbewirtschafter kein Erfordernis. Die entsprechende Rechtsgrundlage für 
die genannte Forderung ist der Gemeinde Büchen vorzulegen. 
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Die Notwendigkeit einen Reitweg um das Rückhaltebecken anzulegen wird nicht ge-
sehen; insbesondere deswegen, weil gerade Waldzonen aus Gründen des Natur-, 
Jagd- und Wildschutzes sehr sensible Bereiche darstellen sowie durch eine reiterische 
Frequentierung dieser Randzone auch die Jagdausübung erforderlichenfalls stark 
behindert. 
 

Die Gemeinde Büchen nimmt von der Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Reitweg Abstand. In der weiteren Planung ist im Bereich der Fläche 
für Versorgungsanlagen ausschließlich eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung Unterhaltungsweg festgesetzt. 
Die Waldrandzonen werden durch die Festsetzung als Ausgleichsfläche/Maßnahmen-
fläche sowie als unversiegelte Grünfläche geschützt. 
 

Fachdienst Naturschutz (Frau Penning Tel. 326) 
Zu der o.g. Planung habe ich folgendes mitzuteilen: 

 
 

1. Nach dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum I (Kiel 1998, LRP) liegt 
der Geltungsbereich der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung im Randbe-
reich des Erosionskliffs beiderseits des Stecknitz-Delvenau-Tales (Elbe-Lübeck-
Kanal). Das Plangebiet Ost ist als Gebiet mit besonderer Erholungseignung gekenn-
zeichnet, direkt nördlich des Teilgebiets Ost sind die Flächen als Gebiete mit be-
sonderen ökologischen Funktionen – Talraum der Steinau – dargestellt, dazu ge-
hört auch das gesamte Teilgebiet West. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, der Planungsraum liegt jedoch außerhalb 
des eigentlichen Steinautalraumes, dessen Bedeutung für Ökologie und Naherholung 
der Gemeinde bewusst ist. 
Der Hinweis auf das Kliff (Geotop) wird in den Umweltbericht aufgenommen und in die 
Bewertung eingestellt. 
Die Planungen zum Teilgebiet West erfolgen nach ökologischen Gesichtspunkten. 

Die nordöstlich gelegene Steinauniederung ist hier als Hauptverbundachse im 
landesweiten Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem, als Geotop (Bachtal der 
Stecknitz-Delvenau mit Nebentälern) und insofern als ein Gebiet mit besonderen 
ökologischen Funktionen dargestellt und von besonderer Bedeutung für den 
Naturschutz. 
 

Der Planungsraum liegt außerhalb der Biotopverbundachse. Wechselwirkungen 
zwischen Steinau und Geltungsbereich, auch hinsichtlich Naturschutz und Geotop, 
werden im Umweltbericht ergänzt. 

In ihrem Landschaftsplan (Entwicklung) stellt die Gemeinde das Plangebiet im 
Bestand als Acker mit umgebenden Knicks und Baumreihen dar, Flächen für die 
Siedlungsentwicklung sind hier nicht vorgesehen. 
 

Die im LP vorgesehenen Flächen für die Siedlungsentwicklung und Nachverdichtung sind 
vollständig ausgeschöpft. Aufgrund der hohen Nachfrage nach Bauland hat die 
Gemeinde daher ein Ortsentwicklungskonzept beschlossen, welches neue, mögliche 
Siedlungsflächen untersucht und vorsieht. 
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2. Standortwahl/Standortalternativen, Punkt 9 der Begründung und Umweltbericht 
Punkt 1.3 
Die Gemeinde Büchen verweist zur Standortwahl auf die Erläuterungen im Rahmen 
des Ortsentwicklungskonzeptes. Das Plangebiet Teilgebiet Ost wird im Ortsent-
wicklungskonzept (als Fläche 1a) als mittelfristiges Flächenpotenzial geführt, die 
Umsetzung ist ab 2018 geplant. 
 

Der Hinweis auf das Ortsentwicklungskonzept wird zur Kenntnis genommen. 

Mit dem Ortsentwicklungskonzept stehen allerdings die Eignung der dort er-
mittelten Flächenpotenziale und die Entwicklungsprioritäten nicht abschließend 
fest. Der Kreis hatte ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich nur um Flächen 
handeln kann, die als Planungsalternativen im Rahmen konkreter Bauleitplanung 
herangezogen und in dem Zusammenhang detailliert überprüft werden. 
 

Das erarbeitete Ortsentwicklungskonzept stellt für die Gemeinde Büchen eine Grund-
lagenermittlung dar, die im Rahmen konkreter Bauleitplanungen für eine weitere Ent-
wicklung herangezogen werden kann. 
Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung der 23. Änderung des Flächennutzungs-
planes erfolgt eine Prüfung der Alternativstandorte für eine entsprechende wohnbau-
liche Siedlungsentwicklung. 
 

Dieser Schritt, in welchem Standortalternativen betrachtet werden und in einem 
nachvollziehbaren Prozess die Gründe für den gewählten Standort dargelegt 
werden ist in der vorgelegten Planung zu ergänzen. Die allgemeinen Ausführungen 
unter Punkt 9 der Begründung und im Umweltbericht, Punkt 1.3 reichen nicht aus. 
Dies gilt besonders, da bei der Erarbeitung des Ortsentwicklungskonzeptes insbe-
sondere die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege nicht vollständig in 
die Betrachtungen und Bewertungen einbezogen und angemessen berücksichtigt 
wurden. 
 

Die Begründung sowie der Umweltbericht werden um Ausführungen zu möglichen 
Standortalternativen redaktionell ergänzt.  

Es ist aufzuzeigen, inwieweit die im Plan festgesetzten Reitwegtrassen in ein groß-
räumiges Reitwegekonzept eingebunden sind. 

Derzeit besteht seitens der Gemeinde kein Bedarf an der Entwicklung eines groß-
räumigen Reitwegekonzeptes für das Gemeindegebiet. Auf die Festsetzung einer öffent-
lichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Reitweg wird im weiteren Bauleitplan-
verfahren verzichtet. 
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3. Fläche für Versorgungsanlagen 
Das Plangebiet West/Fläche für Versorgungsanlagen ist im LRP als Gebiet mit 
besonderen ökologischen Funktionen dargestellt. 
„In den Gebieten mit besondere ökologischen Funktionen sollen Maßnahmen nur 
durchgeführt werden, wenn sie den Zustand der Gesamtheit der natürlichen 
Faktoren nur unwesentlich verändern und nicht zu einer dauerhaften und er-
heblichen Belastung eines einzelnen dieser Faktoren führen. … Bei der Abwägung 
verschiedener Nutzungsansprüche ist dem Naturschutz und der Landschaftspflege 
besonderes Gewicht beizumessen.“ (LRP Ziffer 5.1.1) 
 

 
Dem Hinweis wird gefolgt. Die Fläche für Versorgungsanlagen wird als naturnahes 
Sickerbecken angelegt. Auf eine Einzäunung wird verzichtet. Neben der wasserwirt-
schaftlichen Funktionalität steht somit insbesondere der Naturschutz auf der Teilfläche 
West im Vordergrund, zumal gut die Hälfte der Fläche als Ausgleichsfläche vorgesehen 
ist. 
Gegenüber der derzeit vorhandenen intensiven Ackernutzung ist somit eine deutliche 
Nutzungsextensivierung zu erwarten, welches den Zielen des Naturschutzes entspricht. 

Ein Regenrückhaltecken auf der geplanten Fläche, Flurstück 63/2, Flur 1 der 
Gemarkungen Pötrau ist aus naturschutzfachlicher Sicht auf Grund der landschaft-
lichen Lage naturnah anzulegen und extensiv zu pflegen. Erhebliche Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter, insbesondere eine Belastung des Schutzguts Wasser 
(Grundwasser) sind nachweislich auszuschließen. Die Planung ist bereits im Bau-
leitplanverfahren so weit zu konkretisieren, dass eine entsprechende Beurteilung 
möglich ist. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt.  
Die Bewertung zum Schutzgut Wasser wird im Umweltbericht ergänzt. Auf Ebene des 
Bebauungsplanes wird die Gestaltung und Unterhaltung der Fläche für 
Versorgungsanlagen weiter konkretisiert. 
 

Im Rahmen eines Gesamtkonzeptes für die bauliche Entwicklung der Flächen west-
lich Pötrau sind auch alternative, gegebenenfalls besser geeignete Standorte für 
Flächen für Versorgungsanlagen (Regenrückhalte- und Versickerungsbecken) für 
das Gebiet zu prüfen. 
 

Hinsichtlich der Höhenverhältnisse stellt die vorgesehene Fläche einen optimal ge-
eigneten Standort dar. Eine Verlagerung der erforderlichen Flächen für 
Versorgungsanlagen ist aufgrund der vorhandenen Topografie nicht möglich. 
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Die Fläche für Versorgungsanlagen erscheint außerdem vergleichsweise groß und 
ist ebenfalls bezüglich ihres Umfangs zu überprüfen, auch vor dem Hintergrund, 
dass das auf den Baugrundstücken anfallende Regenwasser vorrangig im Gebiet 
versickert werden soll. 
 

Die Anregung hinsichtlich der festgesetzten Größe des geplanten Regenrückhalte-
beckens wird zur Kenntnis genommen.  
Aufgrund der ungenauen Flächenschärfe auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes wird die Fläche für Versorgungsanlagen 
deutlich größer dargestellt. Der geplante Unterhaltungsweg wird auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung der Fläche für Versorgungsanlagen zugeordnet.  
Die Dimensionierung und Gestaltung des Sickerbeckens wurde inzwischen auf Ebene des 
Bebauungsplanes Nr. 55 überarbeitet. Der Umweltbericht wird angepasst und ergänzt. 
Aufgrund der Höhenverhältnisse ist es aber sinnvoll, kleine Teilflächen der südlich der 
Pötrauer Straße geplanten Wohngebiete bzw. Verkehrsflächen an das Sickerbecken der 
Teilfläche West anzuschließen. Dieses fällt aber größenmäßig kaum ins Gewicht. 
 

4. Um Beeinträchtigungen des Schutzguts Landschaft/Landschaftsbild zu minimieren, 
sollten die Wohnbauflächen durch Grünachsen bzw. Grünverbindungen als 
öffentliche Grünflächen strukturiert und in die Landschaft eingebunden werden. 
Insbesondere ist am westlichen Rand des Teilgebietes Ost, dem zumindest vorerst 
neuen Ortseingang aus Richtung Schuldendorf, eine Eingrünung zur freien 
Landschaft erforderlich. 
 

Dem Hinweis wird teilweise gefolgt. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden 
Festsetzungen getroffen, die nach Norden, Süden, Osten und teilweise Westen eine 
Eingrünung des Wohngebietes vorsehen. Eine innere Durchgrünung ist durch 
Festsetzung auf den Grundstücken und im Straßenraum ebenfalls gewährleistet. 
Aufgrund der einzelnen Teilflächen wird auf eine entsprechende Darstellung auf Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung verzichtet. 
Dem Hinweis zur Eingrünung nach Westen wird nur teilweise gefolgt, da eine Er-
schließung der hier liegenden Grundstücke nur über die Planstraße B möglich ist. Eine 
durchgängige Pflanzfläche ist daher nicht möglich. Abschnittsweise Hecken und Baum-
festsetzung werden jedoch aufgenommen. 
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5. Schutzgut Wasser 
Durch die geplanten Baumaßnahmen wird die Abflussmenge des Regenwassers 
insgesamt erhöht. 
Die öffentlichen Verkehrsflächen sollen in ein neu zu errichtendes Versickerungs-
becken im Westteil des Plangebietes entwässern, hier soll auch ein Notüberlauf 
aus den geplanten Sickerboxen angeschlossen werden. 
 

 
Die Zusammenfassung der Entwässerungsplanung ist korrekt. 

Die Entwässerung des Gebietes erfolgt in Richtung Steinau, im Bereich ober- und 
unterhalb des Waldhallenwegs sind Grundwasseraustritte (Quellen) bekannt 
(Umweltbericht, 3.1.5). „Natürliche, dauerhafte oder periodische, punktuelle oder 
flächenhafte Grundwasseraustritte an der Erdoberfläche mit naturnaher Struktur 
einschließlich der quellwasserbeeinflussten Randzonen“ (Biotopverordnung) sind 
gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Abs. 2 BNatSchG. Handlungen, die zu einer 
Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich ge-
schützter Biotope führen können, sind nach § 30 Abs. 2 BNatSchG verboten. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Zwischenzeitlich hat eine Abstimmung 
mit dem technischen Planer sowie dem Bodengutachter stattgefunden, die Grund-
wasserabstände und-fließrichtung bewerten. 
Eine Zusammenfassung der Ergebnisse wird im Umweltbericht ergänzt und naturschutz-
fachlich bewertet. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung ist insofern zu untersuchen und zu be-
werten, ob und wie sich die großflächigen Versiegelungen und teilweise Ableitung 
des Regenwassers in ein Versickerungsbecken auf die Wasserverhältnisse im Ge-
biet und auf die geschützten Quellbereiche auswirken. Eine erhebliche Beein-
trächtigung der Biotope ist durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. 
 

 

6. Der Fuchsweg stellt als Redder mit Sandweg ein selten vorhandenes bedeutsames 
Landschaftselement dar, dies ist im Hinblick auf den gesetzlichen Biotopschutz und 
wegen seiner Bedeutung für die landschaftsgebundene Erholung als wasserge-
bundener Weg zu erhalten. Der Fuchsweg ist für den Durchgangsverkehr möglichst 
zu sperren und nur noch als Fuß-, Rad- und ggf. auch als Reitweg (Konzept) zu 
nutzen, der Schießstand kann über den Waldhallenweg, der Friedhof über die 
„Planstraße B“ erreicht werden. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung des Bebauungsplanes Nr. 55 teilweise gefolgt. 
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7. Im Zusammenhang mit der Anlage des geplanten Kreisverkehrsplatzes ist die Be-
seitigung von ca. 50m Knick vorgesehen. Die erforderliche Ausnahme von den 
Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 3 LNatSchG für die Herstellung 
einer neuen Erschließung von der Pötrauer Straße aus wird grundsätzlich in Aus-
sicht gestellt, es ist jedoch zu untersuchen, ob die Inanspruchnahme von  Knick  
minimiert werden kann. Von der Planung sind bisher auch zwei große Eichen mit 
Stammdurchmessern von 60 bis 70cm (Überhälter) betroffen. Um die Beeinträchti-
gungen von Natur und Landschaft zu minimieren sind Möglichkeiten zu prüfen, die 
Eichen zu erhalten und in die Planung zu integrieren (z.B. durch eine leichte Ver-
schiebung des Kreisverkehrsplatzes, Eichen in die Mittelinsel integrieren). Auch die 
von der Planung betroffene Linde südlich der Pötrauer Straße ist möglichst  zu er-
halten. 
 

Der Hinweis auf den Knickverlust im Bereich des Kreisverkehrsplatzes wird zur Kenntnis 
genommen. Die diesbezügliche Formulierung in der Begründung wird redaktionell über-
arbeitet. 
Lage und Größe des KVP wurden im Vorfeld der Planungen mit Kreisbehörde und LBV 
abgestimmt. Dem Gebot der Minimierung wird insofern Rechnung getragen, dass die 
Planungen soweit angepasst werden zumindest den westlichen Baum zu erhalten. 
Die östliche Eiche sowie auch die südlich der Pötrauer Straße stehende Linde können bei 
Umsetzung eines KVP nach den gesetzlichen Vorgaben nicht erhalten werden.  
Eine vollständige Änderung der Wegeführung mit geänderter Anbindung Frachtweg 
würde zu einem höheren Eingriff in Natur und Landschaft führen. 

8. Eine Beurteilung, ob auf dem Flurstück 62/2 Teilgebiet West ein Knick-Ökokonto 
angelegt werden kann, sowie gegebenenfalls des anrechenbaren Ausgleichs, kann 
erst im weiteren Verfahren abschließend erfolgen. 
 

Auf ein Ökokonto wird verzichtet, die vorgesehenen Knicks stellen den ortsnahen 
Ausgleich für Eingriffe in Knicks auf der Teilfläche Ost dar. 

9. Ein Monitoringkonzept zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Auf-
stellung des Bauleitplans auf die Umwelt im Hinblick auf das Planungsziel ist zu be-
schreiben (Entwicklung der Ausgleichsflächen, Reitwegekonzept, Entwicklung der 
Knicks, bauliche Entwicklung in der Gemeinde). 

Dem Hinweis wird gefolgt, ein Monitoringkonzept wird Teil des Umweltberichtes. 

Städtebau und Planungsrecht 
Punkt 3 der Begründung verweist im Zusammenhang mit der Wohnraumbedarfser-
mittlung auf das von der Gemeinde erarbeitete Ortsentwicklungskonzept. Ich halte es 
im Rahmen der Bauleitplanung für erforderlich die wesentlichen Ergebnisse des 
Konzeptes in wenigen Sätzen – evtl. in Anlehnung an die Vorgehensweise bei dem LEP 
und dem Regionalplan – in die Begründung einzuarbeiten. Darüber hinaus ist zu 
beachten, dass der Kreis im Rahmen der Aufstellung des Ortsentwicklungskonzeptes 
ausdrücklich darauf hingewiesen hatte, dass mit dem Ortsentwicklungskonzept die 
Eignung der Flächen nicht abschließend feststeht. 

Zum Städtebau und Planungsrecht 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die wesentlichen Inhalte des Ortsentwicklungskonzeptes werden redaktionell in die 
Begründung aufgenommen. 
Die im Rahmen des Ortsentwicklungskonzeptes ermittelten Flächen werden für Unter-
suchungen von Standortalternativen herangezogen und entsprechende Aussagen in die 
Begründung aufgenommen. 
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Aus Sicht des Kreises handelt es sich bei den im Ortsentwicklungskonzept vorgelegten 
Flächen um solche, die als Planungsalternativen im Rahmen konkreter Bauleitplanung 
herangezogen, auf ihre Eignung überprüft und zur Standortbegründung herangezogen 
werden. Ein bloßer Hinweis auf das Ortsentwicklungskonzept ist vor diesem 
Hintergrund nicht ausreichend. Daran ändern auch die zwischenzeitlich geführten 
Abstimmungsgespräche nichts. In diesen Gesprächen wurde zweifelsohne signalisiert, 
dass der Planung – anfangs noch ohne den Bereich des Regenrückhaltebeckens – 
keine grundsätzlichen Bedenken entgegengehalten werden. Dennoch sind formal im 
Rahmen der Bauleitplanung Standortalternativen zu betrachten. Ich bitte um 
Ergänzung der Unterlagen. 

 

Da die zukünftigen Entwicklungsflächen der Gemeinde westlich von Pötrau nicht nur 
die Fläche 1a des Ortsentwicklungskonzeptes sondern weitere große Areale betreffen, 
sollte sich die Gemeinde mit der Erarbeitung eines Konzeptes befassen. In diesem 
Konzept sollten neben den Belangen von Natur und Landschaft auch die 
Rahmenbedingungen der zukünftigen Entwicklung ermittelt werden, damit zukünftige 
Planungen sich sinnvoll ergänzen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die Unterlagen des Ortsentwicklungskonzeptes stellen bereits die Grundlage für die 
weitere Siedlungsentwicklung der Gemeinde dar. Da für die in diesem Rahmen er-
mittelten Flächen noch keine städtebaulichen Konzepte für eine entsprechende Um-
setzung vorliegen, ist ein gesamträumliches Konzept für die Belange von Natur und 
Landschaft zu dem gegenwärtigen Zeitpunkt nicht planungssicher zu erstellen. 
Wie auch im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 55 wird sich die Gemeinde mit den ent-
sprechenden Belangen auf Ebene weiterer konkreter Bauleitplanungen befassen und 
diese in angemessenem Umfang berücksichtigen. 

In Punkt 9 der Begründung wird darauf verwiesen, dass der Kreis Herzogtum 
Lauenburg eine Entwicklung an den Siedlungsrändern bis zur baulichen Ausschöpfung 
des Innenbereiches gebremst habe. Ich bitte um Klarstellung, dass es sich hierbei um 
die Verfolgung der allgemeingültigen städtebaulichen Zielsetzung „Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung“ geht, und keinesfalls um eine kreiseigene Vorgehensweise. 

Der Hinweis auf die Begründung wird zur Kenntnis genommen. Die Abschnitte werden 
entsprechend redaktionell überarbeitet. 
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Landeskriminalamt Schleswig-Holstein 
Vom 29.03.2017 
 

 

In der o.a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von 
Tiefbaumaßnahmen wie z.B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und 
Straßenbau ist die o.a. Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes 
Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf 
Antrag durch das Landeskriminalamt, Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mühlenweg 166, 
24116 Kiel durchgeführt. Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich 
frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen sollten, damit 
Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen werden können. 
 
 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
Ein entsprechender Hinweis wird in die Unterlagen des Flächennutzungsplanes aufge-
nommen. 
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Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
Vom 28.03.2017 
 

 

Gegen die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Bebauungsplan Nr. 55 
der Gemeinde Büchen bestehen in verkehrlicher und straßenbaulicher Hinsicht keine 
Bedenken, wenn folgende Punkte berücksichtigt werden: 
 

 

1. Die in dem beigefügten Flächennutzungsplanentwurf in rot dargestellte Ortsdurch-
fahrtsgrenze ist in den Flächennutzungs- und Bebauungsplan zu übernehmen. 
 

Die Lage der Ortsdurchfahrtsgrenze wird als nachrichtliche Übernahme redaktionell in 
den Unterlagen des Bebauungsplanes Nr. 55 sowie der 23. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes ergänzt. 
 

2. Direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur freien Strecke der Landesstraße 205 (L 
205) nicht angelegt werden. 

Die künftigen Grundstücke werden über die Planstraßen innerhalb des Plangebietes er-
schlossen. Direkte Zufahrten und Zugänge werden im Rahmen des Bebauungsplanes 
nicht berücksichtigt. 

3. Dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (LBV-SH), 
Niederlassung Lübeck sind für die bauliche Gestaltung des Kreisverkehrs – L2 205 / 
Schlickweg / Planstraße A – entsprechende Detailplanunterlagen, bestehend aus 
Lageplan i.M. 1 : 250, Höhenplan mit Entwässerungseinrichtungen, Querschnitt mit 
Deckenaufbauangaben, Markierungs- und Beschilderungsplan sowie ein 
Kapazitätsnachweis in 3-facher Ausfertigung vor Baubeginn zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. 
Die Kostentragung gemäß § 35 Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes 
Schleswig-Holstein liegt allein bei der Gemeinde Büchen. 
 

Der LBV-SH wird im Zuge der Entwurfsplanung zur Erschließung beteiligt. Ein 
entsprechender Genehmigungsantrag wird zur gegebenen Zeit beim LBV-SH eingereicht. 

4. Der Straßenquerschnitt der L 205 einschließlich Nebenanlagen und geplanter 
Lärmschutzwand ist im Bebauungsplan nachrichtlich (ohne Normcharakter) darzu-
stellen. 
 

Die geplante Lärmschutzwand wird Bestandteil des o.a. Genehmigungsantrages. 
Entsprechende Straßenquerschnitt der L 205 sowie der Planstraßen werden als 
Darstellung ohne Normcharakter in die Planzeichnung (Teil A) des Bebauungsplanes 
aufgenommen. 
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5. Für die nördlich der L 205, hinter dem vorhandenen Knick, geplante Lärmschutz-
wand sind dem LBV-SH, Niederlassung Lübeck entsprechende prüffähige Plan-
unterlagen zur Abstimmung vorzulegen. 
 

Die geplante Lärmschutzwand wird Bestandteil des o.a. Genehmigungsantrages. 

6. Die Lärmschutzwand geht nicht in die Unterhaltung des Baulastträgers der L 205 
über, sondern verbleibt in der Baulast und Unterhaltungspflicht der Gemeinde 
Büchen. 
 

Entsprechende Abstimmungen und Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und dem 
Baulastträger der L 205 werden im Laufe des weiteren Verfahrens vorgenommen. 

Der Straßenbaulastträger der L 205 ist von allen Schadensersatzansprüchen Dritter 
freizuhalten, die durch die Errichtung oder das spätere Vorhandensein der Lärm-
schutzanlage entstehen oder damit im Zusammenhang stehen. 
 

 

7. Ich gehe davon aus, dass die zum Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen hin-
sichtlich des Immissionsschutzes unter Berücksichtigung der von der L 205 aus-
gehenden Schallemissionen erfolgt sind. 
 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen sind die Verkehrsbelastungen in 
Abstimmung mit der Gemeinde gemäß den Angaben des Landesbetriebes Straßenbau 
und Verkehr in Schleswig-Holstein (LBV) zugrunde gelegt. Demnach wird für die Pötrauer 
Straße ein aktueller DTV (durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke) von 1.800 Kfz/24 h 
angegeben. 

Die Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenverkehrlichen 
Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs mit Ausnahme der Kreisstraßen. 
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Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
Vom 24.04.2017 
 

 

In der überplanten Fläche wurden nach dem 01.03.2017 diverse Siedlungsfunde 
entdeckt, u.a. eine römische Münze des 2. Jahrhunderts n. Chr.. Daher werden zurzeit 
die Archäologische Landesaufnahme und auch die archäologischen Interessensge-
bietes dieses Bereichs aktualisiert (eine Kartierung des Bereiches wird im Rahmen der 
nächsten Beteiligung geschickt). Bei der überplanten Fläche handelt es sich nunmehr 
gem. § 12 (2) 6 DSchG um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach 
zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Be-
reichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes. 
 

Die Aussagen werden in den Umweltbericht sowie ein entsprechender Verweis in die 
Begründung aufgenommen. 

Denkmale sind gem. § 8 (1) DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste 
erfasst sind, gesetzt geschützt. 

 

Wir stimmen der vorliegenden Planung zu. Da jetzt jedoch zureichende Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen 
werden wird, sind gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich. 
 

 

Der Verursacher des Eingriffs in eine Denkmal hat gem. § 14 DSchG  die Kosten, die für 
die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumen-
tation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse 
anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
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Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein 
können und eine Genehmigung möglichst frühzeitig eingeholt werden sollte, damit 
keine Verzögerungen im sich daran anschließenden Planungs- und Bauablauf ent-
stehen. 
 

 

Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit dem Archäologischen 
Landesamt in Verbindung setzen, um das weitere Vorgehen zu besprechen. Zuständig 
ist Herr Ingo Clausen (Tel. 04321 – 418155, Email: ingo.clausen@alsh.landsh.de) 

 

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denk-
malschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks und des 
Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur  Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 
oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, 
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. 
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der 
Mitteilung. 
 

Ein entsprechender Hinweis auf § 15 DSchG wird redaktionell in der Begründung er-
gänzt. 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über 
die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. Die nach 
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 
Wochen seit der Mitteilung. 
 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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Folgende Träger öffentlicher Belange haben weder Anregungen noch Bedenken 
vorgebracht. 
 
 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Lauenburg vom 28.02.2017 
 LLUR, untere Forstbehörde, Mölln vom 01.03.2017 
 Stadt Schwarzenbek vom 28.02.2017 
 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie vom 06.03.2017 
 Direktion Bundesbereitschaftspolizei vom 01.03.2017 
 Deutscher Wetterdienst vom 07.03.2017 
 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 08.03.2017 
 Stadt Lauenburg/Elbe vom 23.03.2017 
 Stadt Mölln vom 28.03.2017 
 IHK zu Lübeck vom 28.03.2017 
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1 Einführung 

Die Gemeinde Büchen plant mit der Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. 55 die 
Ausweisung von Neubaugebieten für Wohnzwecke westlich der derzeitigen Ortsgrenze in 
Büchen-Pötrau. Da es sich hierbei um landwirtschaftliche Nutzflächen (Acker) handelt, ist im 
Parallelverfahren auch die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich.  

Der Geltungsbereich umfasst sowohl die für die zukünftige Wohnbebauung vorgesehenen 
Flächen (Teilfläche Ost) als auch eine größere Fläche für die 
Regenrückhaltung/Versickerung (Teilfläche West). Das Gesamtgebiet hat eine Größe von 
11,2 ha. 

 

 

Abb. 1: Übersicht Geltungsbereich (rot) 

 

Gemäß §§ 2 und 2a BauGB sind im Rahmen der Aufstellung bzw. Änderung von 
Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a zu prüfen. 
Aus diesem Grund werden durch einen Umweltbericht die durch das Bauvorhaben zu 
erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. Gemäß § 2 
BauGB bildet der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Begründung. Mit der Erstellung 
des Umweltberichtes wurde das Büro BBS, Kiel, beauftragt, der Umweltbericht wird hiermit 
vorgelegt. Die städtebauliche Planung erfolgt durch das Ingenieurbüro Gosch-Schreyer-
Partner, Bad Oldesloe. 

  



BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel  Beratender Biologe VBIO 

 3 

1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte der Bauleitplanung 

Vorrangiges Ziel der Bauleitplanung ist die Neuausweisung von Wohnbauflächen zur 
Deckung des dringenden Bedarfs von Wohnraum in der Gemeinde Büchen. In diesem Sinne 
wird gemäß dem von der Gemeinde beschlossenen Ortsentwicklungskonzept südlich Pötrau 
ein B-Plan aufgestellt.  

Entsprechend der nun vorliegenden 23. Änderung des Flächennutzungsplanes wird somit 
die Teilfläche Ost als Wohnbaufläche ausgewiesen. Die Teilfläche West ist der Versickerung 
und dem Naturschutz (Ausgleichsfläche) vorbehalten und wird dementsprechend zweigeteilt 
festgesetzt: Südteil: Fläche für Versorgungsanlangen, Nordteil: Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. 

Nähere Ausführungen zur Planung sind den Unterlagen zum Bebauungsplan zu entnehmen. 

 

1.2 Erfordernis/ Standortalternativen / alternative 
Planungsmöglichkeiten 

Die Gemeinde Büchen hat ein Ortsentwicklungskonzept (OEK) in Auftrag gegeben (GSP, 
2016) welches neben einer Bedarfsanalyse (Wohnraum) auch Möglichkeiten der 
Siedlungsentwicklung aufzeigt. Die Neuausweisung des vorliegenden Neubaugebietes stellt 
nun den ersten Schritt der Siedlungsentwicklung Richtung Südwesten dar und fußt 
unmittelbar auf den Aussagen des Ortsentwicklungskonzeptes (Fläche 1a).  

Eine alternative Nutzung von zentral gelegenen Grünflächen als Wohnbauflächen würde 
vergleichbare oder noch höhere Konflikte im Bereich Naturschutz hervorrufen (z.B. 
Steinauniederung, Flächen westlich Nüssauer Weg) und wurde daher nicht weiter verfolgt. 
Alle sowohl im Rahmen des Ortsentwicklungskonzeptes sowie im Landschaftsplan für die 
Entwicklung von innerörtlichen bzw. größeren Wohnbauflächen in Büchen (z.B. Büchen 
Mitte) genannten Flächen wurden inzwischen bereits bebaut, werden gerade überplant oder 
stehen eigentumsrechtlich nicht als Bauland zu Verfügung. 

Eine Variantenuntersuchung für die Eignung der einzelnen Teilflächen des OEK ist als 
Anlage zum Flächennutzungsplan diesen Unterlagen beigefügt. 

 

1.3 Fachgesetze und Fachpläne 

Planungsrecht: 

Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes in der Bauleitplanung ist gem. §§ 1 
und 2 BauGB (geltend in der aktuellen Fassung) eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet werden. 
Der Umfang und Detaillierungsgrad für die Ermittlung der Belange wird von der Gemeinde 
festgelegt (§ 2 (4) BauGB), die Darstellung der Umweltbelange erfolgt gem. § 2a BauGB 
dann in einem Umweltbericht.  

Unter Berücksichtigung von § 17 UVPG und der Anlage 1 UVPG (geltend in der aktuellen 
Fassung) ist eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des Baugesetzbuches 
durchzuführen.  
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Eingriffsregelung/Artenschutz: 

Hinweise zur Eingriffsregelung und zum Artenschutz werden an dieser Stelle nur kurz 
zusammengefasst. Genauere Ausführungen finden sich im Umweltbericht zum 
Bebauungsplan. 

 

Landschaftsplan: 

Im Landschaftsplan der Gemeinde Büchen (Brien-Wessels-Werning, 2003) ist die 
Planungsfläche als Acker ausgewiesen. Die beide Teilflächen umgebenden Knicks wurden 
ebenfalls kartiert und erhalten eine weniger gute bis gute Bewertung. Entlang der 
Friedhofszufahrt verläuft eine Baumreihe. Innerhalb der nordwestlichen Teilfläche liegt eine 
landwirtschaftliche Lagerfläche. Die vorhandenen Sandwege haben eine Bedeutung als Rad- 
und Fußwege (Naherholung). 

Besondere Entwicklungsziele werden für den Geltungsbereich nicht formuliert. Die Fläche ist 
gemäß Landschaftsplan nicht als zukünftige Wohnbaufläche genannt. Alle hier genannten 
Flächen für Wohnbebauung wurden durch die Gemeinde oder private Investoren aber 
inzwischen bereits bebaut, sodass Siedlungsentwicklung, sofern sie weiter stattfinden soll, 
auf randlichen, bisher nicht näher untersuchten Flächen stattfinden muss. Da die hier zu 
überplanende Fläche gemäß LP kein nennenswertes Konfliktpotenzial aufweist, wurde sie in 
die Planungen eingestellt. 

 

22. Änderung des Flächennutzungsplanes: 

Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan ist der Geltungsbereich mit der Teilfläche Ost 
(Wohnbebauung) als Fläche für die Landwirtschaft festgelegt, die Teilfläche West 
(Versickerung) ist als Grünfläche „Friedhof“ dargestellt. Dieser ist im tatsächlichen Bestand 
nur östlich vorhanden, die Vorhabensfläche dient als Erweiterungsfläche. Umliegend finden 
sich gemischte Bauflächen/Dorfgebiete (nach Osten) sowie weitere Grünflächen (vorh. 
Friedhof) und Flächen für die Landwirtschaft. Um die vorliegende Planung auch auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes anzupassen, ist somit eine Änderung erforderlich. Diese 
erfolgt im Parallelverfahren. 

 

1.4 Schutzgebiete 

Natur- und Landschaftsschutzgebiete sowie Natura-2000-Gebiete sind im Planungsraum 
nicht vorhanden. Geschützte Flächen sowie landschaftlich wertvolle Bereiche liegen in 
größerer Entfernung. Eine Darstellung von geschützten Biotopen nach § 30 BNatSchG/ § 21 
LNatSchG (hier Knicks) erfolgt in Kap. 3.1.2. 
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Die nördlich verlaufende 
Steinauniederung ist als Teil des 
landesweiten Biotopverbundsystems 
(hier Hauptverbundachse) ausgewiesen. 
Die Entfernung beträgt ca. 250 m.  

 

 

 

 

Abb. 2: Biotopverbundsystem 

 

Gleichermaßen ist das Steinaukliff auch 
geologisch gesehen von besonderer 
Bedeutung, so dass hier gemäß 
Umweltbericht SH ein Geotop (Kl 055) 
eingetragen ist, welches den 
Geltungsbereich in den Randbereichen 
geringfügig tangiert. 

 

 

Abb. 3: Geotope 

 

 

 

1.5 Untersuchungsraum 

Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter umfasst die Flächen des Bebauungsplanes 
sowie die angrenzenden Flächen, so dass die Wirkräume aller zu erwartender Auswirkungen 
betrachtet werden.  

Die Gemeinde Büchen liegt im Südosten des Kreises Herzogtum Lauenburg am Elbe-
Lübeck-Kanal. Das Plangebiet liegt am westlichen Rand von Büchen, westlich anschließend 
an die derzeitige Baugrenze. 

Naturräumlich gesehen gehört das Gebiet zum mecklenburg-brandenburgischen Platten- 
und Hügelland in der Untereinheit der südwestmecklenburgischen Niederungen mit 
Sanderflächen und Lehmplatten (Büchener Sander). Prägende Elemente des 
Landschaftsraumes sind neben den sandigen Plateaus die eingeschnittenen Flusstäler, die 
ihren Ursprung als Schmelzwasserabflussrinnen in der Weichseleiszeit haben. 

1.6 Methodik  

Die Auswirkungen auf die Umwelt durch das geplante Vorhaben werden, nach den im UVP-
Gesetz genannten Schutzgütern untergliedert, untersucht: 

 - Mensch  

 - Pflanzen und Tiere 
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 - Boden 

 - Wasser 

 - Luft und Klima 

 - Landschaftsbild und biologische Vielfalt 

- Sach- und Kulturgüter 

sowie die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

Dazu wird zuerst der Bestand erfasst und beschrieben. Die Darstellung des Ist-Zustandes 
beruht überwiegend auf der Auswertung einer Bestandskartierung der Biotoptypen, der 
Offenlandvögel und Zauneidechse sowie vorhandener Daten. Neben der 
Bestandsbeschreibung erfolgt auch eine Bewertung des momentanen Zustandes, so dass im 
ökologischen und kulturellen Sinne sensible Bereiche schon bei den Planungen zum Teil 
entsprechend berücksichtigt werden können. 

Bei der Darstellung der Auswirkungen wird geprüft, ob erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu befürchten sind. Sofern diese nicht vermeidbar oder minimierbar 
sind, werden sie zur Bewertung des Vorhabens aufgezeigt. Auswirkungen auf die 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern werden ebenfalls aufgezeigt. 

 

2 Wirkfaktoren 

2.1 Bauphase 

Durch den Bau eines Wohngebietes kommt es zu verschiedenen Wirkfaktoren, die sich 
auch, je nach Baudurchführung der Bauherren, über einen längeren zeitlichen Rahmen 
erstrecken können. 

Als besonderer Belastungsfaktoren sind dabei der Lärm durch Maschinentätigkeiten sowie 
der Baustellenverkehr zu nennen. Eingeschränkte Passierbarkeit der angrenzenden Straßen 
und ein erhöhter LKW-Verkehr haben zudem Auswirkungen über das Baugebiet hinaus. 

Im Vorhabensraum wird eine GRZ von 0,3 bis 0,4 bis tws. 0,8 festgesetzt, d.h. i.d.R. 
mindestens 30 bzw. 40 % der Flächen (zuzüglich Nebenanlagen) werden versiegelt und 
stehen nicht mehr als Lebensraum zur Verfügung. Die natürlichen Bodenfunktionen gehen in 
diesen Bereichen verloren. 

Durch Erschließung und Bebauung gehen Lebensräume der Tier- und Pflanzenwelt in der 
Bauphase verloren. Auf der Fläche für Regenwasserversickerung wird eine Rückhalteanlage 
vorgesehen, die zu Bodenabgrabung führt, jedoch in Verbindung mit der angrenzenden 
Ausgleichsfläche naturnah konzipiert wird. 

Durch die Festsetzung der zu erhaltenden Knicks werden Grüngürtel erhalten und das 
Baugebiet in die Landschaft eingebunden. Trotzdem werden sich das Orts- und 
Landschaftsbild und auch das subjektive Landschaftsempfinden durch Ausweitung der 
Bebauung (Ortsrand) Richtung Westen deutlich verändern. 
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2.2 Anlagen- und Betriebsphase 

Während der Anlagen- und Betriebsphase stellen Verkehr (Lärm) und Bewegungen sowie 
die Baukörper an sich (Landschaftsbild) die bedeutendsten Wirkfaktoren dar. Zusätzlich ist 
durch die Bebauung mit einer erhöhten Wärmeabstrahlung und von Stoffeinträgen (Abgase, 
Müll) auf die umliegenden Flächen zu rechnen. Die Versiegelung von Boden hat nachteilige 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. 

Die Siedlungsfläche von Büchen wird durch die Planungen deutlich vergrößert und die 
Grenze der Bebauung nach Westen verschoben. Beeinträchtigungen der Schutzgüter und 
der Wechselwirkungen untereinander, hervorgerufen durch anthropogenes 
Nutzungsverhalten, Versiegelungen und Landschaftsveränderung werden somit ebenfalls 
vergrößert bzw. nach Westen hin ausgedehnt.  

Durch Wohnbebauung mit Gartenflächen entstehen Lebensräume für Siedlungsfolger der 
Tier- und Pflanzenwelt. 

Die Teilfläche West wird zukünftig teilweise dem Naturschutz zugeführt (Extensivgrünland) 
bzw. als naturnahes Sickerbecken extensiv gepflegt. Das im Wohngebiet und auf den 
Straßen anfallende Regenwasser ist über dezentrale Versickerung sowie das geplante 
Sickerbecken vollständig zur Versickerung gebracht. 

 

3 Umweltprüfung 

Die Umweltprüfung ist inhaltlich in wesentlichen Teilen dem Umweltbericht zum 
Bebauungsplan entnommen und weist daher bereits einen höheren Detaillierungsgrad auf 
wie auf F-Plan-Ebene möglich. Es wird an dieser Stelle bereits Bezug genommen auf 
Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie teilweise auf die Erschließungs- und 
Grünplanung als Teil der Ausführungsplanung. 

3.1 Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter 

3.1.1 Schutzgut Mensch und Nutzungen 

Der Ort Büchen wird als aufstrebendes Unterzentrum eingestuft. Versorgungseinrichtungen 
des täglichen Bedarfs (Lebensmittel, Ärzte, Banken) sowie Kindergärten und ein großer 
Schulkomplex (Grundschule, Gemeinschaftsschule mit Oberstufe), sind vorhanden. Die 
dörfliche Infrastruktur ist als sehr gut zu beschreiben und entspricht der eines 
Unterzentrums. 

Zahlreiche klein- und mittelständische Gewerbebetriebe sowie die Nähe zu Hamburg 
(Pendlerentfernung) führen dazu, dass Büchen als Wohnstandort sehr beliebt ist und über 
ein hohes Zuzugspotenzial verfügt. 

Büchen ist daher bestrebt neue Wohnbauflächen („Neubaugebiete“) zu erschließen, um den 
vorhandenen Bedarf sowohl nach Einzel- und Doppelhausbebauung sowie auch nach 
Geschoßwohnungsbau (mit und ohne sozialen Wohnungsbau) zu decken. Dazu wurden in 
den letzten Jahren kleinere und größere Baugebiete erschlossen und Nachverdichtungen im 
zentralen Bereich von Büchen umgesetzt. Zur Zeit liegt die Einwohnerzahl in der Gemeinde 
bei ca. 5.600 Einwohnern. Im Rahmen eines Ortsentwicklungskonzeptes (OEK, GSP 2016) 
wurden potenzielle Siedlungserweiterungsflächen, auch am Ortsrand untersucht. 
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Der Geltungsbereich selbst wird derzeit als Ackerfläche genutzt und ist damit Teil der 
typischen, Büchen umgebenden Landschaftsstruktur aus Grünland, Ackerflächen und Wald. 
Aufgrund der armen Böden findet Ackerbau hier auf Grenzertragsböden statt. Nördlich bzw. 
östlich liegt der Pötrauer Friedhof sowie ein Schießplatz für Kleinkaliber mit im Freien 
liegenden Schießbahnen. Die Flächen um den Schützenplatz werden sowohl von den 
Schützen aber auch für das Schützenfest und außerhalb des Winters für Flohmärkte und 
weitere Veranstaltungen genutzt. 

Die vorhandenen Sandwege werden von Spaziergängern Reitern gerne genutzt. Es 
bestehen fußläufige Verbindungen in die Steinauniederung sowie in die Feldmark, so dass 
dieser Bereich eine Bedeutung als Naherholungsraum hat. 

Lärmbelastungen sind in besonderem Maße durch die Pötrauer Straße vorhanden, welche 
als Haupterschließungsstraße für Büchen aus Richtung Westen fungiert. Hier liegt eine 
durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge (DTV) von 1.800 Kfz/24h vor. Eine besondere 
Lärmbelastung durch die Schießanlage besteht nicht, die Immissionsrichtwerte werden 
eingehalten. 

 

Bewertung: 

• Gebiet mit mittlerer Bedeutung für die Naherholung, 
• Gebiet mit eher geringer Bedeutung für die Landwirtschaft,  
• Zeitweise hohe Belastungen durch Verkehrslärm und Verkehr vorhanden, 
• Zeitweise hohe Bedeutung für Veranstaltungen (Grünfläche am Schießplatz). 

 

3.1.2 Schutzgut Pflanzen und Biotoptypen 

Grundlage für die Beschreibung der Biotopstruktur im Plangebiet des B-Plans 55 ist eine 
Kartierung des Biotopbestands vom 25.05.2016. Die Ergebnisse sind als Lageplan in der 
Anlage 3 dargestellt. 

Die Zuordnung der Biotoptypen erfolgt nach dem Biotoptypenschlüssel des Landes 
Schleswig-Holstein (2016). Beide Teilflächen sowie auch die landwirtschaftlichen Flächen 
am Frachtweg sind im Bestand als Acker (AAy) zu beschreiben. Sie werden durch Gehölz- 
und Ruderalstrukturen unterschiedlicher Wertigkeit eingefasst, welche nachfolgend 
beschrieben werden. Die Nummerierung der Knicks ist ebenfalls dem Lageplan zu 
entnehmen. 

Sowohl der Fuchsweg als auch der Zufahrtsweg zum Friedhof sind als Sandwege (SVu) 
angelegt. Entlang des Friedhofswegs ist, anders als an allen anderen Rändern, kein Knick 
vorhanden (wie auch schon im Landschaftsplan dargestellt). Hier ist nur ein schmaler 
Ackerrandstreifen als ruderale Grasflur ausgebildet (RHg/SVo). Es sind 5 Bäume, 
überwiegend Ahorn, mit Stammdurchmessern zwischen 20 und 60 cm vorhanden. Im 
südlichen Teil sind auch kleinere Rosen-/Brombeergebüsche sowie Gehölzjungwuchs 
vorhanden (HGy). 

Auf der Teilfläche West wird die nördliche Begrenzung des Ackers durch den Wald markiert. 
Ein abgestufter Waldrand ist hier nicht vorhanden, es ist vielmehr ein Waldrand aus tief 
herabhängenden Bäumen/Ästen ausgebildet. Hierbei handelt es sich sowohl um Eichen und 
Birken, wie auch um Kiefern mit mittlerem Baumholz (Stammdurchmesser ca. 40-50 cm). 
Dem Wald vorgelagert befindet sich ein Holz- und Grünschnittlagerplatz (SLl/SLf), welcher 
durch einen unbefestigten Fahrweg (Sandweg) erreicht werden kann. 
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Südlich der Pötrauer Straße liegt ein kleineres Feldgehölz (HGy), überwiegend aus 
heimischen Arten mit kleineren Eichen, Linden, Felsenbirne und Ebereschen. Im Unterwuchs 
dominieren mit Kartoffelrose und Schneebeeren auch Ziergehölze. An der Pötrauer Straße 
ist eine größere Linde mit Stammdurchmesser 70 cm vorhanden. 

Nachfolgend erfolgt die Beschreibung der Knicks (zur Nummerierung siehe Lageplan Anlage 
3): 

 

Knick 1 - Redder: 

Hierbei handelt es sich um einen beidseitig des 
Fuchsweges verlaufenden durchgewachsenen Knick 
(HWb) bzw. Redder mit teilweise sehr starkem 
Baumholz. Die Baumschicht wird im Wesentlichen 
durch Eichen mit Stammdurchmessern zwischen 20 
und 80 cm gebildet. In der 2. Baumschicht finden sich 
Heckenkirschen, Mehlbeeren, Traubenkirschen und 
Ebereschen. Die Bäume sind teilweise bis unten 
beastet. Aufgrund des hohen Beschattungsgrades ist 
die Krautschicht wenig ausgeprägt.  

 

Knicks 2 – am Wohngebiet: 

Im südlichen und nördlichen Teil des Knicks zwischen 
Acker und Gärten sind hier Stockausschläge 
unterschiedlicher Größe und Arten vorhanden, im 
mittleren Teil nur einzelne, kleine Gebüsche. Der Wall 
ist nur noch in Teilabschnitten als solcher erkennbar. 
Aufgrund des Nutzungs- und Pflegedrucks der östlichen 
liegenden Hausgärten ist der Knick soweit degeneriert, 
dass er seine Funktionen nicht oder nur noch in 
Teilabschnitten wahrnehmen kann (HWo/HWx/HGy, 
teilweise RHm). 

 

Knick 3 – Pötrauer Straße Ost: 

Dieser Knick am und östlich des geplanten KVP ist als 
typischer Fliederknick (HWx) zu beschreiben. Der 
Flieder ist dicht gewachsen, 6-8 m hoch und wird nur 
durch wenige kleinere Bäume (Eichen, Kirsche, Birken) 
ergänzt. Lediglich im Bereich des geplanten KVP 
stehen zwei größere Eichen mit Stammdurchmessern 
von 60 und 70 cm. Zwei weitere große Eichen 
(Stammdurchmesser 80 cm) stehen im 
Übergangsbereich zum Wohngebiet. 

 

 

Knick 4 – Pötrauer Straße West: 

Dieser Knick westlich des geplanten KVP ist wiederum typisch ausgebildet (HWy). Richtung 
Acker sind die Bäume tief beastet, darüber hinaus ist kein Randstreifen vorhanden. Richtung 
Süden geht der Knick in einen flachen Straßengraben, der mit einer Ruderalflur mittlerer 
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Standorte (RHm) bewachsen ist und regelmäßig gemäht wird, über. Entlang der Pötrauer 
Straße sind einzelne Lindenbäume (Stammdurchmesser 20-100 cm) vorhanden. 

Der Knick selbst ist durch Eichenüberhälter mit Stammdurchmessern von 40-70 cm geprägt. 
Der Unterwuchs wird überwiegend durch den Jungwuchs der Bäume geprägt (Eichen, 
Traubenkirsche, Birken). Die Pötrauer Straße selbst ist die Hauptzufahrtsstraße nach 
Büchen aus Richtung Müssen/Schwarzenbek. Der Teil westlich des geplanten KVP weist 
alte Linden beidseitig auf und ist als Allee nach § 21 BNatSchG i.V. mit § 30 BNatSchG 
geschützt. 

 

Knick 5 - Ackerknick 

Dieser Knick ist geprägt durch einen typischen Knickwall 
mit lückigem, niedrigen Gehölzbewuchs, v.a. aus 
Schlehen und Holunder. Überhälter sind keine 
vorhanden. Beidseitig grenzt Ackernutzung an, die ohne 
nennenswerten Randstreifen nahezu bis an den Wall 
heran reicht (HWy/HWo). 

 

 

 

 

Knick 6 – am Waldrand: 

Hierbei handelt es sich um einen Knick/Wall am 
Waldrand, welcher selbst ohne Gehölze/Bäume 
auskommt und durch den umliegenden Gehölzbestand 
geprägt wird. Teilweise, in den besonnten Bereichen, 
haben sich Dominanzbestände des Adlerfarns 
ausgebreitet (HWw/RHp). 

 

 

 

 

Knick 7 – am Friedhof: 

Entlang des Friedhofs ist wiederum ein typischer Knick mit Gehölzen vorhanden. Die 
Baumschicht wird hier überwiegend durch Robinien geprägt (HWx/HWy). Der Knick mit 
einem schmalen Randstreifen (ruderal) ist zum Acker hin durch einen Sandweg abgetrennt. 
Auf der anderen Seite liegt der Friedhof, der in diesem Bereich einen hohen Nadelholzanteil 
(große Fichten) aufweist. 

 

Knick 8 und 9 – am Frachtweg: 

Beide Knicks südlich der Pötrauer Straße im 
Bereich des geplanten KVP sind als typische 
Knicks (HWy), jedoch in unterschiedlicher 
Ausprägung zu beschreiben. Der linke Knick 
(Nr. 9) weist keinen Knickwall auf und ist nur 
lückig durch Hasel und junge Eichen geprägt. 
Echte Überhälter sind (noch) nicht vorhanden. 
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Der rechte Knick (Nr. 8) ist deutlich dichter und 
ebenfalls durch Hasel, Traubenkirsche und 
Holunder geprägt. Überhälter finden sich auch 
hier nicht. Der Knickwall ist jedoch typisch 
vorhanden. 

 

Bewertung: 

• Geschützte Biotope Knick in unterschiedlicher Ausprägung, 
• Lindenallee angrenzend an den Untersuchungsraum 
• Sonst Biotope allgemeiner Bedeutung (überwiegend Acker), 
• z.T. große Bäume innerhalb und außerhalb der Knicks. 

 

3.1.3 Schutzgut Tiere 

Das faunistische Potenzial wurde auf Basis der Biotopstruktur ermittelt, ergänzend erfolgte 
eine Kartierung von Offenlandbrüter sowie Stichprobenuntersuchungen für Zauneidechsen 
mit 5 Begehungen im April und Mai 2017. Für genauere Aussagen zum Artenschutz wird auf 
das Artenschutzrechtliche Gutachten als Anlage zum Bebauungsplan verwiesen. 

 

Vögel 

Im Bereich der Knicks sind die typischen Arten der Gehölzbrüter zu erwarten und teilweise 
nachgewiesen (diverse Meisenarten, Grünfink, Buchfink, Zilpzalp, Amsel, Goldammer). Es 
sind Überschneidungen mit Arten der Siedlungsbereiche sowie des Waldes zu erkennen 
(z.B. Singdrossel, Nahrungsgast Mäusebussard, Rabenkrähen aus angrenzende Biotope). 
Aufgrund der zahlreichen Störungen durch Spaziergänger, Friedhofsbesucher u.ä. sowie der 
nur linienhaft vorhandenen Strukturen sind störungsempfindliche Arten sowie Arten mit 
großen Raumansprüchen nicht zu erwarten. 

Gleichzeitig stellen die hohen Knicks Meidestrukturen für Bodenbrüterarten des Offenlandes 
dar, so dass hier nur eine geringe Eignung als Bruthabitat für z.B. Feldlerche, Schafstelze 
besteht. Diese sind zwar in den weiter westlich liegenden größeren Ackerflächen möglich, 
wurden aber im Rahmen der Kartierungen auf den beiden Flächen im Geltungsbereich nicht 
festgestellt.  

Alle vorkommenden oder zu erwartenden Vogelarten unterliegen dem besonderen Schutz 
nach § 44 BNatSchG. 

 

Fledermäuse 

Die Knicks stellen für Fledermäuse wichtige Leitlinien dar. Die daran angrenzenden 
Freiflächen können als Nahrungshabitate dienen. Aufgrund der umgebenden Strukturen ist 
mit einem vielfältigen Arteninventar zu rechnen, das den Geltungsbereich als Flugstrecke 
oder zur Nahrungsaufnahme nutzt.  

Geeignete Fledermausquartiere sind in den älteren Eichen (Höhlungen) zu erwarten. Hier 
sind Tages- und Wochenstubenquartiere anzunehmen, ggf. auch Winterquartiere. 

 

Weitere Säugetiere: 

Aufgrund der vielfältigen Knickstrukturen ist das Vorkommen der Haselmaus nicht 
auszuschließen. Der Knick entlang der Pötrauer Straße stellt zwar ein Vernetzungselement 
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dar, aufgrund seiner Ausprägung als Fliederknick ohne Hasel- und Beerensträucher ist er 
jedoch für die Art nicht als Lebensraum geeignet. Die Knicks entlang des Frachtweges sind 
als typische Hasel-Knicks ausgeprägt, hier sind Haselmausvorkommen nicht 
ausgeschlossen. 

Das Vorkommen von Biber und Fischotter ist aufgrund der Störungen und der 
Lebensraumstruktur im Vorhabensraum nicht anzunehmen.  

 

Reptilien/Amphibien: 

Das Vorkommen der in Büchen weit verbreiteten Zauneidechse ist aufgrund des dichten 
Bewuchses bzw. der einförmigen Ackerstruktur überwiegend auszuschließen. Entlang des 
Redders finden sich jedoch südexponierte, offene Knickstrukturen entlang des Ackers, die 
zumindest teilweise für die Art geeignet sind. Auch wenn bisher im Rahmen von mehreren 
Begehungen im April/Mai 2017 keine Tiere nachgewiesen wurden, ist die Art für diesen 
Knick als Potenzial anzunehmen. 

Weitere streng geschützte Amphibien- und Reptilienarten sind nicht zu erwarten. Relativ 
häufige und besonders geschützte Arten wie z.B. Erdkröte, Ringelnatter, Blindschleiche und 
Waldeidechse sind jedoch, besonders im westlichen Teilbereich, nicht auszuschließen. 

 

Weitere Fauna: 

Weitere besonders oder nicht geschützte Arten werden im Rahmen der Eingriffsregelung 
betrachtet. Hier sind Kleinsäuger, Laufkäfer, Weinbergschnecke zu erwarten oder 
nachgewiesen. Der Eremit ist nicht zu erwarten, da die größeren Bäume vital und ohne 
Habitatfunktion für die Art sind. 

 

Bewertung: 

• Mittlere Bedeutung für Tiere (vor allem Vögel, Fledermäuse, Zauneidechse) mit 
wertgebenden Knickstrukturen 

• Acker mit geringer Bedeutung als Lebensraum und für den Artenschutz, kein 
Bruthabitat für Offenlandarten, 

• Biotopvernetzung durch Knicks Richtung Steinau/Wald mit wertgebenden Arten 
vorhanden. 

 

Artenschutz 

Da es sich bei dem vorliegenden Plan um ein privilegiertes Vorhaben handelt, sind bezüglich 
des Artenschutzes nur die europäisch geschützten Arten (geschützte Arten nach Anhang IV 
FFH-RL) bzw. streng geschützten Arten, hier Fledermäuse, Haselmaus, Zauneidechsen und 
Vögel zu betrachten. Im Rahmen der Eingriffsregelung erfolgt auch eine ergänzende 
Betrachtung der besonders geschützten Arten.  

 

3.1.4 Schutzgut Boden 

Bodenkennwerte: 
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Im Planungsraum wird das Schutzgut Boden hinsichtlich seiner Bodenfunktionen (nach § 2 
BBodSchG) mittels der Bodenmerkmale, bodenkundlicher Bodenhorizontmuster und 
geologischer Bodenschichtmuster sowie Bodenbelastungen beschrieben. 

Gemäß Bodenübersichtskarte SH (BUEK 250.000) kommt im Geltungsbereich Braunerde als 
Leitbodentyp vor, untergeordnet können Pseudogley-Braunerden und Kolluvisole vorhanden 
sein. Als Hauptbodenart kommt Sand vor, geologisch gesehen handelt es sich hierbei um 
glaziale Geschiebedecksande über Schmelzwassersanden (Weichsel-Kaltzeit über Saale-
Kaltzeit).  

Die Bodenbewertung ergibt für den Standort einen Ackerboden mit sehr geringen 
Bodenkennwerten aus (Grenzertragsboden):  

• Feldkapazität im effektiven Wurzelraum: sehr gering bis gering, 
• Bodenkundliche Feuchtestufen: mittelfrisch bis schwach trocken, 
• Nährstoffverfügbarkeit im effektiven Wurzelraum: sehr gering bis gering, 
• Bodenwasseraustausch: hoch, 
• Natürliche Ertragsfähigkeit: sehr gering bis gering. 

 

Für den Plangeltungsbereich wurde eine Baugrunderkundung durchgeführt (PÖHLER, 2016 
und 2017). Folgende Böden wurden im Planungsraum angesprochen: 

Teilfläche Ost: Unterhalb einer bis zu 50 cm starken humosen Oberbodenschicht wurden 
schwach bindige bis nicht bindige Sande angetroffen. Im äußersten östlichen Bereich 
werden die Sande zwischen- bzw. unterlagert von Geschiebelehmschichten bzw. 
Geschiebemergel. Damit handelt es sich um einen weit verbreiteten Boden im Bereich des 
Büchener Sanders. Im Bestand sind diese Böden durch den derzeitigen Ackerbau geprägt, 
d.h.es findet ein regelmäßiger Umbruch, Befahren mit Maschinen sowie Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln statt. Diese Bodennutzung ist als Vorbelastung zu bewerten. Im 
Bereich der Knicks findet Bodensukzession (keine Bodennutzung) statt. 

Die Böden der Teilfläche West sind vergleichbar, weisen eine bis zu 50 cm starke 
Mutterbodenschicht auf und sind dann bis zur Endteufe (6 m unter GOK) durch nicht bindige 
bis schwach bindige Sande geprägt. 

Abgesehen von den Pötrauer Straße als Haupterschließungsstraße sind im Geltungsbereich 
keine nennenswerten Versiegelungen vorhanden. 

 

Topographie: 

Beide Teilflächen sind gekennzeichnet durch ein bewegtes Geländerelief und deutliche 
Höhenunterschiede. Für die Teilfläche Ost bedeutet das eine Höhendifferenz von ca. 7,00 m, 
wobei die niedrigste Stelle im östlichen Bereich (ca. 38 mNN) und die höchste Stelle im 
südwestlichen Bereich (ca. 45 mNN) anzutreffen ist. Die Teilfläche West liegt insgesamt 
deutlich niedriger (37-40 mNN) und weist nicht so deutliche Höhenunterschiede auf. Das 
Gefälle erfolgt überwiegend Richtung Norden, zur Steinau. 

 

Bewertung: 

• als Acker genutzter Sandboden (Boden allgemeiner Bedeutung), 
• sehr geringer Versiegelungsanteil, sehr geringe Vorbelastungen. 
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3.1.5 Schutzgut Wasser 

Grundwasser: 

Die überwiegend sandigen Böden haben eine hohe Wasserdurchlässigkeit verbunden mit 
einer hohen Grundwasserneubildungsrate. Dieses fließt dem hier vorkommenden 
Hauptgrundwasserleiter El 19 (Elbe-Lübeck-Kanal, Geest) zu. Der erste Grundwasserleiter 
ist nicht abgedeckt und erreicht im Bereich des Wasserwerks Büchen eine Mächtigkeit von 
>20 m. Es besteht daher grundsätzlich ein Grundwassergefährdungspotenzial aufgrund 
fehlender Deckschichten (Einstufung gemäß WRRL: gefährdeter Grundwasserkörper). 

In größeren Tiefen verlaufen tiefe, zur Trinkwassergewinnung herangezogene Wasserkörper 
des N8 (Südholstein). Der Geltungsbereich liegt aber außerhalb des 
Trinkwassergewinnungsgebietes. 

Grundwasser wurde im Rahmen der Bodensondierungen auf der Teilfläche Ost (südöstliche 
Ecke) nur in einem Bohrloch angetroffenen. Der hier vorhandene, oberflächennahe 
Grundwasserstand lag bei 3,4 m unter Gelände. Es ist jedoch niederschlags- und 
jahreszeitenbedingt von Schwankungen von +- 1,5 m zu rechnen. Die Entwässerung erfolgt 
Richtung Steinau. Alle anderen Bohrungen, auch auf der Teilfläche West, waren bis zu ihrer 
Endteufe von 6 m unter GOK zum Zeitpunkt der Sondierung grundwasserfrei. 

Im Bereich ober- und unterhalb des Waldhallenweges sind Grundwasseraustritte (Quellen) 
bekannt. Hier sind überwiegend innerhalb des Waldes steilere Hänge vorhanden, an denen 
Grundwasser der höher gelegenen Flächen wieder zu Tage tritt. Die Höhendifferenz 
zwischen Vorhabensraum und Quellaustritten beträgt 10-15 m (Entfernung 300 m). 

 

Oberflächengewässer: 

Stillgewässer und Fließgewässer sind im Bereich des B-Plangebietes nicht vorhanden. Die 
Entfernung zur Steinau beträgt ca. 450m. 

 

Bewertung: 

• überwiegend allgemeine Bedeutung, 
• schützenswerte Fließ- und Stillgewässer sowie Flächen mit hoher Bedeutung für die 

Grundwasserneubildung nicht vorhanden.  

 

3.1.6 Schutzgut Klima und Luft 

Das Schutzgut Klima ist von den örtlichen Gegebenheiten wie Wind, Temperatur, 
Sonnenscheindauer, Niederschlägen und Landschaftsstruktur geprägt. Einflüsse ergeben 
sich aus der regionalen Nutzung und stehen in enger Beziehung zum Thema Luft und 
Luftqualität. 

 

Überregionales Klima 

Die Lage in Schleswig-Holstein zwischen Nord- und Ostsee ist für die klimatischen 
Gegebenheiten ausschlaggebend. Das Gemeindegebiet von Büchen mit 
Jahresniederschlägen von ca. 700 mm sowie Jahresmitteltemperaturen von ca. 8°C weist 
innerhalb des gemäßigt ozeanischen Klimas Schleswig-Holsteins eine schwache 
Kontinentalität auf. Der Wind weht überwiegend aus westlichen bis südwestlichen 
Richtungen und liegt bei ca. 3 bis 4 m/s. Die Hauptwindrichtungen sind im Jahresmittel West 
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und Südwest. Bei kontinentalem Einfluss im Winter können auch östliche Windrichtungen 
vorherrschen. 

Aufgrund der ländlichen Strukturen der Gemeinde Büchen mit lockerer Bebauung und 
großen Grün-, Frei- und Waldflächen liegen keine klimatischen Belastungen vor. 

 

Lokales Klima/Luftqualität: 

Das Vorhabensgebiet besitzt mit seinen großen unbebauten Offenlandflächen am Rande 
des Siedlungsgebiets eine klimatisch ausgleichende Wirkung für die angrenzenden 
Siedlungsflächen. Die gehölzbestandenen Knicks sind als Kaltluftentstehungsbereiche zu 
beschreiben und haben eine hohe Luftfilterfunktion. Gleichsam dienen die 
Gehölzrandbereiche als klimatisch begünstigte Bereiche (weniger Wind, ausgleichende 
Wärmefunktion). 

 

Bewertung: 

• Klima und Luftqualität weitgehend ohne Vorbelastungen, 
• Gehölze mit hoher Bedeutung für das lokale Klima und die Luftreinhaltung, 

 

3.1.7 Landschaftsbild und biologische Vielfalt 

Als Schutzgut ist die Landschaft aufzunehmen und zu bewerten. Da die ökologischen 
Funktionen der Landschaft bereits in den vorhergehenden Kapiteln beschrieben wurden, 
werden diese hier weniger betont und v.a. das Landschaftsbild betrachtet.  

Eine besondere Bedeutung für das Landschaftsbild haben die teilweise in sehr guter 
Ausprägung vorhandenen Knicks. Für die Gestaltung des Ortseingangsbereiches ist der 
Knick entlang der Pötrauer Straße von hoher Bedeutung. Der östliche, durch Flieder 
geprägte Teil stellt besonders zur Blütezeit einen besonderen Aspekt dar, der sich an die 
Allee in Richtung Schulendorf anschließt. Der westliche Teil ist durch Gebüsche und einige 
Einzelbäume geprägt und ist damit typischer Bestandteil der Agrarlandschaft aber auch der 
Landschaftsgestaltung. 

Der Knick bzw. Redder am Fuchsweg ist ein bedeutsames Landschaftselement und mit 
seinen großen Eichen und dem „tunnelartigen“ Charakter in dieser Ausprägung selten 
vorhanden. Er ist Teil der in Pötrau teilweise noch vorhanden dörflichen 
Landschaftsstrukturen mit Sandwegen, Knicks, markanten Eichen und bäuerlichen 
Freiflächen. 

So wird die biologische Vielfalt im Geltungsbereich in erster Linie durch die Knicks als 
linienhafte Landschaftselemente und damit Vernetzungsachsen geprägt. Gleichermaßen 
haben sie eine hohe Bedeutung als Lebensraum sowie für das Landschaftserleben und 
stehen damit in Verbindung zu den naturnahen Flächen der angrenzenden Wälder und zur 
Steinau. 

Die Ackerflächen selbst sind zwar ebenfalls Teil der Kulturlandschaft, haben aber hinsichtlich 
der biologischen Vielfalt nur eine untergeordnete Bedeutung. 
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Bewertung: 

• Typische, dörfliche Landschaftselemente, 
• besondere Bedeutung natürlicher Elemente mit Knicks und Redder. 

 

3.1.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Zu den Kulturgütern sind kulturhistorisch bedeutende Bau-, Natur- und Kulturdenkmale sowie 
archäologische Objekte zu zählen. Sie sind prägend für das Orts- und Landschaftsbild und 
den Erholungswert des Raumes. Unter den sonstigen Sachgütern versteht man 
gesellschaftliche Werte, die eine hohe funktionale Bedeutung hatten oder noch haben. Das 
Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz, DSchG) regelt den Umgang 
mit Kulturdenkmalen und Denkmalbereichen. § 8 DSchG legt fest, dass unbewegliche 
Kulturdenkmale, die wegen ihres geschichtlichen, wissenschaftlichen, künstlerischen, 
städtebaulichen oder die Kulturlandschaft prägenden Wertes von besonderer Bedeutung 
sind gesetzlich geschützt sind.  

Im Geltungsbereich wurden Anfang 2017 diverse Siedlungsfunde entdeckt, u.a. eine 
römische Münze des. 2. Jahrhunderts n. Chr.. Daher werden zurzeit die Archäologische 
Landesaufnahme und auch die archäologischen Interessensgebiete dieses Bereiches 
aktualisiert. Bei der überplanten Fläche handelt es sich nunmehr gem. § 12 (2) 6 DSchG um 
Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort 
Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der 
Genehmigung des Archäologischen Landesamtes (Auszug Stellungnahme des 
Archäologischen Landesamtes). 

Sachgüter besonderer Bedeutung sind nicht vorhanden. 

 

Bewertung: 

• Denkmalschutzobjekte im Geltungsbereich vorhanden, 
• Besondere Sachgüter nicht vorhanden. 

 

3.1.9 Wechselwirkungen im Bestand 

Die zahlreichen Knicks sind als Vernetzungselemente zu beschreiben, die bedeutsame 
Leitlinien und Wanderachsen insbesondere für Tiere darstellen aber auch als 
Naherholungswege für Spaziergänger und Reiter dienen und damit vielfältige 
Wechselwirkungen mit den umliegenden Flächen haben. Besucher des Friedhofes und des 
Schützenplatzes nutzen die angrenzenden Flächen und die Wege. Die hohe Bedeutung für 
das Ortsbild und die Naherholung wird für die Tierwelt nicht bestätigt, was sicher auch an der 
hier hohen Störungsintensität liegt. 

Die ackerbaulich genutzten Flächen hingegen sind nur von untergeordneter Bedeutung für 
die Schutzgüter und verfügen aufgrund der intensiven Bewirtschaftung nur über geringe 
Wechselwirkungen. Hier ist allenfalls die hohe Versickerungsleistung auf sandigen Böden zu 
nennen, die als Grundwasserzustrom für die Steinau zumindest eine geringe lokale 
Bedeutung hat. 
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3.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Es erfolgt eine Beschreibung der Merkmale der möglichen Auswirkungen des Vorhabens 
unter besonderer Berücksichtigung des Ausmaßes, der Schwere und Komplexität, der 
Wahrscheinlichkeit sowie Dauer, Häufigkeit und Reversibilität. 

 

3.2.1 Schutzgut Mensch und Nutzungen 

Störungen während der Bauphase: 

Während der Bauphase sind im Wesentlichen Störungen durch den Straßenbau sowie den 
Neubau der Wohnhäuser zu erwarten. Dieses wird sich über einen längeren Zeitraum 
erstrecken und kann zeitweise auch noch auftreten, wenn die ersten Häuser bereits bewohnt 
sind. Bautätigkeiten sind neben dem Lärm an der Baustelle auch mit LWK-Verkehr 
verbunden, der über die Pötrauer Straße und durch das Wohngebiet geführt wird. Der 
abschließende Straßenbau wird vermutlich auch erst nach Fertigstellung des überwiegenden 
Teils der Häuser erfolgen, so dass auch hier Störungen für die Bewohner zu erwarten sind. 
Alle diese Störungen sind jedoch zeitlich begrenzt, wenn auch ggf. über einen längeren 
Zeitraum, und absolut typisch für ein Neubaugebiet. Eine erhebliche Beeinträchtigung für die 
neuen Bewohner ist daher nicht zu erwarten. 

Das bestehende Wohngebiet am Waldhallenweg und Marderweg wird ebenfalls durch 
baubedingte Störungen betroffen sein. Auch dieses wird aber nicht als erheblich eingestuft. 

Während des Ausbaus des Zufahrtsweges zum Friedhof wird diese Straße für den Verkehr 
nicht nutzbar sein. Je nach Baufortschritt ist dann der zukünftige Weg durch das 
Neubaugebiet oder über den Fuchsweg zu nehmen, um Friedhof und Schießstand zu 
erreichen. Diese Veränderung ist hinnehmbar und bedeutet keine großen Umwege. 

Für die Veranstaltungen auf dem angrenzenden Schützenplatz mit Schützenfest und 
Flohmärkten ist die Erreichbarkeit auch über den Waldhallenweg möglich, allerdings sind 
hier ggf. Verkehr lenkende Maßnahmen erforderlich, wenn der Straßenbau mit größeren 
Veranstaltungen parallel auftritt. 

Während des Neubaus des KVP ist ebenfalls temporär mit Einschränkungen zu rechnen, 
aber auch hier sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Besonders laute oder 
sehr störende Arbeiten sind mit allen Bautätigkeiten nicht verbunden. 

 

Anlagen- und Betriebsphase: 

Durch den Neubau eines Wohngebietes und die Anlage von Versickerungsflächen und 
Ausgleichsflächen auf Acker geht Ackerfläche dauerhaft verloren. Da es sich hierbei jedoch 
um Böden mit geringer Ertragsfähigkeit handelt (Grenzertragsböden), ist dieser Verlust 
tolerierbar. Eine Störung des Naherholungsnetzes ist mit der Bebauung der Ackerfläche 
nicht verbunden. Die wertgebenden Landschaftsstrukturen (Knicks/Redder) werden erhalten 
und neue Fußwegeverbindungen geschaffen. Die Anlage einer zentralen Grünfläche im 
Wohngebiet stellt darüber hinaus einen neuen Treffpunkt dar, der auch von anderen 
Bewohnern Büchens genutzt werden kann. 

Die Teilfläche West ist hingegen Wasserwirtschaft und Naturschutz vorbehalten, eine 
Nutzung als Naherholungsfläche ist hier nicht vorgesehen, jedoch auch nicht erforderlich, da 
keine weiterführenden Wegeverbindungen bestehen. 
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Die größeren Veranstaltungen auf dem Schützenplatz können auch weiterhin stattfinden und 
erreicht werden. Es kann zeitweise zu Konflikten zwischen Wohnnutzung und Zufahrt zu 
Veranstaltungen kommen, hier sind zu diesen Zeiten Verkehr lenkende Maßnahmen 
erforderlich. 

Die Neuausweisung eines größeren Wohngebietes am Ortsrand von Büchen stellt insgesamt 
eine Verbesserung des Wohnungsmarktes in Büchen dar und bedeutet langfristig eine 
Stärkung des Ortes, dieses ist positiv zu bewerten. Da in Büchen die Nachverdichtung 
weitgehend abgeschlossen bzw. in konkreten Planungen ist, ist die Ausweisung eines 
Neubaugebietes am Ortsrand sinnvoll und bedeutet eine Entlastung des angespannten 
Wohnungsmarktes am Hamburg Rand. 

Hinsichtlich der Lärmbelastung wurde im Rahmen des Verfahrens eine Schalltechnische 
Untersuchung erstellt (LAIRM Consult, 2016). Diese belegt, dass für die bestehenden 
Nutzungen keine baugebietsinduzierten Lärm- und Verkehrsbelastungen zu erwarten sind. 
Für das geplante Wohngebiet selbst sind zwar durch den Schießplatz keine relevanten 
Lärmbelastungen vorhanden, jedoch stellt die Pötrauer Straße eine relevante Lärmquelle 
dar. Zum Schutz vor Verkehrslärm ist hier entlang der Straße die Errichtung einer 2,5 m 
hohen Lärmschutzeinrichtung erforderlich. 

Im Rahmen einer Variantenuntersuchung (siehe Anlage zum Umweltbericht) wurde die Lage 
der Lärmschutzeinrichtung zwischen Knicksschutzstreifen und Wohnhäusern festgelegt, so 
dass diese straßenseits durch Gehölze eingerahmt wird. Es wird voraussichtlich zur 
Errichtung einer Gabionenwand kommen, die auf der Häuserseite durch Ranker begrünt 
werden soll, so dass auch hier eine landschaftsgerechte Einbindung besteht. 

Durch die Festlegung von Lärmpegelbereichen im Bebauungsplan werden weitere 
Festlegungen für die Häuser entlang der Pötrauer Straße getroffen (passiver Lärmschutz). 
Für alle weiteren Wohnhäuser ergeben sich keine Einschränkungen entsprechend der 
Immissionsgrenzwerte. Für detaillierte Angaben wird auf die Schalltechnische Untersuchung 
und die Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, eher Verbesserung für Standort Büchen durch die 
Bereitstellung von Bauland. 

Minimierungsmaßnahmen: Umsetzung von Lärmschutzmaßnahmen, zeitweise Verkehr 
lenkende Maßnahmen 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

3.2.2 Schutzgut Pflanzen und Biotope  

Bau-, Betriebs- und Anlagenphase: 

Als Betriebsphase ist hier die Nutzung der Teilfläche Ost als Wohngebiet zu beschreiben. 
Hier werden sich entsprechend der Festsetzungen zur Durchgrünung Baum- und 
Gehölzstrukturen sowie ein kleiner Park entwickeln. Auf den Grundstücken verbleiben 
aufgrund der überwiegend geringen Grundflächenzahlen größere Freiflächen, die zukünftig 
als Garten genutzt werden. Hier entstehen somit neue Biotopflächen. 

Alle im Geltungsbereich vorhandenen Knicks werden erhalten. Beeinträchtigungen der zum 
Erhalt festgesetzten Knicks, insbesondere der markanten Knicks südlich und nördlich der 
Teilfläche Ost, sind durch breite Grünstreifen in öffentlichem Eigentum minimiert. 
Auswirkungen durch die Wohnbaunutzung finden somit nicht oder nur geringfügig statt. Die 
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10m breite Grünfläche entlang des Redders wird nach ökologischen Kriterien gepflegt. Hier 
soll eine extensive Grünlandfläche entstehen, die durch einen Wanderweg erschlossen wird. 
Die derzeit vorhandene intensive Ackernutzung wird somit in extensive Grünlandnutzung 
umgewandelt, dieses bedeutet eher eine Verbesserung für den Knick, da zukünftig auch die 
Entwicklung von weitgehend ungestörten Randstrukturen möglich ist. 

Der Knick an der Pötrauer Straße wird zum Wohngebiet hin durch einen 5 m breiten 
Knickschutzstreifen sowie eine Lärmschutzwand von der Wohnnutzung getrennt. 
Einwirkungen der Wohn- und Gartennutzung sind somit unwahrscheinlich. Die intensive 
Nutzung (gegenüber der bestehenden Ackernutzung) rückt deutlich vom Knick ab. 

Der Knick an der östlichen Grenze ist als solcher nicht zu erhalten, das hat hier die 
Vergangenheit gezeigt. Er wird somit ausgeglichen. Die Festsetzung einer Hecke sichert 
aber die landschaftsgerechte Einbindung und Durchgrünung. 

Die Teilfläche West ist sowohl der Regenwasserversickerung und als auch dem Naturschutz 
vorbehalten. Trotzdem ist hier ein einheitliches Entwicklungsziel formuliert. Die Gesamtfläche 
soll als extensives mageres Grünland angelegt und genutzt werden. Bodenmodellierungen 
finden im Bereich des Sickerbeckens statt, außerdem soll zur Aushagerung des Standortes 
der Oberboden flächig abgetragen werden. Auf diese Weise werden Magerstandorte 
unterschiedlicher Ausprägung (Feuchtigkeit, Beschattung etc.) geschaffen. Gegenüber der 
intensiven Ackernutzung ist dieses als deutliche Aufwertung zu beschreiben, nicht zuletzt da 
auf Pflanzenschutz- und Düngemittel sowie Bodenumbruch verzichtet wird.  

Die Knicks auf der Teilfläche West werden vollständig erhalten und in das Planungskonzept 
mit einbezogen. Die Extensivierung der Nutzung kommt hier auch den Knicks und 
Saumstrukturen zu Gute.  

Weiterhin ist die Neuanlage von Knicks auf einer Länge von 363 m geplant, welche Eingriffe 
in Knicks auf der Teilfläche Ost (KVP, Entwidmung Knick Ost) ausgleichen soll. Diese 
Eingriffe in geschützte Biotope stellen zwar eine erhebliche Beeinträchtigung dar, sind aber 
bei Umsetzung der Planung nicht vermeidbar. Die Nähe des Ausgleichs zum Eingriffsraum 
kann aber positiv bewertet werden. 

Für den Verlust von Lebensraum sind Minimierungs-, Gestaltungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, die teilweise im Geltungsbereich umgesetzt werden 
können. Im Rahmen eines Grünkonzeptes sowie einer Planung für die Teilfläche West 
werden hier Maßnahmen entwickelt. Positiv zu bewerten ist, dass die wertvollen 
Knickstrukturen nahezu vollständig erhalten werden können. 

 

Fazit: 

Erhebliche Beeinträchtigungen durch Knickverlust und Versiegelung, Aufwertung von 
Ackerfläche West zu Extensivgrünland mit Knicks und naturnahem Sickerbecken. 

Minimierungsmaßnahmen: Knickschutzstreifen und Durchgrünungsmaßnahmen 

Ausgleichsmaßnahmen: Aufwertung der Ackerfläche West (s. Kap. 4.3) 

 

3.2.3 Tiere 

Die Eingriffe in Ackerfläche und Knicks bedeuten für die Habitate der Fauna tws. den Verlust 
von Lebensraum, tws. die Umwandlung von intensiver Landwirtschaftsfläche in 
Siedlungsfläche. Die westliche Fläche wird durch Aufwertung auch für die Fauna deutlich 
höhere Habitatqualität erhalten. Folgende Punkte sind allgemein zu bewerten: 
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• Verlust von Gehölzen mit potenziellen Tagesverstecken für Fledermäuse (zwei 
Bäume am KVP), Verlust von Bruthabitat von gehölzbrütender Vogelarten, 

• Knicks als Leitelemente und Nahrungsräume bleiben erhalten, Aufwertung durch 
breitere Schutzstreifen als in der Landwirtschaft möglich, 

• Verlust von Offenlandfläche jedoch ohne Lebensraumeignung für Offenlandvögel, 
• Störungen durch Baumaßnahmen und Wohngebiet, verbunden mit 

Lärm/Bewegungen (Baumaschinen, Menschen, Haustiere etc.) mit Wirkungen auf die 
umliegenden Biotope, auch auf die Knicks, 

• Umwandlung von Ackerfläche in Grünland mit Knicks mit Flugachsen und 
Nahrungsraum für Fledermäuse und Habitat für Gehölzvögel und Zauneidechse. 

Der Planungsraum ist von mehreren Seiten durch mehr oder weniger intensive Nutzung 
(Osten: vorh. Wohngebiet, Norden: Friedhof und Schießstand mit zeitweise größeren 
Veranstaltungen, Süden: Pötrauer Straße) bereits deutlich vorbelastet und unterliegt 
Störungen durch Lärm und Bewegungen. Diese werden sich voraussichtlich etwas 
intensivieren und weiter nach Westen verschieben. Besonders wertvolle, bisher ungestörte 
Biotope sind jedoch nicht betroffen. 

Für die Artengruppen werden folgende Auswirkungen gesehen: 

 

Vögel der Knicks verlieren einen Teillebensraum (ca. 79 m) mit v.a. Flieder und werden 
durch geänderte Nutzung in den Knicks um die Ackerfläche im Osten stärker gestört, da 
angrenzend Wohnnutzung zunimmt. Gleichzeitig wird eine Länge von 363 m Knicks auf der 
Fläche im Westen neu angelegt. Für Gehölzvögel wird damit ein Zugewinn an 
Gehölzlebensraum hergestellt. 

Vögel der Siedlungen im östlich angrenzenden Siedlungsbereich sind nicht durch weitere 
Siedlung nachteilig betroffen, hier ist eine Zunahme des Lebensraumes für 
störungsunempfindliche Arten gegeben. 

Arten der Offenlandflächen wurden auf den betroffenen Flächen nicht festgestellt und auch 
auf der verbleibenden westlich angrenzenden Ackerfläche sind diese Arten nicht vertreten. 
Beeinträchtigungen der Artengruppe erfolgen nicht. 

 

Fledermäuse: Es sind keine essentiellen Quartierbäume durch Rodung betroffen, der 
Redder Fuchsweg bleibt erhalten, es erfolgt keine Beleuchtung (Vermeidungsmaßnahme 
Artenschutz)! Die Nahrungsfläche Acker Ost hat wenig Bedeutung, der Acker West wird als 
Nahrungsfläche deutlich aufgewertet. 

 

Zauneidechse: Die Art wird nicht beeinträchtigt; sollten Tiere auf dem Knick am Fuchsweg 
vorkommen, werden diese durch einen Knickschutzstreifen mit Mahd des Grünlandstreifens 
vor dem Knick (keine Beschattung, wie derzeit durch Maisanbau) gegenüber der 
Ackernutzung eher geschützt. Die Art kommt auch in Wohngebieten vor (z.B. Escheburg) 
vor, d.h. hier am Rande des Gebietes wären die Lebensraumbedingungen günstig. Eine 
Beschattung durch die südlich liegende Bebauung erfolgt nicht in maßgeblichem Umfang. 

 

Haselmaus: Der Fliederknick ist wenig für die Art geeignet, ein Vorkommen am Knick am 
Fuchsweg sowie in der Grünfläche Pötrauer Straße nicht möglich. Eine Kartierung erfolgt 
derzeit noch, so dass von einem Vorkommen ausgegangen wird. Zur Vermeidung von 
Tötung von Tieren wird als Vermeidungsmaßnahme das Fällen der Sträucher im Oktober 
erfolgen, Gehölzbeseitigung mit 2 Wochen Verzögerung zur ermöglichten Flucht der Tiere in 
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die angrenzenden z.T. gut ausgebildeten Knicks. Danach ist die Rodung der Stubben 
möglich. Die Unterbrechung der Biotopvernetzung am KVP ist hier nicht als wesentlich 
anzusehen, da eine Fortsetzung dieses Knicks in den Ort Büchen/Pötrau nicht gegeben ist. 
Durch die Neuanlage von Knicks auf der Fläche West ergibt sich eine deutliche Aufwertung 
auch für die Haselmaus. 

  

Arten der Eingriffsregelung 

Durch Lebensraumverlust Acker mit Fliederknick und Umwandlung Acker in extensives 
Grünland mit Habitatstrukturen am Rande der Versickerungsmulde erfolgt auf dieser Fläche 
eine deutliche Aufwertung der Lebensraumfunktionen für Arten und Lebensgemeinschaften. 
Für die auf der Ackerfläche Ost mit angrenzenden Knicks betroffenen wenigen Arten wie z.B. 
Kleinsäuger, Laufkäfer oder Weinbergschnecke ist zu erwarten, dass diese sowohl in den 
Grünstrukturen der Wohngebietsfläche vorkommen werden als auch auf der aufgewerteten 
Fläche West. Ein essentieller Verlust von Lebensraum ist für die Arten der Eingriffsregelung 
damit nicht gegeben. 

 

Fazit: 

Erhebliche Beeinträchtigungen für Gehölzbrutvögel an der Ackerfläche im Osten, die durch 
Knickneuanlage im Westen ausgeglichen werden. 

Minimierungsmaßnahmen: Bauzeitenregelungen für Gehölzvögel und Haselmaus 

Ausgleichsmaßnahmen: Maßnahmen auf der Fläche West 

 

3.2.4 Schutzgut Boden 

Durch die Planungen kommt es auf der Teilfläche Ost zur Versiegelung von Boden durch 
Verkehrsflächen und Häuser. Auf diesen Flächen gehen sämtliche Bodenfunktionen 
dauerhaft verloren. Zusätzlich wird die Planstraße B zukünftig als Asphaltstraße hergestellt. 
Die Versiegelung von Boden ist als erhebliche Beeinträchtigung im Sinne des § 14 
BNatSchG und damit als Eingriff zu bewerten. Da aber nur Böden von allgemeiner 
Bedeutung betroffen sind, ist diese Beeinträchtigung ausgleichbar und erfolgt multifunktional 
über den Biotopausgleich.  

Über die maximal zu versiegelnde Grundfläche (GRZ) wird sicher gestellt, dass alle übrigen 
Flächen als Grünflächen entwickelt werden, so dass hier keine Beeinträchtigungen für das 
Schutzgut Boden erfolgen. 

Die Festsetzung von Knicks mit Grünstreifen, die Anlage von Grün- und Pflanzflächen tragen 
einerseits zur Durchgrünung bei, sind andererseits aber auch für das Schutzgut Boden nicht 
als Verschlechterung zu bewerten Im Bereich der öffentlichen Grünflächen ist dieses sogar 
eher als Aufwertung zu beschreiben, da hier zukünftig die Nutzung deutlich extensiviert wird 
(gegenüber Acker). 

Sämtliche Maßnahmen auf der Teilfläche West sind als Maßnahmen im Sinne des 
Bodenschutzes zu beschreiben, auch wenn durch die Abgrabung im Bereich des 
Sickerbeckens zunächst ein Eingriff erfolgt. Zukünftig können sich die Böden hier naturnah 
entwickeln, es findet Bodensukzession statt. Die Nutzung der Fläche als Ausgleichsfläche 
auch für das Schutzgut Boden (multifunktional) ist daher sinnvoll. 

Aus o.g. Gründen wird daher für das Sickerbecken kein zusätzlicher Ausgleich bilanziert, der 
Eingriff gleicht sich an Ort und Stelle aus. 
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Fazit: 

Erhebliche  Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden, Eingriff im Sinne des BNatSchG 

Minimierung über GRZ, Festsetzung von Grünflächen und naturnahes Sickerbecken 
gegeben, 

Ausgleich erforderlich, multifunktional über Biotopausgleich. 

3.2.5 Schutzgut Wasser 

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser definieren sich im Wesentlichen über die 
geplanten Versiegelungen. Versiegelungen führen in der Regel zu einer Ableitung des 
Regenwassers, so dass dieses nicht dem Grundwasser zugeführt werden kann 
(Grundwasserneubildung). Im vorliegenden Fall wird das Regenwasser aber vollständig auf 
der Teilfläche Ost (dezentral) bzw. der Teilfläche West (zentral) zur Versickerung gebracht 
und bleibt damit dem Wasserhaushalt des Einzugsgebiets lokal erhalten. Eine Betroffenheit 
der Quantität des Grundwassers durch Versiegelung ist daher gegeben. Auswirkungen auf 
die Quellaustritte ober- und unterhalb des Waldhallenweges sind daher nicht zu erwarten. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass diese Quellen nur zu einem kleinen Teil durch das 
Vorhabensgebiet gespeist werden. Entfernung Quellen-Baugebiet sowie die Tiefe des 
Grundwasserleiters (gemäß Bodengutachten) führen zu dieser Einschätzung. 

Durch die Festsetzungen zur GRZ und zur Versickerung wird sicher gestellt, dass diese 
Bewertung auch eingehalten wird. 

Eine besondere Gefährdungssituation des Grundwassers gemäß WRRL durch das 
Baugebiet wird nicht gesehen, auch wenn es sich hier um einen unabgedeckten 
Grundwasserleiter handelt, da hier nicht mit Wasser gefährdenden Stoffen gearbeitet wird. 
Der Eintrag von Nitrat in das Grundwasser, was i.d.R. durch die Nutzung als Ackerfläche 
einen hohen Beeinträchtigungsfaktor darstellt, wird zukünftig reduziert.  

Oberflächengewässer sind durch die Planungen nicht betroffen. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen durch Festsetzungen von GRZ und Versickerung gegeben, 

Ausgleich nicht erforderlich. 

3.2.6 Schutzgut Klima und Luft 

Das Schutzgut Klima und Luft unterliegt im Untersuchungsraum nur geringen Belastungen. 
Durch die geplante großflächige Bebauung/Versiegelung wird eine Veränderung des 
Mikroklimas verursacht, da Kaltluftentstehungsbereiche in klimatische Belastungszonen 
(Wärmeinseln) umgewandelt werden. Die genannten Beeinträchtigungen führen jedoch 
insgesamt nicht zu deutlich spürbaren klimatischen Veränderungen oder Verschlechterungen 
der Luftqualität, da eine gute Durchmischung der Luft weiterhin gegeben ist. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, jedoch Festsetzung von Grünflächen 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 
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3.2.7 Landschaftsbild und biologische Vielfalt 

Sowohl aus ökologischer wie auch aus ortplanerischer Sicht ist der geplante Standort nicht 
besonders konfliktträchtig. Trotzdem führt die Bebauung einer bisherigen Freifläche zu einer 
Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes. Auch die Versiegelung eines Sandweges 
bedeutet zunächst einen Verlust von ortbildtypischen Strukturen. Diese Veränderungen 
stellen aber aufgrund der Lage in unmittelbarer Nachbarschaft zu bestehender Bebauung 
keine erhebliche Beeinträchtigung dar. Zudem wird durch Festsetzungen gesichert, das eine 
gewisse Durchgrünung und Eingrünung des Baugebietes erfolgt. 

Die bedeutsamen Landschaftselemente wie Knicks und Redder, welche auch für das 
Landschaftserleben und die biologische Vielfalt des Landschaftsraumes von Bedeutung sind, 
können erhalten bleiben (Minimierungsmaßnahmen) und werden durch Festsetzung 
gesichert. 

Der Neubau einer Lärmschutzwand an der Pötrauer Straße wird in das Grünkonzept mit 
einbezogen. Im Rahmen einer Variantenuntersuchung (siehe Anlage 2) wurde untersucht, 
dass hier auch eine landschaftsgerechte Einbindung (Lage hinter dem Knick, Ausführung als 
begrünbare Gabionenwand) erfolgen kann. 

Durch die naturnahe, flache Gestaltung des Sickerbeckens kann auf eine Einzäunung 
verzichtet werden, daher erfolgt in diesem hinteren Bereich somit keine störende 
Veränderung. 

Ein Ausgleich, der über den multifunktionalen Biotopausgleich hinaus geht ist daher nicht 
erforderlich. 

 

Fazit: 

Deutliche Veränderungen der Landschaft jedoch nicht erheblich i.S. der Eingriffsregelung, 

Minimierungsmaßnahmen: Erhalt von Einzelbäumen und Knicks (Festsetzung), 
Festsetzungen zur inneren Durchgrünung des Wohngebietes, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

3.2.8 Kultur- und Sachgüter 

Aufgrund der bisher stattgefundenen Untersuchungen bestehen Anhaltspunkte dafür, dass 
im Zuge der Bauarbeiten in ein Denkmal gemäß § 12 DSchG eingegriffen wird. Gemäß 
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes sind zur Sicherung des Denkmals 
Untersuchungen erforderlich. Eine Genehmigung für den Eingriff wird in Aussicht gestellt, 
sofern die entsprechenden Sicherungsmaßnahmen erfolgen. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: Archäologische Untersuchungen im Vorfeld der Tiefbauarbeiten, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 
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3.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Umsetzung der Planung 

Bei Umsetzung des geplanten Vorhabens werden sich die Flächen vollständig verändern. 
Auch wenn durch den Erhalt der Knicks die Silhouette im Raum erhalten bleibt, wird eine 
Freifläche zukünftig vollständig bebaut sein. Dadurch verschiebt sich die Ortsgrenze von 
Pötrau weiter nach Westen. Da die geplante Baufläche durch Friedhof, Schießstand, 
Hofstellen und Straße bereits in Nutzungsstrukturen eingebunden ist, ist eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Naturhaushaltes, die über die Veränderungen auf der Fläche selbst 
hinaus gehen, nicht zu erwarten. 

Die Bedeutung des Lebensraums im Geltungsbereich wird durch Untersuchungen der Flora 
und Fauna als standorttypisch, jedoch nicht besonders bewertet. Eine besondere Bedeutung 
ist allenfalls kleinräumig erkennbar (Knicks/Redder). Diese sind gemäß § LNatSchG ohnehin 
geschützt und bedürfen der besonderen Betrachtung. Da die Knicks im Baugebiet zukünftig 
mit breiten Schutzstreifen versehen werden, kann hier sogar eine Verbesserung der 
Saumstrukturen erwartet werden (gegenüber der direkt angrenzenden Ackernutzung). 
Gleiches gilt auch für Knicks und Waldrand auf der Teilfläche West. Diese Fläche wird, 
abgesehen von der extensiven Nutzung als Sickerbecken, dem Naturschutz übergeben. In 
Verbindung mit den angrenzenden Waldflächen mit Übergang zur Steinau können hier 
wertvolle Biotope entstehen, die als Rückzugsräume für Tiere dienen können. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die geplanten Maßnahmen im 
Geltungsbereich zwar zu einer Veränderung von Landschaftsbild und Lebensräumen führen, 
diese Faktoren jedoch nur kleinräumig wirken und keine bedeutsamen Auswirkungen auf die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes in Büchen-Pötrau sowie auf die Steinauniederung 
haben werden. 

 

4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

4.1 Minimierungsmaßnahmen 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wurden teilweise bei der Betrachtung der 
Schutzgüter bereits formuliert. Eine Zusammenstellung der erforderlichen Maßnahmen 
erfolgt im Umweltbericht zum Bebauungsplan. Großteils wurden die 
Minimierungsmaßnahmen auch in die Festsetzungen übernommen. 

Es zeigt sich, dass durch Minimierungsmaßnahmen erhebliche Auswirkungen soweit 
gemindert werden können, dass die Erheblichkeit nicht mehr gegeben ist bzw. ausgeglichen 
werden kann. Hinsichtlich des Artenschutzes ist nicht davon auszugehen, dass 
Verbotstatbestände ausgelöst werden, sofern alle Minimierungsmaßnahmen umgesetzt 
werden. 
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4.2 Darstellung von Eingriff und Ausgleich 

Die geplanten Maßnahmen sind verbunden mit Eingriffen in Natur und Landschaft, dabei 
sind insbesondere die Schutzgüter Tiere/Pflanzen und Boden betroffen. Die Eingriffe wurden 
im Rahmen der Umweltprüfung zwar als erheblich, jedoch als ausgleichbar eingestuft. Es 
finden überwiegend Eingriffe in Biotope allgemeiner Bedeutung statt (Versiegelung von 
Acker).  

Zusätzlich erfolgen jedoch auch Eingriffe in geschützte Biotope (hier Knicks) durch die 
Anlage eines Kreisverkehrsplatzes und neuen Zufahrtswegen. Dieses stellt eine erhebliche 
Beeinträchtigung von Knicks dar, die gemäß § 30 BNatSchG verboten ist. Es ist eine 
Ausnahme von den Verboten erforderlich, welche im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Behörden von der UNB bereits in Aussicht gestellt wurde. 

Die genaue Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich erfolgt im Umweltbericht zum 
Bebauungsplan. Als Ausgleichsflächen stehen der nördliche Teil der Teilfläche West sowie 
die gemeindeeigene Fläche am Waldhallenweg zur Verfügung. Damit kann der Eingriff 
ortsnah und vollständig ausgeglichen werden. 

 

5 Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf 
Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Bei der Erstellung dieses Umweltberichtes wurde die Anlage 1 BauGB zu § 2 Abs. 4 und § 
2a Satz 2 Nr. 2 verwendet. Die Eingriffsregelung wurde nach dem gemeinsamen Runderlass 
des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume vom 9. Dezember 2013 abgearbeitet. 

Die Bestanderhebungen zu den einzelnen Schutzgütern erfolgten auf Grundlage von 
Kartierung (z.B. Biotopstruktur, Vögel, Zauneidechsen), sowie durch die Auswertung von 
Kartenmaterial und Potenzialanalysen. 

Angaben zu Boden und Lärm erfolgten durch Fachgutachten. Das von der Gemeinde 
Büchen erstellte Ortsentwicklungskonzept wurde ebenfalls in den Planungsprozess mit 
einbezogen. 

 

6 Monitoring 

Mögliche Erhebliche Umweltauswirkungen der Plandurchführung sind gemäß § 4c BauGB zu 
überwachen, um unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu erkennen und ggf. 
Abhilfemaßnahmen einzuleiten. 

Es ist sinnvoll für die Herstellung und Pflege der Grünflächen sowohl eine biologische 
Baubegleitung sowie ein Monitoring durchzuführen. Näheres hierzu regelt der Umweltbericht 
zum Bebauungsplan. 
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7 Nicht technische Zusammenfassung 

Die Gemeinde Büchen plant die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 an der 
Pötrauer Straße. Hierzu ist auch die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. 
Ziel der Planung ist die Ausweisung eines Neubaugebietes (Wohnbauflächen) an der 
Pötrauer Straße mit einer Flächengröße von ca. 6,5 ha. Im Bestand sind Ackerflächen sowie 
Knicks vorhanden. Die Versiegelung von Acker ist in diesem Bereich wenig konfliktträchtig, 
bei gleichzeitiger Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum für Büchen. 

Als bedeutsame Landschaftselemente und Flächen von besonderer Bedeutung für den 
Arten- und Biotopschutz sind die Knicks einzustufen. Hier sind Minimierungsmaßnahmen zur 
dauerhaften Sicherung dieser Biotope erforderlich. Im Bereich der geplanten 
Haupterschließung ist ein Knick betroffen, welches einer Ausnahme von den Verboten des § 
30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG bedarf und ausgeglichen werden muss. 
Bezüglich des Artenschutzes werden Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, 
Verbotstatbestände werden jedoch nicht ausgelöst. 

Auf der westlichen, nicht für die Wohnbebauung vorgesehenen Teilfläche, werden Flächen 
für die Regenwasserversickerung sowie für Ausgleich bereitgestellt. Diese Fläche wird 
vollständig naturnah entwickelt und steht damit als Lebensraum zur Verfügung. Gleichzeitig 
kann das gesamte Regenwasser auf diese Weise im Geltungsbereich versickert werden. 

Durch Festsetzungen im B-Plan wird die innere Durchgrünung des Baugebietes geregelt. 
Weiterhin werden Erhaltungs- und Pflegefestsetzungen getroffen, die den 
Entwicklungszielen von Natur und Landschaft entsprechen. 

Es ist daher davon auszugehen, dass keine erheblichen nachteiligen und nachhaltigen 
Umweltauswirkungen (Beeinträchtigungen der Schutzgüter) im Sinne des UVPG verbleiben. 
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1. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 55 der 
Gemeinde Büchen für das Gebiet: „Großer Sandkamp, nördlich der Pötrauer 
Straße, westlich Waldhallenweg und südlich Fuchsweg“ hat die 
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Prüfung ergeben sich aus der beigefügten Anlage. Aus der frühzeitigen 
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2. Diejenigen, die Anregungen und Bedenken vorgebracht haben, werden von 

diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis gesetzt. 
 

3. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 55 „Nördlich Pötrauer Straße“ für das 
nachstehend näher bezeichnete Gebiet und die Begründung werden in den 
vorliegenden Fassungen gebilligt/mit folgenden Änderungen gebilligt:  
 
Das Gebiet wird wie folgt umgrenzt (siehe Anlage) 
- im Norden durch die Flurstücke 70/1, 74 sowie 59, im Westen durch das 
Flurstück 65/4, 
- im Westen durch das Flurstück 65/4, 
- im Süden durch die Flurstücke 87/2, 88/2, 88/3, 92/3 sowie 61/4, 
- im Osten durch die Flurstücke 71/7, 71/8, 71/9 sowie 71/5. 
 

 
4. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB 

öffentlich auszulegen und die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sind über die Auslegung zu benachrichtigen. 
 

5. Gleichzeitig werden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange aufgefordert, eine Stellungnahme 
abzugeben. 
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Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde Büchen 

Anlage 2 zum Umweltbericht: Variantenbetrachtung Lärmschutz entlang der Pötrauer Straße 

 

Planungsvoraussetzung: 

• Höhe des erforderlichen Schallschutzes gemäß Gutachten: 2,5 m, 

• Einhaltung des Knickschutzes: Abstand 5 m vom Knickfuß, 

• Nutzbarkeit der Grundstücke: Bebauung mit Stadtvillen und zugehörigen Parkplätzen, 

• Ortseingangsgestaltung (Städtebau). 

• In Abstimmung mit Lairm-Consult wird für alle Varianten ein vergleichbarer Lärmschutz erreicht. 

 

 Knickschutz Platzbedarf Kosten Ortsbild Bewertung  

Wall entlang 
der Straße 

-  - 

Wall liegt im Knick 
(vollständiger 
Knickverlust) 

-  

Hoch (ca. 5 m) 

- 

Mittel bis hoch 
(Bodenaushub 
Erschließung), aber 
Knickausgleich 1:2 

-  

Vorh. Knick wird durch 
grünen Wall ersetzt, relativ 
unnatürlich, vorh. 
Sichtschutz geht verloren 

0 x + 

5 x - 

 

 

 

 

 

Wand entlang 
der Straße 

- 

Im Kronenbereich und 
im Bereich der Mulde 
(Beeinträchtigung 
Entwässerung und 
Knick, aber Erhalt) 

+ 

Gering (ca. 1 m) 

-  

Hoch (je nach 
Bauausführung), 
Knickausgleich 1:1 

-  - 

Vorh. Knick wird durch 
Wand ersetzt, erdrückende 
Ortseingangsgestaltung 
(Minimierung durch 
Begrünung) 

1 x + 

4 x - 

 

 

 

 

 

Wall nördlich 
vom Knick 
(Abstand 5 m) 

+  

Keine bauliche 
Beeinträchtigung, 
keine Ablagerung von 

-  

Hoch (ca. 5 m), 
Verlust von 
Gartenfläche 

+ 

Niedrig 
(Bodenaushub 
Erschließung) 

+ - 

Von der Straße aus kaum 
sichtbar, vom Wohngebiet 
aus gut eingebunden 
(Bepflanzung) aber sehr 

3 x + 

2 x - 
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 Knickschutz Platzbedarf Kosten Ortsbild Bewertung  

Müll etc. (Knickschutz) nah dran (eng)  

Wand nördlich 
vom Knick 
(Abstand 5 m) 

+  

Keine bauliche 
Beeinträchtigung, 
keine Ablagerung von 
Müll etc. (Knickschutz) 

+ 

Gering (ca. 1 m) 

-  

Mittel bis hoch (je 
nach Bauausführung) 

+  + 

Von der Straße aus kaum 
sichtbar, vom Wohngebiet 
Minimierung erforderlich 
(Bepflanzung), aber 
größerer Abstand 

4 x + 

1 x - 

 

 

 

 

 

 

Bewertung: 

Sowohl aus Gründen des Knickschutzes als auch aus ortsbildgestalterischen Gründen muss die Lärmschutzeinrichtung hinter dem Knick 

angeordnet werden. Auf diese Weise ist die Lärmschutzeinrichtung von der Pötrauer Straße aus kaum sichtbar. Das Abrücken des Lärmschutzes 

von der Lärmquelle ist hier von untergeordneter Bedeutung, es wird ein gleichwertiger Lärmschutz erreicht. 

Die Lärmschutzeinrichtung sollte dann, um eine größtmögliche Nutzbarkeit der Grundstücke auszuschöpfen direkt auf der Grenze des 

Knickschutzstreifens verlaufen und als Wand ausgebildet werden. Der Knickschutzstreifen umfasst eine Breite von 5 m. Eine Gründung des 

Bauwerks im Knickschutzstreifen stellt keine Beeinträchtigung dessen dar, da dieser ausreichend breit bemessen ist und bereits außerhalb der 

Baumkronen endet. Gleichzeitig stellt eine Lärmschutzwand einen bestmöglichen Knickschutz dar, da Müllablagerung, Rückschnittmaßnahmen 

und Bauen im Knick werden auf diese Weise unterbleiben. Eine Beeinträchtigung des Leitelementes Knick sowie des Lebensraumes Knick erfolgt 

durch die Wand nicht, da die angrenzenden Stadtvillen mit Parkplätzen ohnehin nur ein geringes Lebensraumpotenzial aufweisen.  

Aus Platzgründen sollte der Mauer gegenüber einem Wall der Vorzug eingeräumt werden, auch wenn sich diese gestalterisch weniger gut in das 

Ortsbild einfügt. Hier wird als Minimierungsmaßnahme die Anlage einer Gabionenwand vorgesehen. Hierbei handelt es sich um ein relativ 

natürliches Gestaltungselement, welches auch in Gärten zum Einsatz kommt. Gabionen stellen für Insekten und Kleintiere einen Lebensraum dar. 

.Aufgrund der relativ geringen Höhe von 2,50 m ist diese nur vom Erdgeschoss aus nicht überblickbar, gleichzeitig dient sie aber auch als 

Sichtschutz von außen. Aus gestalterischer Sicht kann eine Begrünung der Mauer mit Rankern und Mauerpflanzen erfolgen.  
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TEIL 1: Ziele, Grundlagen und Planungen 
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1. Allgemeines ......................................................................................................................................... 4 
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3. Anlass der Planung ............................................................................................................................. 5 
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5.1 Landesentwicklungsplan – LEP (2010) ............................................................................................... 7 
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6. Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen ..............................................12 
6.1 Art der baulichen Nutzung .................................................................................................................13 
6.2 Maß der baulichen Nutzung ..............................................................................................................13 

6.2.1 Höhe baulicher Anlagen, Anzahl der Vollgeschosse ........................................................13 
6.2.2 Bauweise und Baugrenzen ...............................................................................................14 
6.2.3 Grundflächenzahl (GRZ) ...................................................................................................15 
6.2.4 Stellplatzflächen und Nebenanlagen ................................................................................15 
6.2.5 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen i.d. Baugebieten ..................................................16 
6.2.6 Sozialer Wohnungsbau .....................................................................................................16 

6.3 Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen, ......................................................................................17 
6.4 Mit Rechten zu belastende Flächen ..................................................................................................17 
6.5 Sichtdreiecke .....................................................................................................................................17 
6.6 Grünordnung .....................................................................................................................................18 

6.6.1 Baumbestand ....................................................................................................................18 
6.6.2 Anpflanzungen von Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen .........................18 
6.6.3 Gesetzlich Geschützte Biotope (Knicks) ..........................................................................19 
6.6.4 Öffentliche Grünfläche „ Parkanlage“ ...............................................................................20 

6.7 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ...................................................................................20 
6.7.1 Festsetzungen ..................................................................................................................22 

6.8 Örtliche Bauvorschriften ....................................................................................................................23 
7. Verkehrserschließung .......................................................................................................................24 
8. Ver- und Entsorgung .........................................................................................................................24 
9. Archäologie, Altlasten, Kampfmittel...................................................................................................26 
 

TEIL 2: Umweltbericht  
(der Umweltbericht verfügt über ein eigenständiges Inhaltsverzeichnis) 
 
 
 

Anlagen: 

 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde Büchen, 
erstellt durch LAIRM CONSULT GmbH, 27.09.2016 

 Baugrunderkundung und –beurteilung, 
erstellt durch Ingenieurbürp Dipl.-Ing Torsten Pöhler 23.06.2016 
 
 
 
 

 
Hinweis: Das vollständige Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen mit Beschluss 
vom 29.11.2016 kann bei der Gemeinde Büchen eingesehen bzw. angefordert werden 
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1. Allgemeines 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen hat in ihrer Sitzung am 03.05.2016 den 

Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 55 für das Gebiet „nördlich der Pötrauer 

Straße“ sowie der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Diese wurden 

ortsüblich bekannt gemacht. 

 

Am … wurde durch den Bau-, Wege- und Umweltausschuss der Gemeinde Büchen eine 

Erweiterung der v.g. Geltungsbereiche in südlicher Richtung beschlossen, um die künftige 

Erschließung des Plangebietes planungsrechtlich vorzubereiten. 

 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Büchen stellt die Fläche des 

Plangebietes als Fläche für die Landwirtschaft dar. Um das Vorhaben des Bebauungsplanes 

Nr. 55 der Gemeinde Büchen umsetzen zu können, ist eine Änderung des derzeit wirksamen 

Flächennutzungsplanes erforderlich. 

Die Fläche der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Büchen ist 

deckungsgleich mit dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.55 der Gemeinde 

Büchen. 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes dem 

Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB. Der Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde 

Büchen wird im Parallelverfahren mit der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes gemäß 

§ 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt. 

 

Stand des Verfahrens 

Durch das Verfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB wird die Öffentlichkeit frühzeitig über die 

Inhalte der Planung informiert und kann sich hinsichtlich vorhandener Anmerkungen und 

Bedenken zu dem vorgestellten Vorhaben äußern. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB für den 

Bebauungsplan Nr. 55 wurde durch öffentliche Auslegung in der Zeit vom 06.03.2017 bis 

20.03.2017 durchgeführt. 

Das Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB dient der Sondierung (sog. Scoping), in dem 

Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit gegeben wird, sich u.a. 

zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Die 

eingegangenen planungsrelevanten Stellungnahmen und Hinweise werden im weiteren 

Planungsprozess geprüft und gegebenenfalls berücksichtigt. 

 

Am … wurde durch den Bau-, Wege- und Umweltausschuss der Gemeinde Büchen der 

Entwurfs- und Auslegungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 55 gefasst. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde am … ortsüblich bekannt 

gemacht. Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 

…. aufgefordert, ihre Stellungnahme abzugeben. Die Öffentlichkeit und die Behörden und 

Träger öffentlicher Belange hatten gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

Gelegenheit ihre Anregungen und Hinweise zur Planung im Zeitraum vom … bis … 

abzugeben. 

 

Gemäß §§ 1 und 1a sowie 2 und 2a BauGB ist eine Umweltprüfung (UP) durchzuführen, 

deren Ergebnisse in einem Umweltbericht (UB) dokumentiert werden; der Umweltbericht 
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bildet einen gesonderten Teil dieser Begründung (TEIL 2). Mit dieser Arbeit wurde das Büro 

BBS Greuner-Pönicke, Russeer Weg 54, 24111 Kiel, beauftragt. 

 

2. Gebietsbeschreibung: Größe und Standort in der Stadt sowie vorhandene 

Nutzung 

Die Gemeinde Büchen liegt am südöstlichen Randbereich des Kreises Herzogtum 

Lauenburg an der Landesgrenze zu Mecklenburg-Vorpommern am Elbe-Lübeck-Kanal 

zwischen den Bundesbahnstrecken Hamburg-Berlin und Lübeck-Lüneburg und gehört somit 

zum Amt Büchen. Innerhalb des Gemeindegebietes leben auf einer Fläche von 16,85 km² 

5.698 Einwohner (Stand 31.12.2014, Quelle: Statistikamt Nord). Neben dem durch 

Neubaugebiete und ausgewiesenen Gewerbe- und Industrieflächen in Teilbereichen 

städtisch anmutenden Büchen gehören die dörflich-ländlich geprägten Ortsteile Büchen-Dorf, 

Pötrau und Nüssau sowie die Siedlungen Steinkrug und Neu-Nüssau zur Gemeinde. 

 

Die Lage des Plangebietes kann dem dieser Begründung vorausgehenden Lageplan ent-

nommen werden. 

Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 11,3 ha von denen ca. 0,8 ha auf die 

Straßenverkehrsfläche der bestehenden „Pötrauer Straße“ entfallen. 

Das Gebiet wird wie folgt umgrenzt: 

 

- im Norden durch die Flurstücke 70/1, 74 sowie 59, 

- im Westen durch das Flurstück 65/4, 

- im Süden durch die Flurstücke 87/2, 88/2, 88/3, 92/3 sowie 61/4, 

- im Osten durch die Flurstücke 71/7, 71/8, 71/9 sowie 71/5. 

 

Die Fläche des Plangebietes umfasst eine landwirtschaftliche Fläche sowie einen Teil der 

Straßenverkehrsfläche der Pötrauer Straße (L 205), um einen Zufahrtsbereich in das 

künftige Quartier planungsrechtlich vorzubereiten. 

Die Fläche des geplanten Wohngebietes wird umlaufend von Grünstrukturen eingefasst. 

Südlich und westlich grenzen weitere landwirtschaftliche Flächen und im Osten die 

bestehende Wohnbebauung entlang des „Waldhallenwegs“ und des Marderwegs“ an das 

Vorhabengebiet an. Nördlich besteht der Schießstand des Schützenvereins Büchen und 

Umgebung e.V. sowie nordwestlich der  Friedhof Büchen-Pötrau.  

Die Fläche des künftigen Sickerbeckens im nordwestlichen Teil des Plangebietes wird 

bislang ebenfalls als landwirtschaftliche Fläche genutzt. Sie grenzt im Westen und Norden 

an bestehende Waldflächen sowie im Osten an den gemeindlichen Friedhof.  

Die zwei Bereiche des Geltungsbereiches werden durch den bestehenden Fuchsweg 

miteinander verbunden. 

 

3. Anlass der Planung 

Die Gemeinde Büchen liegt verkehrsgünstig an der A 24. Durch die gut ausgebaute Infra-

struktur besteht eine zeitnahe Anbindung nach Hamburg (ca. 45 min) sowie nach Berlin (ca. 

70 min) für den motorisierten Individualverkehr. Die zentrale Lage im Raum macht die Ge-

meinde Büchen zu einem wichtigen Verkehrsknotenpunkt im ländlichen Raum. 

Das in diesem Bereich sehr gut ausgebaute öffentliche Verkehrsnetz macht die Gemeinde 

Büchen zusätzlich zu einem sehr interessanten Wohnort. Besonders für Pendler besteht die 

Möglichkeit deren Arbeitsplatz in den umliegenden Städten innerhalb von kürzester Zeit zu 
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erreichen. Die regelmäßigen Abfahrtszeiten in die umliegenden Städte binden die Gemeinde 

optimal an die überregionalen Standorte an. 

Auch für Familien mit Kindern stellt die Gemeinde einen ansprechenden Wohnstandort dar. 

Die stark entwickelte soziale Infrastruktur bietet ein weites Feld an medizinischer Versorgung 

(Ärzte, Apotheken, Vorwerker-Diakonie/Tagesklinik), schulischer Ausbildungsmöglichkeiten 

(1.-13. Klasse, DAZ-Zentrum), die auch durch die umliegenden Gemeinden durch die gute 

Anbindung in Anspruch genommen werden kann. Das breite Freizeitangebot vom 

modernisierten Waldschwimmbad, über die Vielzahl an verschiedenen Sportangeboten und 

Vereinen vervollständigen das bestehende Angebot in der Gemeinde Büchen. 

 

Im Hinblick auf den gut angebundenen Pendlerwohnstandort, die bestehende soziale Infra-

struktur für Familien mit Kindern; ist eine stetige siedlungsstrukturelle Erweiterung der 

Gemeinde Büchen erforderlich, um kurz-, mittel- als auch langfristig die hohe Nachfrage 

nach Wohnflächen decken zu können. 

 

Weiterführende Erläuterungen zum Bedarf an Wohneinheiten in der Gemeinde Büchen sind 

dem Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen zu entnehmen, auf das an dieser 

Stelle verwiesen wird. Die Gemeindevertretung hat die entsprechenden Unterlagen am 

29.11.2016 beschlossen. 

 

4. Allgemeines Planungsziel 

Ziel der Planung ist es, die landwirtschaftlich genutzte Fläche entlang der Straße „Pötrauer 

Weg“ für eine zeitgemäße Wohnbaulandentwicklung baurechtlich vorzubereiten. 

Die Fläche des Geltungsbereiches wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 1 BauGB + § 4 BauNVO festgesetzt, um durch die neu zu entwickelnden Bebauungs-

möglichkeiten Wohnraum zu schaffen. Innerhalb des Geltungsbereiches wird die Möglichkeit 

der Errichtung von ca. 88 Einzel- bzw. Doppelhäusern [E/D] und 9 Mehrfamilienhäuser mit 

entsprechenden Nebenanlagen unter Berücksichtigung der bestehenden Gegebenheiten 

geschaffen. 

Die nordwestliche Fläche des Plangebietes dient der Entsorgung von anfallendem 

Oberflächenwasser innerhalb des Gebietes und wird entsprechend gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 

BauGB als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Sickerbecken 

festgesetzt. 

 

5. Rechtliche Rahmenbedingungen, übergeordnete planerische Vorgaben 

Die Gemeinden/Städte haben Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städte-

bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitpläne „Flächennutzungspläne“ 

(vorbereitende Bauleitplanung) und die „Bebauungspläne“ (verbindliche Bauleitplanung) sind 

die Steuerungsinstrumente der Gemeinde/Stadt für eine geplante städtebauliche Entwick-

lung des Gemeindegebietes. Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzu-

passen (§ 1 Abs. 3,4 BauGB). 

 

Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Region ergeben sich aus dem 

Landesentwicklungsplan (LEP) 2010 und aus dem Regionalplan für den Planungsraum I 

(Fortschreibung 1998). 

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Bauleitplanung aus den bestehenden Fach-

plänen zu berücksichtigen. 
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5.1 Landesentwicklungsplan – LEP (2010) 

Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Büchen die nachfolgenden Dar-

stellungen: 

 

 
Abbildung 1 Ausschnitt LEP 2010, 

Quelle: www.schleswig-holstein.de 

 Unterzentrum im ländlichen Raum 

 westlich einer Biotopverbundachse – 

Landesebene 

 westlich eines Naturparks  

(nachrichtliche Übernahme) 

 Lage innerhalb eines Entwicklungsraumes 

für Tourismus und Erholung 

 Kreuzungsbereich zweier Bahnstrecken  

 

Die Zentralen Orte und Stadtrandkerne sind Schwerpunkte für Infrastruktur- und Versor-

gungseinrichtungen sowie für die wohnbauliche und gewerbliche Entwicklung und sind als 

solche zu sichern und zu stärken. Das Zentralörtliche System soll sicherstellen, dass für alle 

Menschen im Land in zumutbarer Entfernung überörtliche Einrichtungen der Daseinsvor-

sorge erreichbar sind (2.2, 3Z/G, LEP 2010). 

 

Art und Umfang der zentralörtlichen Einrichtungen sollen die erwartete Bevölkerungsentwick-

lung und die wirtschaftliche Tragfähigkeit berücksichtigen. Bei Bedarf sollen Kooperationen 

mit anderen Zentralen Orten oder Gemeinden des eigenen oder anderer Verflechtungsberei-

che angestrebt werden (2.2, 5G, LEP 2010).  

 

Unterzentren stellen für die Bevölkerung ihres Verflechtungsbereichs die Versorgung mit Gü-

tern und Dienstleistungen des qualifizierten Grundbedarfs sicher. In dieser Funktion sind sie 

zu stärken und ihr Angebot ist bedarfsgerecht weiterzuentwickeln (2.2.3, 1Z, LEP 2010). 

 

Gemäß LEP können grundsätzlich in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut 

werden. (…) Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich 

von den Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab (2.5.2, 1G, LEP). 

Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Neue Wohnungen sind vor-

rangig auf bereits erschlossenen Flächen zu bauen. Bevor die Kommunen neue, nicht er-

schlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie noch vor-

handene Flächenpotenziale ausschöpfen können (2.5.2, 6Z, LEP). 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 den Vorgaben 

des Landesentwicklungsplanes indem sie ihrer Entwicklungsaufgabe als Unterzentrum 

nachkommt und zusätzlichen Wohnraum innerhalb des Gemeindegebietes schafft. 
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5.2 Regionalplan für den Planungsraum I (RP I) Fortschreibung 1998 

Die Regionalpläne beinhalten den langfristigen Entwicklungs- und Orientierungsrahmen für 

die räumliche Entwicklung des Planungsraumes aus überörtlicher Sicht. 

Der Regionalplan für den Planungsraum I (RP I) Schleswig-Holstein für die Kreise 

Herzogtum Lauenburg, Pinneberg, Segeberg und Stormarn enthält für die Gemeinde Büchen 

die nachfolgenden Darstellungen: 

 

 
Abbildung 2 Ausschnitt RP 1,  

Quelle: www.schleswig-holstein.de 

• Unterzentrum 

• Entwicklungs- und Entlastungsort 

• Büchen ist das baulich zusammenhängende   

  Siedlungsgebiet des zentralen Ortes Büchen 

 Das Plangebiet liegt innerhalb des baulich 

zusammenhängenden Siedlungsgebietes des 

zentralen Ortes Büchen 

• Büchen Dorf liegt im ländlichen Raum ohne   

  zentralörtliche Einstufung 

• Zwischen Büchen und Büchen-Dorf verläuft  

  ein Gebiet mit besonderer Bedeutung für   

  Natur und Landschaft (Gebiet mit besonderer  

  Bedeutung zum Aufbau eines Schutzgebiets-  

  und Biotopverbundsystems) sowie das  

  Naturschutzgebiet Stecknitz-Delvenau- 

  Niederung 

• Büchen-Dorf liegt innerhalb des Naturparks  

  „Lauenburgische Seen“  

• Gebiet mit besonderer Bedeutung für  

  Tourismus und Erholung 

• Zwei Bahnstrecken (Nord/Süd und West/Ost)  

  kreuzen sich in Büchen 

• Kreuzungspunkt zweier Landesstraßen  

  (L200/ L205) 

• Büchen-Bahnhof grenzt im Norden an ein  

  Sondergebiet Bund (besteht zwischenzeitlich  

  nicht mehr, jetzt FFH-Gebiet) 

 

 

Die Gemeinde Büchen ist Unterzentrum im strukturschwachen ehemaligen Zonenrandgebiet. 

Aufgrund ihrer guten Entwicklungsvoraussetzungen nach der Grenzöffnung und ihrer 

günstigen Lage im Kreuzungspunkt der Bahnlinien Hamburg – Berlin und Lübeck – Lüneburg 

soll sie künftig die Funktion eines Entwicklungs- und Entlastungsortes für den Verdichtungs-

raum Hamburg wahrnehmen. 

Dazu wird eine kontinuierliche wohnbauliche und industriell-gewerbliche Weiterentwicklung 

auch unter Ausnutzung der durch die A 24 Hamburg – Berlin und den Elbe-Lübeck-Kanal 

gegebenen Standortvorteile angestrebt. Zugleich soll der abschnittsweise Ausbau des neuen 

Ortszentrums mit Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen dazu beitragen, die 

zentralörtliche Funktion der Gemeinde zu stärken (RP I, 5.6.4). 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 den Vorgaben 

des Regionalplanes für den Planungsraum I indem sie durch das geplante Vorhaben 
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zusätzlichen Wohnraum in der Gemeinde schafft und somit ihre Funktion als Entwicklungs- 

und Entlastungsort für den Verdichtungsraum Hamburg wahrnimmt. 

 

 

5.3 Derzeit wirksamer Flächennutzungsplan 

 

 

Der derzeit wirksame Flächennutzungs-

plan der Gemeinde Büchen aus dem 

Jahr 1992 stellt das Plangebiet des Be-

bauungsplanes Nr. 55 als Fläche für die 

Landwirtschaft, als öffentliche Grünfläche 

Friedhof sowie als Landschaftsschutz-

gebiet dar.  

Alle Landschaftsschutzgebiete im Kreis-

gebiet wurden zwischenzeitlich aus 

formalen Gründen außer Kraft gesetzt. 

Entsprechend existiert kein Schutzstatus 

für diese Fläche. 

 

Um das Vorhaben des Bebauungsplanes 

Nr. 55 der Gemeinde Büchen umsetzen 

zu können, ist eine Änderung des derzeit 

wirksamen Flächennutzungsplanes er-

forderlich. 

Der Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde Büchen wird im Parallelverfahren mit der 23. 

Änderung des Flächennutzungsplanes gemäß § 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt. 

 

Die Gemeinde Büchen folgt mit der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes dem Entwick-

lungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB.  

 

 

5.4 Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen 

Die Gemeinde Büchen hat für ihr Gemeindegebiet ein Ortsentwicklungskonzept erarbeitet, 

welches eine Voruntersuchung für die künftige wohnbauliche und gewerbliche Entwicklung 

der Gemeinde darstellt. Das Ortsentwicklungskonzept wurde am 29.11.2016  durch die 

Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen beschlossen. 

 

Das Ortsentwicklungskonzept trifft für die Gemeinde Büchen folgende grundlegende 

Aussagen mit Blick auf die weitere erforderliche Siedlungsentwicklung. 

 

 

Abbildung 3 Ausschnitt derzeit wirksamer FNP,  
Quelle: Gemeinde Büchen 
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Abbildung 4 Übersichtskarte Gemeinde Büchen, Quelle: 
Gemeinde Büchen, 2016 
 

 Ortsentwicklungskonzept stellt die 

Grundlagenermittlung für zukünftige 

Planungen wie Zentraler Ort – 

Umlandkonzepte, Flächennutzungs- 

und Bebauungspläne, 

 Prüfung anhand von 
Luftbildauswertungen, einem Vor-Ort-
Abgleich sowie der Auswertung der 
bestehenden Bauleitplanungen und des 
Landschaftsplanes 

 

 Sehr gut ausgebautes Verkehrsnetz ( Mobilitätsdrehscheibe Büchen) 

 Stark entwickelte soziale Infrastruktur, weites Feld an medizinischer Versorgung (Ärzte, 
Apotheken, Vorwerker- Diakonie/Tagesklinik), vielfältige schulische 
Ausbildungsmöglichkeiten (1.-13. Klasse, DAZ- Zentrum) 

 Singualisierung und demographische Entwicklung im Wohnungsbau   
    Zuzug älterer Menschen aus dem dörflichen Umfeld 
 

Auszug Ortsentwicklungskonzept zur wohnbaulichen Entwicklung 

Die Gegenüberstellung des tatsächlichen Bestandes mit den hinsichtlich der 

Bevölkerungsentwicklung erforderlichen Wohneinheiten zeigt das starke Ungleichgewicht 

auf, das sich in den vergangenen Jahren auf dem Wohnungsmarkt der Gemeinde Büchen 

entwickelt hat. 

Bei einer gleichbleibenden Bevölkerungsentwicklung hätten bereits bis zum Jahr 2014 ca. 5 

ha zusätzliches Wohnbauland in der Gemeinde Büchen entwickelt werden müssen, um dem 

Wohneinheitenbedarf gerecht zu werden. Die Gegenüberstellung der tatsächlichen 

Entwicklung mit einer bedarfsgerechten Entwicklung belegt die bislang getroffenen Aussage 

zum bestehenden Defizit auf dem Wohnungsmarkt. Unter dem Gesichtspunkt der 

voranschreitenden Singualisierung sowie der damit verbundenen weiter ansteigenden Zahl 

von benötigten Wohnraum, liegt der Bedarf in der Gemeinde Büchen voraussichtlich noch 

deutlich über dem ermittelten Bedarf von 5 ha Wohnbauland.  

 

Die Gemeinde Büchen entspricht mit der Aufstellung der 23. Änderung des 

Flächennutzungsplanes sowie dem Bebauungsplan Nr. 55 den erarbeiteten Untersuchungen 

des gemeindlichen Ortsentwicklungskonzeptes, in dem sie dem nachweislich hohen Bedarf 

an Wohnraum nachkommt.  
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5.4.1 Plangebiet „Nördlich Pötrauer Straße“ – Potenzialfläche 1a 

 
Abbildung 5 Ausschnitt Ortsentwicklungskonzept,  

Quelle: Gemeinde Büchen, 2016 

 

Die Fläche des Plangebietes zum Be-

bauungsplan Nr. 55 wird als Fläche 1a im 

Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde 

Büchen dargestellt. Die v.g. Fläche am 

südwestlichen Siedlungsrand der 

Gemeinde Büchen, nördlich der Pötrauer 

Straße, stellt derzeit die bestgeeignetste 

Fläche für eine wohnbauliche Entwicklung 

innerhalb des Gemeindegebietes dar. 

Der Innenbereich der Gemeinde Büchen 

weist keine größeren Freiflächen auf, die 

für eine wohnbauliche Entwicklung in dem 

derzeit erforderlichen Rahmen zur Ver-

fügung stehen. 

Einfamilien- sowie Mehrfamilienhäuser konnten in den vergangenen Jahren nicht im 

ausreichenden Umfang entwickelt werden, da der Zugriff auf die Potenzialflächen im 

Innenbereich der Gemeinde aufgrund bestehender Eigentumsverhältnisse nicht gegeben 

war. Eine Entwicklung an den Siedlungsrändern der Gemeinde Büchen wurde bis zu einer 

„baulichen Ausschöpfung“ des Innenbereichs mit Verweis auf den Grundsatz 

Innenentwicklung vor Außenentwicklung seitens des Kreises Herzogtum Lauenburgs 

gebremst. Die Gemeinde Büchen sah sich somit in den vergangenen Jahren 

handlungsunfähig eine Entwicklung des Wohnungsmarktes in der Gemeinde vornehmen zu 

können. Um dieses sich stark entwickelte Defizit ausgleichen zu können, ist eine aktive 

Wohnbauflächenentwicklung seitens der Gemeinde Büchen gefordert. 

Somit ist eine Erweiterung des bestehenden Siedlungskörpers für die Gemeinde Büchen die 

einzig mögliche Vorgehensweise, um zusätzlichen Wohnraum zu schaffen.  

 

Hinsichtlich der Anbindung an die bestehende Infrastruktur der Gemeinde weist das 

Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 55 geringe Entfernungen zum zentralen Bereich von 

Büchen auf. Durch die relativ geringe Entfernung zum Bahnhof der Gemeinde Büchen als 

Mobilitätsdrehscheibe zur überregionalen Infrastruktur, wird das Plangebiet als 

Wohnstandort für Pendler gestärkt. 

 

Auf die ausführlichen Erläuterungen zur wohnbaulichen Entwicklung im Rahmen des Orts-

entwicklungskonzeptes wird verwiesen. 
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Abbildung 6 Auszug Ortentwicklungskonzept Büchen 2016, Quelle: Gemeinde Büchen 

 

 

6. Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen 

Sämtliche Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 55 sind darauf ausgerichtet, dass sich 

die baulichen Anlagen des Allgemeinen Wohngebietes (WA) in das vorhandene Ortsbild 

sowie in die Umgebung einfügen, ohne diese zu beeinträchtigen. 
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6.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO) 

 

Allgemeine Wohngebiete 1 bis 3 (WA 1 bis 3) 

Für den östlichen Bereich des Plangebietes des Bebauungsplanes Nr. 55  wird ein 

Allgemeines Wohngebiet (WA)  gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) sind nicht störende Handwerks-

betriebe und Anlagen für sportliche Zwecke sowie die ausnahmsweise zulässigen 

Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebe-

triebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht zulässig. Die der 

Versorgung des Gebietes dienenden Schank- und Speisewirtschaften sind ausnahmsweise 

zulässig. 

Ein Allgemeines Wohngebiet (WA) dient vorwiegend dem Wohnen. Diese vorgenommenen 

Ausschlüsse sind notwendig, um dem städtebaulichen Ansatz eines Allgemeinen Wohnge-

bietes (WA), das sich harmonisch in die direkte Umgebung einfügt, zu folgen. Zudem wird 

die unmittelbar nachbarschaftliche Bebauung der Straßen „Marderweg“ und „Waldhallenweg“  

überwiegend wohnbaulich genutzt, sodass die v.g. ausgeschlossenen Nutzungen als störend 

empfunden werden und damit zu Problemen führen könnten. Gartenbaubetriebe und 

Tankstellen wären in unmittelbarer Umgebung zur Wohnbebauung aufgrund der Öffnungs-

zeiten, sowie des verursachten Ziel- und Quellverkehrs durch Kunden und der Anlieferungs-

zeiten gerade in den Abend- und Nachtstunden beeinträchtigende Schallimmissionen für die 

angrenzende Wohnbebauung. 

 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Allgemeine Wohngebiet (WA) wird in drei Bereiche mit differenzierten Festsetzungen 

zur zulässigen Grundflächenzahl (GRZ), Bauweise, Zahl der Vollgeschosse sowie zu-

lässigen Gebäudehöhe gegliedert, um die Gebäude an die unterschiedlichen Eigenheiten 

der Umgebung optimal anzupassen. Durch die Gliederung des Plangebietes besteht die 

Möglichkeit im Nahbereich der Pötrauer Straße eine höhere Zahl an Wohneinheiten 

entstehen zu lassen und so dem Bedarf nach Wohnraum in der Gemeinde Büchen gerecht 

zu werden. 

 

6.2.1 Höhe baulicher Anlagen, Anzahl der Vollgeschosse 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie § 16 Abs. 2 + 3, § 18 und § 20 BauNVO) 

 

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) werden maximal festgesetzte 

Gebäudehöhen (GH) durch die Höhenangabe über Normalnull (ü.NN) festgesetzt. Sie darf 

ausnahmsweise durch technische Anlagen (Schornsteine, Antennenanlagen, Lüftungs-

anlagen, Aufzugsüberfahrten) um maximal 1,00 m überschritten werden. 

Die einheitliche Wahl der Höhenfestsetzungen über Normalnull (ü.NN) wird gewählt, um zu 

gewährleisten, dass sich die geplanten Gebäude in ihrer Gebäudehöhe über Normalnull 

(ü.NN.), trotz der möglicherweise bewegten Topografie an die bestehenden Wohngebäude, 

anpassen. 

Die Festsetzung von unterschiedlichen Höhenbezugspunkten (HBP) ist nur schwer umsetz-

bar, da selbst eine geringfügige Verschiebung der jeweiligen Höhenbezugspunkte bereits 

deutlich andere Gebäudehöhen ergeben würden. Die maximale Höhenfestsetzung über 

Normalnull (ü.NN) lässt sich eindeutig nachvollziehen und einhalten. 
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Die festgesetzten Gebäudehöhen innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA 1 

und 2) über Normalnull (ü.NN.) entsprechen einer realen Gebäudehöhe von ca. 9,00 m über 

der Geländeoberfläche. Die getroffene Höhenfestsetzung ermöglicht die Umsetzung von 

Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern. 

Die festgesetzten Firsthöhen innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) über 

Normalnull (ü.NN.) entsprechen einer realen Gebäudehöhe von ca. 10,50 m über der 

Geländeoberfläche. Die etwas großzügigere maximal zulässige Höhenfestsetzung für die 

südliche Teilfläche des Plangebietes ermöglicht die Umsetzung einer höheren Zahl an 

Wohnungen in den geplanten Mehrfamilienhäusern, um dem Wohnraumbedarf der 

Gemeinde Büchen nachzukommen. 

Durch die Größenbeschränkung wird sichergestellt, dass sich die künftige Bebauung in die 

Umgebung der angrenzenden Wohngebiete einfügt ohne diese zu beeinträchtigen. 

Für die Flächen der Allgemeinen Wohngebiete 2 und 3 (WA 2 und 3) wird die Zahl der 

Vollgeschosse zusätzlich begrenzt, um sicherzustellen, dass die künftige Bebauung 

innerhalb der Quartiere nicht zu massiv wirkt. Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 1 

(WA 1) wird auf die Festsetzung einer zulässigen Zahl von Vollgeschossen verzichtet. Die 

künftigen Grundstücke in diesem Bereich weisen größere Flächen auf, weshalb eine 

Begrenzung der maximalen Gebäudehöhe eine ausreichende Regelung darstellt.  

 

6.2.2 Bauweise und Baugrenzen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 + 23 BauNVO)  

 

Als Bebauung für das Allgemeine Wohngebiet 2 (WA 2) im zentralen Teil des östlichen 

Plangebietes wird eine offene Bauweise [o] festgesetzt.  

Somit besteht für die künftigen Bauherren die Möglichkeit sowohl Einzel- und Doppel- als 

auch Reihenhäuser mit einer Gebäudelänge von bis zu 50,0 m unter Berücksichtigung der 

gesetzlich vorgegebenen Grenzabstände zu errichten. In den Allgemeinen Wohngebieten 1 

und 2 (WA 1 und 2) sind maximal zwei (2) Wohnungen pro Einzelhaus und maximal eine (1) 

Wohnung pro Doppelhaushälfte bzw. Reihenhausscheibe  zulässig.  

Diese Festsetzung wird vorgenommen, um in Verbindung mit der festgesetzten Grund-

flächenzahl (GRZ) von 0,3 eine zu massive Bebauung innerhalb des Quartiers auszu-

schließen.  

Um den künftigen Bauherren innerhalb des Geltungsbereiches eine möglichst große Flexibili-

tät in der Wahl ihrer Gebäudestellung zu gewährleisten, werden innerhalb des Allgemeinen 

Wohngebietes 1 und 2 (WA 1 und 2) grundstücksübergreifende überbaubare Grundstücks-

flächen (Baufenster) festgesetzt. Zum Schutz der bestehenden Knickstrukturen am nörd-

lichen Rand des Allgemeinen Wohngebietes 1 weisen die künftigen Baufenster in diesem 

Bereich ausreichenden Abstand zu ihnen auf, um sie vor Beeinträchtigungen zu schützen. 

 

Für die Allgemeinen Wohngebiete 1 und 3 (WA 1 und 3) wird eine abweichende Bauweise 

[a] festgesetzt. In der abweichenden Bauweise gelten die Vorschriften der offenen Bauweise 

mit der Maßgabe, dass innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 1 (WA 1) Gebäudelängen 

über 20,0 m  und innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 über 30,0 m nicht zulässig 

sind.  

Die so sichergestellten offenen Bereiche zwischen der künftigen Bebauung innerhalb des 

Allgemeinen Wohngebietes 1 (WA 1) entlang des bestehenden Knicks im Bereich des 

Fuchsweges gewährleisten eine dauerhafte Besonnung der Knickstrukturen (vgl. TEIL II, 

Umweltbericht). 
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Durch eine Begrenzung der maximalen Gebäudelänge innerhalb des Allgemeinen 

Wohngebietes 3 (WA 3) wird eine zu massive Bebauung entlang der Pötrauer Straße 

ausgeschlossen. 

 

Für das Allgemeine Wohngebiet 3 (WA 3) entlang der Pötrauer Straße werden ebenfalls 

grundstücksübergreifende Baufenster festgesetzt. Es ist beabsichtigt in dem v.g. Bereich die 

Möglichkeit zur Errichtung von Mehrfamilienhäusern planungsrechtlich vorzubereiten.  

Durch die großzügig festgesetzten Baufenster können die künftigen Gebäude mit einer 

höheren Zahl von Wohnungen optimal zu den erforderlichen Stellplatzanlagen errichtet 

werden und die Fläche somit bestmöglich ausgenutzt werden. 

6.2.3 Grundflächenzahl (GRZ) 

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1 und 2) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) 

von 0,3 festgesetzt. Diese Beschränkung wird vorgenommen, um ein einheitliches, 

geordnetes und lockeres Siedlungsbild zwischen dem neuen Wohngebiet und der Bebauung 

in der Straße „Marderweg“ sowie der Straße „Waldhallenweg“ zu schaffen. 

Diese Festsetzung entspricht in etwa den unmittelbar angrenzenden bestehenden Einzel-

hausgrößen entlang des „Marderweges“ und des „Waldhallenweges““ und bleibt unterhalb 

der durch § 17 BauNVO festgesetzten Obergrenze für Allgemeine Wohngebiete (WA) von 

0,4. 

 

Für das Allgemeine Wohngebiet 3 (WA 3) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festge-

setzt. Innerhalb der v.g. Fläche ist die Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit einer er-

höhten Zahl an Wohnungen geplant, um den Bedarf nach Wohnraum innerhalb der 

Gemeinde Büchen nachzukommen. Um die Wohnbaufläche im Bereich der Pötrauer Straße 

durch den Bau von Mehrfamilienhäusern mit einer erhöhten Zahl an Wohnungen und den 

entsprechenden Nebenanlagen bestmöglich auszunutzen, ist eine Begrenzung der Grund-

flächenzahl (GRZ) auf 0,4 in diesem Teilbereich des Plangebietes vertretbar. 

6.2.4 Stellplatzflächen und Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 

 

Stellplätze 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA 1 und 2) ist auf dem Grundstück je 

Wohneinheit eine mindestens 12 m² große Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen 

und Gemeinschaftsanlagen als Aufstellfläche für Pkw zu errichten. 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist auf dem Grundstück je Wohneinheit 

eine mindestens 18 m² große Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 

Gemeinschaftsanlagen als Aufstellfläche für Pkw zu errichten. 

Um ein ungeordnetes Parken entlang der Planstraßen des Plangebietes zu minimieren, sind 

im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete 1 bis 3 (WA 1 bis 3) Mindestgrößen für die 

Aufstellflächen von Pkw zur Zahl der Wohneinheiten zu errichten. Durch die v.g. Festsetzung 

wird sichergestellt, dass der Großteil der innerhalb des Plangebietes parkenden Fahrzeuge 

auf den privaten Grundstücksflächen untergebracht wird. 

Den Flächen des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) wird aufgrund der höheren Zahl an 

Wohneinheiten ein geringfügig erhöhter Bedarf an Stellplätzen zugewiesen. 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist eine Überschreitung der zulässigen 

Grundflächenzahl (GRZ) durch Stellplätze, überdachte Stellplätze (sog. Carports), Neben-
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anlagen, Garagen sowie deren Zufahrten und genehmigungsfreie bauliche Anlagen gemäß 

LBO bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 zulässig. 

Der südliche Teil des Plangebietes entlang der Pötrauer Straße dient der Errichtung von 

Gebäuden mit einer erhöhten Zahl an Wohneinheiten. Um in diesem Bereich eine aus-

reichende Anzahl von Stellplätzen sowie den weiteren erforderlichen Nebenanlagen auf den 

Grundstücken errichten zu können, ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächen-

zahl (GRZ) durch Stellplätze, überdachte Stellplätze (sog. Carports), Nebenanlagen, 

Garagen sowie deren Zufahrten und genehmigungsfreie bauliche Anlagen gemäß LBO 

erforderlich. 

 

Ergänzend zu den herzustellenden Stellplätzen auf den privaten Grundstücken sieht die 

Erschließungsplanung  die Errichtung von öffentlichen Parkplätzen im entlang des 

Straßenraumes innerhalb des Plangebietes vor. Auf eine Verortung der geplanten Parkplätze 

wird mit Blick auf undefinierte Lage der künftigen Grundstückszufahrten verzichtet. 

  

6.2.5 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen i.d. Baugebieten 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

 

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1 und 2) sind maximal zwei (2) Wohnungen 

pro Einzelhaus [E] und maximal eine (1) Wohnung pro Doppelhaushälfte bzw. Reihenhaus-

scheibe zulässig. 

Die Fläche des Plangebietes ist in zwei Bereiche gegliedert, um eine Mischung ver-

schiedener Wohnformen innerhalb des künftigen Quartiers umsetzen zu können. 

Die Gebäude entlang der Pötrauer Straße sind zur Schaffung einer höheren Anzahl an 

Wohnungen vorgesehen. Durch ein höheres Maß der baulichen Nutzungen können die 

Grundstücke bestmöglich ausgenutzt werden, was dem Bedarf an kleineren Wohnungen in 

der Gemeinde Büchen entspricht. Eine Beschränkung der Zahl der Wohneinheiten wird für 

die Einzelhäuser [E] des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) nicht vorgegeben, da durch 

die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) in Verbindung mit der zulässigen Gebäudehöhe 

(GH) eine zu massive Bebauung auf den v.g. Flächen ausgeschlossen werden kann. 

Der nördliche Teil des Plangebietes gliedert sich kleinteiliger in eine mögliche Kombination 

von Einzel, Doppel- und Reihenhäusern. Der Bereich liegt durch die geplanten 

Mehrfamilienhäuser etwas rückwärtiger zur Pötrauer Straße und stellt sich somit ruhiger dar, 

als bei einer unmittelbaren Lage an der Landesstraße 205. Um den Charakter der klein-

teiligeren nördlichen Fläche beizubehalten und die Errichtung von Mehrfamilienhäusern in 

diesem Bereich zu vermeiden, wird für die Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA 1 und 2) 

eine höchstzulässige Zahl von Wohneinheiten für die künftigen Gebäude festgesetzt. 

6.2.6 Sozialer Wohnungsbau 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist bei der Errichtung der Gebäude 

mindestens eine Wohneinheit bzw. 15% der Wohnfläche mit Wohnungen zu erstellen, die mit 

Mitteln der sozialen Wohnraumförderung errichtet werden können. 

Um innerhalb des Plangebietes bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, ist für das Allgemeine 

Wohngebiet 3 (WA 3) entlang der Pötrauer Straße ein prozentualer Anteil der künftigen 

Wohnbebauung als sozialer Wohnraum vorzusehen.  

Die Gemeinde Büchen sieht sich dem Erfordernis gegenüber der starken Nachfrage nach 

kostengünstigen und barrierefreien Wohnraum nachzukommen. In den vergangenen Jahren 



Kurzbegründung des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen 
____________________________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________________ 
GSP Ingenieurgesellschaft mbH • 23843 Bad Oldesloe 

 

 

17 

konnte sozialer Wohnungsbau in der Gemeinde aufgrund fehlender Baugrundstücke in ge-

eigneter zentraler Lage nur in geringem Maße errichtet werden. Der immer weiter steigende 

Zuzug in die Gemeinde von älteren Menschen aus dem dörflichen Umland steigert das Er-

fordernis bauliche Entwicklung vorzunehmen. Ebenso durch die Nachfrage von berufstätigen 

Pendlern mit geringerem Einkommen, die auf dem Wohnungsmarkt der Hansestadt Ham-

burg aufgrund der enorm gestiegenen Immobilienpreise keine Möglichkeit sehen passenden 

Wohnraum zu bekommen, erhöht den Druck auf gut angebundene Gemeinden in der Metro-

polregion Hamburg, wie Büchen, besonders. 

 

6.3 Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen,  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 

 

Sickerbecken 

Die nordwestliche Fläche des Plangebietes wird als Fläche für Versorgungsanlagen mit der 

Zweckbestimmung Sickerbecken festgesetzt. Dieser Teil des Plangebietes dient der 

künftigen Oberflächenentwässerung des Plangebietes (vgl. Ziff. 8). 

Die v.g. Fläche weist einen Abstand von 10,0 m zu den westlich bestehenden 

Waldstrukturen auf, um eine gegenseitige Beeinträchtigung der Nutzungen zu vermeiden. 

Die festgesetzte Fläche des Sickerbeckens wird ausreichend groß dimensioniert um es 

naturnah zu gestalten und so in das Landschaftsbild der Umgebung einzubinden. 

Aufgrund der bestehenden Entfernung sowie örtlichen Topografie ist eine Beeinträchtigung 

des westlich bestehenden Friedhofes nicht zu erwarten. 

 

Trafostation 

Im Bereich der zentralen öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage wird 

eine Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Trafostation 

festgesetzt, um die künftige Energieversorgung des Plangebietes zu gewährleisten (vgl. Ziff. 

8). 

 

6.4 Mit Rechten zu belastende Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 

 

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht, Allgemeines Wohngebiet 2 (WA 2) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 2 (WA 2) wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

zu Gunsten der Anlieger sowie der Versorger festgesetzt. Die v.g. Fläche stellt die 

Erschließung der rückwärtigen Grundstücke innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 2 

(WA 2) sicher. 

 

Fahr- und Leistungsrecht, Allgemeines Wohngebiet 3 (WA 3) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) wird im südlichen Bereich der 

Grundstücke ein Geh- und Fahrrecht zu Gunsten der Gemeinde Büchen festgesetzt. Die v.g. 

Fläche dient der Unterhaltung sowie der Wartung der erforderlichen aktiven Lärmschutz-

maßnahmen entlang der Pötrauer Straße (L 205). 

 

6.5 Sichtdreiecke 

Die von der Bebauung freizuhaltenden Grundstücksflächen im Bereich der Sichtdreiecke 

sind von jeglichen baulichen Anlagen freizuhalten. Bepflanzungen und Einfriedungen von 

mehr als 0,70 m Höhe sind unzulässig. Die Höhe wird von der Straßenverkehrsfläche, die an 

das jeweilige Grundstück angrenzt, gemessen. 
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Sichtdreiecke innerhalb des Plangebietes im Bereich der Planstraße werden im Teil (A) 

Planzeichnung dargestellt. Diese Festsetzungen sind erforderlich, um die erforderlichen 

Sichtbeziehungen der Verkehrsteilnehmer zu gewährleisten, die einen sicheren Ver-

kehrsablauf innerhalb des Plangebietes ermöglichen. 

 

6.6 Grünordnung 

Die grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen 

sind darauf ausgerichtet sich an die Umgebung anzupassen und wenn möglich gleichzeitig 

die schützenswerten Bestandteile innerhalb des Plangebietes zu sichern und dauerhaft zu 

erhalten. 

6.6.1 Baumbestand 

Der Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde Büchen überplant eine bislang landwirtschaftlich 

genutzte Fläche. Aufgrund der Nutzung bestehen auf der Fläche des Plangebietes keine 

Gehölzstrukturen.  

Die Randbereiche des Vorhabengebietes sind durch Knickstrukturen mit Überhältern 

gesäumt. Die bestehenden Knickstrukturen werden entsprechend ihres Bestandes in der 

Planzeichnung (Teil A) dargestellt und entsprechend zum Erhalt festgesetzt. Die  

bestehenden Überhälter sind als Bestandteil der Knickstrukturen gleichzeitig geschützt. Eine 

zusätzliche Festsetzung als zu erhaltende Bäume ist nicht erforderlicher. 

Im Bereich der Pötrauer Straße sowie am westlichen Geltungsbereichsrand werden die 

Bäume soweit dies möglich ist in die Planungen der künftigen Wohnbauflächen einbezogen 

und zum Erhalt festgesetzt. 

Die zu erhaltenen festgesetzten Bäume und Anpflanzungen sind auf Dauer zu erhalten. 

Ausgefallene Gehölze sind umgehend im Geltungsbereich mit Neupflanzungen von Bäumen, 

die einen Stammumfang von mind. 16-18 cm haben, zu ersetzen. 

 

6.6.2 Anpflanzungen von Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

 sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 Abs. Abs. 1 Nr. 25 a + b BauGB) 

 

Straßenbäume 

Im Straßenraum sind Pflanzinseln mit Bäumen anzulegen. Für die Bepflanzung sind groß-

kronige Laubbaumarten in der Qualität: Hochstamm 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, 18-20 cm 

Stammumfang zu verwenden und dauerhaft zu erhalten. Es ist eine Pflanzscheibe von mind. 

15 m² unversiegelt zu lassen und zu begrünen. Festgesetzte Anzahl 16 Stück. 

Um eine Durchgrünung des künftigen Straßenraumes und somit des gesamten Plangebietes 

zu gewährleisten, werden für das Plangebiet eine Zahl von Straßenbäumen festgesetzt. 

Zugunsten der Flexibilität der künftigen Grundstückszufahrten wird auf eine Verortung der zu 

pflanzenden Straßenbäume verzichtet. 

 

Private Grundstücksflächen 

Je 400 m² Grundstücksfläche ist mind. ein einheimischer Laubbaum mit einem Stamm-

umfang von mind. 14 - 16 cm oder ein hochstämmiger Obstbaum mit einer Stammhöhe von 

160 - 180 cm und einem Stammumfang ab 7 cm zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten. 
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Am westlichen Rand der Allgemeinen Wohngebiete 1 und 3 (WA 1 und 3) sowie am 

östlichen Rand des Allgemeinen Wohngebietes 2 (WA 2) sind Umgrenzungen von Flächen 

zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der 

Grundnutzung private Grünfläche Gestaltungsgrün festgesetzt. Diese Bereiche sehen eine 

Abgrenzung der geplanten Wohnbauflächen in die freie Landschaft sowie zur angrenzenden 

Wohnbebauung am Waldhallenweg vor. In Verbindung mit den zu pflanzenden Laubbäumen 

auf den privaten Grundstücksflächen wird eine gleichmäßige Durchgrünung des gesamten 

Plangebietes erzielt. 

 

Die am östlichen Geltungsbereichsrand bestehenden Gehölzstrukturen werden als 

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen, zum Anpflanzen und für die 

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der Grundnutzung 

private Grünfläche Gestaltungsgrün festgesetzt, einen optischen Abstand zu der 

bestehenden Wohnbebauung am Waldhallenweg sicherzustellen. 

 

Gehölzstrukturen 

Für eine verkehrssichere Errichtung des Kreisverkehrsplatzes und weiterführende Anbindung 

ist eine Verschwenkung der bestehenden Verkehrsführung des Frachtweges erforderlich. 

Die Zwischen der Pötrauer Straße (L 205) und der künftigen Verkehrsfläche des 

Frachtweges bestehenden Gehölzstrukturen werden als Umgrenzung von Flächen mit 

Bindungen für Bepflanzungen, zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der Grundnutzung öffentliche Grünfläche 

Gestaltungsgrün festgesetzt. Die bestehen Grünstrukturen sind zu erhalten und die 

festgesetzte Fläche durch geeignete Bepflanzungen zu ergänzen. 

 

6.6.3 Gesetzlich Geschützte Biotope (Knicks) 

In den Randbereichen des Geltungsbereiches verlaufen gesetzlich geschützte Knick-

strukturen gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 1 Ziffer 4 LNatSchG.  

 

Für zu erhaltende Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen und Aufsetzarbeiten so 

durchzuführen, dass der Charakter und Aufbau des Knicks erhalten bleibt bzw. gefördert 

wird. Vorhandene Lücken der zu erhaltenden Knicks sind durch die im Umweltbericht ge-

nannten Arten zu schließen. 

Innerhalb des Knickschutzstreifens sind bauliche Anlagen jedweder Art zu unterlassen, 

ebenso unzulässig sind Veränderungen von Relief und Boden wie Abgrabungen, Auf-

schüttungen, Versiegelungen. Die Knickschutzstreifen sind durch eine jährliche Mahd (ab 

September) extensiv zu pflegen. 

 

Ein Knickdurchbruch in der Breite der künftigen Planstraße im südlichen Teil des Vorhaben-

gebietes zur Erschließung des Quartiers ist erforderlich. Die erforderlichen Ausgleichsmaß-

nahmen werden im Laufe des weiteren Verfahrens ermittelt. Die Knicks werden als nach-

richtliche Übernahme gemäß § 9 Abs. 6 BauGB übernommen. Das Schutzobjekt umfasst 

den Knickwall inkl. eines 0,5 m breiten Knicksaums. 

 

Erhebliche Beeinträchtigungen der Knicks können gemäß den Durchführungsbestimmungen 

zum Knickschutz v. 11.06.2013 (Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 2013, Kapitel 4) u.a. durch einen aus-

reichenden Abstand zu der geplanten Bebauung (= Baugrenze) vermieden werden.  
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Sowohl im südlichen Plangebiet als auch im nördlichen weisen die festgesetzten Bau-

grenzen ca. 10,0 m Abstand zu dem gesetzlich geschützten Knickbestand auf.  

 

6.6.4 Öffentliche Grünfläche „ Parkanlage“ 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 

 

Die zentrale Grünfläche ist als innerörtliche Parkanlage mit Spiel- und Aufenthaltsbereichen 

anzulegen und zu unterhalten. Die Bepflanzung erfolgt bevorzugt mit heimischen Laub-

gehölzen, Versiegelungen sind nur kleinflächig zulässig. Die gleichzeitige unterirdische 

Nutzung zur Versickerung ist ebenfalls zulässig. 

Im Zentralen Bereich des Plangebietes wird eine öffentliche Grünfläche mit der Zweck-

bestimmung Parkanlage festgesetzt. 

Die v.g. Fläche stellt aufgrund ihrer gut erreichbaren Lage eine Begegnungsstätte innerhalb 

des Plangebietes sowie eine Verbindungsfunktion zwischen den einzelnen Bereichen dar. 

Die festgesetzte Fläche trägt zur Auflockerung des Gebietes und somit zu einer Steigerung 

der Aufenthaltsqualität bei. 

 

Südlich der Straße Fuchsweg ist entlang der bestehenden Knickstruktur eine öffentliche 

Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage festgesetzt. Durch die Anordnung wird 

eine Pufferfläche zwischen der Bebauung des Allgemeinen Wohngebietes 1 (WA 1) und der 

gesetzlich geschützten Knickstruktur geschaffen, um diese vor einer Beeinträchtigung zu 

schützen. 

 

6.7 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen ist durch 

das Büro LAIRM CONSULT eine schalltechnische Untersuchung erstellt worden. Das voll-

ständige Gutachten liegt der Begründung als Anlage bei. 

Aufgrund der unmittelbaren Lage des Plangebiets an der Pötrauer Straße (L 205) ist ein 

Schutz der künftigen Wohneinheiten vor dem auftretenden Verkehrslärm erforderlich. 

Im Laufe es weiteren Verfahrens wird die genaue Lage der Schallschutzmaßnahmen mit 

Blick auf den Schutzstatus der entlang der Pötrauer Straße verlaufenden Knickstrukturen 

abgestimmt. Zum Schutz der künftigen Bebauung ist die Errichtung von aktiven Lärmschutz-

maßnahmen innerhalb der Anbauverbotszone im Bereich der L 205 erforderlich. 

Das Gutachten wird bei einer Veränderung der Lage im Laufe des weiteren Verfahrens ent-

sprechend angepasst. 

 

Auszug schalltechnische Untersuchung (Anlage) 

Die Gemeinde Büchen plant mit der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes und mit der 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 

wohnbauliche Entwicklung am südwestlichen Siedlungsrand zu schaffen. 

Die Gebietsausweisung ist als Allgemeines Wohngebiet vorgesehen. 

Die in Aussicht genommene Fläche befindet sich nördlich der Pötrauer Straße (L 205) und 

westlich der vorhandenen Wohnbebauung am Waldhallenweg. Nördlich des Plangeltungs-

bereiches befindet sich das Schützenhaus mit einem offenen Schießstand. 

Im Osten in etwa 900 m Entfernung zum Plangebiet befinden sich die DB-Strecken Hamburg 

– Berlin und Büchen – Lübeck. 
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Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Einwirkungen des Straßen- und 

Schienenverkehrslärms sowie des Anlagenlärms des offenen Schießstandes auf das Plan-

gebiet und die Auswirkungen des B-Plan-induzierten Zusatzverkehrs untersucht. 

Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von Anlagen auf die TA Lärm, so dass die 

Immissionen aus Anlagenlärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt werden. 

Für den Verkehrslärm kann sich gemäß DIN 18005, Teil 1 „Schallschutz im Städtebau“ die 

Beurteilung auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV 

(„Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren. 

 

Schießlärm 

Das Plangebiet ist durch Schießlärm von der Schießanlage des Schützenvereins Büchen 

und Umgebung von 1912 e.V. belastet. Zur Ermittlung der Geräuschimmissionen wurden 

Schallpegelmessungen auf Grundlage der TA Lärm in Verbindung mit der VDI 3745, Blatt 1 

durchgeführt. 

Zusammenfassend ergibt sich, dass für den regelmäßig stattfindenden Betrieb der Immis- 

sionsrichtwert für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags innerhalb des Plangeltungs-

bereiches deutlich eingehalten wird. Für Wettkämpfe wird der Immissionsrichtwert für 

Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags ebenfalls sicher eingehalten. 

Insgesamt ist der Betrieb des Schießstandes mit dem Schutz der geplanten Wohnbebauung 

verträglich. Weitergehende Maßnahmen zum Lärmschutz sind nicht erforderlich. 

 

 

Verkehrslärm 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm 

berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm auf der Pötrauer Straße sowie die 

Schienenstrecke Hamburg – Berlin und die Bahnstrecke Büchen – Lübeck berücksichtigt. 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte gemäß 16. BImSchV (2014) auf Grundlage 

der Rechenregel der RLS-90 und der Anlage 2 und 16. BImSchV (2014) für den 

Schienenverkehrslärm. 

Der Plangeltungsbereich wird maßgeblich durch die Belastungen aus Straßenverkehrslärm 

bestimmt. 

Im vorliegenden Fall ist durch die Änderung des Bebauungsplanes mit Zunahmen unterhalb 

der Erheblichkeitsschwelle zu rechnen, so dass sich der B-Plan-induzierte Zusatzverkehr 

nicht beurteilungsrelevant verändert. 

Der Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags wird bis zu einem 

Abstand von etwa 81 m zur Straßenmitte der Pötrauer Straße überschritten. Der Immissions-

grenzwert von 59 dB(A) tags wird im Süden des Plangeltungsbereiches bis zu einem Ab-

stand von 45 m zur Straßenmitte der Pötrauer Straße überschritten. 

Im Nachtzeitraum wird der Orientierungswert Nacht von 45 dB(A) im gesamten Plan-

geltungsbereich überschritten. Der Immissionsgrenzwert nachts von 49 dB(A) für Allgemeine 

Wohngebiete wird überwiegend im Plangeltungsbereich überschritten. Im nordwestlichen 

Bereich ab einem Abstand von etwa 70 m zur Straßenmitte der Pötrauer Straße wird der 

Immissionsgrenzwert nachts eingehalten. 

Ergänzend  wurde geprüft, ob mit baulichem Lärmschutz die Immissionsgrenzwerte einge-

halten werden können. Schutzmaßnahmen in Form von aktivem Lärmschutz sind entlang der 

Pötrauer Straße möglich, dieser ist jedoch durch die Zufahrtsstraßen zum Plangebiet und 

zum Friedhof baulich begrenzt, wodurch sich die Wirksamkeit der aktiven Lärmschutz-

maßnahme verringert und sich weiterhin Bereiche mit Überschreitungen der Immissions-

grenzwerte ergeben. So können unter Berücksichtigung einer Lärmschutzwand entlang der 
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Pötrauer Straße mit einer Höhe von 2,5 m die Immissionsgrenzwerte im Erdgeschoss tags 

und nachts überwiegend eingehalten werden. Auf dem Grundstück direkt östlich der 

Zufahrtstraße zum Friedhof und nördlich der Pötrauer Straße werden die Immissions-

grenzwerte jedoch innerhalb der Baugrenzen überschritten. In den Obergeschossen ergeben 

sich ebenfalls weiterhin Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte im Tages- und Nacht-

zeitraum. Ein höherer Lärmschutz ist aus städtebaulicher Sicht und aufgrund von möglichen 

Verschattungen durch die Südausrichtung der geplanten Bebauung nicht zu empfehlen. 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Erd- sowie den Obergeschossen können 

aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schützenswerten 

Nutzungen auf die lärmabgewandte Seite), Abrücken der Baugrenze oder passiven Schall-

schutz geschaffen werden. 

Gemäß DIN 4109 ergeben sich Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz 

der Wohn- und Büronutzungen vor von außen eindringende Geräusche (Verkehrslärm 

Straße/Schiene, Gewerbelärm). Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt 

durch Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7. 

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich aufgrund der Über-

schreitungen des Orientierungswertes um mehr als 3 dB(A) betroffenen Fassadenbereichen 

dann zulässig, wenn der Nachweis mittels Immissionsprognose erbracht wird, dass der 

Beurteilungspegel im Mittelpunkt des Außenwohnbereichs mittels Errichtung von Wänden 

oder Teilverglasungen nicht mehr als 3 dB(A) über dem Orientierungswert für Allgemeine 

Wohngebiete tags von 55 dB(A) liegt. Alternativ können diese baulichen Anlagen vollständig 

baulich umschlossen werden. 

6.7.1 Festsetzungen 

Verkehrslärm 

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie 

Gewerbelärm werden für Neu-, Um- und Ausbauten die in der Planzeichnung dargestellten 

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7, Schallschutz im Hochbau 

festgesetzt. 

In den mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen müssen bei Errichtung, 

Änderung oder Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur vorübergehend zum 

Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende 

Schalldämm-Maß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 

4109-1:2016-07, Tabelle 7 erfüllt werden. 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die 

Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Juli 

2016) nachzuweisen. 

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich bei Neu-, Um- und 

Ausbauten für Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der 

notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik 

entsprechende Weise sichergestellt werden kann und die Anforderungen an das 

resultierende Schalldämmmaß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen Lärmpegel-

bereichen nach DIN 4109 erfüllt werden. 

Zum Schutz der ebenerdigen Außenwohnbereiche und des Erdgeschosses wird der in der 

Planzeichnung eingezeichnete aktive Schallschutz mit einer Höhe von 2,5 m über Gelände 

festgesetzt. 

Befestigte Außenwohnbereiche wie Terrassen, Balkone und Loggien sind in den darge-

stellten Bereichen in geschlossener Bauweise zulässig. 
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Diese Außenwohnbereiche sind auch offen zulässig, wenn mit Hilfe einer Immissions-

prognose nachgewiesen wird, dass in der Mitte des jeweiligen Außenwohnbereichs der 

Orientierungswert von 55 dB(A) tags für Allgemeine Wohngebiete um nicht mehr als 3 dB(A) 

überschritten wird. 

 

6.8 Landwirtschaftliche Emissionen 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 55 „Nördlich Pötrauer Straße“ grenzt 

westlich sowie südlich an aktiv landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Zudem ist südlich der 

Pötrauer Straße (Nr. 21) ein landwirtschaftlicher Betrieb ohne Tierhaltung gelegen. Die aus 

einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung resultierenden Emissionen (Lärm, 

Staub und Gerüche) können in der Ernte- und Bestellzeit zeitlich begrenzt auf das Plangebiet 

einwirken. 

Aufgrund der zeitlich begrenzt auftretenden landwirtschaftlichen Emissionen und der 

grundsätzlichen ländlichen Lage des Plangebietes am Siedlungsrand der Gemeinde Büchen 

sind die möglichen landwirtschaftlichen Einflüsse auf die künftige Wohnbebauung keine 

unzumutbare Belastung. 

 
 

6.9 Örtliche Bauvorschriften 

( § 84 Landesbauordnung Schleswig-Holstein)  

 

Der städtebaulichen Konzeption folgend, werden gestalterische Festsetzungen in einem ge-

wissen Maße vorgenommen, um zu gewährleisten, dass sich die künftigen Gebäude in das 

Ortsbild sowie die angrenzenden Wohngebiete einfügen. 

 

Dacheindeckungen 

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) sind nur nicht hochglänzende 

Dacheindeckungsmaterialien in den Farben rot, rotbraun, grau und anthrazit für das 

Hauptgebäude oder Gründächer mit lebenden Pflanzen zulässig. Solar- und 

Photovoltaikanlagen sind zulässig. Für die Dacheindeckungen der überdachten Stellplätze 

(sog. Carports), Garagen und Nebenanlagen sind auch andere Dacheindeckungsmaterialien 

zulässig. 

Metallische Dacheindeckungsmaterialien sind zulässig, wenn die Dachneigung die 

Verwendung von Dachpfannen aus konstruktiven Gründen nicht ermöglicht. 

Besonderer Wert wird auf die Gestaltung der Dachflächen gelegt, da diese – im Gegensatz 

zu den Fassadenflächen – trotz der Eingrünungsmaßnahmen auch in Zukunft, insbesondere 

in der Fernwirkung, immer ortsbildprägend bleiben werden. Eine einheitliche bzw. geordnete 

Dacheindeckung wird zugunsten eines ruhigen Siedlungsbildes daher vorgegeben. 

Hochglänzende Dachziegel haben eine reflektierende und somit störende Wirkung auf die 

umgebende Bebauung und durch ihre Fernwirkung auf das Gesamtbild des Ortbildes. Für 

die Dacheindeckungen sind im Hinblick auf den ökologischen Gedanken zusätzlich zu den 

nicht hochglänzenden Dacheindeckungsmaterialien auch Gründächer zulässig. 

Photovoltaikanlagen werden in Hinblick auf die Nachhaltigkeit und zukunftsorientierte 

Energiegewinnung zugelassen. 

So wird den künftigen Bauherren Flexibilität in der Gestaltung ihrer baulichen Anlagen unter 

Wahrung eines geordneten Bildes des gesamten Wohngebietes zugestanden. 
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7. Verkehrserschließung 

Das Plangebiet ist über die „Pötrauer Straße“ (L 205) unmittelbar mit dem Innenbereich der 

Gemeinde verbunden. Zudem schafft ein parallel verlaufender Fußweg auf der Südseite der 

„Pötrauer Straße“ zusätzlich eine fußläufige Anbindung an die Fläche. 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten sieht das städtebauliche Konzept eine Erschließung 

des Plangebietes aus südlicher Richtung von der Pötrauer Straße (L205) vor. 

 

Da das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 55 der erste Schritt der weiteren mittel- bis 

langfristigen städtebaulichen Entwicklung (Planung des Ortsentwicklungskonzeptes bis 

2033) sein wird, bestehen seitens der Gemeinde Büchen Überlegungen den Zugang der 

künftigen Entwicklungsflächen über einen gemeinsamen Knotenpunkt in Form eines Kreis-

verkehrsplatzes anzubinden. 

Gemäß Schreiben des LBV-SH vom 19.01.2017 hat die Gemeinde Büchen seitens der 

Behörde eine Zustimmung für den Bau eines Kreisverkehrsplatzes im Einmündungsbereich 

der L 205/ Bebauungsplan Nr. 55 erhalten. 

 

Der bislang über den Friedhofsweg fahrende landwirtschaftliche Verkehr kann über den 

zentralen Kreisverkehrsplatz sicher angebunden werden. Die Erreichbarkeit des nördlich des 

Plangebietes bestehenden Friedhofes ist über die Planstraße und im weiteren Verlauf über 

den Friedhofweg weiterhin gegeben. 

 

Um eine sichere Anbindung der bestehenden sowie künftigen Verkehrswege an den 

geplanten Kreisverkehrsplatz gewährleisten zu können, wird ein Bereich der Verkehrsfläche 

des südlich des Plangebietes bestehenden Frachtweges in den Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes Nr. 55 der Gemeinde Büchen mit einbezogen. 

 

8. Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgungsanlagen sind im Bereich des Plangebietes zum Teil vorhanden. 

Fehlende oder unzureichende Ver- und Entsorgungsanlagen werden neu hergestellt oder 

gemäß den Anforderungen ausgebaut. 

 

Wasserversorgung 

Die Trink- und Brauchwasserversorgung erfolgt aus dem Netz des Wasserwerks der 

Gemeinde Büchen. 

 

Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung wird durch eine unterirdische Zisterne im Bereich der zentralen 

öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage vorgesehen. Die Lage der 

geplanten Zisterne wird als Darstellung ohne Normcharakter in der Planzeichnung (Teil A) 

gekennzeichnet. Der Einbau erfolgt im zentralen Bereich am Rand der Grünfläche. Der 

Ersteinsatz der Feuerwehr erfolgt über das in den Feuerwehrfahrzeugen mitgeführte 

Löschwasser (4 m³ auf 2 Löschfahrzeugen der Gemeinde Büchen) und parallel wird die 

Löschwasserversorgung von der Zisterne aufgebaut und erfolgen. Die ermittelte max. 

Entfernung auf den Straßen zu der Wasserentnahmestelle beträgt 290 m und liegt knapp 

unterhalb der geforderten 300 m. Das DVGW Arbeitsblatt W 405 ist zu beachten (u.a. 48 m³ 

Wasser/h  96 m³ in 2h). Die Anforderungen an den Trinkwasserschutz sind in den letzten 

10 Jahren merklich gestiegen. Bei kompakten Neubaugebieten bieten sich Alternativen zur 

Nutzung der Trinkwasserleitungen für die Bereitstellung von Löschwasser an.  
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Ein Nachweis erfolgt im Rahmen der Erschließungsplanung. 

 

 

 

Energieversorgung 

Die Versorgung mit Elektroenergie erfolgt durch Anschluss an das Netz der Schleswig-

Holstein Netz AG. 

Im Bereich der zentralen öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage wird 

eine Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Trafostation 

festgesetzt. Entsprechende Abstimmungen erfolgen im Rahmen der Erschließungsplanung. 

 

Schmutz-/ Regenwasserentsorgung 

Es ist vorgesehen, das anfallende Schmutzwasser in das vorhandene Kanalisationsnetz der 

Gemeinde Büchen zu leiten.  
 

 
Abbildung 7 Ausschnitt Lageplan Hydraulik, Quelle: 
Ingenieurgemeinschaft Sass&Kollegen, 2017 
 

Die geplante Oberflächenentwässerung 

sieht vor, dass ein Teil des östlichen 

Baugebietes über ein Rigolensystem mit 

Sickerboxen entwässert wird. Aufgrund der 

Tatsache, dass sich im östlichen Teilgebiet 

ungünstige Bodenschichten für eine 

Versickerung von anfallendem Ober-

flächenwasser befinden, erhalten die 

jeweiligen Grundstücke sowie auch die 

öffentlichen Verkehrsflächen einen 

Anschluss an das Rigolensystem. 

Das auf den Baugrundstücken anfallende Regenwasser soll jedoch vorrangig versickern. Auf 

den Grundstücken, auf denen eine Versickerung technisch nicht möglich ist, ist ein Mulden-

Rigolen-System mit einem Überlaufanschluss an den öffentlichen Regenwasserkanal zu 

errichten. Für den Bau dieser Rigole wurde die öffentliche Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung Parkanlage im zentralen Bereich des Plangebietes gewählt. Die geplante 

Lage der unterirdischen Entsorgungsanlagen wird als Darstellung ohne Normcharakter in die 

Planzeichnung (Teil A) aufgenommen. Die Sickerboxen erhalten einen Notüberlauf an das 

öffentliche Kanalnetz. 

 

Der westliche Teil des Baugebietes soll in ein neu zu errichtendes Versickerungsbecken 

entwässern, welches sich im nordwestlichen Teil des Plangebietes befinden wird. Hiervon 

sind in diesem Teilgebiet jedoch nur die öffentlichen Verkehrsflächen betroffen. Das auf den 

Baugrundstücken anfallende Regenwasser soll auf den Grundstücken verbleiben und ver-

sickern. 

 

Entsprechende Abstimmungen und Genehmigungen werden bei der Umsetzung des Ge-

bietes durchgeführt. 

 

Müllentsorgung 
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Die Müllentsorgung des Plangebietes wird durch die AWSH (Abfallwirtschaft Südholstein) 

sichergestellt. Sie erfolgt über die „Planstraßen“ sowie im weiteren Verlauf über die Pötrauer 

Straße. Die an das Plangebiet anschließenden Straßenverkehrsflächen weisen aus-

reichende Breiten für ein 3-achsiges Müllfahrzeug auf, um das Plangebiet ungehindert zu 

entsorgen. 

Im Bereich des Geh-, Fahr- und Leistungsrechtes innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 

2 (WA 2) wird ein Müllsammelplatz verortet, um eine ungehinderte Entsorgung der rück-

wärtigen Grundstücke gewährleisten zu können. 

 

9.  Archäologie, Altlasten, Kampfmittel 

Innerhalb des Plangebietes sind keine archäologischen Funde, Altlasten oder Kampfmittel 

bekannt. 

 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, 

ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gemäß § 15 DSchG der 

Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 

Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner 

für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 

Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 

oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die 

Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. Die nach Satz 2 

Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu 

erhalten, soweit es ohne erhebliche Nacheile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 

kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der 

Mitteilung. 

 

In der Gemeinde Büchen sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von 

Tiefbaumaßnahmen wie z.B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist 

die Fläche gemäß Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel 

untersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt 

Sachgebiet 323, Mühlenweg 166, 24116 Kiel durchgeführt. 

Nach visueller Auswertung der zur Verfügung stehenden alliierten Kriegsluftbilder konnten 

auf der östlichen Teilfläche des Plangebietes (Wohnbaufläche) keine Einwirkungen durch 

Abwurfmunition (Bombentrichter, Zerstörungen) festgestellt werden. 

Munitionsfunde in diesem Bereich sind dem Kampfmittelräumdienst nicht bekannt. Bei der 

o.a. Fläche handelt es sich folglich um keine Kampfmittelverdachtsfläche. Für die 

durchzuführenden Arbeiten bestehenden somit aus Sicht des Kampfmittelräumdienstes 

keine Bedenken.  

Es wird darauf hingewiesen, dass Zufallsfunde und Munition nie gänzlich auszuschließen 

sind. Dieser Hinweis steht nicht im Widerspruch zur grundsätzlichen Freigabe beabsichtigter 

Bauarbeiten. 

Die Luftbildauswertung des Kampfmittelräumdienstes Schleswig-Holstein wird auf Grundlage 

von Kriegsluftbildern durchgeführt, welche von den ehemaligen Alliierten erworben werden. 

Durch den stetigen Zukauf weiterer Kriegsluftbilder und weitere Fortschritte der 

Auswerttechniken können ggf. zusätzliche Erkenntnisse zu kampfmittelbelasteten Flächen 

gewonnen werden. Aus diesem Grund ist die Gültigkeit der vorliegenden Auskunft auf einen 
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Zeitraum von fünf Jahren befristet. Nach Fristablauf ist bei Bauplanungen für die angefragte 

Fläche eine erneute Auskunftseinholung zur Kampfmittelbelastung bei der hiesigen 

Dienststelle erforderlich. 

 

 

 

 

Teil I aufgestellt durch:  
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Planzeichenerklärung

Planzeichen Erläuterungen Rechtsgrundlagen

Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

§ 16 BauNVO

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen § 9 Abs.1 Nr.2 BauGB

§ 22 und § 23 BauNVO 

Offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

Baugrenze

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

maximale Gebäudehöhe in m über NN

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigter Bereich

Fußweg

Zweckbestimmung:

Verkehrsflächen § 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und § 9 Abs.1 Nr.12, 14

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; und Abs.6 BauGB

Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen,

die dem Klimawandel entgegenwirken

Flächen für Versorgungsanlagen, Abwasserbeseitigung

Zweckbestimmung:

Grünflächen § 9 Abs.1 Nr.15

und Abs.6 BauGB

Öffentliche Grünfläche

Zweckbestimmung:

Parkanlage

Allgemeine Wohngebiete  § 4 BauNVO

Sickerbecken

Gestaltungsgrün
GG

Unterhaltungsweg
UhW

Trafostation

Private Grünfläche

Abweichende Bauweise

Sickerbecken

Satzung der Gemeinde Büchen

 über den Bebauungsplan Nr. 55

"Nördlich Pötrauer Straße"
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Paperbarg 4
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Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen,

Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen  § 9 Abs.1 Nr.4, 22 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des

Bebauungsplanes  § 9 Abs.7 BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,

z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes  §  1 Abs.4 BauNVO

der Nutzung innerhalb eines Baugebietes  § 16 Abs.5 BauNVO

5,00

Maßangabe in Meter

Nachrichtliche Übernahmen § 9 Abs.6 BauGB

Anbauverbotszone § 29 Abs.1A StrWG oder

§ 9 Abs.1 FStrG

Geschützter Knick  § 21 Abs.1 LNatSchG

 i.V.m. § 30 BNatSchG

M Flächen zum Abstellen von Müllgefäßen

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes  § 9 Abs.1 Nr.24 BauGB

Lärmpegelbereich

Abgrenzung der Lärmpegelbereiche

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht   § 9 Abs.1 Nr.21 BauGB

zugunsten der Gemeinde Büchen

Besondere Anlagen und Vorkehrungen zum  Schutz

vor schädlichen Umwelteinwirkungen im  Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes Lärmschutzwand

h= 2,50 m.  § 9 Abs.1 Nr.24 BauGB

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft § 9 Abs.1 Nr.20 und 25 BauGB

Flächen für Maßnahmen zum  Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB

Anpflanzen von Knick

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum  Schutz,

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft, Grundnutzung öffentliche Grünfläche  § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB

Erhaltung von Bäumen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen  § 9 Abs.1 Nr.25a BauGB

KM 28.399

OD

Ortsdurchfahrtsgrenze  § 5 Abs.4 FStrG oder § 4 StrWG

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen,

zum Anpflanzen und für die  Erhaltung

von Bäumen, Sträuchern und  sonstigen Bepflanzungen § 9 Abs.1 Nr.25a,25b BauGB

Zweckbestimmung:

Gestaltungsgrün
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A A

51

7

Darstellungen ohne Normcharakter

vorh. Flurstücksgrenze

künftig entfallende Flurstücksgrenze

vorh. Flurstücksnummer

vorh. Gebäude

Sichtdreieck

Lage der Straßenquerschnitte

Oberkante Gelände in m über NN (Normalnull)

4,55

Wege

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 und

§ 4 BauNVO)

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) sind nicht störende Handwerksbetriebe und

Anlagen für sportliche Zwecke sowie die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Betriebe des

Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen,

Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht zulässig. Die der Versorgung des Gebietes dienenden

Schank- und Speisewirtschaften sind ausnahmsweise zulässig.

Knick außerhalb des Geltungsbereiches

in Aussicht genommene Flurstücksgrenze

3. Abweichende Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)

3.1 In der abweichenden a1 Bauweise gelten die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maßgabe,

dass Gebäudelängen über 30,0 m nicht zulässig sind.

3.2 In der abweichenden a2 Bauweise gelten die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maßgabe,

dass Gebäudelängen über 20,0 m nicht zulässig sind.

2. Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO)

2.1 Die maximal festgesetzten Gebäudehöhen (GH) werden gemessen über Normalnull (ü.N.N.).

2.2 Grundsätzlich gelten die, in der Planzeichnung festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GH). Für

bestimmte Bereiche sind Ausnahmen wie nachfolgend zulässig:

Von der festgesetzten Gebäudehöhe (GH) ausgenommen sind betriebsbedingte technische

Anlagen, Anlagen für Lüftungen und Kühlung, Schornsteine und betriebsbedingte Antennenanlagen

sowie untergeordnete Bauteile. Durch die v.g. Anlagen und Bauteile ist eine Überschreitung der

maximalen Gebäudehöhe (GH) um bis zu 1,00 m zulässig.

4. Stellplatzflächen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO)

4.1 Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist eine Überschreitung der zulässigen

Grundflächenzahl (GRZ) durch Stellplätze, überdachte Stellplätze (sog. Carports), Nebenanlagen,

Garagen sowie deren Zufahrten und genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer

Grundflächenzahl von 0,80 zulässig.

Kronenbereich

Teil B  -  Text

Versickerungsanlage, unterirdisch

Löschwasserzisterne, unterirdisch
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7. Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

7.1 Die von der Bebauung freizuhaltenden Grundstücksflächen im Bereich der Sichtdreiecke sind von

jeglichen baulichen Anlagen freizuhalten. Bepflanzungen und Einfriedungen von mehr als 0,70 m

Höhe sind unzulässig. Die Höhe wird von der Straßenverkehrsfläche, die an das jeweilige

Grundstück angrenzt, gemessen.

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

9.1 Für zu erhaltende Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen und Aufsetzarbeiten so

durchzuführen, dass der Charakter und Aufbau des Knicks erhalten bleibt bzw. gefördert wird.

Vorhandene Lücken der zu erhaltenden Knicks sind durch die im Umweltbericht genannten Arten zu

schließen.

Knicks sind gesetzlich geschützte Biotope. Nach § 30 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer

Zerstörung oder einer sonstigen, erheblichen Beeinträchtigung führen können, verboten.

9.2 Innerhalb des Knickschutzstreifens sind bauliche Anlagen jedweder Art zu unterlassen, ebenso

unzulässig sind Veränderungen von Relief und Boden wie Abgrabungen, Aufschüttungen,

Versiegelungen. Die Knickschutzstreifen sind durch eine jährliche Mahd (ab Ende Juli) extensiv zu

pflegen.

9.3 Die zur Erhaltung festgesetzten Bäume und Anpflanzungen sind auf Dauer zu erhalten.

Ausgefallene Gehölze sind umgehend im Geltungsbereich mit Neupflanzungen von Bäumen, die

einen Stammumfang von mind. 16 - 18 cm  haben, zu ersetzen.

9.4 Im gesamten Plangebiet sind nur insektenfreundlichen Leuchtmittel (bevorzugt LED-Beleuchtung)

zu verwenden und so auszurichten, dass eine Abstrahlung in die Grünflächen so weit wie möglich

unterbleibt.

9.5 Die zentrale Grünfläche ist als innerörtliche Parkanlage mit Spiel- und Aufenthaltsbereichen

anzulegen und zu unterhalten. Die Bepflanzung erfolgt bevorzugt mit Laubgehölzen.

Versiegelungen sind nur kleinflächig zulässig. Die gleichzeitige unterirdische Nutzung zur

Versickerung ist ebenfalls zulässig.

9.6 Die nördliche Grünfläche ist als Verbindungsachse sowie zum Schutz des Redders anzulegen und

zu unterhalten. Wegeverbindungen sind ausschließlich in wassergebundener Wegebauweise

zulässig. Sonstige Versiegelungen und bauliche Anlagen sind unzulässig. Die Begrünung erfolgt

durch Sukzession sowie durch Pflanzung standortheimischer Gehölzgruppen auf max. 10 % der

Fläche.

4.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA 1 und 2) ist auf dem Grundstück je

Wohneinheit eine mindestens 12 m² große Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und

Gemeinschaftsanlagen als Aufstellfläche für PKW zu errichten.

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist auf dem Grundstück je Wohneinheit eine

mindestens 18 m² große Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen

als Aufstellfläche für PKW zu errichten.

6. Sozialer Wohnungsbau (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) sind bei der Errichtung der Gebäude

mindestens eine Wohneinheit bzw. 15 % der Wohnfläche mit Wohnungen zu erstellen, die mit

Mitteln der sozialen Wohnraumförderung errichtet werden könnten.

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen i.d. Baugebieten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1 und 2) sind maximal zwei (2) Wohnungen pro

Einzelhaus [E] und maximal eine (1) Wohnung pro Doppelhaushälfte bzw. Reihenhausscheibe

zulässig.

8. Versickerung von Niederschlagswaser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist, soweit möglich auf diesen

zur Versickerung zu bringen.
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11. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB)

Verkehrslärm:

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie

Gewerbelärm werden für Neu-, Um- und Ausbauten die in der Planzeichnung der Abbildung 1

dargestellten Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-1:2016-07; Tabelle 7, Schallschutz im Hochbau

festgesetzt.

In den mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen müssen bei Errichtung, Änderung oder

Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen

vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schalldämmmaß der ermittelten und

ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7 erfüllt werden.

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außenbauteile der

Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Juli 2016) nachzuweisen.

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich bei Neu-, Um- und Ausbauten für

Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische

Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt

werden kann und die Anforderungen an das resultierende Schalldämmmaß gemäß den ermittelten und

ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 4109 erfüllt werden.

Zum Schutz der ebenerdigen Außenwohnbereiche und des Erdgeschosses wird der in der

Planzeichnung eingezeichnete aktive Schallschutz mit einer Höhe von 2,50 m über Gelände

festgesetzt.

10. Anpflanzen von Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für

Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

sowie Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a+b BauGB)

10.1 Im Straßenraum sind Pflanzinseln mit Bäumen anzulegen. Für die Bepflanzung sind großkronige

Laubbaumarten in der Qualität: Hochstamm 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, 18-20 cm Stammumfang zu

verwenden und dauerhaft zu erhalten. Es ist eine Pflanzscheibe von mind. 15 m² unversiegelt zu lassen

und zu begrünen. Festgesetzte Anzahl 16 Stück.

10.2 Je 400 m² Grundstücksfläche ist mind. ein Laubbaum mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm

oder ein hochstämmiger Obstbaum mit einer Stammhöhe von 160 - 180 cm und einem Stammumfang

ab 7 cm zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten.

10.3 Für die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen

(Gestaltungsgrün) ist eine dichte, mind. zweireihige Pflanzung aus heimischen, standortgerechten

Laubgehölzen vorzusehen. Es sind die im Umweltbericht genannten Arten zu verwenden. Vorhandene

Gehölze sollen erhalten werden. Die Pflanzung ist dauerhaft zu unterhalten, Einzelgehölze sind bei

Abgang zu ersetzen.

10.4 Die Knicks sind entsprechend den Vorgaben des Umweltberichtes anzulegen, zu erhalten und zu

pflegen. Zur Bepflanzung sind ausschließlich standortheimische Arten zu verwenden. Die Pflege der

Knicks hat im Sinne des Knickerlasses stattzufinden.

10.5 Für die Lärmschutzwand ist mindestens abschnittsweise eine Begrünung mit Rankgehölzen

vorzusehen

10.6 Die Fläche für Abwasserbeseitigung ist nach den Vorgaben des Umweltberichtes als naturnahes

Sickerbecken mit flachen Böschungen anzulegen. Die Begrünung und Unterhaltung erfolgt als

extensives Grünland mit eine jährlichen Mahd ab Mitte Juli. Versiegelungen sind nicht zulässig, jedoch

im Bereich des Einlaufbauwerkes Steinschüttungen als ungebundene Geröllschüttung.

10.7 Die Ausgleichsfläche ist als extensive Grünlandfläche anzulegen und zu unterhalten. Dazu erfolgt eine

jährliche Mahd ab Ende Juli. Maßnahmen zur Bodenverbesserung, Düngung, Pestizideinsatz o.ä. sind

nicht zulässig. Entlang des nördlichen Waldrandes ist in einer Breite von ca. 5 m ein naturnaher,

abgestufter Waldrand mit standortheimischen Gehölzen anzulegen.

9.7 Die öffentliche Grünfläche Unterhaltungsweg (UhW) dient ausschließlich der Unterhaltung des

Sickerbeckens und des Waldrandes. Eine Befestigung ist unzulässig.

9.8 Die südliche Grünfläche ist als extensives Grünland zu unterhalten. Die Begrünung erfolgt durch

Sukzession, die Pflege durch jährliche Mahd ab Ende Juli. Bodenbearbeitung und

Versiegelungen/Befestigungen sind nicht zulässig.

9.9 Die Verkehrsfläche des Fuchweges ist in wasergebundener Bauweise zu erhalten.
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Hinweise:

1. In der Gemeinde Büchen sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen

wie z.B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die Fläche gem.

Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf  Kampfmittel untersuchen zu lassen.

Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt Sachgebiet 323, Mühlenweg 166,

24116 Kiel durchgeführt.

2. Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und

DIN-Vorschriften) können bei der Gemeinde Büchen, Amtsplatz 1, 21514 Büchen eingesehen werden

Befestigte Außenwohnbereiche wie Terrassen, Balkone und Loggien sind in den in Abbildung 2 und 3

dargestellten Bereichen in geschlossener Bauweise zulässig. diese Außenwohnbereiche sind auch

offen zulässig, wenn mit Hilfe einer Immissionsprognose nachgewiesen wird, dass in der Mitte des

jeweiligen Außenbereiches der Orientierungswert von 55 dB(A) tags für allgemeine Wohngebiete um

nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird.

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines

Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen

an den passiven Schallschutz resultieren.

Abbildung 1: Lage der Lärmpegelbereiche

Abbildung 2: Darstellungder geschlossen auszuführenden

Außenbereiche im ebenerdigen Bereich

Abbildung 3: Darstellungder geschlossen auszuführenden

Außenbereiche iin den Obergeschossen

12. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 LBO Landesbauordnung (LBO)

Dacheindeckungen

12.1 In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) sind nur nicht hochglänzende

Dacheindeckungsmaterialien in den Farben rot, rotbraun, grau und anthrazit für das Hauptgebäude

oder Gründächer mit lebenden Pflanzen zulässig. Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig

12.2 Metallische Dacheindeckungsmaterialien sind zulässig, wenn die Dachneigung die Verwendung von

Dachpfannen aus konstruktiven Gründen nicht ermöglicht.

Für die Dacheindeckungen der überdachten Stellplätze (sog. Carports), Garagen und Nebenanlagen

sind auch andere Dacheindeckungsmaterialien zulässig.

23843 Bad Oldesloe
Paperbarg 4
Tel. : 0 45 31 / 67 07 -0
Fax : 0 45 31 / 67 07 79
E-mail:oldesloe@gsp-ig.de

Gosch-Schreyer-Partner

Ingenieurgesellschaft mbH

6

Stand: 03.05.2017

S
a
t
z
u
n
g
 
d
e
r
 
G
e
m
e
i
n
d
e
 
B
ü
c
h
e
n

 
ü
b
e
r
 
d
e
n
 
B
e
b
a
u
u
n
g
s
p
l
a
n
 
N
r
.
 
5
5

"
N
ö
r
d
l
i
c
h
 
P
ö
t
r
a
u
e
r
 
S
t
r
a
ß
e
"



(P.111)

(438)

(F 29)

Steinaugelände

Großer Sandkamp

Am Franzhofer Zuschlag

Kleiner Sandkamp

Dorfplatz

Großer Sandkamp

Buschkoppeln

Friedhof

Pötrauer Straße (L 205)

Marderweg

F

r

a

c

h

t

w

e

g

F

u

c

h

s

w

e

g

F

u

c

h

s

w

e

g

68

4

59

73/4

86

1

Gemeinde Schulendorf

Gemarkung Franzhagen

Flur 1

Flur 7

Flur 5

85/2

51

84

4

89

168

69

57

2

54

14

98

49

50

69

4

47

2

69

5

71

10

92

3

87/2

172

60

71

9

92

4

92

6

71

6

92/5

199

56

88

3

169

69

73

7

69

1

87

3

72

3

57

1

58

1

63

2

71

8

85

3

52

73

5

72

5

53

72

2

58

71

5

46

1

72

4

97

49

61

4

120

3

56

2

71

3

88

2

86

3

69

3

65

4

71

7

74

76

69

6

70

1

67

4

48

4

3

.

3

25

4

.

1

.

1

3

1

2

2

1

.

.

23

P

.

90

2

86

2

91

1

W
a
l
d

h
a
l
l
e
n

w
e
g

90

1

S
c
h

l
i
c
k
w

e
g

Teil A -  Planzeichnung                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                M.1:1000Es gilt die BauNVO 1990/2013 Planzeichenerklärung

Verfahrensstand nach BauGB

§4(1)§3(1)

Stand: 03.05.2017 / L.

§4(2)

Übersichtskarte

§10§3(2)

Kreis Herzogtum Lauenburg

M.1 : 10.000

Satzung der Gemeinde Büchen über den Bebauungsplan Nr. 55 "Nördlich Pötrauer Straße". Das

Gebiet wird wie folgt umgrenzt:

- im Norden durch die Flurstücke 70/1, 74 sowie 59,

- im Westen durch das Flurstück 65/4,

- im Süden durch die Flurstücke 87/2, 88/2, 88/3, 92/3 sowie 61/4,

- im Osten durch die Flurstücke 71/7, 71/8, 71/9 sowie 71/5.

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 84 Landesbauordnung (LBO) wird nach

Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom .................................... folgende Satzung über den

Bebauungsplan Nr. 55 "Nördlich Pötrauer Straße",  bestehend aus der Planzeichnung     (Teil A) und dem

Text (Teil B), erlassen.

Satzung

§4a(3)

Satzung der Gemeinde Büchen

 über den Bebauungsplan Nr. 55

"Nördlich Pötrauer Straße"

Satzung der Gemeinde Büchen über den Bebauungsplan Nr. 55 "Nördlich Pötrauer Straße"

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 m
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P-Nr.: 16 / 1015

Hinweise:

1. In der Gemeinde Büchen sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen

wie z.B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die Fläche gem.

Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf  Kampfmittel untersuchen zu lassen.

Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt Sachgebiet 323, Mühlenweg 166,

24116 Kiel durchgeführt.

2. Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und

DIN-Vorschriften) können bei der Gemeinde Büchen, Amtsplatz 1, 21514 Büchen eingesehen werden

Planzeichen Erläuterungen Rechtsgrundlagen

Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

§ 16 BauNVO

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen § 9 Abs.1 Nr.2 BauGB

§ 22 und § 23 BauNVO 

Offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

Baugrenze

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

maximale Gebäudehöhe in m über NN

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigter Bereich

Fußweg

Zweckbestimmung:

Verkehrsflächen § 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und § 9 Abs.1 Nr.12, 14

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; und Abs.6 BauGB

Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen,

die dem Klimawandel entgegenwirken

Flächen für Versorgungsanlagen, Abwasserbeseitigung

Zweckbestimmung:

Grünflächen § 9 Abs.1 Nr.15

und Abs.6 BauGB

Öffentliche Grünfläche

Zweckbestimmung:

Parkanlage

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen,

Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen  § 9 Abs.1 Nr.4, 22 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des

Bebauungsplanes  § 9 Abs.7 BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,

z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes  §  1 Abs.4 BauNVO

der Nutzung innerhalb eines Baugebietes  § 16 Abs.5 BauNVO

5,00

Maßangabe in Meter

Nachrichtliche Übernahmen § 9 Abs.6 BauGB

Anbauverbotszone § 29 Abs.1A StrWG oder

§ 9 Abs.1 FStrG

Geschützter Knick  § 21 Abs.1 LNatSchG

 i.V.m. § 30 BNatSchG

A A

51

7

Darstellungen ohne Normcharakter

vorh. Flurstücksgrenze

künftig entfallende Flurstücksgrenze

vorh. Flurstücksnummer

vorh. Gebäude

Sichtdreieck

Lage der Straßenquerschnitte

Oberkante Gelände in m über NN (Normalnull)

4,55

6,5

8

,
5

Allgemeine Wohngebiete  § 4 BauNVO
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kein Sichtdreieck

"Planstraße B" Einbahnstraße!!!

M
Flächen zum Abstellen von Müllgefäßen

Wege

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 und

§ 4 BauNVO)

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) sind nicht störende Handwerksbetriebe und

Anlagen für sportliche Zwecke sowie die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Betriebe des

Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen,

Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht zulässig. Die der Versorgung des Gebietes dienenden

Schank- und Speisewirtschaften sind ausnahmsweise zulässig.

7. Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

7.1 Die von der Bebauung freizuhaltenden Grundstücksflächen im Bereich der Sichtdreiecke sind von

jeglichen baulichen Anlagen freizuhalten. Bepflanzungen und Einfriedungen von mehr als 0,70 m

Höhe sind unzulässig. Die Höhe wird von der Straßenverkehrsfläche, die an das jeweilige

Grundstück angrenzt, gemessen.

Befestigte Außenwohnbereiche wie Terrassen, Balkone und Loggien sind in den in Abbildung 2 und 3

dargestellten Bereichen in geschlossener Bauweise zulässig. diese Außenwohnbereiche sind auch

offen zulässig, wenn mit Hilfe einer Immissionsprognose nachgewiesen wird, dass in der Mitte des

jeweiligen Außenbereiches der Orientierungswert von 55 dB(A) tags für allgemeine Wohngebiete um

nicht mehr als 3 dB(A) überschritten wird.

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines

Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen

an den passiven Schallschutz resultieren.

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes  § 9 Abs.1 Nr.24 BauGB

Lärmpegelbereich

Abgrenzung der Lärmpegelbereiche

Knick außerhalb des Geltungsbereiches

2
0
 
m

Abbildung 1: Lage der Lärmpegelbereiche

Abbildung 2: Darstellungder geschlossen auszuführenden

Außenbereiche im ebenerdigen Bereich

Abbildung 3: Darstellungder geschlossen auszuführenden

Außenbereiche iin den Obergeschossen

in Aussicht genommene Flurstücksgrenze

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht   § 9 Abs.1 Nr.21 BauGB

zugunsten der Gemeinde Büchen

Besondere Anlagen und Vorkehrungen zum  Schutz

vor schädlichen Umwelteinwirkungen im  Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes Lärmschutzwand

h= 2,50 m.  § 9 Abs.1 Nr.24 BauGB

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft § 9 Abs.1 Nr.20 und 25 BauGB

Flächen für Maßnahmen zum  Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB

Anpflanzen von Knick

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

9.1 Für zu erhaltende Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen und Aufsetzarbeiten so

durchzuführen, dass der Charakter und Aufbau des Knicks erhalten bleibt bzw. gefördert wird.

Vorhandene Lücken der zu erhaltenden Knicks sind durch die im Umweltbericht genannten Arten zu

schließen.

Knicks sind gesetzlich geschützte Biotope. Nach § 30 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer

Zerstörung oder einer sonstigen, erheblichen Beeinträchtigung führen können, verboten.

9.2 Innerhalb des Knickschutzstreifens sind bauliche Anlagen jedweder Art zu unterlassen, ebenso

unzulässig sind Veränderungen von Relief und Boden wie Abgrabungen, Aufschüttungen,

Versiegelungen. Die Knickschutzstreifen sind durch eine jährliche Mahd (ab Ende Juli) extensiv zu

pflegen.

9.3 Die zur Erhaltung festgesetzten Bäume und Anpflanzungen sind auf Dauer zu erhalten.

Ausgefallene Gehölze sind umgehend im Geltungsbereich mit Neupflanzungen von Bäumen, die

einen Stammumfang von mind. 16 - 18 cm  haben, zu ersetzen.

9.4 Im gesamten Plangebiet sind nur insektenfreundlichen Leuchtmittel (bevorzugt LED-Beleuchtung)

zu verwenden und so auszurichten, dass eine Abstrahlung in die Grünflächen so weit wie möglich

unterbleibt.

9.5 Die zentrale Grünfläche ist als innerörtliche Parkanlage mit Spiel- und Aufenthaltsbereichen

anzulegen und zu unterhalten. Die Bepflanzung erfolgt bevorzugt mit Laubgehölzen.

Versiegelungen sind nur kleinflächig zulässig. Die gleichzeitige unterirdische Nutzung zur

Versickerung ist ebenfalls zulässig.

9.6 Die nördliche Grünfläche ist als Verbindungsachse sowie zum Schutz des Redders anzulegen und

zu unterhalten. Wegeverbindungen sind ausschließlich in wassergebundener Wegebauweise

zulässig. Sonstige Versiegelungen und bauliche Anlagen sind unzulässig. Die Begrünung erfolgt

durch Sukzession sowie durch Pflanzung standortheimischer Gehölzgruppen auf max. 10 % der

Fläche.

12. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 LBO Landesbauordnung (LBO)

Dacheindeckungen

12.1 In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 3 (WA 1 bis 3) sind nur nicht hochglänzende

Dacheindeckungsmaterialien in den Farben rot, rotbraun, grau und anthrazit für das Hauptgebäude

oder Gründächer mit lebenden Pflanzen zulässig. Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig

12.2 Metallische Dacheindeckungsmaterialien sind zulässig, wenn die Dachneigung die Verwendung von

Dachpfannen aus konstruktiven Gründen nicht ermöglicht.

Für die Dacheindeckungen der überdachten Stellplätze (sog. Carports), Garagen und Nebenanlagen

sind auch andere Dacheindeckungsmaterialien zulässig.

WA-1

WA-1

WA-3

WA-3

WA-2

WA-2

3. Abweichende Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)

3.1 In der abweichenden a1 Bauweise gelten die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maßgabe,

dass Gebäudelängen über 30,0 m nicht zulässig sind.

3.2 In der abweichenden a2 Bauweise gelten die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maßgabe,

dass Gebäudelängen über 20,0 m nicht zulässig sind.

2. Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO)

2.1 Die maximal festgesetzten Gebäudehöhen (GH) werden gemessen über Normalnull (ü.N.N.).

2.2 Grundsätzlich gelten die, in der Planzeichnung festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GH). Für

bestimmte Bereiche sind Ausnahmen wie nachfolgend zulässig:

Von der festgesetzten Gebäudehöhe (GH) ausgenommen sind betriebsbedingte technische

Anlagen, Anlagen für Lüftungen und Kühlung, Schornsteine und betriebsbedingte Antennenanlagen

sowie untergeordnete Bauteile. Durch die v.g. Anlagen und Bauteile ist eine Überschreitung der

maximalen Gebäudehöhe (GH) um bis zu 1,00 m zulässig.

4. Stellplatzflächen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO)

4.1 Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist eine Überschreitung der zulässigen

Grundflächenzahl (GRZ) durch Stellplätze, überdachte Stellplätze (sog. Carports), Nebenanlagen,

Garagen sowie deren Zufahrten und genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer

Grundflächenzahl von 0,80 zulässig.

4.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 1 und 2 (WA 1 und 2) ist auf dem Grundstück je

Wohneinheit eine mindestens 12 m² große Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und

Gemeinschaftsanlagen als Aufstellfläche für PKW zu errichten.

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) ist auf dem Grundstück je Wohneinheit eine

mindestens 18 m² große Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen

als Aufstellfläche für PKW zu errichten.

6. Sozialer Wohnungsbau (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 3 (WA 3) sind bei der Errichtung der Gebäude

mindestens eine Wohneinheit bzw. 15 % der Wohnfläche mit Wohnungen zu erstellen, die mit

Mitteln der sozialen Wohnraumförderung errichtet werden könnten.

WA-3

WA-3

M

Geh- und Fahrrecht

zugunsten der Gemeinde

Geh-,Fahr- und

Leitungsrecht zugunsten

der Anlieger und

Versorgungsträger

Geh- und Fahrrecht

zugunsten der Gemeinde

Gestaltungsgrün
GG

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum  Schutz,

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft, Grundnutzung öffentliche Grünfläche  § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB

Erhaltung von Bäumen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen  § 9 Abs.1 Nr.25a BauGB

Unterhaltungsweg
UhW

UhW

9

6
,
5

KM 28.399

OD

Ortsdurchfahrtsgrenze  § 5 Abs.4 FStrG oder § 4 StrWG

A
b
s
.
 
0
9
0
 
-
 
K

M

 
2
,
3
6
5

O

D
 
-
 
 
K

M

 
4
,
6
9
3

Sickerbecken

11. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB)

Verkehrslärm:

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie

Gewerbelärm werden für Neu-, Um- und Ausbauten die in der Planzeichnung der Abbildung 1

dargestellten Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-1:2016-07; Tabelle 7, Schallschutz im Hochbau

festgesetzt.

In den mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen müssen bei Errichtung, Änderung oder

Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen

vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schalldämmmaß der ermittelten und

ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 4109-1:2016-07, Tabelle 7 erfüllt werden.

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außenbauteile der

Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 (Juli 2016) nachzuweisen.

Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich bei Neu-, Um- und Ausbauten für

Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische

Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt

werden kann und die Anforderungen an das resultierende Schalldämmmaß gemäß den ermittelten und

ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 4109 erfüllt werden.

Zum Schutz der ebenerdigen Außenwohnbereiche und des Erdgeschosses wird der in der

Planzeichnung eingezeichnete aktive Schallschutz mit einer Höhe von 2,50 m über Gelände

festgesetzt.

Trafostation

Private Grünfläche

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen,

zum Anpflanzen und für die  Erhaltung

von Bäumen, Sträuchern und  sonstigen Bepflanzungen § 9 Abs.1 Nr.25a,25b BauGB
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Kronenbereich

10. Anpflanzen von Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für

Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

sowie Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a+b BauGB)

10.1 Im Straßenraum sind Pflanzinseln mit Bäumen anzulegen. Für die Bepflanzung sind großkronige

Laubbaumarten in der Qualität: Hochstamm 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, 18-20 cm Stammumfang zu

verwenden und dauerhaft zu erhalten. Es ist eine Pflanzscheibe von mind. 15 m² unversiegelt zu lassen

und zu begrünen. Festgesetzte Anzahl 16 Stück.

10.2 Je 400 m² Grundstücksfläche ist mind. ein Laubbaum mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm

oder ein hochstämmiger Obstbaum mit einer Stammhöhe von 160 - 180 cm und einem Stammumfang

ab 7 cm zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten.

10.3 Für die Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen

(Gestaltungsgrün) ist eine dichte, mind. zweireihige Pflanzung aus heimischen, standortgerechten

Laubgehölzen vorzusehen. Es sind die im Umweltbericht genannten Arten zu verwenden. Vorhandene

Gehölze sollen erhalten werden. Die Pflanzung ist dauerhaft zu unterhalten, Einzelgehölze sind bei

Abgang zu ersetzen.

10.4 Die Knicks sind entsprechend den Vorgaben des Umweltberichtes anzulegen, zu erhalten und zu

pflegen. Zur Bepflanzung sind ausschließlich standortheimische Arten zu verwenden. Die Pflege der

Knicks hat im Sinne des Knickerlasses stattzufinden.

10.5 Für die Lärmschutzwand ist mindestens abschnittsweise eine Begrünung mit Rankgehölzen

vorzusehen

10.6 Die Fläche für Abwasserbeseitigung ist nach den Vorgaben des Umweltberichtes als naturnahes

Sickerbecken mit flachen Böschungen anzulegen. Die Begrünung und Unterhaltung erfolgt als

extensives Grünland mit eine jährlichen Mahd ab Mitte Juli. Versiegelungen sind nicht zulässig, jedoch

im Bereich des Einlaufbauwerkes Steinschüttungen als ungebundene Geröllschüttung.

10.7 Die Ausgleichsfläche ist als extensive Grünlandfläche anzulegen und zu unterhalten. Dazu erfolgt eine

jährliche Mahd ab Ende Juli. Maßnahmen zur Bodenverbesserung, Düngung, Pestizideinsatz o.ä. sind

nicht zulässig. Entlang des nördlichen Waldrandes ist in einer Breite von ca. 5 m ein naturnaher,

abgestufter Waldrand mit standortheimischen Gehölzen anzulegen.
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5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen i.d. Baugebieten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den Allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1 und 2) sind maximal zwei (2) Wohnungen pro

Einzelhaus [E] und maximal eine (1) Wohnung pro Doppelhaushälfte bzw. Reihenhausscheibe

zulässig.

GG

GG

Sickerbecken

8. Versickerung von Niederschlagswaser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist, soweit möglich auf diesen

zur Versickerung zu bringen.

9.7 Die öffentliche Grünfläche Unterhaltungsweg (UhW) dient ausschließlich der Unterhaltung des

Sickerbeckens und des Waldrandes. Eine Befestigung ist unzulässig.

9.8 Die südliche Grünfläche ist als extensives Grünland zu unterhalten. Die Begrünung erfolgt durch

Sukzession, die Pflege durch jährliche Mahd ab Ende Juli. Bodenbearbeitung und

Versiegelungen/Befestigungen sind nicht zulässig.

9.9 Die Verkehrsfläche des Fuchweges ist in wasergebundener Bauweise zu erhalten.
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Gosch-Schreyer-Partner

Ingenieurgesellschaft mbH

Satzung der Gemeinde Büchen

 über den Bebauungsplan Nr. 55

"Nördlich Pötrauer Straße"

M. 1 : 2.000

Stand: 03.05.2017
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Inhalt der Stellungnahme 

Abwägungsvorschlag 

Der Ministerpräsident – Staatskanzlei 
20.05.2016 
 

 
  

Die Gemeinde Büchen beabsichtigt, das ca. 7 ha große Gebiet „Großer Sandkamp, 
nördlich der Pötrauer Straße, westlich und südlich Fuchsweg als Wohnbaufläche aus-
zuweisen. Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu den o.g. Bauleitplanungen wie 
folgt Stellung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 
vom 13.07.2010 (LEP 2010; Amtsbl. Schl.-H, S. 719) und dem Regionalplan für den 
Planungsraum I (alt) (Fortschreibung 1998). 
 

Die Vorgaben des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein sowie des Regional-
planes für den Planungsraum I wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 55 sowie der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt. Eine ent-
sprechende Erläuterung ist in die Begründung aufgenommen worden. 

Büchen ist ein Unterzentrum und damit Schwerpunkt für die Wohnungsbauentwick-
lung. Das Plangebiet war Gegenstand eines Planungsgesprächs vor Ort am 22.05.2015 
zum künftigen Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen. Im Ergebnis des 
Ortstermins war die Fläche grundsätzlich für eine wohnbauliche Entwicklung als ge-
eignet angesehen worden. Es bestehen daher gegen die Planungen grundsätzlich 
keine Bedenken. 
 

Durch die geplante wohnbauliche Entwicklung im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 55 
sowie der 23. Änderung des Flächennutzungsplanes beabsichtigt die Gemeinde Büchen 
ihrer raumordnerischen Funktion als Unterzentrum und der damit verbundenen Schwer-
punktaufgabe für die Wohnungsbauentwicklung nachzukommen. 

Die Innentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Neue Wohnungen sind 
vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen zu bauen. Bevor die Kommunen neue, 
nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie 
noch vorhandenen Flächenpotenziale ausschöpfen können (Ziff. 2.5.2 Abs. 2 und 6 LEP 
2010). Darüber hinaus ist der Bedarf an dem Umfang der Wohnbauflächen dar-
zulegen. Anlässlich des Ortstermins war die Einbettung der Planung in ein städte-
bauliches Gesamtkonzept empfohlen worden. 
 

Die Gemeinde Büchen hat sich im Rahmen ihres Ortsentwicklungskonzeptes ausführlich 
mit den innerhalb der Gemeinde bestehenden Flächenpotenzialen sowie dem Umfang 
der Wohnbauflächen auseinandergesetzt und diese dargelegt. 
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Abwägungsvorschlag 

Zwischenzeitlich wurde durch die GSP Ingenieurgesellschaft mbH der Entwurf eines 
Ortsentwicklungskonzeptes übersandt, in dem Bedarfe und Flächenpotenziale darge-
legt werden. Das Plangebiet der o.g. Bauleitplanungen ist als „mittelfristige Potential-
fläche“ mit der Priorität 1a enthalten. Eine Umsetzung ist gemäß dem Konzeptentwurf 
frühestens für das Jahr 2018 geplant. 
Zu dem Entwurf des Ortsentwicklungskonzeptes steht eine Stellungnahme des Kreises 
Herzogtum Lauenburg noch aus. Hinsichtlich der aktuell vorliegenden Planungen 
verweise ich auf den Begleitbericht des Kreises vom 08.03.2016. 
Eine abschließende Stellungnahme zu den o.g. Bauleitplanungen erfolgt bei erneuter 
Beteiligung im weiteren Planverfahren. 
 

Die Unterlagen des Ortsentwicklungskonzeptes wurden zwischenzeitlich hinsichtlich der 
Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg sowie der Landesplanung über-
arbeitet. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen hat das Ortsentwicklungskonzept am 
29.11.2016 beschlossen.  

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und 
greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aus-
sage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplane-
rischen Stellungnahme nicht verbunden. 
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Schleswig-Holstein Netz AG 
Vom 01.03.2017 
 

 

Vielen Dank für die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Die Schleswig-Holstein 
Netz AG  hat keine Bedenken gegen Inhalte und Ziele der Planungen. Jedoch möchten 
wir Sie daran erinnern, dass der Platz für die Trafostation vorhalten muss. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Lage der zukünftigen Trafostation wurde zwischenzeitlich durch das Büro Sass & 
Kollegen sowie der Schleswig-Holstein Netz AG abgestimmt und festgelegt. 
Die erforderliche Trafostation wird im Bereich der öffentlichen Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage im zentralen Bereich des Plangebietes vorgesehen. Die 
Fläche wird entsprechend ihrer Nutzung als Fläche für Versorgungsanlagen mit der 
Zweckbestimmung Trafostation festgesetzt. 

Bitte berücksichtigen Sie bei der Maßnahme unser Merkblatt „Schutz von Ver-
sorgungsanlagen bei Bauarbeiten“. Das Merkblatt erhalten Sie nach einer Anfrage zu 
einer Leitungsauskunft oder über unsere Webseite www.sh-netz.com. Für  Ihre 
Planung notwendige Bestandspläne der Schleswig-Holstein Netz AG erhalten Sie 
unter: leitungsauskunft@sh-netz.com. 

Das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten“ wird im Rahmen der 
weiteren Erschließungsplanung berücksichtigt. 

Sollte eine Veräußerung des Grundstücks geplant sein, müssen die vorhandenen 
Leitungen und die  Station vorab gesichert werden. 

 

http://www.sh-netz.com/
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Bundesagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
Vom 01.03.2017 
 

 

Vielen Dank für Ihre Information über den o.g. Betreff. Im Zusammenhang mit einer 
evtl. Beeinträchtigung von Richtfunkstrecken möchte ich im Rahmen dieses Beteili-
gungsverfahrens auf Folgendes hinweisen: 

Der Anregung wird gefolgt. 
 

Beeinflussungen von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 
m sind nicht sehr wahrscheinlich. Entsprechende Untersuchungen zu Planverfahren 
mit geringer Bauhöhe sind daher nicht erforderlich. Dies trifft auch auf Planungen zu, 
die noch keine Aussagen zur Bauhöhe treffen bzw. bei denen sich die vorhandene 
Bauhöhe nicht ändert. Die o.g. Planungen sehen keine Bauhöhen von über 20 m vor. 
Störungen des Richtfunks sind somit durch die vorgesehenen Baumaßnahmen nicht zu 
erwarten. Da die Belange des Richtfunks durch die o.g. Planungen nicht berührt 
werden, erfolgt meinerseits keine weitere Bewertung. 

Der aktuelle Entwurf des Bebauungsplanes sieht eine wohnbauliche Entwicklung von 
Einzel- und Doppelhäusern mit einer geplanten Höhe von ca. 10, 50 m über Gelände vor. 
Bauhöhen von über 20,0 m werden durch das geplante Vorhaben nicht umgesetzt 
werden. 

Ich bitte Sie, bei zukünftigen Planverfahren von einer Beteiligung der Bundes-
netzagentur im Kontext des Richtfunks Abstand zu nehmen, wenn die Bauhöhen 20 m 
nicht überschreiten. Wird dies nicht berücksichtigt, erfolgt zu entsprechenden An-
fragen in der Regel keine Stellungnahme. Eine Ausnahme bilden Photovoltaikanlagen, 
da diese evtl. die Funkmessstationen der Bundesnetzagentur auch bei geringeren Bau-
höhen stören können. 

Die Gemeinde Büchen wird die Bitte der Bundesagentur für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation, Post und Eisenbahn berücksichtigen und diese im Rahmen von 
weiteren Bauleitplanungen im Kontext des Richtfunks bei einer geplanten Bauhöhe 
unter 20,0 m über Gelände nicht weiter beteiligen. 

Grundlegende Informationen zur Bauleitplanung im Zusammenhang mit Richtfunk-
strecken sowie ergänzende Hinweise stehen Ihnen auch auf der  Internetzseite der 
Bundesnetzagentur zur Verfügung. 
www.bundesnetzagentur.de{bauleitplanung<http://www.bundesnetzagentur.de/baul
eitplanung> 
Sollten Ihrerseits noch Fragen offen sein, so steht Ihnen die Bundesnetzagentur, 
Referat 226 (Richtfunk), unter der u.a. Telefonnummer zur Verfügung. 
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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen  
der Bundeswehr vom 06.03.2017 
 

 

Anbei erhalten Sie die Stellungnahme zum im Betreff genannten Vorhaben. Durch die 
in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden Belange der Bundeswehr nicht 
berührt und nicht beeinträchtigt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 
Rechtslage bestehen daher zu der Planung seitens der Bundeswehr als Träger 
öffentlicher Belange keine Einwände. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Es werden keine abwägungsrelevanten Anregungen vorgebracht. 
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Freiwillige Feuerwehr Büchen 
Vom 10.03.2017 
 

 

Zunächst danke ich Ihnen, dass Sie die Feuerwehr in die Liste der Träger der 
öffentlichen Belange eingefügt haben und mir somit die Chance gegeben haben aus 
der Sicht der Feuerwehr Empfehlungen auszusprechen. 
Erlauben Sie mir bitte, dass ich aus Vereinfachungsgründen Ihre Schreiben mit einem 
Schreiben beantworte. 
 

 

B-Plan 54 / 22. Änderung des F-Planes der Gemeinde Büchen 
Gestatten Sie mir bitten den Hinweis auf einen Druckfehler in der Beschriftung der 
Übersichtskarte zu der 22. Änderung des F-Planes. Es soll „Jugend- und 
Begegnungszentrum am Schulweg“ heißen, hier ist das Wort Jugend zu berichtigen. 
 

Die vorgebrachte Stellungnahme wird im Rahmen der Bauleitplanung des Bebauungs-
planes Nr. 54 sowie der 22. Änderung in die Abwägungstabelle eingestellt. 

Empfehlung der Feuerwehr zum B-Plan 54 
Einbau eines Hydranten zur Löschwasserversorgung unmittelbar an der Straße an/auf 
der Zuwegung/Zufahrt zum Gebäude. 

 

B-Plan 55 / 23. Änderung des F-Planes der Gemeinde Büchen 
Hier entsteht am Rande des Ortsteiles Pötrau ein neues arrondiertes Wohngebiet. Aus 
unserer Sicht bietet sich hier die Chance die Löschwasserversorgung und die Trink-
wasserversorgung zu trennen. 
Von Herrn Bürgermeister Möller habe ich erfahren, dass dort in der geplanten Grün-
fläche eine Rigole angelegt werden soll. An dieser Stelle könnte eine von der Trink-
wasserversorgung unabhängige Löschwasserversorgung entstehen. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Empfehlung der Feuerwehr zum B-Plan 55 
Statt des Einbaus von Hydranten in das Trinkwassernetz, könnte dort eine größere 
Zisterne oder ein Saugbrunnen eingebaut werden, so dass die Löschwasserversorgung 
unabhängig vom Trinkwassernetz erfolgt. Dieses hat aus unserer Sicht 3 Vorteile 
 

 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Erschließungsplanung des Bebauungsplanes Nr. 55 sieht die Errichtung eines 
unterirdischen Wasserspeicher im Bereich der öffentlichen Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage im zentralen Bereich vor. Diese Zisterne kann die 
erforderliche Wassermenge von 96 m³/2h für die Löschwasserversorgung vorhalten. Die 
Lage des Entnahmestutzens erfolgt in enger Abstimmung mit der örtlichen Feuerwehr 
im Rahmen der weiteren Erschließungsplanung. 
Ein entsprechender Hinweis wird redaktionell in die Begründung aufgenommen. 

a. das Trinkwasser wird geschützt (diverse Verunreinigungen des Trinkwassers bei 
Löscheinsätzen in den letzten 5 Jahren, zuletzt siehe Verunreinigung des 
Trinkwassers der Stadt Nordhorn Ende Oktober 2016 anl. eines Löscheinsatzes), 
 

 

b. das Leitungsnetz wird vor Druckschwankungen anl. Eines Feuerwehreinsatzes 
geschont und 

 

c. die Löschwasserversorgung erfolgt unabhängig vom Wasserwerk und dessen 
Auslastung. 

 

Der Einbau könnte am Rand der Grünfläche erfolgen,  dort wo die Planstraße C auf die 
Grünfläche führt. Der Ersteinsatz der Feuerwehr würde über das in den 
Feuerwehrfahrzeugen mitgeführte Löschwasser erfolgen (4 m³ auf 2 Löschfahrzeugen 
der Gemeinde Büchen) und parallel würde die Löschwasserversorgung von der 
Zisterne oder dem Saugbrunnen aufgebaut werden und erfolgen. Die aus der 
Zeichnung ermittelte max. Entfernung auf den Straßen zu der Wasserentnahmestelle 
beträgt 290 m und liegt knapp unterhalb der geforderten 300 m. Das DVGW 
Arbeitsblatt W 405 ist zu beachten (u.a. 48 m³ Wasser/h → 96 m³ Wasser in 2 h). Die 
Anforderungen an den Trinkwasserschutz sind in den letzten 10 Jahren merklich 
gestiegen. Bei kompakten Neubaugebieten bieten sich Alternativen zur Nutzung der 
Trinkwasserleitungen für die Bereitstellung von Löschwasser. 

Die Lage der geplanten Zisterne wird in der Planzeichnung (Teil A) dargestellt und eine 
entsprechende Erläuterung in die Begründung aufgenommen. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH 
08.03.2017 
 

 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wege-
sicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o.g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es not-
wendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplan-
gebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 3 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. Für weitere Fragen stehen wir 
gerne zur Verfügung. 
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Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
Vom 15.03.2017 
 

 

Wir weisen darauf hin, dass teilweise landwirtschaftliche Flächen an das Plangebiet 
grenzen. Zudem ist südlich der Pötrauer Straße (Nr. 21) ein landwirtschaftlicher Be-
trieb ohne Tierhaltung gelegen. Die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen 
Nutzung resultierenden Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) können in der Ernte- 
und Bestellzeit zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken. Wir empfehlen, diesen 
Sachverhalt textlich mit in die Begründung der o.a. Bauleitplanung aufzunehmen. 
Ansonsten bestehen aus agrarstruktureller Sicht zu der o.a. Bauleitplanung keine Be-
denken bzw. Änderungswünsche. 
 

Der Anregung wird gefolgt. 
Ein entsprechender Hinweis auf die aus der landwirtschaftlichen Nutzung resultierenden 
Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) wird in die Begründung aufgenommen. 
Da sich derartige Beeinträchtigungen auf begrenzte Zeiträume beschränken, sind die 
möglichen Einflüsse in einer ländlichen Wohngegend vertretbar. 

 



Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB 
                                  zum Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde Büchen                                         03.05.2017 

frühzeitige Beteiligung bis zum 29.03.2017 

 

GSP Ingenieurgesellschaft mbH ∙ 23843 Bad Oldesloe 
Seite 10 von 33 

 

Träger öffentlicher Belange/Bürger 
Inhalt der Stellungnahme 

Abwägungsvorschlag 

Handwerkskammer Lübeck 
Vom 15.03.2017 
 

 

Nach Durchsicht der uns übersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in obiger 
Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Lübeck Bedenken bestehen, 
wenn bei der Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) auch nicht störende 
Handwerks- und Gebewerbebetriebe ausgeschlossen werden. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 
Das geplante Vorhaben sieht eine wohnbauliche Entwicklung am bestehenden Sied-
lungsrand der Gemeinde vor. Die genannten Nutzungen werden innerhalb des Plange-
bietes ausgeschlossen, um die künftige Wohnbebauung vor Beeinträchtigungen zu 
schützen. 

Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt werden, 
wird sachgerechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung betroffener Be-
triebe erwartet. 
 

Handwerksbetriebe werden durch die Flächenfestsetzungen nicht beeinträchtigt. 
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Landessportverband Schleswig-Holstein e.V. 
Vom 28.03.2017 

 

Grundlage der Stellungnahme des Landessportverbandes Schleswig-Holstein (LSV SH) 
ist die Stellungnahme des Kreissportverbandes Hzgt. Lauenburg (KSV Lau), die wir 
hiermit zum Gegenstand unserer Stellungnahme machen. 
Die den LSV SH erreichenden Planungsunterlagen werden aufgrund der besseren Vor-
Ort-Kenntnisse und der Kenntnis ggf. vorliegender Betroffenheiten durch unsere 
Kreissportverbände bearbeitet. Die dafür zuständigen Personen der Kreissportver-
bände sind i.d.R. ehrenamtlich tätige Mitarbeiter. In jedem Fall trifft dies für die 
Vertreter der ansässigen Sportvereine zu, die durch den KSV zu Rate gezogen werden. 
Insofern ist die eingeräumte Frist von einem Monat für die Stellungnahme ein nicht 
ausreichender Zeitraum. Es besteht mit den zuständigen Behörden die Absprache, 
dem Landessportverband eine Stellungnahmefrist von mindestens acht Wochen ein-
zuräumen. Dieser Zeitraum wird benötigt, um die betroffenen Sportverbände und –
vereine angemessen einbinden zu können. Wir bitten, diesen Sachverhalt bei auch 
zukünftigen Vorhaben zu berücksichtigen. Nach Durchsicht der Unterlagen zu den 
vorbezeichneten Planentwürfen haben wir keine Bedenken und Anregungen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 
 
Durch das geplante Vorhaben werden keine Sportflächen überplant oder anderweitig 
beeinträchtigt. Die Notwendigkeit einer Fristverlängerung wird seitens der Gemeinde 
Büchen nicht gesehen. Aufgrund bestehender Sitzungstermine wird die beantragte Frist-
verlängerung nicht gewährt. 
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Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Vom 28.03.2017 

 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 23.02.2017. Eine Ausbauentscheidung trifft 
Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt eine Bewertung 
entsprechend Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse setzen Sie sich bitte 
mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, 
Neubaugebiete KMU, Südwestpark 15, 90449 Nürnberg, 
Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de. Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des 
Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwägungsrele-
vanten Anregungen vorgebracht. 

 

mailto:Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de
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Kreis Herzogtum Lauenburg 
FD Regionalentwicklung und Verkehrsinfrastruktur 
Vom 29.03.2017 
 

 

Mit Bericht vom 23.02.2017 übersandten Sie mir im Auftrag der Gemeinde Büchen 
den Entwurf zu o.a. Bauleitplan mit der Bitte um Stellungnahme. 
Aus Sicht des Kreises Herzogtum Lauenburg bitte ich um Berücksichtigung folgender 
Anregungen und Hinweise: 

Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt. 

Eigenbetrieb Kreisforsten Herzogtum Lauenburg (Herr Niemann, Tel. 04541/861516) 
Unter folgenden Bedingungen bestehen gegen die Errichtung des Rückhaltebeckens 
keine Einwände: 
Durch Bau und Betrieb des Beckens darf für den bestehenden Waldtrauf keine 
Beeinträchtigung in seiner Erhaltung und Bewirtschaftung entstehen. Insbesondere ist 
sicher zu stellen, dass ggf. notwendige Baumfällarbeiten, wie sie sich aus forstlichen, 
landschaftspflegerischen, nachbarrechtlichen, naturschutzrechtlichen etc. Gründen 
ergeben können, nach wie vor auch aus der Waldfläche heraus ohne Einschränkungen 
(wie derzeit durch die angrenzende Grünlandfläche gegeben) vorgenommen werden 
können. Von daher ist ein mit land- bzw. forstwirtschaftlichen Maschinen befahrbarer 
Streifen zwischen Waldrand und Rückhaltedamm von ca. 10 Metern vorzuhalten. 
 
 
Ein Einspruchsrecht des „Rückhaltebeckenbetreibers“ jedweder Art hinsichtlich Art 
und Umfang der Bewirtschaftung des angrenzenden Waldes – insbesondere der 
Traufzone – ist auszuschließen. 

Zum Eigenbetrieb Kreisforsten Herzogtum Lauenburg 
 
 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 55 im nordwestlichen Teil des Plan-
gebietes ergeben sich keine Beeinträchtigungen für die Erhaltung und Bewirtschaftung 
des westlich bestehenden Waldes. 
Die künftig als Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzte Fläche umfasst keine Grün-
landfläche, sondern eine aktiv durch Sommergerste bewirtschaftete Ackerfläche. 
Der Anregung wird gefolgt.  
Am nordwestlichen Rand des Plangebietes wird eine 10,0 m breite öffentliche Grün-
fläche mit der Zweckbestimmung Unterhaltungsweg festgesetzt. 
Die Eigentums- und Nutzungsrechte des Waldes werden durch den Bau der Fläche für 
Versorgungsanlagen und durch die Ausgleichsfläche nicht beschränkt. 
 
 

Ferner ist eine Haftungsverzichtserklärung zu fertigen, die den Waldbewirtschafter 
von jeglichen Schäden, die dem Bauobjekt durch Waldbewirtschaftungsmaßnahmen 
oder sonstigen Maßnahmen entstehen können, freistellt. 
Darüber hinaus, sind die natürlichen Einwirkungen eines angrenzenden Waldes, wie 
zum Beispiel durch Beschattung, Laueintrag etc. hinzunehmen. 

Die Gemeinde Büchen sieht zwischen dem westlich angrenzenden Wald sowie der 
Flächen für Versorgungsanlagen einen Pufferbereich von 10,0 m vor. 
Die Gemeinde Büchen sieht für die Ausstellung einer Haftungsverzichtserklärung gegen-
über dem Waldbewirtschafter kein Erfordernis. Die entsprechende Rechtsgrundlage für 
die genannte Forderung ist der Gemeinde Büchen vorzulegen. 
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Die Notwendigkeit einen Reitweg um das Rückhaltebecken anzulegen wird nicht ge-
sehen; insbesondere deswegen, weil gerade Waldrandzonen aus Gründen des Natur-, 
Jagd- und Wildschutzes sehr sensible Bereiche darstellen sowie durch eine reiterische 
Frequentierung dieser Randzone auch die Jagdausübung erforderlichenfalls stark 
behindert. 
 

Die Gemeinde Büchen nimmt von der Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Reitweg Abstand. In der weiteren Planung ist im Bereich der Fläche 
für Versorgungsanlagen ausschließlich eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung Unterhaltungsweg festgesetzt. 
Die Waldrandzonen werden durch die Festsetzung als Ausgleichsfläche/Maßnahmen-
fläche sowie als unversiegelte Grünfläche geschützt. 
 

Fachdienst Straßenverkehr (Frau Stamer, Tel. 04151/867346) 
Der Ausbau des verkehrsberuhigten Bereiches (Planstraße C) ist entsprechend StVO 
und VwV-StVO (VZ 325/326), sowie der dazu ergangenen Erlasse vorzunehmen. Für 
eine ausreichende Anzahl an öffentlichen Parkplätzen ist zu sorgen, da in einem 
verkehrsberuhigten Bereich nur auf ausgewiesenen Parkplätzen geparkt werden darf. 
 

Zum Fachdienst Straßenverkehr 
Der Anregung wird gefolgt. Die angeführten Erlasse werden im Rahmen der Er-
schließungsplanung berücksichtigt. Der aktuelle Entwurf der Erschließungsplanung sieht 
im Bereich der Planstraße C die Errichtung von 16 öffentlichen Parkplätzen vor.  
 

Rein vorsorglich weise ich darauf hin, dass gem. Erlass des Ministeriums für 
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein vom 11.12.2009 
–VII 423 – 621.132.12 -, die maximale räumliche Ausdehnung von verkehrsberuhigten 
Bereichen wie folgt festgelegt worden ist. 
 

Die Vorgaben des genannten Erlasses werden im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 55 
der Gemeinde Büchen berücksichtigt. 

Die Größe eines verkehrsberuhigten Bereichs ist so zu bemessen, dass jedes Ziel 
innerhalb des Bereichs für den aus einer beliebigen Richtung einfahrenden 
Verkehrsteilnehmer nach höchstens 300 m Fahrstrecke erreichbar ist. 

Die Voraussetzungen für die Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereiches sind der 
Gemeinde Büchen bekannt.  
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Die Planstraßen A und B könnten als Tempo-30-Zone ausgewiesen werden. Sofern die 
Bebauung von der Pötrauer Straße (L205) deutlich erkennbar ist, kann die Ortstafel bis 
in Höhe Planstraße B versetzt werden. 
 

Eine Ausweisung der Planstraßen A und B als Tempo-30-Zone erfolgt nicht auf Grund-
lage des Baugesetzbuches durch den Bebauungsplan Nr. 55. Im Rahmen der Er-
schließungsplanung erfolgt eine Abstimmung zur künftigen Ausgestaltung der Er-
schließungsflächen mit den erforderlichen Anträgen. 
Zum Schutz der geplanten Wohnbebauung innerhalb des Plangebietes sieht die erstellte 
schalltechnische Untersuchung eine aktive Lärmschutzmaßnahme (Wand/ Wall) in einer 
Höhe von 2,50 m vor. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 55 sieht im südlichen Teil 
des Plangebietes eine Wohnbebauung mit einer Höhe von ca. 10,50 m vor. Somit ist eine 
deutliche Sichtbarkeit der Bebauung innerhalb des Quartiers gewährleistet. Die 
Gemeinde Büchen wird eine entsprechende Verlegung der Ortstafel im Laufe des 
weiteren Verfahrens abstimmen und vornehmen. 
 

Fachdienst Wasserwirtschaft (Frau Mannes, Tel. 409) 
Mit dem Bodengutachten für die Fläche westl. des Friedhofes (geplante Regenwasser-
rückhalte- und Versickerungsfläche) sollte auch eine Klärung der Grundwasser-Fließ-
richtung erfolgen, um eine negative Auswirkung auf den Friedhof ausschließen zu 
können, Das Bodengutachten ist mir vorzulegen. 
 

Zum Fachdienst Wasserwirtschaft 
Aufgrund der örtlichen Höhenlage innerhalb des Plangebietes und dem bestehenden 
Abstand zum Friedhof sind keine negativen Auswirkungen durch die Grundwasser-
Fließrichtung auf den Firedhof zu erwarten. 
Das vom Ingenieurbüro T. Pöhler (Stand 23.06.2016 und 01.03.2017) gefertigte Bau-
grundgutachten wird zur Einsichtnahme an den Fachdienst weitergeleitet. Auch nach 
Einschätzung durch den Baugrundgutachter sind durch die geplante 
Niederschlagswasserversickerung keine negativen Auswirkungen auf den Friedhof zu 
erwarten. 
 

Im östlichen Teil des B-Plan-Gebietes ist die Versickerungsfähigkeit wohl geringer. Für 
diesen Bereich wird eine zentrale Versickerungsanlage z.B. Rigolenbox für die Grund-
stücke vorgesehen. Diese zentrale unterirdische Versickerungsanlage in der geplanten 
Grünfläche sollte im Plan dargestellt werden, um den Standort zu sichern. 

Der Anregung wird gefolgt. Der Bereich der geplanten Versickerungsanlage wird als Dar-
stellung ohne Normcharakter in die Planzeichnung (Teil A) aufgenommen, um diesen bei 
der späteren Ausgestaltung der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Park-
anlage explizit zu berücksichtigen. Eine rechtsverbindliche Festsetzung des v.g. Bereiches 
ist nicht erforderlich, da es sich in diesem Bereich um eine öffentliche Grünfläche 
handelt. 
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Da hier auch ein Teil der Verkehrsfläche angeschlossen werden soll weise ich darauf 
hin, dass eine Vorbehandlung vor der Versickerung erforderlich ist. 

Der vorgebrachte Hinweis wird im Rahmen der weiteren Erschließungsplanung berück-
sichtigt. 
 

Der 4. Satz im Absatz 2 (Punkt 8) ist missverständlich formuliert. Gemeint ist wohl: 
„Für die Grundstücke, auf denen eine Versickerung technisch nicht möglich ist, wird 
eine zentrale Versickerungsanlage (Rigolen-System) mit einer Überlaufanschluss an 
den öffentlichen Regenwasserkanal errichtet“. Ich bitte um Überarbeitung. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt. Die Begründung wird redaktionell korrigiert. 

Im Text-Teil B sollte die Versickerung auf den Grundstücken (sofern möglich) festge-
setzt werden. 

Der Anregung wird gefolgt. Der Teil B-Text wird entsprechend ergänzt. 

Fachdienst Naturschutz (Frau Penning Tel.: 326) 
Zu der o.g. Planung habe ich folgendes mitzuteilen: 
1. Nach dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum I (Kiel 1998, LRP) liegt 

der Geltungsbereich der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung im Randbe-
reich des Erosionskliffs beiderseits des Stecknitz-Delvenau-Tales (Elbe-Lübeck-
Kanal). Das Plangebiet Ost ist als Gebiet mit besonderer Erholungseignung gekenn-
zeichnet, direkt nördlich des Teilgebietes Ost sind die Flächen als Gebiet mit be-
sonderen ökologischen Funktionen Talraum der Steinau dargestellt, auch das Teil-
gebiet West. 
 

Zum Fachdienst Naturschutz 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, der Planungsraum liegt jedoch außerhalb 
des eigentlichen Steinautalraumes, dessen Bedeutung für Ökologie und Naherholung 
der Gemeinde bewusst ist.  
Der Hinweis auf das Kliff (Geotop) wird in den Umweltbericht aufgenommen und in die 
Bewertung eingestellt. 
Die Planungen zum Teilgebiet West erfolgen nach ökologischen Gesichtspunkten. 
 

Die nordöstlich gelegene Steinauniederung ist hier als Hauptverbundachse im 
landesweiten Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem, als Geotop (Bachtal der 
Stecknitz-Delvenau mit Nebentälern) und insofern als ein Gebiet mit besonderen 
ökologischen Funktionen dargestellt und von besonderer Bedeutung für den 
Naturschutz. 
 

Der Planungsraum liegt außerhalb der Biotopverbundachse. Wechselwirkungen 
zwischen Steinau und Geltungsbereich, auch hinsichtlich Naturschutz und Geotop, 
werden im Umweltbericht ergänzt. 
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In ihrem Landschaftsplan (Entwicklung) stellt die Gemeinde das Plangebiet im Be-
stand als Acker mit umgebenden Knicks und Baumreihen dar, Flächen für die 
Siedlungsentwicklung sind hier nicht vorgesehen. 
 

Die im LP vorgesehenen Flächen für die Siedlungsentwicklung und Nachverdichtung sind 
vollständig ausgeschöpft. Aufgrund des nachweislich hohen Bedarfes nach Bauland hat 
die Gemeinde daher ein Ortsentwicklungskonzept beschlossen, welches neue, mögliche 
Siedlungsflächen untersucht und vorsieht.  

2. Standortwahl /Standortalternativen, Punkt 9 der Begründung und Umweltbericht 
Punkt 1.3 
Die Gemeinde Büchen verweist zur Standortwahl auf die Erläuterungen im Rahmen 
des Ortsentwicklungskonzeptes. Das Plangebiet Teilgebiet Ost wird im Ortsent-
wicklungskonzept (als Fläche 1a) als mittelfristiges Flächenpotenzial geführt, die 
Umsetzung ist ab 2018 geplant. 

Der Hinweis auf das Ortsentwicklungskonzept wird zur Kenntnis genommen.  

Mit dem Ortsentwicklungskonzept stehen allerdings die Eignung der dort er-
mittelten Flächenpotenziale und die Entwicklungsprioritäten nicht abschließend 
fest. Der Kreis hatte ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich nur um Flächen 
handeln kann, die als Planungsalternativen im Rahmen konkreter Bauleitplanung 
herangezogen und in dem Zusammenhang detailliert überprüft werden. 
 

Das erarbeitete Ortsentwicklungskonzept stellt für die Gemeinde Büchen eine Grund-
lagenermittlung dar, die im Rahmen konkreter Bauleitplanungen für eine weitere Ent-
wicklung herangezogen werden kann. Die aufgenommenen Flächen stellen Bereiche am 
Ortsrand der Gemeinde Büchen dar, die mit der Regional- und Landesplanung im Vor-
wege abgestimmt wurden. 
Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung der 23. Änderung des Flächennutzungs-
planes erfolgt eine Prüfung der Alternativstandorte für eine entsprechende wohn-
bauliche Siedlungsentwicklung. 
 

Dieser Schritt, in welchem Standortalternativen betrachtet werden und in einem 
nachvollziehbaren Prozess die Gründe für den gewählten Standort dargelegt 
werden ist in der vorgelegten Planung zu ergänzen. Die allgemeinen Ausführungen 
unter Punkt 9 der Begründung und im Umweltbericht, Punkt 1.3 reichen nicht aus. 
Dies gilt besonders, da bei der Erarbeitung des Ortsentwicklungskonzeptes insbe-
sondere die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege nicht vollständig in 
die Betrachtungen und Bewertung einbezogen und angemessen berücksichtigt 
wurden. 
 

Die im Rahmen des Ortsentwicklungskonzeptes ermittelten langfristigen Potenzial-
flächen für eine wohnbauliche Siedlungsentwicklung werden für einen Standortvergleich 
gegenüber gestellt. Eine detaillierte Betrachtung und Überplanung der einzelnen 
Flächen erfolgt im Rahmen konkreter Entwicklungsabsichten zu einem späteren Zeit-
punkt.   
Naturschutzfachlich besonders sensible Bereiche wie Steinau-/ELK- und Delvenau-
niederung sowie die Sanderflächen (Nüssauer Heide) wurden im Vorwege bereits als 
Siedlungsflächen ausgeschlossen. Die Gemeinde hat festgelegt, dass Siedlungsent-
wicklung bevorzugt auf Ackerflächen stattfinden soll, um das Konfliktpotenzial Natur-
schutz zu minimieren. 
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Es ist aufzuzeigen, inwieweit die im Plan festgesetzten Reitwegtrassen in ein 
großräumiges Reitwegekonzept eingebunden sind. 

Derzeit besteht seitens der Gemeinde kein Bedarf an der Entwicklung eines groß-
räumigen Reitwegekonzeptes für das Gemeindegebiet. Auf die Festsetzung einer öffent-
lichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Reitweg wird im weiteren Bauleitplan-
verfahren verzichtet. 
 

3. Fläche für Versorgungsanlagen 
Das Plangebiet West/Fläche für Versorgungsanlagen ist im LRP als Gebiet mit 
besonderen ökologischen Funktionen dargestellt. 
„In den Gebieten mit besonderen ökologischen Funktionen sollen Maßnahmen  
nur durchgeführt werden, wenn sie den Zustand der Gesamtheit der natürlichen 
Faktoren nur unwesentlich verändern und nicht zu einer dauerhaften und erheb-
lichen Belastung eines einzelnen dieser Faktoren führen. … Bei der Abwägung ver-
schiedener Nutzungsansprüche ist dem Naturschutz und der Landschaftspflege 
besonderes Gewicht beizumessen.“ (LRP Ziffer 5.1.1) 
 

 
Dem Hinweis wird gefolgt. Die Fläche für Versorgungsanlagen wird als naturnahes 
Sickerbecken angelegt. Auf eine Einzäunung wird verzichtet. Neben der wasserwirt-
schaftlichen Funktionalität steht somit insbesondere der Naturschutz auf der Teilfläche 
West im Vordergrund, zumal gut die Hälfte der Fläche als Ausgleichsfläche vorgesehen 
ist. 
Gegenüber der derzeitig vorhandenen intensiven Ackernutzung ist somit eine deutliche 
Nutzungsextensivierung zu erwarten, welches den Zielen des Naturschutzes entspricht. 
 

Ein Regenrückhaltebecken auf der geplanten Fläche Flurstück 63/2, Flur 1 der 
Gemarkung Pötrau ist aus naturschutzfachlicher Sicht auf Grund der landschaft-
lichen Lage naturnah anzulegen und extensiv zu pflegen. Erhebliche Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter, insbesondere eine Belastung des Schutzguts Wasser 
(Grundwasser) sind nachweislich auszuschließen. Die Planung ist bereits im 
Bauleitplanverfahren so weit zu konkretisieren, dass eine entsprechende Beur-
teilung möglich ist. Gegen die Herstellung einer 4m tiefen Versickerungsanlage 
(Umweltbericht Ziffer 2.2, 3.2.3) bestehen an dem geplanten Standort aus natur-
schutzfachlicher Sicht Bedenken. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt. Es ist ein naturnahes, max. 2 m tiefes Sickerbecken vor-
gesehen, welches durch einmalige Mahd gepflegt wird.  
Die Bewertung zum Schutzgut Wasser wird im Umweltbericht ergänzt. 
 

Im Rahmen eines Gesamtkonzeptes für die bauliche Entwicklung der Flächen west-
lich Pötrau sind auch alternative, gegebenenfalls besser geeignete Standorte für 
Flächen für Versorgungsanlagen (Regenrückhaltebecken- und Versickerungs-
becken) für das Gebiet zu prüfen. 

Hinsichtlich der Höhenverhältnisse stellt die vorgesehene Fläche einen optimal ge-
eigneten Standort dar. Eine Verlagerung der erforderlichen Flächen für 
Versorgungsanlagen ist aufgrund der vorhandenen Topografie nicht möglich. 
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Die Fläche für Versorgungsanlagen erscheint außerdem vergleichsweise groß und 
ist auch bezüglich ihres Umfangs zu überprüfen, auch vor dem Hintergrund, dass 
das auf den Baugrundstücken anfallenden Regenwasser vorrangig im Gebiet ver-
sickert werden soll. 
 

Die Anregung hinsichtlich der festgesetzten Größe des geplanten Regenrückhalte-
beckens wird zur Kenntnis genommen.  
Die Dimensionierung und Gestaltung des Sickerbeckens wurde inzwischen überarbeitet. 
Der Umweltbericht wird angepasst und ergänzt. Aufgrund der Höhenverhältnisse ist es 
aber sinnvoll, kleine Teilflächen der südlich der Pötrauer Straße geplanten Wohngebiete 
bzw. Verkehrsflächen an das Sickerbecken der Teilfläche West anzuschließen. Dieses 
fällt aber größenmäßig kaum ins Gewicht. 
 

4. Um Beeinträchtigungen des Schutzguts Landschaft/Landschaftsbild zu minimieren, 
sollte das Wohngebiet durch Grünachsen bzw. Grünverbindungen als öffentliche 
Grünflächen strukturiert und in die Landschaft eingebunden werden. 
Insbesondere ist am westlichen Rand des Teilgebietes Ost, dem zumindest vorerst 
neuen Ortseingang aus Richtung Schulendorf, eine Eingrünung zur freien Land-
schaft erforderlich und im Bebauungsplan als öffentliche Grünfläche mit Anpflanz-
gebot (Bäume und Sträucher standortheimischer Arten) in einer Breite von insge-
samt ca. 10m festzusetzen. 
 

Dem Hinweis wird teilweise gefolgt. Es werden Festsetzungen getroffen, die nach 
Norden, Süden, Osten und teilweise Westen eine Eingrünung des Wohngebietes 
vorsehen. Eine innere Durchgrünung ist durch Festsetzung auf den Grundstücken und im 
Straßenraum ebenfalls gewährleistet. 
Dem Hinweis zur Eingrünung nach Westen wird nur teilweise gefolgt, da eine Er-
schließung der hier liegenden Grundstücke nur über die Planstraße B möglich ist. Eine 
durchgängige Pflanzfläche ist daher nicht möglich. Abschnittsweise Hecken und Baum-
festsetzung werden jedoch aufgenommen. 
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5. Im Plangebiet sollten für Anpflanzungen möglichst standortheimische Laubgehölze 
verwendet werden. 
 

Dem Hinweis wird insoweit gefolgt, dass im Straßenraum und in der zentralen Grün-
fläche Laubgehölze vorgesehen werden, alle Hecken sind als standortheimische Laub-
holzhecken anzulegen. 
 

6. Die Knickschutzstreifen im Plangebiet sind in der Planzeichnung im Hinblick auf die 
Zuordnung der textlichen Festsetzungen im Teil B, Punkt 8 eindeutig als solche zu 
kennzeichnen.  
Südlich des Redders am Fuchsweg ist die Fläche nördlich des geplanten wasserge-
bundenen Fußwegs als Schutzstreifen zum Knick in einer Breite von mind. 3m als 
Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft  (Knickschutzstreifen) im Bebauungsplan festzusetzen. Diese 
Fläche ist als Gras- und Krautflur zu entwickeln und durch eine jährliche Mahd 
extensiv zu pflegen. 
 

Die erforderlichen Knickschutzstreifen sind in der Planzeichnung (Teil A) bereits als Maß-
nahmenflächen dargestellt. Südlich des bestehenden Redders am Fuchsweg wird eine 
3m breite Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Eine entsprechende textliche Festsetzung zur 
Pflege wird aufgenommen. 

Die nördliche Grünfläche (Parkanlage) ist darüber hinaus als Wiese extensiv zu 
nutzen, auf eine Einsaat der Fläche sollte auf dem trocken-sandigen Standort ver-
zichtet werden. Anpflanzungen sollen hier nur zurückhaltend und nur in enger Ab-
stimmung mit einer entsprechend qualifizierten Fachperson umgesetzt werden, 
dabei sind die Funktionen des Knicks im Naturhaushalt zu beachten (z.B. süd-
exponierte Wallflanken als Standort für Pflanzen der wärmeliebenden Stauden-
säume, evtl. Vorkommen der Zauneidechse). 
 

Dem Hinweis wird gefolgt, eine entsprechende textliche Festsetzung wird 
aufgenommen. 
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7. Gegen die geplanten Vorhaben und Maßnahmen auf dem Flurstück 63/2 bestehen 
aus naturschutzfachlicher Sicht erhebliche Bedenken. Grundsätzlich muss die 
Prüfung und Festlegung von Reitwegetrassen auf Grundlage eines Wegekonzeptes 
erfolgen. Auf die Festsetzung eines Reitweges am nördlichen Rand der Fläche ist zu 
verzichten, um eine Beeinträchtigung der ökologisch grundsätzlich wertvollen 
Waldrandsituation zu vermeiden und die geplante Ausgleichsfläche nicht zu 
isolieren. Allenfalls könnte ein solcher Weg direkt nördlich der Fläche für Ver-
sorgungsanlagen verlaufen. Eine Abgrenzung zu der anschließenden Ausgleichs-
fläche ist erforderlich, hier wäre die Anlage eines Knicks mit südlich zum geplanten 
Reitweg gelegenem Schutzstreifen möglich. Ausgleichsmaßnahmen müssen sinn-
voll und erforderlich sein. Die bisher geplanten Knickneuanlagen am westlichen, 
östlichen und nördlichen Rand des Flurstücks 63/2 können die Funktionen eines 
Knicks im Naturhaushalt und für das Landschaftsbild nicht erfüllen und können als 
Ausgleich für die erhebliche Beeinträchtigung von Knick an anderer Stelle nicht an-
gerechnet werden. 
Zwischen dem Knick in Verlängerung des Fuchswegs und der Fläche für Ver-
sorgungsanlagen ist ein mind. 3m breiter Knickschutzstreifen festzusetzen. 
Hinsichtlich der Höhe der Anrechnung der Ausgleichsknicks bitte ich um Aussagen 
zu der zu erwartenden Intensität der Reitnutzung. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt, die Planungen für die Teilfläche West wurden vollständig 
überarbeitet. Ein Reitweg ist auf diesen Flächen nicht mehr vorgesehen, nur im süd-
lichen Teil sind unbefestigte Unterhaltungswege (Grünflächen) für das Sickerbecken 
sowie den Wald vorgesehen. 
Die Größe der Fläche für Versorgungsanlagen wurde nach der Dimensionierung der 
Wassermengen deutlich verkleinert. Da aber ein naturnahes Sickerbecken vorgesehen 
wird, wird eine größere Fläche beansprucht, als bei einer rein technischen Lösung. 
Die nördliche Fläche wird vollständig als Maßnahmenfläche/Ausgleichsfläche vorge-
sehen. Als Entwicklungsziel ist hier ein Offenlandstandort (vergleichbar zum Sicker-
becken) vorgesehen. 
Die Knicks wurden ebenfalls überarbeitet und stellen nun den ortsnahen Ausgleich für 
die erforderlichen Eingriffe im Wohngebiet dar und trennen Ausgleichsfläche vom 
Sickerbecken bzw. stellen eine Fortsetzung des Redders dar. Beide Funktionen sind 
ökologisch sinnvoll und Teil eines Gesamtkonzeptes der Teilfläche West.  
 
Dem Hinweis wird gefolgt, Knickschutzstreifen sind überall vorgesehen. Die Gemeinde 
nimmt Abstand von den Planungen Reitweg. 
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8. Schutzgut Wasser 
Durch die geplanten Baumaßnahmen wird die Abflussmenge des Regenwassers 
insgesamt erhöht. 
Die öffentlichen Verkehrsflächen sollen in ein neu errichtendes Versickerungs-
becken im Westteil des Plangebietes entwässern, hier soll auch ein Notüberlauf 
aus den geplanten Sickerboxen angeschlossen werden. 
 

 
Die Zusammenfassung der Entwässerungsplanung ist korrekt. 

Die Entwässerung erfolgt Richtung Steinau, im Bereich ober- und unterhalb des 
Waldhallenwegs sind Grundwasseraustritte (Quellen) bekannt (Umweltbericht, 
3.1.5). „Natürliche, dauerhafte oder periodische, punktuelle oder flächenhafte 
Grundwasseraustritte an der Erdoberfläche mit naturnaher Struktur einschließlich 
der quellwasserbeeinflussten Randzonen“ (Biotopverordnung) sind gesetzlich ge-
schützte Biotope nach § 30 Abs. 2 BNatSchG.  Nach § 30 Abs. 2 BNatSchG sind 
Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beein-
trächtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können, verboten. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Zwischenzeitlich hat eine Abstimmung 
mit dem technischen Planer sowie dem Bodengutachter stattgefunden, die Grund-
wasserabstände und-fließrichtung bewerten. 
Eine Zusammenfassung der Ergebnisse wird im Umweltbericht ergänzt und naturschutz-
fachlich bewertet. 

Im Rahmen der vorliegenden Planung ist insofern zu untersuchen und zu be-
werten, ob und wie sich die großflächigen Versiegelungen und teilweise Ableitung 
des Regenwassers in ein Versickerungsbecken auf die Wasserverhältnisse im Ge-
biet und auf die geschützten Quellbereiche auswirken. Eine erhebliche Beein-
trächtigung der Biotope ist durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. 
 

 

9. Die Erstellung einer aktuellen, flächendeckenden Biotop- und Nutzungstypen-
kartierung im Plangebiet und in den angrenzenden Bereichen, die von der Planung 
betroffen sind, ist als Planungsgrundlage erforderlich (Text und Karte in einem an-
gemessenen Maßstab). Dabei sind Einzelbäume und Baumgruppen, auch als Über-
hälter in Knicks, mit Angabe von Baumart, Stamm- und Kronendurchmesser auf-
zunehmen. Die Unterlagen sind entsprechend zu ergänzen. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt, ein Biotoptypenplan wird Anlage zum Umweltbericht. 
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Die Bäume entlang des Sandweges (Umweltbericht Ziffer 3.1.2, Randstreifen 4) 
sind im Bebauungsplan möglichst zum Erhalt festzusetzen. 

Dem Hinweis wird insofern gefolgt, dass zwei Bäume mit Blick auf die geplante 
Erschließungsplanung festgesetzt werden können. 

10. Schutzgut Tiere 
In der großen Ackerfläche im Geltungsbereich sind nach meiner Bewertung Schaf-
stelze und Feldlerche zu erwarten und im Rahmen der Potenzialabschätzung sicher 
anzunehmen, andernfalls ist ein Vorkommen durch eine Kartierung auszu-
schließen. 
Auch das Vorkommen von Zauneidechsen im Bereich des Redders ist nach meiner 
Bewertung sicher anzunehmen, ansonsten ist der Nachweis ebenfalls über eine 
Kartierung zu erbringen, dass Zauneidechsen hier nicht vorkommen. 
 

 
Dem Hinweis wird gefolgt, es erfolgt eine Kartierung bodenbrütender Offenlandarten. 
Bezüglich der Zauneidechse erfolgt eine Stichprobenkartierung sowie eine Bewertung 
der Betroffenheit im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prüfung. 

11. Der Fuchsweg stellt als Redder ein selten vorhandenes bedeutsames Landschafts-
element dar und ist im Hinblick auf den gesetzlichen Biotopschutz und wegen 
seiner Bedeutung für die landschaftsgebundene Erholung als wassergebundener 
Weg zu erhalten und entsprechend im Bebauungsplan festzusetzen. Der Fuchsweg 
ist für den Durchgangsverkehr möglichst zu sperren und nur noch als Fuß-, Rad- 
und ggf. auch als Reitweg (Konzept) zu nutzen, die Anlage eines Weges innerhalb 
der nördlichen Grünfläche südlich des Redders (Fuchsweg) könnte damit weitest-
gehend entfallen, ein fußläufiger Anschluss des Baugebiets im Nordosten ist sicher 
sinnvoll. Der Schießstand kann über den Waldhallenweg, der Friedhof über die 
„Planstraße B“ erreicht werden. 
 

Dem Hinweis wird insofern gefolgt, dass hier eine Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung festgesetzt wird. Ausbau oder Versiegelung der Straße sind nicht vor-
gesehen, die besondere Bedeutung des Redders ist der Gemeinde bewusst. 
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12. Im Zusammenhang mit der Anlage des geplanten Kreisverkehrsplatzes ist der 
Verlust von ca. 50m Knick geplant (unter Punkt 6.6.3 der Begründung wird „nur“ 
von einem „Knickdurchbruch in der Breite der künftigen Planstraße“ ausgegangen). 
Die erforderliche Ausnahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 
21 Abs. 3 LNatSchG für die Herstellung einer neuen Erschließung von der Pötrauer 
Straße wird grundsätzlich in Aussicht gestellt, es ist jedoch zu untersuchen, ob die 
Inanspruchnahme von Knick minimiert werden kann. Von der Planung sind bisher 
auch zwei große Eichen mit Stammdurchmessern von 60 bis 70cm (Überhälter) 
betroffen. Um die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu  minimieren 
sind Möglichkeiten zu prüfen, die Eichen zu erhalten und in die Planung  zu 
integrieren (durch eine leichte Verschiebung des Kreisverkehrsplatzes, Eichen in 
die Mittelinsel integrieren). Auch die von der Planung bisher betroffene Linde 
südlich der Pötrauer Straße ist möglichst zu erhalten. 
 

Der Hinweis auf den Knickverlust im Bereich des Kreisverkehrsplatzes wird zur Kenntnis 
genommen. Die diesbezügliche Formulierung in der Begründung wird redaktionell über-
arbeitet. 
Lage und Größe des KVP wurden im Vorfeld der Planungen mit Kreisbehörde und LBV 
abgestimmt. Dem Gebot der Minimierung wird insofern Rechnung getragen, dass die 
Planungen soweit angepasst werden zumindest den westlichen Baum zu erhalten. 
Die östliche Eiche sowie auch die südlich der Pötrauer Straße stehende Linde können bei 
Umsetzung eines KVP nach den gesetzlichen Vorgaben nicht erhalten werden. 
Eine vollständige Änderung der Wegeführung mit geänderter Anbindung Frachtweg 
würde zu einem höheren Eingriff in Natur und Landschaft führen. 
 

13. Eingriff und Ausgleich 
Durch die Anlage des Kreisverkehrsplatzes gehen südlich der Pötrauer Straße eben-
falls Landschaftselemente verloren (Gehölzfläche, eine große Linde, evtl. Knick am 
Schlickweg). Diese sind ggf. im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu 
berücksichtigen. 
 

 
Dem Hinweis wird gefolgt, diese Flächen werden in die Bilanzierung eingestellt. Die 
Eingriffe in Knick wurden durch eine Verschiebung der Zufahrt nach Norden minimiert. 

Der Knick am östlichen Rand der Baufläche soll entwidmet werden, ein Ausgleich 
ist im Verhältnis 1 zu 1 vorgesehen. Dagegen bestehen keine grundsätzlichen Be-
denken, die erforderliche Ausnahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG 
i.V.m. § 21 Abs. 3 LNatSchG wird in Aussicht gestellt. In dem Fall ist der Knick je-
doch als Grünfläche mit Erhaltungsgebot und ergänzender Bepflanzung im Be-
bauungsplan festzusetzen. Die Regelungen der Durchführungsbestimmungen zum 
Knickschutz vom 20. Januar 2017 sind zwar nicht direkt anzuwenden, allerdings 
kämen die Möglichkeit, alle Gehölze zu entfernen und die Zulässigkeit eines 1x 
jährlichen Form- und Pflegeschnitts einer Beseitigung des Knicks gleich.  
 

Dem Hinweis wird gefolgt, die Fläche wird als private Grünfläche mit entsprechendem 
Anpflanzungsgebot/Erhaltungsgebot vorgesehen. Die Festsetzungen werden 
entsprechend angepasst. 
 



Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB 
                                  zum Bebauungsplan Nr. 55 der Gemeinde Büchen                                         03.05.2017 

frühzeitige Beteiligung bis zum 29.03.2017 

 

GSP Ingenieurgesellschaft mbH ∙ 23843 Bad Oldesloe 
Seite 25 von 33 

 

Träger öffentlicher Belange/Bürger 
Inhalt der Stellungnahme 

Abwägungsvorschlag 

Auf diese textliche Festsetzung ist zu verzichten, andernfalls ist ein Ausgleich im 
Verhältnis 1 zu 2 nach den Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz nach-
zuweisen. 
 

 

Im Zusammenhang mit der geplanten Anlage von wassergebundenen Wegen und 
von Reitwegen sind Eingriffe in Natur und Landschaft zu prüfen und gegebenenfalls 
Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt, die Bilanzierung wird alle Eingriffe darstellen. Seitens der 
Gemeinde Büchen ist eine Anlage von Reitwegen im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 
55 nicht weiter vorgesehen. 

Eine Beurteilung, ob auf dem Flurstück 62/2 Teilgebiet West ein Knick-Ökokonto 
angelegt werden kann, sowie gegebenenfalls des anrechenbaren Ausgleichs, kann 
erst im weiteren Verfahren abschließend erfolgen. 
 

Auf ein Ökokonto wird verzichtet, die vorgesehenen Knicks stellen den ortsnahen Aus-
gleich für Eingriffe in Knicks auf der Teilfläche Ost dar. 

14. Die Beachtung und fachgerechte  Umsetzung der erforderlichen und noch abzu-
stimmenden naturschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
sind gegebenenfalls vertraglich mit den zukünftigen Vorhabenträgern und/bzw. 
mit dem Eigentümer externer Ausgleichsflächen zu vereinbaren, wenn die Ge-
meinde die Maßnahmen nicht selber durchführen kann oder will und wenn sie 
nicht Eigentümerin der Ausgleichsflächen ist. Die durchzuführenden Maßnahmen 
sind in den Verträgen konkret zu benennen und zu beschreiben. Eine Frist für die 
Umsetzung einzelner Maßnahmen ist teilweise erforderlich um sicherzustellen, 
dass die Maßnahmen mit Ausgleichsfunktion (einschließlich Vermeidung) in einem 
angemessenen zeitlichen Zusammenhang mit den Eingriffen durchgeführt werden. 
Es ist häufig sinnvoll, die Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen durch eine ent-
sprechend qualifizierte Fachperson zu planen und zu beaufsichtigen (biologische 
Baubegleitung). 

 
Die Verträge dürfen nicht später als die Satzung wirksam werden. Entsprechende 
Vertragsentwürfe sind mir zur Abstimmung noch im Aufstellungsverfahren des 
Bebauungsplanes vorzulegen. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und umgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses ist ebenfalls so vorgesehen. 
 
 
 
Sollten Verträge erforderlich werden, erfolgt eine Abstimmung mit der UNB. 
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15. Textliche Festsetzung 8.1 
Knicks sind gesetzliche geschützte Biotope, nach § 30 Abs. 2 BNatSchG sind 
Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen 
Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können, verboten. 
  

Die textlichen Festsetzungen werden redaktionell angepasst. 

16. Ein Monitoringkonzept zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Auf-
stellung des Bauleitplans auf die Umwelt im Hinblick auf das Planungsziel ist zu be-
schreiben (Entwicklung der Ausgleichsflächen, Reitwegekonzept, Entwicklung der 
Knicks). 
 

Dem Hinweis wird gefolgt, ein Monitoringkonzept wird Teil des Umweltberichtes. 

Städtebau und Planungsrecht 
Punkt 3 der Begründung verweist im Zusammenhang mit der Wohnraumbedarfs-
ermittlung auf das von der Gemeinde erarbeitete Ortsentwicklungskonzept. Ich halte 
es im Rahmen der Bauleitplanung für erforderlich die wesentlichen Ergebnisse des 
Konzeptes in wenigen Sätzen – evtl. in Anlehnung an die Vorgehensweise bei dem LEP 
und dem Regionalplan – in die Begründung einzuarbeiten. Darüber hinaus ist zu be-
achten, dass der Kreis im Rahmen der Aufstellung des Ortsentwicklungskonzeptes 
ausdrücklich darauf hingewiesen hatte, dass mit dem Ortsentwicklungskonzept die 
Eignung der Flächen nicht abschließend feststeht. Aus Sicht des Kreises handelt es sich 
bei den im Ortsentwicklungskonzept vorgelegten Flächen um solche, die als 
Planungsalternativen im Rahmen konkreter Bauleitplanung herangezogen, auf ihre 
Eignung überprüft und zur Standortbegründung herangezogen werden. Ein bloßer 
Hinweis auf das Ortsentwicklungskonzept ist vor diesem Hintergrund nicht aus-
reichend. Daran ändern auch die zwischenzeitlich geführten Abstimmungsgespräche 
nichts. In diesen Gesprächen wurde zweifelsohne signalisiert, dass der Planung – 
anfangs noch ohne den Bereich des Regenrückhaltebeckens – keine grundsätzlichen 
Bedenken entgegengehalten werden. Dennoch sind formal im Rahmen der Bauleit-
planung Standortalternativen zu betrachten. Ich bitte um Ergänzung der  Unterlagen. 
 

Zum Städtebau und Planungsrecht 
Der Anregung wird gefolgt. 
Die wesentlichen Inhalte des Ortsentwicklungskonzeptes werden redaktionell in die Be-
gründung aufgenommen. 
Die im Rahmen des Ortsentwicklungskonzeptes ermittelten Flächen werden für Unter-
suchungen von Standortalternativen herangezogen und entsprechende Aussagen in die 
Begründung aufgenommen. 
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In der textlichen Festsetzung Nr. 3 wird die abweichende Bauweise näher definiert. In 
der Planzeichnung, bzw. den Nutzungsschablonen ist nicht erkennbar wo eine ab-
weichende Bauweise festgesetzt ist. Dies ergibt sich nur aus der Begründung unter 
Punkt 6.2.2. Ich bitte um Korrektur in der Planzeichnung und Ergänzung der Zeichen-
erklärung. 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
Die bislang festgesetzte abweichende Bauweise definiert die künftige Bebauung in dem 
Allgemeinen Wohngebiet 3 (WA 3). Die Planzeichnung (Teil A) sowie die Planzeichener-
klärung werden entsprechend redaktionell angepasst. 

Um sicherzustellen, dass die hauptsächliche Erschließung des Gebietes über den 
Kreisel erfolgt, bitte ich zu prüfen, ob die Abschnitte der Planstraße B zwischen der 
L205 und Einmündung der Planstraße A, bzw. zwischen dem Fuchsweg und der 
Einmündung der Planstraße A als verkehrsberuhigter Bereich festgesetzt und gestaltet 
werden können. 

Der Streckenabschnitt wird zukünftig auch für den landwirtschaftlichen Verkehr genutzt. 
Ein Ausbau in Form eines verkehrsberuhigten Bereiches ist daher nicht möglich. 

Ich bitte zu prüfen, ob für jeweils zwei Grundstücke an den Planstraßen gemeinsame 
Zufahrten möglich sind. 

Die künftigen privaten Grundstückszufahrten sowie die geplanten Grundstücksgrenzen 
werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung des Bebauungsplanes Nr. 55 nicht 
festgesetzt. Die Möglichkeit einer Zusammenlegung von Grundstückszufahrten kann im 
Rahmen des Abverkaufes der Grundstücke in Abstimmung mit den späteren Eigen-
tümern erfolgen. 

Im Hinweis Nr. 1 auf der Planzeichnung und in Punkt 9 der Begründung wird dar-
gelegt, dass die Fläche vor Beginn der Baumaßnahmen auf Kampfmittel zu unter-
suchen ist. In der Vergangenheit kam es dabei zu Problemen, da jeder einzelne Bau-
herr diese Untersuchung zu veranlassen hat. Ich bitte zu prüfen, ob eine Unter-
suchung der gesamten Fläche vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen durchgeführt 
werden kann. 

Eine Untersuchung auf Kampfmittelfreiheit erfolgt im Zuge der Erschließungsplanung. 
 
 
 
 
 

Ich gehe davon aus, dass die erforderlichen Abstimmungen mit dem LBV-SH erfolgen 
oder bereits erfolgt sind. 
 

Eine Abstimmung mit dem Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein hat im Rahmen der Entwurfsplanung stattgefunden. Eine Genehmigung für den 
Bau des geplanten Kreisverkehrsplatzes liegt der Gemeinde Büchen zwischenzeitlich vor. 
Ergänzend ist der LBV-SH als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB im 
Rahmen des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens angeschrieben wurden. Eine Stellung-
nahme ist bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht eingegangen. 
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Landeskriminalamt Schleswig-Holstein 
Vom 29.03.2017 
 

 

In der o.a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von 
Tiefbaumaßnahmen wie z.B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und 
Straßenbau ist die o.a. Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes 
Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf 
Antrag durch das Landeskriminalamt, Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mühlenweg 166, 
24116 Kiel durchgeführt. Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich 
frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen sollten, damit 
Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen werden können. 
 

Dem Hinweis wird gefolgt. 
Ein entsprechender Hinweis wird in die Unterlagen des Bebauungsplanes aufgenommen. 
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Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
Vom 28.03.2017 
 

 

Gegen die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Bebauungsplan Nr. 55 
der Gemeinde Büchen bestehen in verkehrlicher und straßenbaulicher Hinsicht keine 
Bedenken, wenn folgende Punkte berücksichtigt werden: 
 

 

1. Die in dem beigefügten Flächennutzungsplanentwurf in rot dargestellte Ortsdurch-
fahrtsgrenze ist in den Flächennutzungs- und Bebauungsplan zu übernehmen. 
 

Die Lage der Ortsdurchfahrtsgrenze wird als nachrichtliche Übernahme redaktionell in 
den Unterlagen des Bebauungsplanes Nr. 55 sowie der 23. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes ergänzt. 

2. Direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur freien Strecke der Landesstraße 205 (L 
205) nicht angelegt werden. 

Die künftigen Grundstücke werden über die Planstraßen innerhalb des Plangebietes er-
schlossen. Direkte Zufahrten und Zugänge werden im Rahmen des Bebauungsplanes 
nicht berücksichtigt. 

3. Dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (LBV-SH), 
Niederlassung Lübeck sind für die bauliche Gestaltung des Kreisverkehrs – L2 205 / 
Schlickweg / Planstraße A – entsprechende Detailplanunterlagen, bestehend aus 
Lageplan i.M. 1 : 250, Höhenplan mit Entwässerungseinrichtungen, Querschnitt mit 
Deckenaufbauangaben, Markierungs- und Beschilderungsplan sowie ein 
Kapazitätsnachweis in 3-facher Ausfertigung vor Baubeginn zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. 
Die Kostentragung gemäß § 35 Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes 
Schleswig-Holstein liegt allein bei der Gemeinde Büchen. 
 

Der LBV-SH wird im Zuge der Entwurfsplanung zur Erschließung beteiligt. Ein 
entsprechender Genehmigungsantrag wird zur gegebenen Zeit beim LBV-SH eingereicht. 
 

4. Der Straßenquerschnitt der L 205 einschließlich Nebenanlagen und geplanter 
Lärmschutzwand ist im Bebauungsplan nachrichtlich (ohne Normcharakter) 
darzustellen. 
 

Die geplante Lärmschutzwand wird Bestandteil des o.a. Genehmigungsantrages. 
Entsprechende Straßenquerschnitt der L 205 sowie der Planstraßen werden als 
Darstellung ohne Normcharakter in die Planzeichnung (Teil A) des Bebauungsplanes 
aufgenommen. 
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5. Für die nördlich der L 205, hinter dem vorhandenen Knick, geplante Lärmschutz-
wand sind dem LBV-SH, Niederlassung Lübeck entsprechende prüffähige Plan-
unterlagen zur Abstimmung vorzulegen. 
 

Die geplante Lärmschutzwand wird Bestandteil des o.a. Genehmigungsantrages. 

6. Die Lärmschutzwand geht nicht in die Unterhaltung des Baulastträgers der L 205 
über, sondern verbleibt in der Baulast und Unterhaltungspflicht der Gemeinde 
Büchen. 
 

Entsprechende Abstimmungen und Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und dem 
Baulastträger der L 205 werden im Laufe des weiteren Verfahrens vorgenommen. 

Der Straßenbaulastträger der L 205 ist von allen Schadensersatzansprüchen Dritter 
freizuhalten, die durch die Errichtung oder das spätere Vorhandensein der Lärm-
schutzanlage entstehen oder damit im Zusammenhang stehen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

7. Ich gehe davon aus, dass die zum Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen hin-
sichtlich des Immissionsschutzes unter Berücksichtigung der von der L 205 aus-
gehenden Schallemissionen erfolgt sind. 
 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen sind die Verkehrsbelastungen in Ab-
stimmung mit der Gemeinde gemäß den Angaben des Landesbetriebes Straßenbau und 
Verkehr in Schleswig-Holstein (LBV) zugrunde gelegt. Demnach wird für die Pötrauer 
Straße ein aktueller DTV (durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke) von 1.800 Kfz/24 h 
angegeben. 

Die Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenverkehrlichen 
Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs mit Ausnahme der Kreisstraßen. 
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Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
Vom 24.04.2017 
 

 

In der überplanten Fläche wurden nach dem 01.03.2017 diverse Siedlungsfunde 
entdeckt, u.a. eine römische Münze des 2. Jahrhunderts n. Chr.. Daher werden zurzeit 
die Archäologische Landesaufnahme und auch die archäologischen Interessensge-
bietes dieses Bereichs aktualisiert (eine Kartierung des Bereiches wird im Rahmen der 
nächsten Beteiligung geschickt). Bei der überplanten Fläche handelt es sich nunmehr 
gem. § 12 (2) 6 DSchG um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach 
zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Be-
reichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes. 
 

Die Aussagen werden in den Umweltbericht sowie ein entsprechender Verweis in die 
Begründung aufgenommen. 

Denkmale sind gem. § 8 (1) DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste 
erfasst sind, gesetzt geschützt. 

 

Wir stimmen der vorliegenden Planung zu. Da jetzt jedoch zureichende Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen 
werden wird, sind gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich. 
 

 

Der Verursacher des Eingriffs in eine Denkmal hat gem. § 14 DSchG  die Kosten, die für 
die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumen-
tation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse 
anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
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Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein 
können und eine Genehmigung möglichst frühzeitig eingeholt werden sollte, damit 
keine Verzögerungen im sich daran anschließenden Planungs- und Bauablauf ent-
stehen. 
 

 

Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit dem Archäologischen 
Landesamt in Verbindung setzen, um das weitere Vorgehen zu besprechen. Zuständig 
ist Herr Ingo Clausen (Tel. 04321 – 418155, Email: ingo.clausen@alsh.landsh.de) 

 

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denk-
malschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks und des 
Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur  Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 
oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, 
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. 
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der 
Mitteilung. 
 

Ein entsprechender Hinweis auf § 15 DSchG wird redaktionell in der Begründung er-
gänzt. 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über 
die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. Die nach 
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 
Wochen seit der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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Folgende Träger öffentlicher Belange haben weder Anregungen noch Bedenken 
vorgebracht. 
 
 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Lauenburg vom 28.02.2017 
 LLUR, untere Forstbehörde, Mölln vom 01.03.2017 
 Stadt Schwarzenbek vom 28.02.2017 
 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie vom 06.03.2017 
 Direktion Bundesbereitschaftspolizei vom 01.03.2017 
 Deutscher Wetterdienst vom 07.03.2017 
 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein vom 08.03.2017 
 Stadt Lauenburg/Elbe vom 23.03.2017 
 Stadt Mölln vom 28.03.2017 
 IHK zu Lübeck vom 28.03.2017 
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1 Einführung 

Die Gemeinde Büchen plant mit der Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. 55 die 
Ausweisung von Neubaugebieten für Wohnzwecke westlich der derzeitigen Ortsgrenze in 
Büchen-Pötrau. Da es sich hierbei um landwirtschaftliche Nutzflächen (Acker) handelt, ist im 
Parallelverfahren auch die 23. Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich.  

Der Geltungsbereich umfasst sowohl die für die zukünftige Wohnbebauung vorgesehenen 
Flächen (Teilfläche Ost) als auch eine größere Fläche für die Regenrückhaltung (Teilfläche 
West). Das Gesamtgebiet hat eine Größe von 11,2 ha. 

 

 

Abb. 1: Übersicht Geltungsbereich (rot) 

 

Gemäß §§ 2 und 2a BauGB sind im Rahmen der Aufstellung bzw. Änderung von 
Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a zu prüfen. 
Aus diesem Grund werden durch einen Umweltbericht die durch das Bauvorhaben zu 
erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. Gemäß § 2 
BauGB bildet der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Begründung. Die Flächen 
werden derzeit als Außenbereich gemäß § 35 BauGB eingestuft. Die Aufstellung des B-
Planes erfolgt im Normalverfahren. 

Mit der Erstellung des Umweltberichtes wurde das Büro BBS, Kiel, beauftragt, der 
Umweltbericht wird hiermit vorgelegt. Die städtebauliche Planung erfolgt durch das 
Ingenieurbüro Gosch-Schreyer-Partner, Bad Oldesloe. 
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1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte der Bauleitplanung 

Bebauungsplan Nr. 55: 

Vorrangiges Ziel der Bauleitplanung ist die Neuausweisung von Wohnbauflächen zur 
Deckung des dringenden Bedarfs von Wohnraum in der Gemeinde Büchen. In diesem Sinne 
wird gemäß dem von der Gemeinde beschlossenen Ortsentwicklungskonzept südlich Pötrau 
ein B-Plan aufgestellt. Im Teilbereich einer heutigen Ackerfläche im Anschluss an 
vorhandene Wohnbebauung ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes 
vorgesehen. Die Erschließung erfolgt über einen Kreisverkehrsplatz an der Pötrauer Straße 
und eine innere Ringerschließung. Im Bereich der vorhandenen Knicks werden 5-10 m breite 
Knickschutzstreifen/Grünflächen angelegt. Als zentraler Treffpunkt wird mittig eine weitere 
Grünfläche vorgesehen, die als Spielplatz und Park angelegt werden soll. 

Für das allgemeine Wohngebiet sind Grundflächenzahlen von 0,3 bzw. 0,4 vorgesehen. 
Dazu werden im zentralen und hinteren Bereich ausschließlich Wohnhäuser mit ein bis zwei 
Wohneinheiten in eingeschossiger Bebauung zugelassen, deren Höhe über die zulässige 
Bauhöhe definiert wird (9,50 m, Gebäude an der Pötrauer Straße 10,5 m). Im vorderen 
Bereich entlang der Pötrauer Straße sind sog. Stadtvillen geplant, dabei handelt es sich um 
Mehrfamilienhäuser mit zwingend zweigeschossiger Bebauung. Da für diese Häuser 
Parkplätze vorgesehen werden müssen, ist hier eine Überschreitungsregel für die GRZ mit 
bis zu 0,8 erforderlich. 

Entlang der Pötrauer Straße wird ein aktiver Lärmschutz erforderlich. Die geplante 
Lärmschutzeinrichtung soll gemäß Anlage 2 als Lärmschutzwand ausgeführt und auf der 
Grenze des Knickschutzstreifens angeordnet werden. 

 

Abb. 2: Städtebaulicher Entwurf (IG Sass & Kollegen, Albersdorf) 

 

Im Bereich der Teilfläche West (derzeit ebenfalls Ackerfläche) werden die umlaufenden 
Knickstrukturen als solche festgesetzt und erhalten im Bereich der Unterhaltungswege und 
eines Sickerbeckens für Oberflächenwasser einen 3 m breiten Knickschutzstreifen. 
Ansonsten ist diese Fläche teilweise als Fläche für Versorgungsanlagen 
(Regenwasserversickerung) und teilweise als Maßnahmenfläche (Ausgleichsfläche) bzw. 
Grünfläche vorgesehen.  
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Das Sickerbecken wird als naturnahes flaches Becken mit einer Tiefenzone von max. 2 m 
angelegt. Aufgrund der nur bei Starkregenereignissen anfallenden hohen Wassermengen 
und der guten Sickerleistung des Bodens wird hier nur selten und kurzfristig Wasser stehen. 
Das Becken ist daher als Trockenbecken mit einer feuchteren Tiefenzone konzipiert. Die 
Unterhaltung soll als extensive Grünlandunterhaltung (1-2 mal jährliche Mahd nach Bedarf) 
erfolgen, so dass sich auf diesem relativ trockenen, armen Bodenstandort eine mesophile 
Grünlandvegetation entwickeln kann. In den Randbereichen oder auf Bermen werden 
zusätzliche Habitatelemente geschaffen (Totholzhaufen, Kiesinseln), die als Lebensraum für 
Kleintiere, insbesondere auch für die in Büchen häufig vorkommende Zauneidechse, dienen 
können. 

Aufgrund der naturnahen Gestaltungsweise hat das Sickerbecken einen höheren 
Flächenbedarf als eine rein technische Lösung, ist aber gleichermaßen auch als 
Lebensraum konzipiert und geeignet. Daher wurde diese Variante gewählt. 

Die geplanten Unterhaltungswege dienen als Zufahrt zum Wald und zum Sickerbecken. Sie 
sind als reine Sandwege, ohne Befestigung, festgesetzt. 

Das Sickerbecken wird nördlich (zur Ausgleichsfläche hin) und südlich (als Fortsetzung des 
Redders am Fuchsweg) durch Knickstrukturen (mit Knickschutzstreifen) eingefasst. Die Lage 
des Sickerbeckens orientiert sich an den Höhenverhältnissen und stellt den für das 
Baugebiet günstigsten Standort dar. 

 

 

Abb. 3: Gestaltung Sickerbecken (BBS Kiel) 

 

Konflikte Naturschutz (Teilfläche Ost, Wohnbebauung): 

Sowohl der nördliche als auch der südliche Knick werden zur Bebauung hin durch 5 bzw. 10 
m breite Knickschutzstreifen, die im öffentlichen Eigentum liegen werden, geschützt. Der 
östlich liegende Knick ist durch nicht fachgerechte Pflege im Bestand nicht mehr als solcher 
anzusprechen und wird auch nicht wieder hergestellt. Die nachhaltige Sicherstellung 
innerhalb von Wohngebieten kann hier nicht gewährleistet werden, so dass ein Ausgleich 
erforderlich wird. Als gliederndes Grünelement wird eine Hecke festgesetzt 
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Innerhalb des südlich verlaufenden Knicks an der Pötrauer Straße ist ein Kreisverkehrsplatz 
(KVP) vorgesehen. Dieser bedeutet einen Verlust von Knick, welches gemäß § 21 LNatSchG 
i.V. mit § 30 BNatSchG verboten ist. Gemäß § 21 LNatSchG ist hier eine Ausnahme von den 
Verboten möglich und separat zu beantragen. Die Straßenanbindung des Frachtweges 
südlich der Pötrauer Straße über den KVP ist ebenfalls mit einem Eingriff in Knick 
verbunden. Hier wurden im Rahmen der Minimierung die Straßen so weit wie möglich 
„zusammen geschoben“. 

Die Versiegelung im Bereich der Wohnbauflächen stellt einen Verlust der natürlichen 
Bodenfunktionen sowie der Versickerung dar. Dieses ist nachfolgend zu bewerten. Der zum 
Friedhof führende Sandweg (Planstraße B) wird zukünftig als Asphaltstraße geführt, auch 
dieses stellt einen ausgleichspflichtigen Eingriff dar. Alle anderen wertgebenden Strukturen, 
auch auf der Teilfläche West, werden erhalten und in die Planungen einbezogen. 

 

Hydraulik: 

Für die Wohngrundstücke ist die 
Regenwasserversickerung soweit 
wie möglich dezentral auf den 
jeweiligen Grundstücken zu 
versickern. Da allenfalls kleinräumig 
nicht versickerungsfähiger 
Geschiebemergel ansteht (im 
Nordosten, siehe Bodengutachten 
Pöhler) ist damit im überwiegenden 
Teil des Geltungsbereiches 
Versickerung möglich und 
umzusetzen. 

Für die Verkehrsflächen ist eine 
zentrale Versickerung vorgesehen. 
Entscheidend für die Aufteilung des 
Wassers ist hierbei die 
Geländetopographie (siehe hierzu 
auch Kap. 3.1.5). 

 

Abb. 4: Lageplan Hydraulik (IG Sass & Kollegen, 07.04.2017 

 

Folgende Teileinzugsgebiete (Straßenentwässerung) werden definiert: 

• Teilgebiet I: Ableitung in das Sickerbecken Flurstück 63/2, 
• Teilgebiet II: Ableitung in eine Rigole unterhalb der zentralen Grünfläche mit Überlauf 

zum Sickerbecken, 
• Teilgebiet III (nicht Gegenstand dieses B-Planes): Ableitung in das Sickerbecken. 

 

1.2 Grünkonzept 

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes erfolgt die Durchgrünung des Straßenraumes in 
Form von Pflanzinseln und Einzelbaumfestsetzungen. Die öffentlichen Grünflächen entlang 
der Knicks werden als extensive Grünflächen konzipiert und von der Gemeinde im Sinne des 
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Knick- und Naturschutzes und als Teil des Ortsbildes unterhalten. Die zentrale Grünfläche 
dient als Treffpunkt im Quartier, hier sind Spiel- und Aufenthaltsflächen vorgesehen, die von 
Rasen-/Wiesenflächen sowie Gehölzgruppen und Bäumen eingerahmt werden. 

Im Bereich der Grundstücke obliegt die Gestaltung der Vor- und Hintergärten den jeweiligen 
Eigentümern, zusätzlich ist pro 400 m² Grundstücksfläche ein Laubbaum/Obstbaum zu 
pflanzen. Die als Hecken vorgesehenen privaten Grünflächen am westlichen und östlichen 
Rand des Geltungsbereiches sind als naturnahe Laubholzhecken anzulegen. 

Einzelbaumfestsetzungen erfolgen nur außerhalb des Knicks. Die Bäume innerhalb des 
Knicks sind über die Knickverordnung sowie die Festsetzung als Knick ausreichend 
geschützt. Die Lärmschutzeinrichtung an der Pötrauer Straße wird sowohl durch den 
vorhandenen Knick als auch durch Bepflanzung in das Landschaftsbild eingebunden. Die 
voraussichtliche Gestaltung als Gabionenwand mit einer Höhe von 2,50 m wird damit 
deutlich niedriger sein als die angrenzenden Gehölzstrukturen und Gebäude. 

Die Grünfläche südlich der Pörauer Straße muss, um die Anbindung des Frachtweges über 
den KVP herzustellen, räumlich etwas verschoben werden, bleibt aber in ihrer Größe und 
Gestaltung ungefähr unverändert.  

Die Teilfläche West (Versickerung) wird in ihrer Gesamtgröße als extensive Grünlandfläche 
mit dem Entwicklungsziel mesophiles, trockenes Grünland angelegt. Das Sickerbecken 
erhält dabei zusätzlich eine besondere, teilweise auch tiefe Bodenmodellierung, um den 
Vorgaben der hydraulischen Berechnung zu entsprechen. Die nördliche Fläche wird in der 
Topographie nur geringfügig verändert. Die Begrünung erfolgt im Bereich des Sickerbeckens 
durch Ansaat, im Bereich der Maßnahmenfläche durch Selbstbegrünung. Weiterhin werden 
zwei neue Knicks angelegt, die einerseits der Trennung zwischen Sickerbecken und 
Ausgleichsfläche dienen (nördlicher Knick) und im Bereich des südlichen Knicks eine 
Fortsetzung des Redders am Fuchsweg bedeuten. Dieser setzt sich hier jedoch nicht als 
öffentliche Straße sondern nur als unbefestigter Unterhaltungsweg (Zufahrt) zum 
Wald/Waldrand und zum hinteren Teil des Sickerbeckens fort. 

 

1.3 Erfordernis/ Standortalternativen / alternative 
Planungsmöglichkeiten 

Die Gemeinde Büchen hat ein Ortsentwicklungskonzept (OEK) in Auftrag gegeben (GSP, 
2016) welches neben einer Bedarfsanalyse (Wohnraum) auch Möglichkeiten der 
Siedlungsentwicklung aufzeigt. Die Neuausweisung des vorliegenden Neubaugebietes stellt 
nun den ersten Schritt der Siedlungsentwicklung Richtung Südwesten dar und fußt 
unmittelbar auf den Aussagen des Ortsentwicklungskonzeptes (Fläche 1a). 

Eine Variantenuntersuchung für die Eignung der einzelnen Teilflächen des OEK ist als 
Anlage zum Flächennutzungsplan dessen Unterlagen beigefügt. 

Hinsichtlich der Erschließung über einen Kreisverkehrsplatz (KVP) wurden mehrere 
Anbindungsvarianten untersucht. Da die Haupterschließung des geplanten Wohngebietes 
über die Pötrauer Straße erfolgen muss, bestand nur die Möglichkeit den KVP nach Westen 
oder Osten zu verschieben. Im Hinblick auf die Erschließung weiterer Wohnbauflächen 
südlich der Pötrauer Straße liegt der nun geplante KVP im zentralen Bereich und wird 
zukunftsfähig angelegt. Eine Verschiebung nach Westen oder Osten wäre verkehrstechnisch 
deutlich ungünstiger und würde gleichzeitig auch nicht zu einem geringeren Eingriff in Knicks 
führen. Daher wird der nun geplanten Lage der Vorzug eingeräumt. 
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Abb. 5: OEK der Gemeinde Büchen (GSP, 2016) 

 

Die Umsetzung der Nullvariante würde bedeuten, dass an dieser Stelle kein Neubaugebiet 
realisiert wird und die Ackernutzung fortgeführt wird. Eine anderweitige land- oder 
forstwirtschaftliche Nutzung ist derzeit nicht absehbar. Gleichsam könnte die hohe Nachfrage 
nach Wohnbauflächen nicht gedeckt werden. Dieses würde entweder zur Abwanderung von 
Bauwilligen in andere Gemeinden oder zur Ausweisung von Neubauflächen an anderer 
Stelle im Gemeindegebiet führen, die weniger gut geeignet wären oder vergleichbare 
Konflikte Naturschutz verursachen (s. OEK). 

Eine alternative Nutzung von zentral gelegenen Grünflächen als Wohnbauflächen würde 
vergleichbare oder noch höhere Konflikte im Bereich Naturschutz hervorrufen (z.B. 
Steinauniederung, Flächen westlich Nüssauer Weg) und wurde daher nicht weiter verfolgt. 
Alle sowohl im Rahmen des Ortsentwicklungskonzeptes sowie im Landschaftsplan für die 
Entwicklung von innerörtlichen bzw. größeren Wohnbauflächen in Büchen (z.B. Büchen 
Mitte) genannten Flächen wurden inzwischen bereits bebaut, werden gerade überplant oder 
stehen eigentumsrechtlich nicht als Bauland zu Verfügung. 

 

1.4 Fachgesetze und Fachpläne 

Planungsrecht: 

Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes in der Bauleitplanung ist gem. §§ 1 
und 2 BauGB (geltend in der aktuellen Fassung) eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet werden. 
Der Umfang und Detaillierungsgrad für die Ermittlung der Belange wird von der Gemeinde 
festgelegt (§ 2 (4) BauGB), die Darstellung der Umweltbelange erfolgt gem. § 2a BauGB 
dann in einem Umweltbericht.  

Unter Berücksichtigung von § 17 UVPG und der Anlage 1 UVPG (geltend in der aktuellen 
Fassung) ist eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des Baugesetzbuches 
durchzuführen.  
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Eingriffsregelung: 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der aktuellen Fassung bezieht sich im Bezug 
auf die Eingriffsregelung in § 18 auf die Vorschriften des BauGB. Für Vorhaben im 
Außenbereich gemäß § 35 BauGB sowie für Pläne, die eine Planfeststellung ersetzen, 
gelten jedoch ebenfalls die §§ 14-17 des BNatSchG, welches in § 14 „Eingriffe in Natur und 
Landschaft“ besagt, dass Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes 
Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen sind, durch die die 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig 
beeinträchtigt werden können.  

Nach § 15 hat der Verursacher die Beeinträchtigungen eines Eingriffs in die Natur so gering 
wie möglich zu halten. Nicht vermeidbare Beeinträchtigungen sind auszugleichen oder zu 
kompensieren.  

 

Artenschutz: 

Bei der landschaftspflegerischen Begleitplanung sind neben der Eingriffs-Ausgleichs-
Regelung artenschutzrechtliche Vorgaben zu berücksichtigen. Für die artenschutzrechtliche 
Betrachtung ist das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) maßgeblich.  

 

Artenschutzrechtliche Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes: 

Nach § 44 (1) des BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, 
zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

2. wild lebende Tiere streng geschützter Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören. 

Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 

Population einer Art verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Abweichende Vorgaben bei nach § 44 (5) BNatSchG privilegierten Vorhaben: 

Bei nach § 15 BNatSchG zugelassenen Eingriffen sowie bei nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuchs zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs.2, Satz 1 BauGB (Vorhaben in 
Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der Planaufstellung nach § 33 des 
BauGB und im Innenbereich nach § 34 BauGB) gelten die Verbote des § 44 (1) nur 
eingeschränkt. 

Bei europäisch geschützten Arten (Vogelarten und FFH-Arten) sowie in Anhang IVb der FFH-RL 
aufgeführten Pflanzenarten liegt kein Verstoß gegen das Verbot des § 44 (1) Nr.3 und im Hinblick 
auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen auch gegen das Verbot des § 44 (1) 
Nr.1 vor, soweit die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
weiterhin erfüllt werden kann. Das Verbot des § 44 (1) Nr. 2 wird jedoch nicht eingeschränkt. 

Bei Betroffenheiten lediglich national besonders geschützter Tierarten liegt kein Verstoß gegen 
die Verbote des § 44 (1) vor, wenn die Handlungen zur Durchführung des Eingriffs oder 
Vorhabens geboten sind. Diese Arten sind jedoch ggf. in der Eingriffsregelung zu betrachten. 

Die Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG treten bei privilegierten Vorhaben nicht ein, wenn 
in besonderen Fällen durch vorgezogene Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass die 
ökologische Funktion einer betroffenen Lebensstätte kontinuierlich erhalten bleibt. Entsprechend 
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der Zielsetzung werden diese Maßnahmen als CEF-Maßnahmen (Continuous Ecological 
Functionality) bezeichnet. Die Maßnahmen sind im räumlichen Zusammenhang mit der 
Eingriffsfläche durchzuführen. Weiterhin sind die Maßnahmen zeitlich vor Durchführung des 
Eingriffs bzw. Vorhabens abzuschließen. 

Für ungefährdete Arten ohne besondere Ansprüche können nach LBV-SH (2008) auch mit einer 
zeitlichen Lücke Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden und damit ein 
Verbotstatbestand umgangen werden. 

 

Im Fall eines Verstoßes ist eine Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG möglich u.a. aus 
zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art. Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn 
zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen 
einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 (1) der FFH-RL weitergehende 
Anforderungen enthält. Wenn es zu einer unzumutbaren Belastung im Einzelfall käme, ist 
nach § 67 BNatSchG eine Befreiung von den Verboten möglich. 

Es handelt sich hier um ein Verfahren der Bauleitplanung, so dass eine Privilegierung 
gegeben ist.  

 

Landschaftsplan: 

Im Landschaftsplan der Gemeinde Büchen (Brien-Wessels-Werning, 2003) ist die 
Planungsfläche als Acker ausgewiesen. Die beide Teilflächen umgebenden Knicks wurden 
ebenfalls kartiert und erhalten eine weniger gute bis gute Bewertung. Entlang der 
Friedhofszufahrt verläuft eine Baumreihe. Innerhalb der nordwestlichen Teilfläche liegt eine 
landwirtschaftliche Lagerfläche. Die vorhandenen Sandwege haben eine Bedeutung als Rad- 
und Fußwege (Naherholung). 

Besondere Entwicklungsziele werden für den Geltungsbereich nicht formuliert. Die Fläche ist 
gemäß Landschaftsplan nicht als zukünftige Wohnbaufläche genannt. Alle hier genannten 
Flächen für Wohnbebauung wurden durch die Gemeinde oder private Investoren aber 
inzwischen bereits bebaut, sodass Siedlungsentwicklung, sofern sie weiter stattfinden soll, 
auf randlichen, bisher nicht näher untersuchten Flächen stattfinden muss. Da die hier zu 
überplanende Fläche gemäß LP kein nennenswertes Konfliktpotenzial aufweist, wurde sie in 
die Planungen eingestellt. 

 

22. Änderung des Flächennutzungsplanes: 

Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan ist der Geltungsbereich mit der Teilfläche Ost 
(Wohnbebauung) als Fläche für die Landwirtschaft festgelegt, die Teilfläche West 
(Versickerung) ist als Grünfläche „Friedhof“ dargestellt. Dieser ist im tatsächlichen Bestand 
nur östlich vorhanden, die Vorhabensfläche dient als Erweiterungsfläche. Umliegend finden 
sich gemischte Bauflächen/Dorfgebiete (nach Osten) sowie weitere Grünflächen (vorh. 
Friedhof) und Flächen für die Landwirtschaft. Um die vorliegende Planung auch auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes anzupassen, ist somit eine Änderung erforderlich. Diese 
erfolgt im Parallelverfahren. 
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1.5 Schutzgebiete 

Natur- und Landschaftsschutzgebiete sowie Natura-2000-Gebiete sind im Planungsraum 
nicht vorhanden. Geschützte Flächen sowie landschaftlich wertvolle Bereiche liegen in 
größerer Entfernung. Eine Darstellung von geschützten Biotopen nach § 30 BNatSchG/ § 21 
LNatSchG (hier Knicks) erfolgt in Kap. 3.1.2. 

 

Die nördlich verlaufende 
Steinauniederung ist als Teil des 
landesweiten Biotopverbundsystems 
(hier Hauptverbundachse) ausgewiesen. 
Die Entfernung beträgt ca. 250 m.  

 

 

 

 

Abb. 6: Biotopverbundsystem 

 

Gleichermaßen ist das Steinaukliff auch 
geologisch gesehen von besonderer 
Bedeutung, so dass hier gemäß 
Umweltbericht SH ein Geotop (Kl 055) 
eingetragen ist, welches den 
Geltungsbereich in den Randbereichen 
geringfügig tangiert. 

 

 

Abb. 7: Geotope 

 

 

 

1.6 Untersuchungsraum 

Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter umfasst die Flächen des Bebauungsplanes 
sowie die angrenzenden Flächen, so dass die Wirkräume aller zu erwartender Auswirkungen 
betrachtet werden.  

Die Gemeinde Büchen liegt im Südosten des Kreises Herzogtum Lauenburg am Elbe-
Lübeck-Kanal. Das Plangebiet liegt am westlichen Rand von Büchen, westlich anschließend 
an die derzeitige Baugrenze. 

Naturräumlich gesehen gehört das Gebiet zum mecklenburg-brandenburgischen Platten- 
und Hügelland in der Untereinheit der südwestmecklenburgischen Niederungen mit 
Sanderflächen und Lehmplatten (Büchener Sander). Prägende Elemente des 
Landschaftsraumes sind neben den sandigen Plateaus die eingeschnittenen Flusstäler, die 
ihren Ursprung als Schmelzwasserabflussrinnen in der Weichseleiszeit haben. 



BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel  Beratender Biologe VBIO 

 12 

1.7 Methodik  

Die Auswirkungen auf die Umwelt durch das geplante Vorhaben werden, nach den im UVP-
Gesetz genannten Schutzgütern untergliedert, untersucht: 

 - Mensch  

 - Pflanzen und Tiere 

 - Boden 

 - Wasser 

 - Luft und Klima 

 - Landschaftsbild und biologische Vielfalt 

- Sach- und Kulturgüter 

sowie die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

Dazu wird zuerst der Bestand erfasst und beschrieben. Die Darstellung des Ist-Zustandes 
beruht überwiegend auf der Auswertung einer Bestandskartierung der Biotoptypen, der 
Offenlandvögel und Zauneidechse sowie vorhandener Daten. Neben der 
Bestandsbeschreibung erfolgt auch eine Bewertung des momentanen Zustandes, so dass im 
ökologischen und kulturellen Sinne sensible Bereiche schon bei den Planungen zum Teil 
entsprechend berücksichtigt werden können. 

Bei der Darstellung der Auswirkungen wird geprüft, ob erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu befürchten sind. Sofern diese nicht vermeidbar oder minimierbar 
sind, werden sie zur Bewertung des Vorhabens aufgezeigt. Auswirkungen auf die 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern werden ebenfalls aufgezeigt. 

 

2 Wirkfaktoren 

2.1 Bauphase 

Durch den Bau eines Wohngebietes kommt es zu verschiedenen Wirkfaktoren, die sich 
auch, je nach Baudurchführung der Bauherren, über einen längeren zeitlichen Rahmen 
erstrecken können. 

Als besonderer Belastungsfaktoren sind dabei der Lärm durch Maschinentätigkeiten sowie 
der Baustellenverkehr zu nennen. Eingeschränkte Passierbarkeit der angrenzenden Straßen 
und ein erhöhter LKW-Verkehr haben zudem Auswirkungen über das Baugebiet hinaus. 

Im Vorhabensraum wird eine GRZ von 0,3 bis 0,4 bis tws. 0,8 festgesetzt, d.h. i.d.R. 
mindestens 30 bzw. 40 % der Flächen (zuzüglich Nebenanlagen) werden versiegelt und 
stehen nicht mehr als Lebensraum zur Verfügung. Die natürlichen Bodenfunktionen gehen in 
diesen Bereichen verloren. 

Durch Erschließung und Bebauung gehen Lebensräume der Tier- und Pflanzenwelt in der 
Bauphase verloren. Auf der Fläche für Regenwasserversickerung wird eine Rückhalteanlage 
vorgesehen, die zu Bodenabgrabung führt, jedoch in Verbindung mit der angrenzenden 
Ausgleichsfläche naturnah konzipiert wird. 

Durch die Festsetzung der zu erhaltenden Knicks werden Grüngürtel erhalten und das 
Baugebiet in die Landschaft eingebunden. Trotzdem werden sich das Orts- und 
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Landschaftsbild und auch das subjektive Landschaftsempfinden durch Ausweitung der 
Bebauung (Ortsrand) Richtung Westen deutlich verändern. 

2.2 Anlagen- und Betriebsphase 

Während der Anlagen- und Betriebsphase stellen Verkehr (Lärm) und Bewegungen sowie 
die Baukörper an sich (Landschaftsbild) die bedeutendsten Wirkfaktoren dar. Zusätzlich ist 
durch die Bebauung mit einer erhöhten Wärmeabstrahlung und von Stoffeinträgen (Abgase, 
Müll) auf die umliegenden Flächen zu rechnen. Die Versiegelung von Boden hat nachteilige 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. 

Die Siedlungsfläche von Büchen wird durch die Planungen deutlich vergrößert und die 
Grenze der Bebauung nach Westen verschoben. Beeinträchtigungen der Schutzgüter und 
der Wechselwirkungen untereinander, hervorgerufen durch anthropogenes 
Nutzungsverhalten, Versiegelungen und Landschaftsveränderung werden somit ebenfalls 
vergrößert bzw. nach Westen hin ausgedehnt.  

Durch Wohnbebauung mit Gartenflächen entstehen Lebensräume für Siedlungsfolger der 
Tier- und Pflanzenwelt. 

Die Teilfläche West wird zukünftig teilweise dem Naturschutz zugeführt (Extensivgrünland) 
bzw. als naturnahes Sickerbecken extensiv gepflegt. Das im Wohngebiet und auf den 
Straßen anfallende Regenwasser ist über dezentrale Versickerung sowie das geplante 
Sickerbecken vollständig zur Versickerung gebracht. 

 

3 Umweltprüfung 

3.1 Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter 

3.1.1 Schutzgut Mensch und Nutzungen 

Der Ort Büchen wird als aufstrebendes Unterzentrum eingestuft. Versorgungseinrichtungen 
des täglichen Bedarfs (Lebensmittel, Ärzte, Banken) sowie Kindergärten und ein großer 
Schulkomplex (Grundschule, Gemeinschaftsschule mit Oberstufe), sind vorhanden. Die 
dörfliche Infrastruktur ist als sehr gut zu beschreiben und entspricht der eines 
Unterzentrums. 

Zahlreiche klein- und mittelständische Gewerbebetriebe sowie die Nähe zu Hamburg 
(Pendlerentfernung) führen dazu, dass Büchen als Wohnstandort sehr beliebt ist und über 
ein hohes Zuzugspotenzial verfügt. 

Büchen ist daher bestrebt neue Wohnbauflächen („Neubaugebiete“) zu erschließen, um den 
vorhandenen Bedarf sowohl nach Einzel- und Doppelhausbebauung sowie auch nach 
Geschoßwohnungsbau (mit und ohne sozialen Wohnungsbau) zu decken. Dazu wurden in 
den letzten Jahren kleinere und größere Baugebiete erschlossen und Nachverdichtungen im 
zentralen Bereich von Büchen umgesetzt. Zur Zeit liegt die Einwohnerzahl in der Gemeinde 
bei ca. 5.600 Einwohnern. Im Rahmen eines Ortsentwicklungskonzeptes (OEK, GSP 2016) 
wurden potenzielle Siedlungserweiterungsflächen, auch am Ortsrand untersucht. 

Der Geltungsbereich selbst wird derzeit als Ackerfläche genutzt und ist damit Teil der 
typischen, Büchen umgebenden Landschaftsstruktur aus Grünland, Ackerflächen und Wald. 
Aufgrund der armen Böden findet Ackerbau hier auf Grenzertragsböden statt. Nördlich bzw. 
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östlich liegt der Pötrauer Friedhof sowie ein Schießplatz für Kleinkaliber mit im Freien 
liegenden Schießbahnen. Die Flächen um den Schützenplatz werden sowohl von den 
Schützen aber auch für das Schützenfest und außerhalb des Winters für Flohmärkte und 
weitere Veranstaltungen genutzt. 

Die vorhandenen Sandwege werden von Spaziergängern Reitern gerne genutzt. Es 
bestehen fußläufige Verbindungen in die Steinauniederung sowie in die Feldmark, so dass 
dieser Bereich eine Bedeutung als Naherholungsraum hat. 

Lärmbelastungen sind in besonderem Maße durch die Pötrauer Straße vorhanden, welche 
als Haupterschließungsstraße für Büchen aus Richtung Westen fungiert. Hier liegt eine 
durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge (DTV) von 1.800 Kfz/24h vor. Eine besondere 
Lärmbelastung durch die Schießanlage besteht nicht, die Immissionsrichtwerte werden 
eingehalten. 

 

Bewertung: 

• Gebiet mit mittlerer Bedeutung für die Naherholung, 
• Gebiet mit eher geringer Bedeutung für die Landwirtschaft,  
• Zeitweise hohe Belastungen durch Verkehrslärm und Verkehr vorhanden, 
• Zeitweise hohe Bedeutung für Veranstaltungen (Grünfläche am Schießplatz). 

 

3.1.2 Schutzgut Pflanzen und Biotoptypen 

Grundlage für die Beschreibung der Biotopstruktur im Plangebiet des B-Plans 55 ist eine 
Kartierung des Biotopbestands vom 25.05.2016. Die Ergebnisse sind als Lageplan in der 
Anlage 3 dargestellt. 

Die Zuordnung der Biotoptypen erfolgt nach dem Biotoptypenschlüssel des Landes 
Schleswig-Holstein (2016). Beide Teilflächen sowie auch die landwirtschaftlichen Flächen 
am Frachtweg sind im Bestand als Acker (AAy) zu beschreiben. Sie werden durch Gehölz- 
und Ruderalstrukturen unterschiedlicher Wertigkeit eingefasst, welche nachfolgend 
beschrieben werden. Die Nummerierung der Knicks ist ebenfalls dem Lageplan zu 
entnehmen. 

Sowohl der Fuchsweg als auch der Zufahrtsweg zum Friedhof sind als Sandwege (SVu) 
angelegt. Entlang des Friedhofswegs ist, anders als an allen anderen Rändern, kein Knick 
vorhanden (wie auch schon im Landschaftsplan dargestellt). Hier ist nur ein schmaler 
Ackerrandstreifen als ruderale Grasflur ausgebildet (RHg/SVo). Es sind 5 Bäume, 
überwiegend Ahorn, mit Stammdurchmessern zwischen 20 und 60 cm vorhanden. Im 
südlichen Teil sind auch kleinere Rosen-/Brombeergebüsche sowie Gehölzjungwuchs 
vorhanden (HGy). 

Auf der Teilfläche West wird die nördliche Begrenzung des Ackers durch den Wald markiert. 
Ein abgestufter Waldrand ist hier nicht vorhanden, es ist vielmehr ein Waldrand aus tief 
herabhängenden Bäumen/Ästen ausgebildet. Hierbei handelt es sich sowohl um Eichen und 
Birken, wie auch um Kiefern mit mittlerem Baumholz (Stammdurchmesser ca. 40-50 cm). 
Dem Wald vorgelagert befindet sich ein Holz- und Grünschnittlagerplatz (SLl/SLf), welcher 
durch einen unbefestigten Fahrweg (Sandweg) erreicht werden kann. 

Südlich der Pötrauer Straße liegt ein kleineres Feldgehölz (HGy), überwiegend aus 
heimischen Arten mit kleineren Eichen, Linden, Felsenbirne und Ebereschen. Im Unterwuchs 
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dominieren mit Kartoffelrose und Schneebeeren auch Ziergehölze. An der Pötrauer Straße 
ist eine größere Linde mit Stammdurchmesser 70 cm vorhanden. 

Nachfolgend erfolgt die Beschreibung der Knicks (zur Nummerierung siehe Lageplan Anlage 
3): 

 

Knick 1 - Redder: 

Hierbei handelt es sich um einen beidseitig des 
Fuchsweges verlaufenden durchgewachsenen Knick 
(HWb) bzw. Redder mit teilweise sehr starkem 
Baumholz. Die Baumschicht wird im Wesentlichen 
durch Eichen mit Stammdurchmessern zwischen 20 
und 80 cm gebildet. In der 2. Baumschicht finden sich 
Heckenkirschen, Mehlbeeren, Traubenkirschen und 
Ebereschen. Die Bäume sind teilweise bis unten 
beastet. Aufgrund des hohen Beschattungsgrades ist 
die Krautschicht wenig ausgeprägt.  

 

Knicks 2 – am Wohngebiet: 

Im südlichen und nördlichen Teil des Knicks zwischen 
Acker und Gärten sind hier Stockausschläge 
unterschiedlicher Größe und Arten vorhanden, im 
mittleren Teil nur einzelne, kleine Gebüsche. Der Wall 
ist nur noch in Teilabschnitten als solcher erkennbar. 
Aufgrund des Nutzungs- und Pflegedrucks der östlichen 
liegenden Hausgärten ist der Knick soweit degeneriert, 
dass er seine Funktionen nicht oder nur noch in 
Teilabschnitten wahrnehmen kann (HWo/HWx/HGy, 
teilweise RHm). 

 

Knick 3 – Pötrauer Straße Ost: 

Dieser Knick am und östlich des geplanten KVP ist als 
typischer Fliederknick (HWx) zu beschreiben. Der 
Flieder ist dicht gewachsen, 6-8 m hoch und wird nur 
durch wenige kleinere Bäume (Eichen, Kirsche, Birken) 
ergänzt. Lediglich im Bereich des geplanten KVP 
stehen zwei größere Eichen mit Stammdurchmessern 
von 60 und 70 cm. Zwei weitere große Eichen 
(Stammdurchmesser 80 cm) stehen im 
Übergangsbereich zum Wohngebiet. 

 

 

Knick 4 – Pötrauer Straße West: 

Dieser Knick westlich des geplanten KVP ist wiederum typisch ausgebildet (HWy). Richtung 
Acker sind die Bäume tief beastet, darüber hinaus ist kein Randstreifen vorhanden. Richtung 
Süden geht der Knick in einen flachen Straßengraben, der mit einer Ruderalflur mittlerer 
Standorte (RHm) bewachsen ist und regelmäßig gemäht wird, über. Entlang der Pötrauer 
Straße sind einzelne Lindenbäume (Stammdurchmesser 20-100 cm) vorhanden. 
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Der Knick selbst ist durch Eichenüberhälter mit Stammdurchmessern von 40-70 cm geprägt. 
Der Unterwuchs wird überwiegend durch den Jungwuchs der Bäume geprägt (Eichen, 
Traubenkirsche, Birken). Die Pötrauer Straße selbst ist die Hauptzufahrtsstraße nach 
Büchen aus Richtung Müssen/Schwarzenbek. Der Teil westlich des geplanten KVP weist 
alte Linden beidseitig auf und ist als Allee nach § 21 BNatSchG i.V. mit § 30 BNatSchG 
geschützt. 

 

Knick 5 - Ackerknick 

Dieser Knick ist geprägt durch einen typischen Knickwall 
mit lückigem, niedrigen Gehölzbewuchs, v.a. aus 
Schlehen und Holunder. Überhälter sind keine 
vorhanden. Beidseitig grenzt Ackernutzung an, die ohne 
nennenswerten Randstreifen nahezu bis an den Wall 
heran reicht (HWy/HWo). 

 

 

 

 

Knick 6 – am Waldrand: 

Hierbei handelt es sich um einen Knick/Wall am 
Waldrand, welcher selbst ohne Gehölze/Bäume 
auskommt und durch den umliegenden Gehölzbestand 
geprägt wird. Teilweise, in den besonnten Bereichen, 
haben sich Dominanzbestände des Adlerfarns 
ausgebreitet (HWw/RHp). 

 

 

 

 

Knick 7 – am Friedhof: 

Entlang des Friedhofs ist wiederum ein typischer Knick mit Gehölzen vorhanden. Die 
Baumschicht wird hier überwiegend durch Robinien geprägt (HWx/HWy). Der Knick mit 
einem schmalen Randstreifen (ruderal) ist zum Acker hin durch einen Sandweg abgetrennt. 
Auf der anderen Seite liegt der Friedhof, der in diesem Bereich einen hohen Nadelholzanteil 
(große Fichten) aufweist. 

 

Knick 8 und 9 – am Frachtweg: 

Beide Knicks südlich der Pötrauer Straße im 
Bereich des geplanten KVP sind als typische 
Knicks (HWy), jedoch in unterschiedlicher 
Ausprägung zu beschreiben. Der linke Knick 
(Nr. 9) weist keinen Knickwall auf und ist nur 
lückig durch Hasel und junge Eichen geprägt. 
Echte Überhälter sind (noch) nicht vorhanden. 

Der rechte Knick (Nr. 8) ist deutlich dichter und 
ebenfalls durch Hasel, Traubenkirsche und 
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Holunder geprägt. Überhälter finden sich auch 
hier nicht. Der Knickwall ist jedoch typisch 
vorhanden. 

 

Bewertung: 

• Geschützte Biotope Knick in unterschiedlicher Ausprägung, 
• Lindenallee angrenzend an den Untersuchungsraum 
• Sonst Biotope allgemeiner Bedeutung (überwiegend Acker), 
• z.T. große Bäume innerhalb und außerhalb der Knicks. 

 

3.1.3 Schutzgut Tiere 

Das faunistische Potenzial wurde auf Basis der Biotopstruktur ermittelt, ergänzend erfolgte 
eine Kartierung von Offenlandbrüter sowie Stichprobenuntersuchungen für Zauneidechsen 
mit 5 Begehungen im April und Mai 2017. Das artenschutzrechtliche Gutachten liegt in 
Anlage 1 vor. 

 

Vögel 

Im Bereich der Knicks sind die typischen Arten der Gehölzbrüter zu erwarten und teilweise 
nachgewiesen (diverse Meisenarten, Grünfink, Buchfink, Zilpzalp, Amsel, Goldammer). Es 
sind Überschneidungen mit Arten der Siedlungsbereiche sowie des Waldes zu erkennen 
(z.B. Singdrossel, Nahrungsgast Mäusebussard, Rabenkrähen aus angrenzende Biotope). 
Aufgrund der zahlreichen Störungen durch Spaziergänger, Friedhofsbesucher u.ä. sowie der 
nur linienhaft vorhandenen Strukturen sind störungsempfindliche Arten sowie Arten mit 
großen Raumansprüchen nicht zu erwarten. 

Gleichzeitig stellen die hohen Knicks Meidestrukturen für Bodenbrüterarten des Offenlandes 
dar, so dass hier nur eine geringe Eignung als Bruthabitat für z.B. Feldlerche, Schafstelze 
besteht. Diese sind zwar in den weiter westlich liegenden größeren Ackerflächen möglich, 
wurden aber im Rahmen der Kartierungen auf den beiden Flächen im Geltungsbereich nicht 
festgestellt.  

Alle vorkommenden oder zu erwartenden Vogelarten unterliegen dem besonderen Schutz 
nach § 44 BNatSchG. 

 

Fledermäuse 

Die Knicks stellen für Fledermäuse wichtige Leitlinien dar. Die daran angrenzenden 
Freiflächen können als Nahrungshabitate dienen. Aufgrund der umgebenden Strukturen ist 
mit einem vielfältigen Arteninventar zu rechnen, das den Geltungsbereich als Flugstrecke 
oder zur Nahrungsaufnahme nutzt.  

Geeignete Fledermausquartiere sind in den älteren Eichen (Höhlungen) zu erwarten. Hier 
sind Tages- und Wochenstubenquartiere anzunehmen, ggf. auch Winterquartiere. 

 

Weitere Säugetiere: 

Aufgrund der vielfältigen Knickstrukturen ist das Vorkommen der Haselmaus nicht 
auszuschließen. Der Knick entlang der Pötrauer Straße stellt zwar ein Vernetzungselement 
dar, aufgrund seiner Ausprägung als Fliederknick ohne Hasel- und Beerensträucher ist er 
jedoch für die Art nicht als Lebensraum geeignet. Die Knicks entlang des Frachtweges sind 



BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel  Beratender Biologe VBIO 

 18 

als typische Hasel-Knicks ausgeprägt, hier sind Haselmausvorkommen nicht 
ausgeschlossen. 

Das Vorkommen von Biber und Fischotter ist aufgrund der Störungen und der 
Lebensraumstruktur im Vorhabensraum nicht anzunehmen.  

 

Reptilien/Amphibien: 

Das Vorkommen der in Büchen weit verbreiteten Zauneidechse ist aufgrund des dichten 
Bewuchses bzw. der einförmigen Ackerstruktur überwiegend auszuschließen. Entlang des 
Redders finden sich jedoch südexponierte, offene Knickstrukturen entlang des Ackers, die 
zumindest teilweise für die Art geeignet sind. Auch wenn bisher im Rahmen von mehreren 
Begehungen im April/Mai 2017 keine Tiere nachgewiesen wurden, ist die Art für diesen 
Knick als Potenzial anzunehmen. 

Weitere streng geschützte Amphibien- und Reptilienarten sind nicht zu erwarten. Relativ 
häufige und besonders geschützte Arten wie z.B. Erdkröte, Ringelnatter, Blindschleiche und 
Waldeidechse sind jedoch, besonders im westlichen Teilbereich, nicht auszuschließen. 

 

Weitere Fauna: 

Weitere besonders oder nicht geschützte Arten werden im Rahmen der Eingriffsregelung 
betrachtet. Hier sind Kleinsäuger, Laufkäfer, Weinbergschnecke zu erwarten oder 
nachgewiesen. Der Eremit ist nicht zu erwarten, da die größeren Bäume vital und ohne 
Habitatfunktion für die Art sind. 

 

Bewertung: 

• Mittlere Bedeutung für Tiere (vor allem Vögel, Fledermäuse, Zauneidechse) mit 
wertgebenden Knickstrukturen 

• Acker mit geringer Bedeutung als Lebensraum und für den Artenschutz, kein 
Bruthabitat für Offenlandarten, 

• Biotopvernetzung durch Knicks Richtung Steinau/Wald mit wertgebenden Arten 
vorhanden. 

 

Artenschutz 

Da es sich bei dem vorliegenden Plan um ein privilegiertes Vorhaben handelt, sind bezüglich 
des Artenschutzes nur die europäisch geschützten Arten (geschützte Arten nach Anhang IV 
FFH-RL) bzw. streng geschützten Arten, hier Fledermäuse, Haselmaus, Zauneidechsen und 
Vögel zu betrachten. Im Rahmen der Eingriffsregelung erfolgt auch eine ergänzende 
Betrachtung der besonders geschützten Arten.  
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3.1.4 Schutzgut Boden 

Bodenkennwerte: 

Im Planungsraum wird das Schutzgut Boden hinsichtlich seiner Bodenfunktionen (nach § 2 
BBodSchG) mittels der Bodenmerkmale, bodenkundlicher Bodenhorizontmuster und 
geologischer Bodenschichtmuster sowie Bodenbelastungen beschrieben. 

Gemäß Bodenübersichtskarte SH (BUEK 250.000) kommt im Geltungsbereich Braunerde als 
Leitbodentyp vor, untergeordnet können Pseudogley-Braunerden und Kolluvisole vorhanden 
sein. Als Hauptbodenart kommt Sand vor, geologisch gesehen handelt es sich hierbei um 
glaziale Geschiebedecksande über Schmelzwassersanden (Weichsel-Kaltzeit über Saale-
Kaltzeit).  

Die Bodenbewertung ergibt für den Standort einen Ackerboden mit sehr geringen 
Bodenkennwerten aus (Grenzertragsboden):  

• Feldkapazität im effektiven Wurzelraum: sehr gering bis gering, 
• Bodenkundliche Feuchtestufen: mittelfrisch bis schwach trocken, 
• Nährstoffverfügbarkeit im effektiven Wurzelraum: sehr gering bis gering, 
• Bodenwasseraustausch: hoch, 
• Natürliche Ertragsfähigkeit: sehr gering bis gering. 

 

Für den Plangeltungsbereich wurde eine Baugrunderkundung durchgeführt (PÖHLER, 2016 
und 2017). Folgende Böden wurden im Planungsraum angesprochen: 

Teilfläche Ost: Unterhalb einer bis zu 50 cm starken humosen Oberbodenschicht wurden 
schwach bindige bis nicht bindige Sande angetroffen. Im äußersten östlichen Bereich 
werden die Sande zwischen- bzw. unterlagert von Geschiebelehmschichten bzw. 
Geschiebemergel. Damit handelt es sich um einen weit verbreiteten Boden im Bereich des 
Büchener Sanders. Im Bestand sind diese Böden durch den derzeitigen Ackerbau geprägt, 
d.h.es findet ein regelmäßiger Umbruch, Befahren mit Maschinen sowie Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln statt. Diese Bodennutzung ist als Vorbelastung zu bewerten. Im 
Bereich der Knicks findet Bodensukzession (keine Bodennutzung) statt. 

Die Böden der Teilfläche West sind vergleichbar, weisen eine bis zu 50 cm starke 
Mutterbodenschicht auf und sind dann bis zur Endteufe (6 m unter GOK) durch nicht bindige 
bis schwach bindige Sande geprägt. 

Abgesehen von den Pötrauer Straße als Haupterschließungsstraße sind im Geltungsbereich 
keine nennenswerten Versiegelungen vorhanden. 

 

Topographie: 

Beide Teilflächen sind gekennzeichnet durch ein bewegtes Geländerelief und deutliche 
Höhenunterschiede. Für die Teilfläche Ost bedeutet das eine Höhendifferenz von ca. 7,00 m, 
wobei die niedrigste Stelle im östlichen Bereich (ca. 38 mNN) und die höchste Stelle im 
südwestlichen Bereich (ca. 45 mNN) anzutreffen ist. Die Teilfläche West liegt insgesamt 
deutlich niedriger (37-40 mNN) und weist nicht so deutliche Höhenunterschiede auf. Das 
Gefälle erfolgt überwiegend Richtung Norden, zur Steinau. 

 

Bewertung: 

• als Acker genutzter Sandboden (Boden allgemeiner Bedeutung), 
• sehr geringer Versiegelungsanteil, sehr geringe Vorbelastungen. 
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3.1.5 Schutzgut Wasser 

Grundwasser: 

Die überwiegend sandigen Böden haben eine hohe Wasserdurchlässigkeit verbunden mit 
einer hohen Grundwasserneubildungsrate. Dieses fließt dem hier vorkommenden 
Hauptgrundwasserleiter El 19 (Elbe-Lübeck-Kanal, Geest) zu. Der erste Grundwasserleiter 
ist nicht abgedeckt und erreicht im Bereich des Wasserwerks Büchen eine Mächtigkeit von 
>20 m. Es besteht daher grundsätzlich ein Grundwassergefährdungspotenzial aufgrund 
fehlender Deckschichten (Einstufung gemäß WRRL: gefährdeter Grundwasserkörper). 

In größeren Tiefen verlaufen tiefe, zur Trinkwassergewinnung herangezogene Wasserkörper 
des N8 (Südholstein). Der Geltungsbereich liegt aber außerhalb des 
Trinkwassergewinnungsgebietes. 

Grundwasser wurde im Rahmen der Bodensondierungen auf der Teilfläche Ost (südöstliche 
Ecke) nur in einem Bohrloch angetroffenen. Der hier vorhandene, oberflächennahe 
Grundwasserstand lag bei 3,4 m unter Gelände. Es ist jedoch niederschlags- und 
jahreszeitenbedingt von Schwankungen von +- 1,5 m zu rechnen. Die Entwässerung erfolgt 
Richtung Steinau. Alle anderen Bohrungen, auch auf der Teilfläche West, waren bis zu ihrer 
Endteufe von 6 m unter GOK zum Zeitpunkt der Sondierung grundwasserfrei. 

Im Bereich ober- und unterhalb des Waldhallenweges sind Grundwasseraustritte (Quellen) 
bekannt. Hier sind überwiegend innerhalb des Waldes steilere Hänge vorhanden, an denen 
Grundwasser der höher gelegenen Flächen wieder zu Tage tritt. Die Höhendifferenz 
zwischen Vorhabensraum und Quellaustritten beträgt 10-15 m (Entfernung 300 m). 

 

Oberflächengewässer: 

Stillgewässer und Fließgewässer sind im Bereich des B-Plangebietes nicht vorhanden. Die 
Entfernung zur Steinau beträgt ca. 450m. 

 

Bewertung: 

• überwiegend allgemeine Bedeutung, 
• schützenswerte Fließ- und Stillgewässer sowie Flächen mit hoher Bedeutung für die 

Grundwasserneubildung nicht vorhanden.  

 

3.1.6 Schutzgut Klima und Luft 

Das Schutzgut Klima ist von den örtlichen Gegebenheiten wie Wind, Temperatur, 
Sonnenscheindauer, Niederschlägen und Landschaftsstruktur geprägt. Einflüsse ergeben 
sich aus der regionalen Nutzung und stehen in enger Beziehung zum Thema Luft und 
Luftqualität. 

 

Überregionales Klima 

Die Lage in Schleswig-Holstein zwischen Nord- und Ostsee ist für die klimatischen 
Gegebenheiten ausschlaggebend. Das Gemeindegebiet von Büchen mit 
Jahresniederschlägen von ca. 700 mm sowie Jahresmitteltemperaturen von ca. 8°C weist 
innerhalb des gemäßigt ozeanischen Klimas Schleswig-Holsteins eine schwache 
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Kontinentalität auf. Der Wind weht überwiegend aus westlichen bis südwestlichen 
Richtungen und liegt bei ca. 3 bis 4 m/s. Die Hauptwindrichtungen sind im Jahresmittel West 
und Südwest. Bei kontinentalem Einfluss im Winter können auch östliche Windrichtungen 
vorherrschen. 

Aufgrund der ländlichen Strukturen der Gemeinde Büchen mit lockerer Bebauung und 
großen Grün-, Frei- und Waldflächen liegen keine klimatischen Belastungen vor. 

 

Lokales Klima/Luftqualität: 

Das Vorhabensgebiet besitzt mit seinen großen unbebauten Offenlandflächen am Rande 
des Siedlungsgebiets eine klimatisch ausgleichende Wirkung für die angrenzenden 
Siedlungsflächen. Die gehölzbestandenen Knicks sind als Kaltluftentstehungsbereiche zu 
beschreiben und haben eine hohe Luftfilterfunktion. Gleichsam dienen die 
Gehölzrandbereiche als klimatisch begünstigte Bereiche (weniger Wind, ausgleichende 
Wärmefunktion). 

 

Bewertung: 

• Klima und Luftqualität weitgehend ohne Vorbelastungen, 
• Gehölze mit hoher Bedeutung für das lokale Klima und die Luftreinhaltung, 

 

3.1.7 Landschaftsbild und biologische Vielfalt 

Als Schutzgut ist die Landschaft aufzunehmen und zu bewerten. Da die ökologischen 
Funktionen der Landschaft bereits in den vorhergehenden Kapiteln beschrieben wurden, 
werden diese hier weniger betont und v.a. das Landschaftsbild betrachtet.  

Eine besondere Bedeutung für das Landschaftsbild haben die teilweise in sehr guter 
Ausprägung vorhandenen Knicks. Für die Gestaltung des Ortseingangsbereiches ist der 
Knick entlang der Pötrauer Straße von hoher Bedeutung. Der östliche, durch Flieder 
geprägte Teil stellt besonders zur Blütezeit einen besonderen Aspekt dar, der sich an die 
Allee in Richtung Schulendorf anschließt. Der westliche Teil ist durch Gebüsche und einige 
Einzelbäume geprägt und ist damit typischer Bestandteil der Agrarlandschaft aber auch der 
Landschaftsgestaltung. 

Der Knick bzw. Redder am Fuchsweg ist ein bedeutsames Landschaftselement und mit 
seinen großen Eichen und dem „tunnelartigen“ Charakter in dieser Ausprägung selten 
vorhanden. Er ist Teil der in Pötrau teilweise noch vorhanden dörflichen 
Landschaftsstrukturen mit Sandwegen, Knicks, markanten Eichen und bäuerlichen 
Freiflächen. 

So wird die biologische Vielfalt im Geltungsbereich in erster Linie durch die Knicks als 
linienhafte Landschaftselemente und damit Vernetzungsachsen geprägt. Gleichermaßen 
haben sie eine hohe Bedeutung als Lebensraum sowie für das Landschaftserleben und 
stehen damit in Verbindung zu den naturnahen Flächen der angrenzenden Wälder und zur 
Steinau. 

Die Ackerflächen selbst sind zwar ebenfalls Teil der Kulturlandschaft, haben aber hinsichtlich 
der biologischen Vielfalt nur eine untergeordnete Bedeutung. 
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Bewertung: 

• Typische, dörfliche Landschaftselemente, 
• besondere Bedeutung natürlicher Elemente mit Knicks und Redder. 

 

3.1.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Zu den Kulturgütern sind kulturhistorisch bedeutende Bau-, Natur- und Kulturdenkmale sowie 
archäologische Objekte zu zählen. Sie sind prägend für das Orts- und Landschaftsbild und 
den Erholungswert des Raumes. Unter den sonstigen Sachgütern versteht man 
gesellschaftliche Werte, die eine hohe funktionale Bedeutung hatten oder noch haben. Das 
Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz, DSchG) regelt den Umgang 
mit Kulturdenkmalen und Denkmalbereichen. § 8 DSchG legt fest, dass unbewegliche 
Kulturdenkmale, die wegen ihres geschichtlichen, wissenschaftlichen, künstlerischen, 
städtebaulichen oder die Kulturlandschaft prägenden Wertes von besonderer Bedeutung 
sind gesetzlich geschützt sind.  

Im Geltungsbereich wurden Anfang 2017 diverse Siedlungsfunde entdeckt, u.a. eine 
römische Münze des. 2. Jahrhunderts n. Chr.. Daher werden zurzeit die Archäologische 
Landesaufnahme und auch die archäologischen Interessensgebiete dieses Bereiches 
aktualisiert. Bei der überplanten Fläche handelt es sich nunmehr gem. § 12 (2) 6 DSchG um 
Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort 
Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der 
Genehmigung des Archäologischen Landesamtes (Auszug Stellungnahme des 
Archäologischen Landesamtes). 

Sachgüter besonderer Bedeutung sind nicht vorhanden. 

 

Bewertung: 

• Denkmalschutzobjekte im Geltungsbereich vorhanden, 
• Besondere Sachgüter nicht vorhanden. 

 

3.1.9 Wechselwirkungen im Bestand 

Die zahlreichen Knicks sind als Vernetzungselemente zu beschreiben, die bedeutsame 
Leitlinien und Wanderachsen insbesondere für Tiere darstellen aber auch als 
Naherholungswege für Spaziergänger und Reiter dienen und damit vielfältige 
Wechselwirkungen mit den umliegenden Flächen haben. Besucher des Friedhofes und des 
Schützenplatzes nutzen die angrenzenden Flächen und die Wege. Die hohe Bedeutung für 
das Ortsbild und die Naherholung wird für die Tierwelt nicht bestätigt, was sicher auch an der 
hier hohen Störungsintensität liegt. 

Die ackerbaulich genutzten Flächen hingegen sind nur von untergeordneter Bedeutung für 
die Schutzgüter und verfügen aufgrund der intensiven Bewirtschaftung nur über geringe 
Wechselwirkungen. Hier ist allenfalls die hohe Versickerungsleistung auf sandigen Böden zu 
nennen, die als Grundwasserzustrom für die Steinau zumindest eine geringe lokale 
Bedeutung hat. 

 



BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel  Beratender Biologe VBIO 

 23 

3.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Es erfolgt eine Beschreibung der Merkmale der möglichen Auswirkungen des Vorhabens 
unter besonderer Berücksichtigung des Ausmaßes, der Schwere und Komplexität, der 
Wahrscheinlichkeit sowie Dauer, Häufigkeit und Reversibilität. 

 

3.2.1 Schutzgut Mensch und Nutzungen 

Störungen während der Bauphase: 

Während der Bauphase sind im Wesentlichen Störungen durch den Straßenbau sowie den 
Neubau der Wohnhäuser zu erwarten. Dieses wird sich über einen längeren Zeitraum 
erstrecken und kann zeitweise auch noch auftreten, wenn die ersten Häuser bereits bewohnt 
sind. Bautätigkeiten sind neben dem Lärm an der Baustelle auch mit LWK-Verkehr 
verbunden, der über die Pötrauer Straße und durch das Wohngebiet geführt wird. Der 
abschließende Straßenbau wird vermutlich auch erst nach Fertigstellung des überwiegenden 
Teils der Häuser erfolgen, so dass auch hier Störungen für die Bewohner zu erwarten sind. 
Alle diese Störungen sind jedoch zeitlich begrenzt, wenn auch ggf. über einen längeren 
Zeitraum, und absolut typisch für ein Neubaugebiet. Eine erhebliche Beeinträchtigung für die 
neuen Bewohner ist daher nicht zu erwarten. 

Das bestehende Wohngebiet am Waldhallenweg und Marderweg wird ebenfalls durch 
baubedingte Störungen betroffen sein. Auch dieses wird aber nicht als erheblich eingestuft. 

Während des Ausbaus des Zufahrtsweges zum Friedhof wird diese Straße für den Verkehr 
nicht nutzbar sein. Je nach Baufortschritt ist dann der zukünftige Weg durch das 
Neubaugebiet oder über den Fuchsweg zu nehmen, um Friedhof und Schießstand zu 
erreichen. Diese Veränderung ist hinnehmbar und bedeutet keine großen Umwege. 

Für die Veranstaltungen auf dem angrenzenden Schützenplatz mit Schützenfest und 
Flohmärkten ist die Erreichbarkeit auch über den Waldhallenweg möglich, allerdings sind 
hier ggf. Verkehr lenkende Maßnahmen erforderlich, wenn der Straßenbau mit größeren 
Veranstaltungen parallel auftritt. 

Während des Neubaus des KVP ist ebenfalls temporär mit Einschränkungen zu rechnen, 
aber auch hier sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Besonders laute oder 
sehr störende Arbeiten sind mit allen Bautätigkeiten nicht verbunden. 

 

Anlagen- und Betriebsphase: 

Durch den Neubau eines Wohngebietes und die Anlage von Versickerungsflächen und 
Ausgleichsflächen auf Acker geht Ackerfläche dauerhaft verloren. Da es sich hierbei jedoch 
um Böden mit geringer Ertragsfähigkeit handelt (Grenzertragsböden), ist dieser Verlust 
tolerierbar. Eine Störung des Naherholungsnetzes ist mit der Bebauung der Ackerfläche 
nicht verbunden. Die wertgebenden Landschaftsstrukturen (Knicks/Redder) werden erhalten 
und neue Fußwegeverbindungen geschaffen. Die Anlage einer zentralen Grünfläche im 
Wohngebiet stellt darüber hinaus einen neuen Treffpunkt dar, der auch von anderen 
Bewohnern Büchens genutzt werden kann. 

Die Teilfläche West ist hingegen Wasserwirtschaft und Naturschutz vorbehalten, eine 
Nutzung als Naherholungsfläche ist hier nicht vorgesehen, jedoch auch nicht erforderlich, da 
keine weiterführenden Wegeverbindungen bestehen. 
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Die größeren Veranstaltungen auf dem Schützenplatz können auch weiterhin stattfinden und 
erreicht werden. Es kann zeitweise zu Konflikten zwischen Wohnnutzung und Zufahrt zu 
Veranstaltungen kommen, hier sind zu diesen Zeiten Verkehr lenkende Maßnahmen 
erforderlich. 

Die Neuausweisung eines größeren Wohngebietes am Ortsrand von Büchen stellt insgesamt 
eine Verbesserung des Wohnungsmarktes in Büchen dar und bedeutet langfristig eine 
Stärkung des Ortes, dieses ist positiv zu bewerten. Da in Büchen die Nachverdichtung 
weitgehend abgeschlossen bzw. in konkreten Planungen ist, ist die Ausweisung eines 
Neubaugebietes am Ortsrand sinnvoll und bedeutet eine Entlastung des angespannten 
Wohnungsmarktes am Hamburg Rand. 

Hinsichtlich der Lärmbelastung wurde im Rahmen des Verfahrens eine Schalltechnische 
Untersuchung erstellt (LAIRM Consult, 2016). Diese belegt, dass für die bestehenden 
Nutzungen keine baugebietsinduzierten Lärm- und Verkehrsbelastungen zu erwarten sind. 
Für das geplante Wohngebiet selbst sind zwar durch den Schießplatz keine relevanten 
Lärmbelastungen vorhanden, jedoch stellt die Pötrauer Straße eine relevante Lärmquelle 
dar. Zum Schutz vor Verkehrslärm ist hier entlang der Straße die Errichtung einer 2,5 m 
hohen Lärmschutzeinrichtung erforderlich. 

Im Rahmen einer Variantenuntersuchung (siehe Anlage zum Umweltbericht) wurde die Lage 
der Lärmschutzeinrichtung zwischen Knicksschutzstreifen und Wohnhäusern festgelegt, so 
dass diese straßenseits durch Gehölze eingerahmt wird. Es wird voraussichtlich zur 
Errichtung einer Gabionenwand kommen, die auf der Häuserseite durch Ranker begrünt 
werden soll, so dass auch hier eine landschaftsgerechte Einbindung besteht. 

Durch die Festlegung von Lärmpegelbereichen im Bebauungsplan werden weitere 
Festlegungen für die Häuser entlang der Pötrauer Straße getroffen (passiver Lärmschutz). 
Für alle weiteren Wohnhäuser ergeben sich keine Einschränkungen entsprechend der 
Immissionsgrenzwerte. Für detaillierte Angaben wird auf die Schalltechnische Untersuchung 
und die Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, eher Verbesserung für Standort Büchen durch die 
Bereitstellung von Bauland. 

Minimierungsmaßnahmen: Umsetzung von Lärmschutzmaßnahmen, zeitweise Verkehr 
lenkende Maßnahmen 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

3.2.2 Schutzgut Pflanzen und Biotope  

Bau-, Betriebs- und Anlagenphase: 

Als Betriebsphase ist hier die Nutzung der Teilfläche Ost als Wohngebiet zu beschreiben. 
Hier werden sich entsprechend der Festsetzungen zur Durchgrünung Baum- und 
Gehölzstrukturen sowie ein kleiner Park entwickeln. Auf den Grundstücken verbleiben 
aufgrund der überwiegend geringen Grundflächenzahlen größere Freiflächen, die zukünftig 
als Garten genutzt werden. Hier entstehen somit neue Biotopflächen. 

Alle im Geltungsbereich vorhandenen Knicks werden erhalten. Beeinträchtigungen der zum 
Erhalt festgesetzten Knicks, insbesondere der markanten Knicks südlich und nördlich der 
Teilfläche Ost, sind durch breite Grünstreifen in öffentlichem Eigentum minimiert. 
Auswirkungen durch die Wohnbaunutzung finden somit nicht oder nur geringfügig statt. Die 
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10m breite Grünfläche entlang des Redders wird nach ökologischen Kriterien gepflegt. Hier 
soll eine extensive Grünlandfläche entstehen, die durch einen Wanderweg erschlossen wird. 
Die derzeit vorhandene intensive Ackernutzung wird somit in extensive Grünlandnutzung 
umgewandelt, dieses bedeutet eher eine Verbesserung für den Knick, da zukünftig auch die 
Entwicklung von weitgehend ungestörten Randstrukturen möglich ist. 

Der Knick an der Pötrauer Straße wird zum Wohngebiet hin durch einen 5 m breiten 
Knickschutzstreifen sowie eine Lärmschutzwand von der Wohnnutzung getrennt. 
Einwirkungen der Wohn- und Gartennutzung sind somit unwahrscheinlich. Die intensive 
Nutzung (gegenüber der bestehenden Ackernutzung) rückt deutlich vom Knick ab. 

Der Knick an der östlichen Grenze ist als solcher nicht zu erhalten, das hat hier die 
Vergangenheit gezeigt. Er wird somit ausgeglichen. Die Festsetzung einer Hecke sichert 
aber die landschaftsgerechte Einbindung und Durchgrünung. 

Die Teilfläche West ist sowohl der Regenwasserversickerung und als auch dem Naturschutz 
vorbehalten. Trotzdem ist hier ein einheitliches Entwicklungsziel formuliert. Die Gesamtfläche 
soll als extensives mageres Grünland angelegt und genutzt werden. Bodenmodellierungen 
finden im Bereich des Sickerbeckens statt, außerdem soll zur Aushagerung des Standortes 
der Oberboden flächig abgetragen werden. Auf diese Weise werden Magerstandorte 
unterschiedlicher Ausprägung (Feuchtigkeit, Beschattung etc.) geschaffen. Gegenüber der 
intensiven Ackernutzung ist dieses als deutliche Aufwertung zu beschreiben, nicht zuletzt da 
auf Pflanzenschutz- und Düngemittel sowie Bodenumbruch verzichtet wird.  

Die Knicks auf der Teilfläche West werden vollständig erhalten und in das Planungskonzept 
mit einbezogen. Die Extensivierung der Nutzung kommt hier auch den Knicks und 
Saumstrukturen zu Gute.  

Weiterhin ist die Neuanlage von Knicks auf einer Länge von 363 m geplant, welche Eingriffe 
in Knicks auf der Teilfläche Ost (KVP, Entwidmung Knick Ost) ausgleichen soll. Diese 
Eingriffe in geschützte Biotope stellen zwar eine erhebliche Beeinträchtigung dar, sind aber 
bei Umsetzung der Planung nicht vermeidbar. Die Nähe des Ausgleichs zum Eingriffsraum 
kann aber positiv bewertet werden. 

Für den Verlust von Lebensraum sind Minimierungs-, Gestaltungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, die teilweise im Geltungsbereich umgesetzt werden 
können. Im Rahmen eines Grünkonzeptes sowie einer Planung für die Teilfläche West 
werden hier Maßnahmen entwickelt. Positiv zu bewerten ist, dass die wertvollen 
Knickstrukturen nahezu vollständig erhalten werden können. 

 

Fazit: 

Erhebliche Beeinträchtigungen durch Knickverlust und Versiegelung, Aufwertung von 
Ackerfläche West zu Extensivgrünland mit Knicks und naturnahem Sickerbecken. 

Minimierungsmaßnahmen: Knickschutzstreifen und Durchgrünungsmaßnahmen 

Ausgleichsmaßnahmen: Aufwertung der Ackerfläche West (s. Kap. 4.3) 

 

3.2.3 Tiere 

Die Eingriffe in Ackerfläche und Knicks bedeuten für die Habitate der Fauna tws. den Verlust 
von Lebensraum, tws. die Umwandlung von intensiver Landwirtschaftsfläche in 
Siedlungsfläche. Die westliche Fläche wird durch Aufwertung auch für die Fauna deutlich 
höhere Habitatqualität erhalten. Folgende Punkte sind allgemein zu bewerten: 
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• Verlust von Gehölzen mit potenziellen Tagesverstecken für Fledermäuse (zwei 
Bäume am KVP), Verlust von Bruthabitat von gehölzbrütender Vogelarten, 

• Knicks als Leitelemente und Nahrungsräume bleiben erhalten, Aufwertung durch 
breitere Schutzstreifen als in der Landwirtschaft möglich, 

• Verlust von Offenlandfläche jedoch ohne Lebensraumeignung für Offenlandvögel, 
• Störungen durch Baumaßnahmen und Wohngebiet, verbunden mit 

Lärm/Bewegungen (Baumaschinen, Menschen, Haustiere etc.) mit Wirkungen auf die 
umliegenden Biotope, auch auf die Knicks, 

• Umwandlung von Ackerfläche in Grünland mit Knicks mit Flugachsen und 
Nahrungsraum für Fledermäuse und Habitat für Gehölzvögel und Zauneidechse. 

Der Planungsraum ist von mehreren Seiten durch mehr oder weniger intensive Nutzung 
(Osten: vorh. Wohngebiet, Norden: Friedhof und Schießstand mit zeitweise größeren 
Veranstaltungen, Süden: Pötrauer Straße) bereits deutlich vorbelastet und unterliegt 
Störungen durch Lärm und Bewegungen. Diese werden sich voraussichtlich etwas 
intensivieren und weiter nach Westen verschieben. Besonders wertvolle, bisher ungestörte 
Biotope sind jedoch nicht betroffen. 

Für die Artengruppen werden folgende Auswirkungen gesehen: 

 

Vögel der Knicks verlieren einen Teillebensraum (ca. 79 m) mit v.a. Flieder und werden 
durch geänderte Nutzung in den Knicks um die Ackerfläche im Osten stärker gestört, da 
angrenzend Wohnnutzung zunimmt. Gleichzeitig wird eine Länge von 363 m Knicks auf der 
Fläche im Westen neu angelegt. Für Gehölzvögel wird damit ein Zugewinn an 
Gehölzlebensraum hergestellt. 

Vögel der Siedlungen im östlich angrenzenden Siedlungsbereich sind nicht durch weitere 
Siedlung nachteilig betroffen, hier ist eine Zunahme des Lebensraumes für 
störungsunempfindliche Arten gegeben. 

Arten der Offenlandflächen wurden auf den betroffenen Flächen nicht festgestellt und auch 
auf der verbleibenden westlich angrenzenden Ackerfläche sind diese Arten nicht vertreten. 
Beeinträchtigungen der Artengruppe erfolgen nicht. 

 

Fledermäuse: Es sind keine essentiellen Quartierbäume durch Rodung betroffen, der 
Redder Fuchsweg bleibt erhalten, es erfolgt keine Beleuchtung (Vermeidungsmaßnahme 
Artenschutz)! Die Nahrungsfläche Acker Ost hat wenig Bedeutung, der Acker West wird als 
Nahrungsfläche deutlich aufgewertet. 

 

Zauneidechse: Die Art wird nicht beeinträchtigt; sollten Tiere auf dem Knick am Fuchsweg 
vorkommen, werden diese durch einen Knickschutzstreifen mit Mahd des Grünlandstreifens 
vor dem Knick (keine Beschattung, wie derzeit durch Maisanbau) gegenüber der 
Ackernutzung eher geschützt. Die Art kommt auch in Wohngebieten vor (z.B. Escheburg) 
vor, d.h. hier am Rande des Gebietes wären die Lebensraumbedingungen günstig. Eine 
Beschattung durch die südlich liegende Bebauung erfolgt nicht in maßgeblichem Umfang. 

 

Haselmaus: Der Fliederknick ist wenig für die Art geeignet, ein Vorkommen am Knick am 
Fuchsweg sowie in der Grünfläche Pötrauer Straße nicht möglich. Eine Kartierung erfolgt 
derzeit noch, so dass von einem Vorkommen ausgegangen wird. Zur Vermeidung von 
Tötung von Tieren wird als Vermeidungsmaßnahme das Fällen der Sträucher im Oktober 
erfolgen, Gehölzbeseitigung mit 2 Wochen Verzögerung zur ermöglichten Flucht der Tiere in 
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die angrenzenden z.T. gut ausgebildeten Knicks. Danach ist die Rodung der Stubben 
möglich. Die Unterbrechung der Biotopvernetzung am KVP ist hier nicht als wesentlich 
anzusehen, da eine Fortsetzung dieses Knicks in den Ort Büchen/Pötrau nicht gegeben ist. 
Durch die Neuanlage von Knicks auf der Fläche West ergibt sich eine deutliche Aufwertung 
auch für die Haselmaus. 

  

Arten der Eingriffsregelung 

Durch Lebensraumverlust Acker mit Fliederknick und Umwandlung Acker in extensives 
Grünland mit Habitatstrukturen am Rande der Versickerungsmulde erfolgt auf dieser Fläche 
eine deutliche Aufwertung der Lebensraumfunktionen für Arten und Lebensgemeinschaften. 
Für die auf der Ackerfläche Ost mit angrenzenden Knicks betroffenen wenigen Arten wie z.B. 
Kleinsäuger, Laufkäfer oder Weinbergschnecke ist zu erwarten, dass diese sowohl in den 
Grünstrukturen der Wohngebietsfläche vorkommen werden als auch auf der aufgewerteten 
Fläche West. Ein essentieller Verlust von Lebensraum ist für die Arten der Eingriffsregelung 
damit nicht gegeben. 

 

Fazit: 

Erhebliche Beeinträchtigungen für Gehölzbrutvögel an der Ackerfläche im Osten, die durch 
Knickneuanlage im Westen ausgeglichen werden. 

Minimierungsmaßnahmen: Bauzeitenregelungen für Gehölzvögel und Haselmaus 

Ausgleichsmaßnahmen: Maßnahmen auf der Fläche West 

 

3.2.4 Schutzgut Boden 

Durch die Planungen kommt es auf der Teilfläche Ost zur Versiegelung von Boden durch 
Verkehrsflächen und Häuser. Auf diesen Flächen gehen sämtliche Bodenfunktionen 
dauerhaft verloren. Zusätzlich wird die Planstraße B zukünftig als Asphaltstraße hergestellt. 
Die Versiegelung von Boden ist als erhebliche Beeinträchtigung im Sinne des § 14 
BNatSchG und damit als Eingriff zu bewerten. Da aber nur Böden von allgemeiner 
Bedeutung betroffen sind, ist diese Beeinträchtigung ausgleichbar und erfolgt multifunktional 
über den Biotopausgleich.  

Über die maximal zu versiegelnde Grundfläche (GRZ) wird sicher gestellt, dass alle übrigen 
Flächen als Grünflächen entwickelt werden, so dass hier keine Beeinträchtigungen für das 
Schutzgut Boden erfolgen. 

Die Festsetzung von Knicks mit Grünstreifen, die Anlage von Grün- und Pflanzflächen tragen 
einerseits zur Durchgrünung bei, sind andererseits aber auch für das Schutzgut Boden nicht 
als Verschlechterung zu bewerten Im Bereich der öffentlichen Grünflächen ist dieses sogar 
eher als Aufwertung zu beschreiben, da hier zukünftig die Nutzung deutlich extensiviert wird 
(gegenüber Acker). 

Sämtliche Maßnahmen auf der Teilfläche West sind als Maßnahmen im Sinne des 
Bodenschutzes zu beschreiben, auch wenn durch die Abgrabung im Bereich des 
Sickerbeckens zunächst ein Eingriff erfolgt. Zukünftig können sich die Böden hier naturnah 
entwickeln, es findet Bodensukzession statt. Die Nutzung der Fläche als Ausgleichsfläche 
auch für das Schutzgut Boden (multifunktional) ist daher sinnvoll. 

Aus o.g. Gründen wird daher für das Sickerbecken kein zusätzlicher Ausgleich bilanziert, der 
Eingriff gleicht sich an Ort und Stelle aus. 



BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel  Beratender Biologe VBIO 

 28 

 

Fazit: 

Erhebliche  Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden, Eingriff im Sinne des BNatSchG 

Minimierung über GRZ, Festsetzung von Grünflächen und naturnahes Sickerbecken 
gegeben, 

Ausgleich erforderlich, multifunktional über Biotopausgleich. 

3.2.5 Schutzgut Wasser 

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser definieren sich im Wesentlichen über die 
geplanten Versiegelungen. Versiegelungen führen in der Regel zu einer Ableitung des 
Regenwassers, so dass dieses nicht dem Grundwasser zugeführt werden kann 
(Grundwasserneubildung). Im vorliegenden Fall wird das Regenwasser aber vollständig auf 
der Teilfläche Ost (dezentral) bzw. der Teilfläche West (zentral) zur Versickerung gebracht 
und bleibt damit dem Wasserhaushalt des Einzugsgebiets lokal erhalten. Eine Betroffenheit 
der Quantität des Grundwassers durch Versiegelung ist daher gegeben. Auswirkungen auf 
die Quellaustritte ober- und unterhalb des Waldhallenweges sind daher nicht zu erwarten. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass diese Quellen nur zu einem kleinen Teil durch das 
Vorhabensgebiet gespeist werden. Entfernung Quellen-Baugebiet sowie die Tiefe des 
Grundwasserleiters (gemäß Bodengutachten) führen zu dieser Einschätzung. 

Durch die Festsetzungen zur GRZ und zur Versickerung wird sicher gestellt, dass diese 
Bewertung auch eingehalten wird. 

Eine besondere Gefährdungssituation des Grundwassers gemäß WRRL durch das 
Baugebiet wird nicht gesehen, auch wenn es sich hier um einen unabgedeckten 
Grundwasserleiter handelt, da hier nicht mit Wasser gefährdenden Stoffen gearbeitet wird. 
Der Eintrag von Nitrat in das Grundwasser, was i.d.R. durch die Nutzung als Ackerfläche 
einen hohen Beeinträchtigungsfaktor darstellt, wird zukünftig reduziert.  

Oberflächengewässer sind durch die Planungen nicht betroffen. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen durch Festsetzungen von GRZ und Versickerung gegeben, 

Ausgleich nicht erforderlich. 

3.2.6 Schutzgut Klima und Luft 

Das Schutzgut Klima und Luft unterliegt im Untersuchungsraum nur geringen Belastungen. 
Durch die geplante großflächige Bebauung/Versiegelung wird eine Veränderung des 
Mikroklimas verursacht, da Kaltluftentstehungsbereiche in klimatische Belastungszonen 
(Wärmeinseln) umgewandelt werden. Die genannten Beeinträchtigungen führen jedoch 
insgesamt nicht zu deutlich spürbaren klimatischen Veränderungen oder Verschlechterungen 
der Luftqualität, da eine gute Durchmischung der Luft weiterhin gegeben ist. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, jedoch Festsetzung von Grünflächen 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 
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3.2.7 Landschaftsbild und biologische Vielfalt 

Sowohl aus ökologischer wie auch aus ortplanerischer Sicht ist der geplante Standort nicht 
besonders konfliktträchtig. Trotzdem führt die Bebauung einer bisherigen Freifläche zu einer 
Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes. Auch die Versiegelung eines Sandweges 
bedeutet zunächst einen Verlust von ortbildtypischen Strukturen. Diese Veränderungen 
stellen aber aufgrund der Lage in unmittelbarer Nachbarschaft zu bestehender Bebauung 
keine erhebliche Beeinträchtigung dar. Zudem wird durch Festsetzungen gesichert, das eine 
gewisse Durchgrünung und Eingrünung des Baugebietes erfolgt. 

Die bedeutsamen Landschaftselemente wie Knicks und Redder, welche auch für das 
Landschaftserleben und die biologische Vielfalt des Landschaftsraumes von Bedeutung sind, 
können erhalten bleiben (Minimierungsmaßnahmen) und werden durch Festsetzung 
gesichert. 

Der Neubau einer Lärmschutzwand an der Pötrauer Straße wird in das Grünkonzept mit 
einbezogen. Im Rahmen einer Variantenuntersuchung (siehe Anlage 2) wurde untersucht, 
dass hier auch eine landschaftsgerechte Einbindung (Lage hinter dem Knick, Ausführung als 
begrünbare Gabionenwand) erfolgen kann. 

Durch die naturnahe, flache Gestaltung des Sickerbeckens kann auf eine Einzäunung 
verzichtet werden, daher erfolgt in diesem hinteren Bereich somit keine störende 
Veränderung. 

Ein Ausgleich, der über den multifunktionalen Biotopausgleich hinaus geht ist daher nicht 
erforderlich. 

 

Fazit: 

Deutliche Veränderungen der Landschaft jedoch nicht erheblich i.S. der Eingriffsregelung, 

Minimierungsmaßnahmen: Erhalt von Einzelbäumen und Knicks (Festsetzung), 
Festsetzungen zur inneren Durchgrünung des Wohngebietes, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

3.2.8 Kultur- und Sachgüter 

Aufgrund der bisher stattgefundenen Untersuchungen bestehen Anhaltspunkte dafür, dass 
im Zuge der Bauarbeiten in ein Denkmal gemäß § 12 DSchG eingegriffen wird. Gemäß 
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes sind zur Sicherung des Denkmals 
Untersuchungen erforderlich. Eine Genehmigung für den Eingriff wird in Aussicht gestellt, 
sofern die entsprechenden Sicherungsmaßnahmen erfolgen. 

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: Archäologische Untersuchungen im Vorfeld der Tiefbauarbeiten, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 
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3.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Umsetzung der Planung 

Bei Umsetzung des geplanten Vorhabens werden sich die Flächen vollständig verändern. 
Auch wenn durch den Erhalt der Knicks die Silhouette im Raum erhalten bleibt, wird eine 
Freifläche zukünftig vollständig bebaut sein. Dadurch verschiebt sich die Ortsgrenze von 
Pötrau weiter nach Westen. Da die geplante Baufläche durch Friedhof, Schießstand, 
Hofstellen und Straße bereits in Nutzungsstrukturen eingebunden ist, ist eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Naturhaushaltes, die über die Veränderungen auf der Fläche selbst 
hinaus gehen, nicht zu erwarten. 

Die Bedeutung des Lebensraums im Geltungsbereich wird durch Untersuchungen der Flora 
und Fauna als standorttypisch, jedoch nicht besonders bewertet. Eine besondere Bedeutung 
ist allenfalls kleinräumig erkennbar (Knicks/Redder). Diese sind gemäß § LNatSchG ohnehin 
geschützt und bedürfen der besonderen Betrachtung. Da die Knicks im Baugebiet zukünftig 
mit breiten Schutzstreifen versehen werden, kann hier sogar eine Verbesserung der 
Saumstrukturen erwartet werden (gegenüber der direkt angrenzenden Ackernutzung). 
Gleiches gilt auch für Knicks und Waldrand auf der Teilfläche West. Diese Fläche wird, 
abgesehen von der extensiven Nutzung als Sickerbecken, dem Naturschutz übergeben. In 
Verbindung mit den angrenzenden Waldflächen mit Übergang zur Steinau können hier 
wertvolle Biotope entstehen, die als Rückzugsräume für Tiere dienen können. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die geplanten Maßnahmen im 
Geltungsbereich zwar zu einer Veränderung von Landschaftsbild und Lebensräumen führen, 
diese Faktoren jedoch nur kleinräumig wirken und keine bedeutsamen Auswirkungen auf die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes in Büchen-Pötrau sowie auf die Steinauniederung 
haben werden. 

 

4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

4.1 Minimierungsmaßnahmen 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wurden teilweise bei der Betrachtung der 
Schutzgüter bereits formuliert, teilweise wurden Maßnahmen zur Minimierung auch in die 
Festsetzung übernommen.  

• Pflanzung von 16 Straßenbäumen sowie Bäumen auf den Grundstücken, 

• Erhalt und Festsetzung der Knicks, Anlage von Knickschutzstreifen, 

• Pflanzung von Bäumen auf den Grundstücken, 

• Versickerung von Niederschlagswasser, 

• Bepflanzung ausschließlich mit Laubgehölzen, teilweise standortheimisch, 

• Erhalt und Pflege der Knicks, Anlage von Knickschutzstreifen mit extensiver Pflege 
und frei von Bebauung und Bodenveränderungen, 

• Verwendung von LED-Leuchtmitteln, 

• Anlage der Fläche für Abwasserbeseitigung als naturnahes Sickerbecken ohne 
Versiegelungen, 
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• Anlage der Ausgleichsfläche als extensive Grünlandfläche, 

• Beachtung Denkmalschutz, archäologische Untersuchungen. 

• Anlage einer Lärmschutzwand, Einbindung der Wand in die Landschaft (Begrünung), 

• Umsetzung von passivem Lärmschutz, 

• Verkehr lenkende Maßnahmen zu Zeiten der größeren Veranstaltungen wie 
Flohmarkt oder Schützenfest auf dem Schützenplatz. 

• Verzicht auf eine Beleuchtung am Fuchsweg, 

• Fäll- und Rodungsmaßnahmen nur zwischen November und Februar, bei Nachweis 
der Haselmaus sind weitere zeitliche Vorgaben einzuhalten (erst Fällen, Rodung mit 
zeitlichem Verzug). 

 

4.2 Darstellung des Ausgleichsbedarfs (Eingriff) 

Die geplanten Maßnahmen sind verbunden mit Eingriffen in Natur und Landschaft, dabei 
sind insbesondere die Schutzgüter Tiere/Pflanzen und Boden betroffen. Die Eingriffe wurden 
im Rahmen der Umweltprüfung zwar als erheblich, jedoch als ausgleichbar eingestuft, so 
dass nachfolgend eine Berechnung von Eingriff und Ausgleich erfolgt. 

Die Grundflächenzahl gibt das Maß der baulichen Nutzung an. Diese liegt beim vorliegenden 
Bebauungsplan zwischen 0,3 und 0,4. Für die Nebenanlagen wird zusätzlich ein Aufschlag 
für Versiegelungen von 0,15 bis 0,2 erhoben (Grundlage dafür bildet § 19 Abs. 4 der 
BauNVO der eine Überschreitung der zulässigen Grundflächen um bis zu 50 % bis maximal 
0,8 zulässt.). Für die Flächen mit Überschreitungsregel wird eine versiegelte Grundfläche 
von 80 % angenommen. Für die Straßenverkehrsflächen wird von einer Vollversiegelung 
ausgegangen.  

Nach dem gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 9. Dezember 2013 wird für 
Flächen mit einer allgemeinen Bedeutung für den Naturschutz für versiegelte Flächen 
allgemeiner Bedeutung ein Kompensationsfaktor von mindestens 1:0,5 angesetzt. Für 
Flächen besonderer Bedeutung kann ein höherer Kompensationsfaktor angesetzt werden. 
Dieser Vorgabe wird aufgrund der allgemeinen Bedeutung des Ackers hier gefolgt.  

Da für den Fuchsweg (Redder) kein Ausbau geplant ist, erfolgt auch hier kein Eingriff. Die 
Herstellung der Grünflächen bedeutet eine Minimierungsmaßnahme zur Durchgrünung im 
Gebiet und bedeutet ebenfalls keinen Eingriff (sind aber auch keine Ausgleichsflächen).  

Die Herstellung einer Gabionenwand auf Acker (Lärmschutz) stellt ebenfalls keinen 
ausgleichspflichtigen Eingriff dar, da diese begrünt wird und Lebensraumfunktionen erfüllen 
kann. Eine Versiegelung erfolgt allenfalls kleinflächig, je nach Ausführung 
(Punktfundamente), dieses beutet auch für das Schutzgut Boden keine erhebliche 
Beeinträchtigung. 

Die Versiegelung der als Sandweg bestehenden Planstraße B geht nur mit einem geringen 
Ausgleichsfaktor in die Bilanzierung ein. Die Neugestaltung von Kreisel und Frachtweg wird 
in Bezug auf die Versiegelung nur mit dem Faktor 1:0,5 bilanziert. Zusätzlich erfolgt eine 
Bilanzierung von Verlust von Knick (Pötrauer Straße und Frachtweg). Die Gehölzfläche an 
der Pötrauer Straße wird durch den Kreisel nach Süden verschoben. Es verbleibt aber eine 
Gehölzfläche, die mehr als doppelt so groß ist. Daher erfolgt hier keine gesonderte höhere 
Bilanzierung für den Eingriff in Gehölzbestände (Gehölz vorher: 590 m², Gehölz nachher: 
1.305 m²). 
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Aufgrund der naturnahen Gestaltung des Sickerbeckens wird der Eingriff in Boden 
(Abgrabung) an Ort und Stelle kompensiert, so dass auch hier keine gesonderte Bilanzierung 
erfolgt. 

Die Eingriffe in geschützte Biotope (Knicks) werden gesondert und zusätzlich zur 
Versiegelung bilanziert. Die Bewertung der Fauna erfolgt ergänzend gesondert. 

Folgender Ausgleich ist demnach erforderlich: 

 

a) Eingriffe durch Versiegelung: 

Eingriff Fläche Eingriff Ausgleichs-
faktor 

Fläche 
Ausgleichsbedarf 

WA 1 9.730 m² x 0,45 = 
4.378,50 

1:0,5 2.189,25 m² 

WA 2 33.085 m² x 0,45 = 
14.888,25 

1:0,5 7.444,13 m² 

WA 3 10.225 m² x 0,8 = 
8.180,00 

1:0,5 4.090,00 m² 

Planstraßen A + C 8.325 m² 1:0,5 4.162,50 m² 

Planstraße B 2.335 m² 1:0,3 700,50 m² 

Kreisel und 
Anschluss 
Frachtweg 

1.805 m² 1:0,5 902,50 m² 

Entsiegelung 
Frachtweg 

- 520 m² Ausgleich - 520,00 m² 

Summe Ausgleichsbedarf 18.968,88 m² 

 

 

b) Eingriffe durch Knickverlust: 

Eingriff Länge  
Eingriff 

Ausgleichs-
faktor 

Ausgleichsbedarf 
Knicklänge 

Knick Ost  

(Festsetzung nur noch als 
Hecke) 

145 m 1:1 145 m 

Knick Süd Bereich Kreisel  

(vollständiger Verlust) 

52 m 1:2 104 m 

Knick Süd  

(Knickerhalt mit KSStr. 5 m 
und Lärmschutzwand) 

300 m Kein 
Ausgleich 

0 m 

Redder Nord  

(Festsetzung Weg als 
Sandweg, Abstand zum 
Baugebiet durch Grünfläche 
10 m) 

350 m Kein 
Ausgleich 

0 m 

Knicks am Frachtweg 27 m 1:2 54 m 
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Summe Ausgleichsbedarf 303 m 

 

 

c) Artenschutz 

Zur detaillierten Betrachtung der artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen wird auf 
die artenschutzrechtliche Prüfung in Anlage 1 verwiesen. 

 

Zauneidechsen (nur Potenzial) nur Minimierung und Habitataufwertung, kein 
Ausgleich 

Brutvögel Offenland (kein 
Nachweis) 

Kein Ausgleich 

Brutvögel Gehölze Minimierung Bauzeitenregelung, Ausgleich 
multifunktional über Knickneuanlage  

Haselmäuse (nur Potenzial) Minimierung Bauzeitenregelung, Ausgleich 
multifunktional über Knickneuanlage 

Fledermäuse Minimierung Bauzeitenregelung, Ausgleich 
Tagesverstecke durch Aufhängen von Kästen 

 

d) Eingriffe in Bäume 

Durch die Herstellung des Kreisverkehrsplatzes sind zwei größere Bäume betroffen. Da 
sowohl auf den neu herzustellen Knicks Überhälter gepflanzt werden und insgesamt 16 
Bäume im Straßenraum des Wohngebiets gepflanzt werden, ist dieser Verlust ausgeglichen. 
Die artenschutzrechtliche Betrachtung erfolgt gesondert (siehe Anlage 1). 

 

4.3 Ausgleichsmaßnahmen 

Für die Umsetzung der flächigen Ausgleichsmaßnahmen sind zwei Flächen vorgesehen. 
Eine Fläche liegt innerhalb des Geltungsbereiches (Teilfläche West) als zweite Fläche ist die 
gemeindeeigene Ausgleichsfläche am Waldhallenweg vorgesehen. Es ergibt sich danach 
folgende Bilanz. 

 

Geltungsbereich Teilfläche West: 

Nördlich des Sickerbeckens, abgetrennt durch einen Knick, verbleibt eine Fläche von 11.835 
m², welche als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft festgesetzt ist (T-Linie). Als Entwicklungsziel ist hier die 
Herstellung und Unterhaltung von extensivem mesophilem Grünland geplant. Folgende 
Maßnahmen sind vorgesehen: 

- Abtrag des Oberbodens, 
- Bodenmodellierung mit Herstellung von Hügeln und Senken (max. Höhendifferenz 50 

cm, Massenausgleich), 
- Selbstbegrünung, 
- Einmal jährliche Mahd ab Ende Juli, alternativ extensive Beweidung, 
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- Herstellung eines gestuften Waldrandes entlang der nördlichen Waldgrenze (Breite 5 
m) aus standortheimischen Arten. Darüber hinaus sind keine Pflanzmaßnahmen 
vorgesehen. 

Da die Fläche bisher intensiv als Acker bzw. Lagerplatz mit Zuwegung genutzt wurde, wird 
der Ausgleich mit 1:1 angerechnet. Anrechenbare Ausgleichsfläche daher 11.835 m². 

 

Ausgleichsfläche Waldhallenweg: 

Ein Teil dieser Fläche wurde bereits als Ausgleichsfläche für den Bebauungsplan Nr. 50 der 
Gemeinde Büchen verwandt. Abzüglich dieses Ausgleichs verbleibt eine Flächengröße von 
11.479 m². Der Anrechnungsfaktor beträgt, wie auch beim B-Plan Nr. 50 67 %. Danach 
ergibt sich eine anrechenbare Flächengröße von 7.691 m². 

Hinsichtlich der geplanten Maßnahmen wird auf das Gesamtkonzept des B-Planes Nr. 50 
verwiesen. Folgende Maßnahmen waren vorgesehen: 

1) Rodung des Gehölzjungwuches (Pappeln) und Pflanzung eines artenreichen 

Waldrandes an der nördlichen Grundstücksgrenze (B-Plan 50), 

2) Entwicklung eines  Trockenrasens mit Umsetzen von Charakterarten aus dem B-

Plan-Gebiet (B-Plan 50), 

3) Entwicklung von Extensivgrünland durch Aushagerung und einschürige Mahd (ab 

1.9.). Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig (B-Plan 50 

und 55) 

4) Rodung des Fichten- und Traubenkirschenstreifen an der südlichen 

Grundstücksgrenze und Pflanzung eines trockenen Eichen-Birken-Waldes (B-Plan 

55) 

5) Sukzession der bestehenden Waldlichtung/Waldweg (B-Plan 55) 

6) Erhaltung und Aufwertung des bestehenden Knicks entlang des Waldhallenweges 

durch Ergänzungspflanzung (B-Plan 55). 

 

Abb. 8: Ausgleichsfläche Waldhallenweg 
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Damit werden insgesamt anrechenbare Ausgleichsflächen von 19.526 m² geschaffen. Der 
Bedarf von 18.969 m² ist damit vollständig ausgeglichen. 

 

Ausgleich Knicks: 

Auf der Teilfläche West werden zwei neue Knicks mit einer Gesamtlänge von 363 m 
angelegt. Zum einen erfolgt hier eine Fortsetzung des Redders am Fuchsweg (hier aber nur 
als unbefestigter Unterhaltungsweg mit beidseitigen Knicks), zum anderen wird ein Knick als 
Trennung zwischen Sickerbecken und Ausgleichsfläche angelegt. Beide Knicks können die 
typischen ökologischen Funktionen erfüllen und werden mit standortgerechten Gehölzen 
bepflanzt. Aufgrund der Lage innerhalb der Teilfläche West, für die nur eine extensive 
Nutzung bzw. Unterhaltung vorgesehen ist, sind Störungen der Knicks sowie der sich hier 
ansiedelnden Arten nicht zu erwarten. Neben Gehölzbrütern und Haselmäusen können die 
Knicks mit den angrenzenden extensiven Grünlandflächen auch als Lebensraum für 
Zauneidechsen und zahlreiche Insektenarten (z.B. Wildbienen) diesen. Aus diesem Grund 
erfolgt die Anrechnung der Knicks mit dem Faktor 1:1. Der Ausgleichsbedarf Knick von 303 
m ist daher vollständig erbracht. 

 

Ausgleich Artenschutz: 

Als Ausgleich für potenziell entfallende Fledermaus-Tagesquartiere an zwei größeren 
Bäumen sind im Geltungsbereich 5 Fledermausflachkästen aufzuhängen. Hier stehen 
ausreichend Bäume z.B. am Redder zur Verfügung. 

Für den Verlust von Bruthabitat für Gehölzbrüter (Vögel) werden neue Brutplätze auf den 
neu anzulegenden Knicks geschaffen. Diese liegen weniger störungsreich und sind in 
größerem Umfang geplant, so dass ein darüber hinaus gehender Ausgleich nicht erforderlich 
wird.  

Gleiches gilt auch für potenziell vorkommende Haselmäuse. 

Für Vögel des Offenlandes (kommen nicht vor) und Zauneidechsen (potenziell vorkommend 
am Redder) ist kein Ausgleich erforderlich. Für die Zauneidechse stellen die geplanten 
Saumstrukturen am Redder sowie die allgemeinen Ausgleichsmaßnahmen auf der Teilfläche 
West jedoch eine Lebensraumverbesserung dar. 

 

4.4 Pflanz- und Pflegemaßnahmen 

Für die Pflanzung der Strauchhecken und Gehölzgruppen gelten folgende Vorgaben: 

Verwendung von heimischer Straucharten in der Qualität: Strauch 2 x verpflanzt, 60-80 cm, 
ohne Ballen zu verwenden. Folgende Pflanzenarten sind vorzusehen: Haselnuss (Corylus 
avellana), Birke (Betula pendula), Weißdorn (Crateagus laevigata), Heckenrose (Rosa 
canina), Scharzer Holunder (Sambucus nigra), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), 
Eberesche (Sorbus aucuparia), Hartriegel (Cornus sanguinea oder mas), Wildapfel, 
Wildbirne (Malus communis und Pyrus pyraster), Pflanzdichte: 1 Pflanze/ m².  

Als Auflockerung können im Bereich der Strauchhecken an der West- und Ostseite der 
Teilfläche Ost ca. 10 % Blüh- und Beerensträuchern (z.B. Flieder, Forsythie, Johannisbeere) 
eingemischt werden. Auf der zentralen Grünfläche (Park) sollen bevorzugt heimische Arten 
zum Einsatz kommen, die durch Laubgehölze mit besonderem Blatt-, Blüh- und 
Rindenschmuck ergänzt werden. 

 

Für die Herstellung der Knicks sind folgende Vorgaben einzuhalten: 
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Sohlbreite 2,50 m, Kronenbreite 1,00 m, Wallhöhe 1,00 m über GOK. Für die Bepflanzung 
sind heimische Straucharten in der Qualität: Strauch 2 x verpflanzt, 60-80 cm, ohne Ballen 
zu verwenden. Es sind die o.g. heimischen Arten vorzusehen. Pflanzraster 1x1 m jedoch nur 
auf 50 % der Fläche. 

Pflanzen von Überhältern alle 25 m in der Qualität: Heister 3 x verpflanzt, 200-250 cm mit 
Ballen, abwechselnd Eichen und Kiefern verwenden. Knick und Bepflanzung sind extensiv 
zu pflegen und zu unterhalten.  

Die Begrünung der Knickschutzstreifen unterliegt der Sukzession, Pflege durch einmal 
jährliche Mahd ab Ende Juli. 

 

Pflanzung von Bäumen: 

Für alle neu zu pflanzenden Bäume im Baugebiet (öffentlicher Raum, Privatgärten) sind 
heimische Laubbäume und Obstbäume zu verwenden. Dabei sind neben bevorzugt 
einzusetzenden heimischen Arten auch Bäume mit einem besonderen Blatt-, Rinden- oder 
Blühschmuck einzusetzen.  

 

Pflege der Knickschutzstreifen im Baugebiet: 

Auch die Begrünung dieser Streifen inklusive der angrenzenden öffentlichen Grünflächen soll 
der Sukzession unterliegen. Die Pflege dieser Streifen/Grünflächen erfolgt durch 1-2 mal 
jährliche Mahd ab Ende Juni. Zur Gestaltung der Grünfläche am Redder sind hier kleinere 
Gehölzgruppen aus standortheimischen Arten (max. 10 % der Fläche) oder Strukturelemente 
in Form von Steinen einzubringen. 

 

Pflege des Sickerbeckens: 

Aus hydraulischen Gesichtspunkten ist zumindest für Teilbereiches des Sickerbeckens eine 
Ansaat vorzusehen (kräuterreiche Mischung, mind. 50 % Kräuteranteil). Nach Möglichkeit ist 
einer Selbstbegrünung der Vorzug einzuräumen. Auf die Andeckung von Oberboden ist zu 
verzichten. Pflanzmaßnahmen finden auf der Fläche nicht statt. 

Die Pflege richtet sich nach hydraulischen Erfordernissen, ist aber nach Möglichkeit auf eine 
1-2 mal jährliche Mahd ab Ende Juni zu reduzieren. Zur Strukturbereicherung und als 
Trittsteinbiotop und Lebensraum (z.B. für Zauneidechsen) sind auf Bermen und 
Randbereichen Kies- oder Steinhaufen anzulegen und durch Totholzelemente/Stubben zu 
ergänzen. 

 

5 Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf 
Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Bei der Erstellung dieses Umweltberichtes wurde die Anlage 1 BauGB zu § 2 Abs. 4 und § 
2a Satz 2 Nr. 2 verwendet. Die Eingriffsregelung wurde nach dem gemeinsamen Runderlass 
des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume vom 9. Dezember 2013 abgearbeitet. 

Die Bestanderhebungen zu den einzelnen Schutzgütern erfolgten auf Grundlage von 
Kartierung (z.B. Biotopstruktur, Vögel, Zauneidechsen), sowie durch die Auswertung von 
Kartenmaterial und Potenzialanalysen. 
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Angaben zu Boden und Lärm erfolgten durch Fachgutachten. Das von der Gemeinde 
Büchen erstellte Ortsentwicklungskonzept wurde ebenfalls in den Planungsprozess mit 
einbezogen. 

 

6 Monitoring 

Mögliche Erhebliche Umweltauswirkungen der Plandurchführung sind gemäß § 4c BauGB zu 
überwachen, um unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu erkennen und ggf. 
Abhilfemaßnahmen einzuleiten. 

Für folgende Punkte sollte aufgrund der Sensibilität der Flächen ein Monitoring durchgeführt 
werden: 

• Umsetzung der Begrünungsmaßnahmen, und Monitoring für alle Flächen mit 

Erhaltungsgebot, insbesondere Kontrolle des Erhalts der Knicks und der 

Knickschutzstreifen, 

• Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen und Kontrolle der Flächen bezüglich des 

Entwicklungskonzeptes,  

• Erstellung eines Pflegekonzeptes für Sickerbecken und Maßnahmen im 

Geltungsbereich als Ergänzung zu den Angaben des Umwelberichtes, 

 

7 Nicht technische Zusammenfassung 

Die Gemeinde Büchen plant die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 an der 
Pötrauer Straße. Hier soll auf einer Fläche von ca. 6,5 ha ein neues Wohngebiet entstehen. 
Im Bestand sind Ackerflächen sowie Knicks vorhanden. Die Versiegelung von Acker ist in 
diesem Bereich wenig konfliktträchtig, bei gleichzeitiger Schaffung von dringend benötigtem 
Wohnraum für Büchen. 

Als bedeutsame Landschaftselemente und Flächen von besonderer Bedeutung für den 
Arten- und Biotopschutz sind die Knicks einzustufen. Hier sind Minimierungsmaßnahmen zur 
dauerhaften Sicherung dieser Biotope erforderlich. Im Bereich der geplanten 
Haupterschließung ist ein Knick betroffen, welches einer Ausnahme von den Verboten des § 
30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 LNatSchG bedarf und ausgeglichen werden muss. 
Bezüglich des Artenschutzes werden Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, 
Verbotstatbestände werden jedoch nicht ausgelöst. 

Auf der westlichen, nicht für die Wohnbebauung vorgesehenen Teilfläche, werden Flächen 
für die Regenwasserversickerung sowie für Ausgleich bereitgestellt. Diese Fläche wird 
vollständig naturnah entwickelt und steht damit als Lebensraum zur Verfügung. Gleichzeitig 
kann das gesamte Regenwasser auf diese Weise im Geltungsbereich versickert werden. 

Durch Festsetzungen wird die innere Durchgrünung des Baugebietes geregelt. Weiterhin 
werden Erhaltungs- und Pflegefestsetzungen getroffen, die den Entwicklungszielen von 
Natur und Landschaft entsprechen. 

Es ist daher davon auszugehen, dass keine erheblichen nachteiligen und nachhaltigen 
Umweltauswirkungen (Beeinträchtigungen der Schutzgüter) im Sinne des UVPG verbleiben. 
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Die Begründung wurde in der Sitzung der  

Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen  

 

 

Am ________________  gebilligt. 

 

 

Büchen, den     ....................................... 

 

 

 

 

Bürgermeister  



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Bianca Schulz 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
Gemeindevertretung Büchen 23.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Widmung der Gemeindestraße "Am Park" und Festlegung eines 
Bauprogrammes 
 
 
Die Gemeinde Büchen stellt zwecks Wohnraumentwicklung die Verbindungsstraße 
zwischen „Parkstraße“ und „Ellernbruch“ endgültig her. Sie ist ca. 115 m lang und 
liegt im unbeplanten Innenbereich. 
 
Diese Straße in der Gemarkung Nüssau, Flur 3 mit den Flurstücken 61/10, 67/25 und 
67/26 erhält den Namen „Am Park“. Sie ist nunmehr gemäß § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) zu widmen und als 
Ortsstraße gemäß § 3 a StrWG einzustufen. 
 
Des Weiteren ist als Grundlage für die Abrechnung der Erschließungsbeiträge das 
als Anlage beigefügte Bauprogramm zu beschließen. 
 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung Büchen 
folgenden Beschluss:  
 
 
 
Beschlussempfehlung: 
1. Die Gemeindevertretung Büchen beschließt, die Straße „Am Park“ in der Ge-

markung Nüssau, Flur 3 mit den Flurstücken 61/10, 67/25 und 67/26, die den 
Charakter einer Gemeindestraße hat, gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes 
des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) als Ortsstraße gemäß § 3 a StrWG zu 
widmen. 

 
2. Die Gemeindevertretung Büchen beschließt das Bauprogramm für die Straßen-

baumaßnahme „Am Park“ in der vorliegenden Form. 
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Baumaßnahme „Am Park“ 

Bauprogramm 

Die Gemeinde Büchen stellt zwecks Wohnraumentwicklung die Verbindungsstraße zwischen 

„Parkstraße“ und „Ellernbruch“ endgültig her. Die Straße erhält den Straßennamen „Am 

Park“. Sie ist ca. 115 m lang und liegt im unbeplanten Innenbereich.  

Im Zuge der Baumaßnahme werden die Straße, der Gehweg, der Regenwasserkanal, der 

Schmutzwasserkanal, die zentrale Trinkwasserversorgung, die Straßenbeleuchtung, die 

Parkflächen und die Bepflanzung  endgültig hergestellt. 

1. Beschreibung der Maßnahme (lt. Ausbauquerschnitt A) 

1.1 Fahrbahn 

1.1.1 Breite: 0,25 m Grünstreifen 

 1,80 m Gehweg 

 5,00 m Fahrbahn inkl. Rinne (0,32 m) 

 4,15 m Parken (Schrägaufstellung) 

 0,70 m Grünstreifen 

 

1.1.2 Aufbau Fahrbahn: 8,00 cm Betonrechteckpflaster 10/20/8 cm 

 3,00 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 mm 

 25,00 cm Schottertragschicht 0/45 mm 

 24,00 cm Frostschutzschicht 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

1.1.3 Aufbau Parkfläche: 8,00 cm Betonrechteckpflaster 10/20/8 cm 

 3,00 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 mm 

 25,00 cm Schottertragschicht 0/45 mm 

 24,00 cm Frostschutzschicht 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

1.1.4 Aufbau Gehweg: 8,00 cm Betonrechteckpflaster 10/20/8 cm 

 3,00 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 mm 

 25,00 cm Schottertragschicht 0/45 mm 

 24,00 cm Frostschutzschicht 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

1.1.5 Aufbau Rinne: 14,00 cm Beton-Rinnenstein 16/16/14 cm 

 20,00 cm Betonauflager C 12/15 

 

1.1.6 Abgrenzung der Fahrbahn zur Parkfläche: 

 

 20,00 cm Beton-Rundbordstein 15/20/100 cm 

 20,00 cm Betonauflager und 15 cm Rücken- 

     stütze 
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1.1.7 Abgrenzung der Fahrbahn zum Gehweg und weiter zum Grünstreifen: 

 

 30,00 cm  Beton-Tiefbordstein 10/30/100 cm 

 20,00 cm  Betonauflager und 15 cm Rücken- 

        stütze 

 

1.1.8 Abgrenzung der Parkflächen zum Grünstreifen: 

 

 30,00 cm Beton-Hochbordstein 15/30/100 cm 

 20,00 cm Betonauflager und 15 cm Rücken- 

       stütze 

 

1.1.9 Straßenbeleuchtung: Die Straßenbeleuchtung erfolgt über fünf 

Leuchten (Alu-Licht-Mast) und den zugehörigen 

Erdkabeln. Drei Leuchten waren bereits vor 

Beginn dieser Maßnahme vorhanden. Diese 

werden zurückgebaut. 

 

1.1.10 Straßenentwässerung: Die Straßenentwässerung erfolgt über eine Re-

genwasserkanalisation aus Kunststoffrohren 

DN 400, einschl. der zugehörigen Straßenab-

läufe und Schächte, in das Regenrückhalte-

becken „Kalte Beek“. 

 

 

  

  

  

  

 

 



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Bianca Schulz 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
Gemeindevertretung Büchen 23.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Festlegung eines Bauprogammes für die Verbindungsstraße "Nüssauer Weg" 
 
 
Die Gemeinde Büchen erschließt den bisher unbebauten Bereich nördlich der 
Pötrauer Straße und südlich des Nüssauer Weges durch eine neue Straße. Die 
Straße liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 50 und sie verbindet das 
bestehende Bebauungsplangebiet Nr. 23 – Teil 2 (Sandberg, Nüssauer Weg) mit der 
„Pötrauer Straße“. Die Vermessungsarbeiten wurden bereits durchgeführt. 
 
Als Grundlage für die Abrechnung der Erschließungsbeiträge muss das als Anlage 
beigefügte Bauprogramm beschlossen werden. Die Widmung der Verbindungsstraße 
erfolgt nach Fertigstellung der Straße. 
 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung Büchen 
folgenden Beschluss:  
 
 
Beschlussempfehlung: 
1. Die Gemeindevertretung Büchen beschließt das Bauprogramm für die 

Baumaßnahme „Erschließungsstraße zwischen Nüssauer Weg und Pötrauer 
Straße“ in der vorliegenden Form. 
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Baumaßnahme „Erschließungsstraße zwischen Nüssauer Weg und Pötrauer Straße“ 

Bauprogramm 

 

Die Gemeinde Büchen erschließt den bisher unbebauten Bereich nördlich der Pötrauer 

Straße und südlich des Nüssauer Weges durch eine neue Straße. Diese Straße liegt im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 50. 

Die Erschließungsstraße ist ca. 160 m lang und verbindet die Straße „Nüssauer Weg“ mit 

dem Ortsteil Pötrau an der „Pötrauer Straße“. 

Im Zuge der Baumaßnahme wird die Straße, ein einseitiger Gehweg, der Regenwasserkanal, 

die Straßenbeleuchtung und die Bepflanzung  hergestellt. Der Schmutzwasserkanal und die 

Versorgungsleitung für das Trinkwasser sind bereits vorhanden. 

 

1. Beschreibung der Maßnahme (lt. Ausbauquerschnitt A und B) 

1.1 Fahrbahn 

1.1.1 Breite: 0,57 m Grünstreifen 

 1,50 m Gehweg 

 5,00 m Fahrbahn inkl. Rinne (0,32 m) 

 0,70 m Randstreifen 

 0,50 m Gabione 

 3,20 m Ausgleichsfläche 

   

1.1.2 Aufbau Fahrbahn: 4,00 cm Asphaltbeton AC 11 DN 

 10,00 cm Asphalttragschicht AC 22 TN  

 15,00 cm Schottertragschicht 0/32 mm 

 31,00 cm Frostschutzschicht GW/GI 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

1.1.3 Aufbau Fahrbahn (Länge: 10 m im Bereich der Einfahrt von der Pötrauer 

Straße: 

 8,00 cm Betonrechteckpflaster 20/20/8 cm 

          3,00 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 mm 

 20,00 cm Schottertragschicht 0/45 mm 

 29,00 cm Frostschutzschicht 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

1.1.4 Aufbau Gehweg: 8,00 cm Betonrechteckpflaster 10/20/8 cm 

 3,00 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 mm 

 25,00 cm Schottertragschicht 0/45 mm 

 24,00 cm Frostschutzschicht 0/32 mm 

 60,00 cm 
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1.1.5 Aufbau Rinne: 14,00 cm Beton-Rinnenstein 16/16/14 cm 

 20,00 cm Betonauflager C 12/15 

 

1.1.6 Aufbau Randstreifen: 

 

 7,00 cm Betongehwegplatten 50/50/7cm  

 3,00 cm Brechsand-Splitt-Gemisch 0/5 cm 

 15,00 cm Schottertragschicht 0/45 cm 

 35,00 cm Frostschutzschicht 0/32 cm 

 

1.1.7 Abgrenzung der Fahrbahn zu dem Gehweg: 

 

 20,00 cm Beton-Rundbordstein 15/20/100 cm 

 20,00 cm Betonauflager und 15 cm Rücken- 

      stütze 

 

1.1.8 Abgrenzung der Fahrbahn zum Randstreifen bzw. zum Grünstreifen und Ab-

grenzung des Gehweges zum Grünstreifen: 

 

 30,00 cm Beton-Tiefbordstein 10/30/100 cm 

 20,00 cm Betonauflager und 15 cm Rücken- 

     Stütze 

 

1.1.9 Straßenbeleuchtung: Die Straßenbeleuchtung erfolgt über sieben 

Leuchten (Alu-Licht-Mast) und den zugehörigen 

Erdkabeln 

 

1.1.10 Straßenentwässerung: Die Straßenentwässerung erfolgt über eine Re-

genwasserkanalisation aus Kunststoffrohren 

DN 300, einschl. der zugehörigen Straßenab-

läufe und Schächte, über die Pötrauer Straße. 

 

 

  

  

  

  

 

 



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Bianca Schulz 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
Gemeindevertretung Büchen 23.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Festlegung eines Bauprogrammes für die Ringstraße im Bebauungsplan Nr. 50 
 
 
Die Gemeinde Büchen erschließt den bisher unbebauten Bereich nördlich der 
Pötrauer Straße und südlich des Nüssauer Weges durch eine neue Straße. Diese 
Straße liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 50. Abgehend von dieser 
neuen Straße werden ebenfalls Grundstücke durch den Bau einer „Ringstraße“ 
erschlossen. Die Herstellung dieser „Ringstraße“ obliegt einem Erschließungsträger. 
Im nördlichen Bereich entsteht des weiteren ein Verbindungsweg (Fußweg) zum 
„Schulweg“. 
 
Die Gemeinde übernimmt die „Ringstraße“ nach Fertigstellung durch den Erschlie-
ßungsträger in ihre Unterhaltungslast und widmet sie entsprechend. 
 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung Büchen 
folgenden Beschluss:  
 
 
Beschlussempfehlung: 
Die Gemeindevertretung Büchen beschließt das Bauprogramm für die 
Baumaßnahme „Erschließungsstraße (Ringstraße) im Bebauungsplan Nr. 50 mit 
angrenzendem Fußverbindungsweg“ in der vorliegenden Form.  
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Baumaßnahme „Erschließungsstraße (Ringstraße) im Bebauungsplan Nr. 50 mit 

angrenzendem Fußverbindungsweg“ 

Bauprogramm 

 

Die Gemeinde Büchen erschließt den bisher unbebauten Bereich nördlich der Pötrauer 

Straße und südlich des Nüssauer Weges durch eine neue Straße. Diese Straße liegt im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 50. Abgehend von dieser neuen Straße werden 

ebenfalls Grundstücke durch den Bau einer „Ringstraße“ erschlossen. Die Herstellung dieser 

„Ringstraße“ obliegt einem Erschließungsträger. Im nördlichen Bereich entsteht ein Verbin-

dungsweg (Fußweg) zum „Schulweg“. 

Im Zuge der Baumaßnahme wird die Straße (teilweise mit Parkstreifen), der Regenwasser-

kanal, der Schmutzwasserkanal, die Versorgungsleitung für das Trinkwasser, die Straßen-

beleuchtung und die Bepflanzung  hergestellt.  

 

1. Beschreibung der Maßnahme (lt. Ausbauquerschnitt C und D) 

1.1 Fahrbahn 

1.1.1 Breite: 0,25 m Grünstreifen 

 4,25 m Fahrbahn inkl. Rinne (0,30 m) und  

   Tiefbord (0,20 m) 

 2,00 m Parkstreifen (teilweise), 

   

1.1.2 Aufbau Fahrbahn: 4,00 cm Asphaltbeton AC 11 DN 

 10,00 cm Asphalttragschicht AC 22 TN  

 15,00 cm Schottertragschicht 0/32 mm 

 31,00 cm Frostschutzschicht GW/GI 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

 

1.1.3 Aufbau Rinne: 8,00 cm Beton-Rinnenstein 10/20/8 cm 

 20,00 cm Betonauflager C 12/15 

 28,00 cm 

 

  

1.1.4 Einfassung der Fahrbahn: 30,00 cm Beton-Tiefbordstein 10/30/100 cm 

 20,00 cm Betonauflager und 15 cm Rücken- 

      stütze C 12/15 

 50,00 cm 

 

1.1.5 Straßenbeleuchtung: Die Straßenbeleuchtung erfolgt über vier 

Leuchten (Alu-Licht-Mast) und den zugehörigen 

Erdkabeln 
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1.1.6 Straßenentwässerung: Die Straßenentwässerung erfolgt über eine Re-

genwasserkanalisation aus Kunststoffrohren 

DN 300, einschl. der zugehörigen Straßenab-

läufe und Schächte, über die Pötrauer Straße. 

 

 

1.2 Fußweg (Verbindung zum „Schulweg“) 

1.2.1 Breite: 0,50 m Grünstreifen 

 2,00 m Fußweg inkl. Tiefbord (0,10 m) 

 0,50 m Grünstreifen 

 

1.2.2 Aufbau Fußweg: 

 4,00 cm Glensander 

 26,00 cm Schottertragschicht 0/45 mm 

 30,00 cm Frostschutzschicht 0/32 mm 

 60,00 cm 

 

1.2.3 Einfassung Fußweg (einseitig): 

 30,00 cm Beton-Tiefbordstein 10/30/100 cm 

 20,00 cm Betonauflager u. 15 cm Rückenstütze 

 50,00 cm 

 

1.2.4 Fußwegbeleuchtung: Die Beleuchtung erfolgt über zwei Leuchten (Alu-

Licht-Mast) und den zugehörigen Erdkabeln 

 

 

  

  

  

  

 

 



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Claudia Edler 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
Beratung: 
 
Straßenname für die Ringstraße im Babauungsplan Nr. 50: nördl. Pötrauer Str., 
westl. Schulzentrum 
 
In der letzten Sitzung des Ausschusses wurde beschlossen Namen für die neue 
Ringstraße zu suchen. Hierzu wurde eine Pressemitteilung geschaltet. 
Folgende Vorschläge sind im Amt eingegangen: 
 
Vorschlag von Herrn Kraus: Oberer Scheunenhorst (historische Bedeutung der 
Fläche),  
  
Vorschlag von Frau Rodriguez: Zur Mühle oder Mühlenweg, 
 
Vorschlag von Frau Fritz-Grunwald: Baumkamp, 
 
Diese Vorschläge sind für beide Baugebiete:  
Vorschlag von der Tierarztpraxis Büchen: Heike-Gehbauer-Straße (in Erinnerung an 
eine Tierschützerin in Büchen) oder Kubelgasse ( in Erinnerung an einen 
langjährigen Tierarzt in Büchen), 
 
Vorschlag von Frau Krause: Sonnenberg, Waldstraße, Waldweg, Zwischen den 
Wiesen, Wiesenredder (Wiesenweg und Wiesengrund gibt es bereits), Am Wald 
(es gibt die Straße Am Waldschwimmbad), Im Grund, Waldeck (es gibt den 
Waldhallenweg ) und Wurth. 
 
Herr Schuldt würde es schön finden, wenn man Namen nach den wirklichen „Stars“ 
unserer Gesellschaft aussuchen würde, wie z.B. Polizisten, Feuerwehrleute, 
Notärzte, Krankenschwestern oder nach einem Flüchtling, der herausragendes 
gleistet hat.  
 
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss beschließt für die Ringstraße im 
Bebauungsplan Nr. 50 folgenden Straßennamen:   
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Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Claudia Edler 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Straßennamen für die Straßen im zuk. Bebauungsplan Nr. 55: Großer 
Sandkamp 
 
 
In der letzten Sitzung des Ausschusses wurde beschlossen drei Namen für die 
Straßen im Bebauungsplan 55 zu suchen. Hierzu wurde eine Pressemitteilung 
geschaltet: 
Folgende Vorschläge sind beim Amt eingegangen: 
 
Vorschlag von Herrn Kraus: Großer Sandkamp (Flurbezeichnung), Hirschweg, An 
der Suhle, Zur Äsung, Isegrimstraße, Rehsprung, Ameisenstraße, An den 
Buschkoppeln (Flurbezeichnung), Am Franzhofer Zuschlag (Flurbezeichnung)  
und Am Gräberfeld (bronzezeitliches Urnengrabfeld),  
 
Vorschlag von Herrn Reuter: Dr. Kurt-Reuter-Straße (in Erinnerung an seinen 
Großvater, dem Apothekengründer und sehr engagierten Bürger von Büchen), 
 
Vorschlag von Frau Rodriguez: Am Engelsberg, Michaelweg und Gabrielweg 
(nach den Erzengeln), 
 
Vorschlag von Frau Harten: Heckenrosenweg, Am Knick (diesen Weg gibt es 
bereits) und Im Wiesengrund (es gibt bereits Wiesengrund und Wiesenweg in 
Büchen). 
 
Vorschläge sind für beide Baugebiete: 
 
Vorschlag von der Tierarztpraxis Büchen: Heike-Gehbauer-Straße (in Erinnerung an 
eine Tierschützerin in Büchen) und Kubelgasse (in Erinnerung an einen langjährigen 
Tierarzt). 
Vorschlag von Frau Krause: Sonnenberg, Waldstraße, Waldweg, Zwischen den 
Wiesen, Wiesenredder (Wiesenweg und Wiesengrund gibt es bereits), Am Wald 
(es gibt die Straße Am Waldschwimmbad), Im Grund, Waldeck (es gibt die Straße 
Waldhallenweg) und Wurth.  
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Herr Schult würde es freuen, wenn man Namen nach den wirklichen „Stars“ unserer 
Gesellschaft aussuchen würde, wie z. B. Polizisten, Feuerwehrleute, Notärzte, 
Krankenschwestern oder auch nach einem Flüchtling, der herausragendes geleistet 
hat.   
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Ausschuss beschließt folgende drei Straßennamen für das Neubaugebiet 
Bebauungsplan Nr. 55:  
 
 
 
 



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Nina Schering 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 27.04.2017 
 
 
Beratung: 
 
Zukünftige verkehrsrechtliche Anordnungen im "Schulweg" und "Nüssauer 
Weg" nach Bau der Verbindungsstraße B-Plan 50 sowie Parksituation 
Schulzentrum Büchen 
 
 
Aufgrund der schwierigen Parksituation auf den Parkplätzen zwischen der Turnhalle 
und der DRK Wiesen-Kita, aber auch auf der Seite des Sporthalleneinganges, war es 
notwendig die Situation neu zu überdenken. 
  
Um die Parksituation zu entschärfen, ist nun angedacht, an der Einfahrt zum 
Parkplatz hinter der Turnhalle ein Halteverbotszonenschild mit dem Zusatzschild 
„Parken auf gekennzeichneten Flächen erlaubt“ aufzustellen. Hierdurch ist dann ein 
Parken außerhalb der gekennzeichneten Flächen untersagt und der Weg für 
Rettungsfahrzeuge bleibt frei. Gleiches soll auch für den Bereich vor der Schule 
(zwischen Mensa und Sporthalle) gelten. 
 
Damit dies umgesetzt und künftige Verstöße geahndet werden können, ist die 
Widmung für den öffentlichen Verkehr notwendig. Die zu widmende Fläche ist 
nochmal genauer in der Anlage dargestellt. Der Schulverband als Eigentümer des 
Grundstücks muss der öffentlichen Widmung zustimmen.  
 
Der hintere Bereich der Parkplätze zwischen der DRK Wiesen-Kita und der 
Sporthalle wird Privatparkplatz für Lehrkräfte und somit nicht gewidmet.  
 
Außerdem besteht im Schulweg beidseitiges absolutes Halteverbot. Dennoch wird 
der Bereich zwischen den Linden täglich zugeparkt. Bisher wurden aufgrund der 
schwierigen Parksituation etwaige Parkverstöße toleriert und nicht geahndet. 
Aufgrund von Beschwerden von Einwohnern bei der Gemeinde und bei der 
Naturschutzbehörde ist nun ein Handeln notwendig. Um künftig dortiges Parken zu 
unterbinden wird daher vorgeschlagen, bei größeren Lücken zwischen den Linden 
rot-weiße Absperrpfosten aufzustellen. Darüber hinaus werden in dem Bereich 
künftig ebenso Kontrollen erfolgen und Parkverstöße geahndet.  
Ausweichmöglichkeit hierzu bieten die Parkplätze in der Pötrauer Straße am 
Regenrückhaltebecken und am Bahndamm (Nordseite). 
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Die Absperrpfosten werden herausnehmbar sein und können somit an Tagen mit 
Sonderveranstaltungen wie Einschulung o.ä. abgenommen werden, um kurzzeitig 
zusätzliche Parkplätze zu schaffen.  
 
Im Zuge der Baumaßnahme des Baugebietes B-Plan 55 wird der Nüssauer Weg zur 
Pötrauer Straße ausgebaut.  Wie schon beschlossen, wird der Schulweg nach 
Fertigstellung des Ausbaus zur Einbahnstraße erklärt. Für Radfahrer wird er trotzdem 
in beide Richtungen befahrbar bleiben.  
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Wegeausschuss beschließt den Parkplatz zwischen der Turnhalle und 
der DRK Wiesen-Kita sowie die Fläche auf der Sporthallenseite (zwischen Mensa 
und Sporthalle), wie in der Anlage gekennzeichnet,  vorbehaltlich der Zustimmung 
des Schulverbandes, für den öffentlichen Verkehr zu widmen.  
 
Ferner beschließt der Bau-und Wegeausschuss die Aufstellung der Absperrpfosten 
im Schulweg zwischen den Linden.  
 
Des Weiteren wird beschlossen, den Schulweg nach Ausbau des Nüssauer Weges 
als Einbahnstraße (von Richtung Lauenburger Straße bis Nüssauer Weg) zu 
beschildern. Radfahrer werden von dieser Regelung ausgenommen.  
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Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Claudia Edler 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Antragsstellung für ein absolutes Halteverbot in der Berliner Straße zwischen 
Gudower Straße und An den Moorwiesen 
 
 
Den Mitarbeitern des Bauhofes Büchen ist aufgefallen, dass es im Bereich der 
Berliner Straße (Neubau Broßmann) immer öfters zu Behinderungen durch parkende 
Fahrzeuge kommt. Besonders zu Feierabend staut sich in diesem Bereich der 
Verkehr. Aus diesem Grund soll dort ein absolutes Halteverbot Schild errichtet 
werden.  
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss beschließt für die Berliner Straße zwischen 
Gudower Straße und An den Moorwiesen ein absolutes Halteverbot Schild zu 
errichten 
 
 
 
 

TOP 18TOP 18



TOP 18TOP 18



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Claudia Edler 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Antragsstellung für ein absolutes Halteverbot in der Möllner Straße. Abschnitt 
Möllner Straße 1 - Ampelanlage Kindergarten 
 
 
Im Bereich der Möllner Straße  im Abschnitt Möllner Straße 1 und der Ampelanlage 
Kindergarten kommt es immer wieder zu Rückstaus durch parkende Fahrzeuge. Um 
dieses zu verhindern, soll hier ein absolutes Halteverbot Schild aufgestellt werden.  
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss beschließt für den Bereich Möllner Straße 1 
bis zur Ampelanlage Kindergarten ein absolutes Halteverbot Schild aufzustellen.  
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Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Claudia Edler 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Nutzung der alten Zufahrt neben dem Zebrastreifen am Rodelberg im Heideweg 
als Parkplätze 
 
 
Neben der Zufahrt zum Parkplatz (Rodelberg) wird die ehemalige Zufahrt als 
Parkplatz genutzt. Während des Schwimmbadbetriebes kommt es hier hin und 
wieder zu Engpässen, da dann der Gehwegbereich von Abholern blockiert wird. Es 
soll beraten werden, ob dieser ehemalige Zufahrtsbereich weiterhin als Parkplatz 
genutzt werden darf.  
 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss beschließt die weitere Nutzung der 
ehemaligen Zufahrt als Parkplatz (Rodelberg)    
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Gemeinde Büchen 
 

Beschlussvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Claudia Edler 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
Beratung: 
 
Verkehrssicherungspflicht/Baumkontrolle von Waldrändern in der Gemeinde 
Büchen 
 
 
Die Gemeinde Büchen möchte Ihrer Rechtspflicht zur regelmäßigen 
Waldrandkontrolle nachkommen. Hierzu hat Bürgermeister Möller ein Angebot von 
der Landwirtschaftskammer eingeholt. Es sollen an diversen Waldrändern 
(Wanderwegen, Waldkindergarten, Lotziner Wald, Parkstraße, Obdach, Büchen-
Dorf) und im Waldschwimmbad Sichtkontrollen und fachlich qualifizierte 
Inaugenscheinnahme vom Boden aus erfolgen. Über die Sichtkontrollen wird ein 
Protokoll erstellt aus dem entsprechende Pflegemaßnahmen hervorgehen.  
Die Kosten für die Erstkontrolle belaufen sich auf 4.343,50 € und zukünftig auf 
3.629,50 € brutto. Kosten für Pflegemaßnahmen werden gesondert berechnet.  
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Der Bau-Wege- und Umweltausschuss beschließt das Angebot der 
Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein zur jährlichen Verkehrssicherung und 
Baumkontrolle für diverse Waldränder in Höhe von 4.343,50 € brutto für die 
Erstkontrolle und zukünftig 3.629,50 € brutto anzunehmen.  
 
 
 
 

TOP 21TOP 21



TOP 21TOP 21



 

 

Gemeinde Büchen 
 

Informationsvorlage 
 
 
Bearbeiter/in: 
Linda Reinke 

Beratungsreihenfolge: 
 
Gremium Datum 
Bau-, Wege- und Umweltausschuss 08.05.2017 
 
 
 
TOP 22: 
Erste Entwurf des Netzentwicklungsplans 2030/380 kV-Netzausbau Lübeck - 
Krümmel 
 
Beratung: 
Die Verwaltung wurde informiert, dass in der Zeit vom 31.01.17 bis zum 28.02.17 
eine öffentliche Konsulation zum ersten Entwurf des Netzentwicklungsplans (NEP) 
2030  stattgefunden hat. Seit Anfang März 2017 wird dieser Entwurf des 
Netzentwicklungsplans (NEP) 2030 auf der Grundlage der eingereichten 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit zu einen zweiten Entwurf überarbeitet und soll 
anschließend der Bundesnetzagentur voraussichtlich bis zum 02. Mai 2017 zur 
Prüfung vorgelegt und veröffentlicht werden.  
 
In diesem Entwurf des NEP 2030 heißt es, dass die Übertragungsnetzbetreiber 
(ÜNB) 50Hertz, Amprion, TenneT und TransnetBW alle notwendigen Maßnahmen für 
einen auch zukünftig sicheren und bedarfsgerechten Netzbetrieb durch Optimierung, 
Verstärkung oder Ausbau des Netzes beschrieben haben. Unter anderen ist die 
Maßnahme M 468 Lübeck – Krümmel enthalten. Ziel ist die Errichtung einer neuen 
380-kV-Leitung zwischen Lübeck und Krümmel auf etwa 80 km Länge bis zum Jahr 
2030.  
 
Die konkrete Planung von geografischen Verläufen der Stromleitungen und genauen 
technologischen Lösungen ist nicht Gegenstand des NEP und damit auch kein 
Thema der Konsulation gewesen. Dieses ist erst in nachgelagerten 
Genehmigungsverfahren vorgesehen. Auch dort soll sich die Öffentlichkeit in 
mehreren Stufen an der Planung intensiv beteiligen dürfen, heißt es im 
Konsulationsleitfaden. 
 
Eine Informations- und Dialogveranstaltung zum zweiten Entwurf NEP/und des 
Offshore-Netzentwicklungsplans 2030 (O-NEP)  findet am 23.05.17 in Berlin statt. 
Eine Anmeldung ist zuvor erforderlich.  
 
Weitere Informationen sind im Internet unter www.netzentwicklungsplan.de enthalten..  
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Beschlussempfehlung: 
 
 
 
 



1

Reinke, Linda (Gemeinde Büchen)

Von: Stubbe, Doris (Gemeinde Büchen)

Gesendet: Donnerstag, 4. Mai 2017 08:20

An: Reinke, Linda (Gemeinde Büchen)

Betreff: WG: Veröffentlichung zweite Entwürfe NEP und O-NEP 2030, Version 2017

 

 

Von: Netzentwicklungsplan [mailto:info=netzentwicklungsplan.de@cmail20.com] Im Auftrag von 

Netzentwicklungsplan 
Gesendet: Dienstag, 2. Mai 2017 14:39 

An: Info (Gemeinde Büchen) 

Betreff: Veröffentlichung zweite Entwürfe NEP und O-NEP 2030, Version 2017 

 

 

www.netzentwicklungsplan.de

 

Veröffentlichung zweite Entwürfe NEP und O-NEP 2030, 
Version 2017 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

die Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz, Amprion, TenneT und TransnetBW haben heute die zweiten 

Entwürfe des Netzentwicklungsplans Strom 2030 (NEP) und des Offshore-Netzentwicklungsplans 

2030 (O-NEP) auf ihrer gemeinsamen Website www.netzentwicklungsplan.de veröffentlicht und an 

die Bundesnetzagentur übergeben.  

 

Einen Überblick über die wesentlichen Inhalte erhalten Sie in der gemeinsamen Pressemitteilung der 

Übertragungsnetzbetreiber.  

 

Zweite Entwürfe gehen auf Konsultationsbeiträge ein 

In die zweiten Entwürfe sind Anregungen aus der vom 31. Januar bis 28. Februar 2017 

durchgeführten öffentlichen Konsultation zu den ersten Entwürfen von NEP und O-NEP 2030 

eingeflossen. Insgesamt wurden 2.133 Stellungnahmen eingesandt.  
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Die Konsultationsbeiträge zum NEP thematisieren neben grundsätzlichen Fragen zu in den 

Szenarien getroffenen Annahmen und Erfordernissen der Netzentwicklung auch die regionale 

Betroffenheit. Vor allem die Alternativen zur Entlastung des Netzknotens Grafenrheinfeld (P43mod 

und P44mod), der Abschnitt Raitersaich – Ludersheim des Projekts P53, die Ostküstenleitung in 

Schleswig-Holstein (P72) sowie der Verlauf der drei großen HGÜ-Verbindungen von Nordrhein-

Westfalen nach Baden-Württemberg, von Schleswig-Holstein nach Bayern und von Sachsen-Anhalt 

nach Bayern waren Gegenstand zahlreicher Stellungnahmen.  

 

Schwerpunkte der Stellungnahmen zum O-NEP sind die Themen Staffelung und Projekttermine, 

Ausgestaltung des Szenariorahmens, Berücksichtigung des Flächenentwicklungsplans und des durch 

das WindSeeG eingeleiteten Systemwechsels sowie die Auswahl geeigneter 

Netzverknüpfungspunkte und der damit zusammenhängende Netzausbau an Land.  

 

Weitere Dokumente: Zahlen – Daten – Fakten und Punktmaßnahmen 

Die Übertragungsnetzbetreiber haben die wesentlichen Zahlen, Daten und Fakten sowie die 

Übersichtskarten zu den zweiten Entwürfen von NEP und O-NEP 2030 in einem gesonderten 

Dokument gebündelt.  

 

Ergänzend zum NEP wird außerdem eine Übersicht zu Punktmaßnahmen zur Verfügung gestellt, die 

die Verknüpfungen zwischen dem Übertragungs- und dem Verteilernetz (vertikale Punktmaßnahmen) 

verdeutlicht.  

 

Darüber hinaus finden Sie Zusatzinformationen zur inhaltlichen Vertiefung der beiden Berichte auf 

der Website.  

 

Informations- und Dialogveranstaltung 

An dieser Stelle möchten wir Sie noch einmal herzlich zu unserer Veranstaltung zu den zweiten 

Entwürfen von NEP und O-NEP 2030 einladen:  

Informations- und Dialogveranstaltung 

Zweite Entwürfe NEP/O-NEP 2030 

am Dienstag, 23. Mai 2017 

von 10 Uhr bis etwa 14 Uhr 

im Tagungswerk Jerusalemkirche, 

Lindenstraße 85, 10969 Berlin.  

Auf der Veranstaltung berichten wir über die am häufigsten thematisierten Aspekte aus der 

öffentlichen Konsultation und geben Ihnen einen Überblick über die darauf aufbauend überarbeiteten 

zweiten Entwürfe von NEP und O-NEP 2030. Anschließend haben Sie an verschiedenen 

Thementischen die Möglichkeit, im persönlichen Gespräch Ihre Fragen mit den Experten der 

Übertragungsnetzbetreiber zu besprechen.  

 

Bitte melden Sie sich und ggf. Ihre Begleitung bis zum 15. Mai 2017 an unter 

http://www.netzentwicklungsplan.de/anmeldung-zur-informations-und-dialogveranstaltung. Sofern Sie 

selbst nicht teilnehmen können, ist es möglich, die Einladung an eine Vertretung weiterzuleiten.  

 

Wir bitten um Verständnis, dass die Teilnehmeranzahl aus Platzgründen begrenzt ist. Außerdem 

weisen wir darauf hin, dass vor Ort keine Parkmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Sie werden daher 
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gebeten, mit öffentlichen Verkehrsmitteln anzureisen. Bitte nutzen Sie hierfür die Anreiseinformation 

des Tagungswerks.  

 

Nächste Schritte 

Die Bundesnetzagentur wird die in den zweiten Entwürfen des NEP und O-NEP enthaltenen Projekte 

und Maßnahmen des Zubaunetzes auf ihre energiewirtschaftliche Notwendigkeit hin prüfen und dann 

zusammen mit dem Umweltbericht erneut zur öffentlichen Konsultation stellen. Anschließend werden 

der NEP und der O-NEP 2030 von der Bundesnetzagentur bestätigt.  

 

Weitere Information finden Sie unter www.netzausbau.de sowie auf unserer Website 

www.netzentwicklungsplan.de.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Die Übertragungsnetzbetreiber 

Kerstin Maria Rippel 

Leiterin Kommunikation und Public Affairs 

50Hertz Transmission GmbH  

Dr. Andreas Preuß 

Pressesprecher 

Amprion GmbH  

Mario Meinecke 

Stv. Leiter Konzernrepräsentanz Berlin / Public Affairs 

TenneT TSO GmbH  

Regina König 

Pressesprecherin 

TransnetBW GmbH  

 

Möchten Sie keine weiteren Informationen erhalten, klicken Sie hier. 

Hinweis: Für den Versand des Infoletters greift unsere Kommunikationsagentur CB.e Clausecker | Bingel AG auf das 

Angebot des Dienstleisters Campaign Monitor zurück. Da in diesem Fall Absender und Inhaber der Domain 

„netzentwicklungsplan.de“ voneinander abweichen, interpretiert manche Sicherheitssoftware dies als 

„Täuschungsversuch“. Die Übertragungsnetzbetreiber versichern, dass keinerlei Malware oder sonstige schädliche 

Inhalte Grund für diese etwaige Fehlermeldung sind. Bei Rückfragen melden Sie sich gerne unter 

info@netzentwicklungsplan.de 

50Hertz Transmission GmbH 
Heidestraße 2 
10557 Berlin 
Telefon: 030 5150 - 0 
Telefax: 030 5150 - 2199 
E-Mail: info@50hertz.com 
www.50hertz.com  

Sitz der Gesellschaft: Berlin 
Amtsgericht: Charlottenburg 
Handelsregisternr.: HR B 84446 
USt.-ID: DE 813473551 
Geschäftsführung: Boris Schucht (Vorsitz), Marco Nix, 
Dr. Frank Golletz, Dr. Dirk Biermann 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Christiaan Peeters  

Amprion GmbH 
Rheinlanddamm 24 
44139 Dortmund 

Sitz der Gesellschaft: Dortmund 
Amtsgericht: Dortmund 
Handelsregisternr.: HR B 15940 
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Telefon: 0231 5849 - 0 
Telefax: 0231 5849 - 14188 
E-Mail: info@amprion.net 
www.amprion.net  

USt.-ID: DE 813761356 
Geschäftsführung: Dr. Hans-Jürgen Brick, Dr. Klaus Kleinekorte 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Heinz-Werner Ufer  

TenneT TSO GmbH 
Bernecker Straße 70 
95448 Bayreuth 
Telefon: 0921 50740 - 0 
Telefax: 0921 50740 - 4095 
E-Mail: info@tennet.eu 
www.tennet.eu  

Sitz der Gesellschaft: Bayreuth 
Amtsgericht: Bayreuth 
Handelsregisternr.: HR B 4923 
USt-ID: DE 815073514 
Geschäftsführung: Dr. Urban Keussen (Vorsitz), Alexander Hartman 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Melchior Kroon  

TransnetBW GmbH 
Pariser Platz 
Osloer Straße 15–17 
70173 Stuttgart 
Telefon: 0711 21858 - 0 
Telefax: 0711 21858 - 4405 
E-Mail: info@transnetbw.de 
www.transnetbw.de  

Sitz der Gesellschaft: Stuttgart 
Registergericht: Stuttgart 
Handelsregisternr.: HR B 740510 
USt.-ID: DE 191008872 
Geschäftsführung: Dr. Werner Götz (Vorsitz), Rainer Joswig, Dr. Rainer Pflaum 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dr. Hans-Josef Zimmer  
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